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Vorrede.
w

PoVn der Vorrede zum erſten Theile iſt die zu

verlaſſige Erſcheinung dieſes zweyten auf die

Michaelismeſſe dieſes Jahres verſprochen wor

den. Jn ſofern ware alſo nun, da das Ver

ſprechen erfullt zu ſehyn ſcheint, weiter nichts

zu ſagen, und der Verfaſſer konnte. ſich blos

auf ſeine ſchon angebrachte Bitte um Nachſicht

beziehen.

Allein



Vorrede.
Allein er bedarf dieſer aus einem neuen

Grunde. Die Menge der Materialien veran—

laßte ihn, den zweyten Theil in zwey ungefahr

gleiche Halften abzuſondern, und einige wichtige

Hinderniſſe nothigen ihn, beyde auch in Ruck—

ſicht auf die Zeit ihrer offentlichen Erſcheinung

von einander zu trennen. Mit dem dritten

Theile wird dann auch das verſprochene Regi—

ſter folgen.

Gottingen den 27. Aug. 1799.
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Teutſches Policeyrecht.

—Drittes Buch.
J Policeyrecht im engeren Sinnt.

Zweyter Abſchnitt.
Von dem Rechke der Wohlfarths—

policey.

Erſtes Hauptſtuck.

Umfang und Grenzen des Rechtes der Wohl—
farthspolicey.

J. Allgemeiner Grund des Rechtes der Wohlfarthsrolicev.
ſIi. Gegenſtande deſſelben uberhaupt. 111. Jnsleſondere.
v. Mittel der Wohlfarthspolicey. V. Grenzen 1 in Anſe—
hung der Wohlfarth der einzelnen Staatsburget. VI. 2. in
Auſehung der allgemeinen Wohlfarth. 2

eDOer Hauptzweck des Staats, Sicherheit der 1.
ganzen Geſellſchaft und jedes einzelnen Gliedes
derſelben, ſchließt den untergeordneten Zweck

A der



2 Buch lll. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
der allgemeinen Wohlfarth, der Zufriedenheit und
Gluckſeligkeit der Staatsgenoſſen nicht aus.
Geſchichte und Verfaſſung aller Staaten beweiſen,
daß keiner derſelben allein bey jenem Hauptzwecke
der Sicherheit ſtehen geblieben iſt. “Beym Fort
„gang der Cultur entdeckte man, daß das heilige
„Depot von Millionen durch den Staat vereinter
„Krafte noch zu weit mehrerem, als zum bloßen
„Schutz hinreiche; daß ein Voltk glucklicher, wie
„ein. anderes ſey, wenn es reich, zahlreich und
„aufgeklärt ware; daß eine weiſe Regierung in
„alle dieſe drey Syecialzwecke machtig wirken

„konne. Seit dieſer Entdeckung, und nach dem
„Erwachen aus langem Schlummer, fordern die
„Volker von ihren Herrſchern dieſe Einwirkung,

„als Pflicht, was weiland nur fur Gnade
galt a)“.

Die Thatſache kann nicht gelaugnet werden;
in allen Staaten wird von der hochſten Gewalt
nicht blos Sorge fur die Sicherheit, ſondern auch

fur

Der Krieg, welcher der Gluckſeligkeit, als Staats—
zweck, angekundigt worden iſt, beruht großten—
theils auf Mißverſtandniß und Wortſtreit. Nimmt
man die Vervollkommnung des inneren ſowohl,
als des auſſeren Zuſtandes der Staatsburger als
das Ziel an, zu deſſen Erreichung auch die Staats—
verbindang als Mittel dienen ſoll, und nur

dieſe Jdee kann man hier mit dem Ausdrucke:
Gluckſeligkeit, vernunftiger Weiſe verbinden; ſo
durften wohl alle Parteyen leicht zu vereinigen
ſeyn. Vergl. Benſen Verſuch eines ſyſtema—
tiſchen Grundriſſes der reinen und angewandten
Staatslehre. Abth. 1. ſ. Z9.

a) Schlozer allgemeines Staatsrecht S. 18.



Umfang d. Rechtes d. Wohlfarthspol. 3

fur die Wohlfarth der Staatsgenoſſen gefordert?).
Sollte aber nicht dieſe Forderung ſelbſt dem Haupt
zwecke der Sicherheit nachtheilig ſeyn und folglich
der Natur und dem Weſen der Staatsgeſellſchaft
gerade zu widerſprechen? Wo bleibt eine beſtimmte
Grenze der hochſten Gewalt, wenn eine Unbe—
ſtimmte, ihrem eigenen Urtheile uberlaſſene allge—
meine Gluckſeligkeit ihr Ziel ſeyn ſoll? Sollen die
Furſten Vater des Volks ſeyn, ſo groß auch die
Gefahr iſt, daß ſie ſeine Despoten ſeyn werden b)?

Unſtreitig ſetzt der Zweck der Sicherheit dem
Umfange der hochſten Gewalt im Staate die ein—
fachſten und beſtinimteſten Grenzen und die Er—
weiterung des Staatszweckes gewahrt allerdings
dem Zwangsrechte des Staats gegen die einzelnen
Staatggeuoſſen einen grofieren Epielraum. Die
Maſſe der Freyheiltsrechte des Einzelnen wird in
eben dem Grade vermindert, in welchem der Wir—
kungskreis der Staatsgewalt durch die Ausdeh—
nung des Staatszweckes uber ſeine urſprungliche

Gren—

n) Die meiſten teutſchen Landes- Grundgeſetze ver—
pflichten die Regenten zur ununterbrochenen Sorg—
falt fur die allgemeine Wohlfarth. So heißt es
3. E. im Anhaltiſchen Landtags-Abſchiede v.
1652: “alle unſere Rathſchlage und Handlungen
„nach Erforderung unſeres furſtlichen Amts auf
»das geſammte Wohlergehen einzurichten';

mund im Mecklenburgiſchen Erbvergleiche von
1755: “die Wohlfarth und Zufriedenheit un—
„„ſerer Unterthanen aller Stande zu betordern'“

b) Vergl. Schaumann kritiſche Abhandlungen
S. 222. f. Maaß uber Rechte u. Verbindlich—
keiten S. 162.

A 2



4 Buch lII. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
Grenze vergroſſert wird, und dieſe Ausdehnung
des Staatszweckes wurde in der That das un—
glucklichſte Reſultat der fortſchreitenden Cultur
ſeyn, wenn ſie eine unbeſtimmte, willkuhrliche
Gewalt im Staate bearundete, wenn ſie eine feſte
Grenzlinie zwiſchen Staatsgewalt und Despotis
mus uunmoglich machte. Alsdann konnte man
Fichten wohl nicht widerſprechen, wenn er die
Anerkennung der Rechtsgultigkeit derſelben die
giftige Quelle alles unſeres Elends, einen Satz,
der aus der Holle ſtamme, nennt c).

Allein der Zweck der allgemeinen Wohlfarth

muß dem Hauptzwecke der Sicherheit immer un
tergeordnet bleiben, und nie darf der letztere um
des erſten willen auf die Seite geſetzt werden, ſſo
daß alſo Verletzung der Sicherheit des Einzelnen
unter dem Vorwande der allgemeinen Wohlfarth
in einem wohlgeordneten Staate nie ſtatt haben
kann.

Jſt es moglich in der Staatsgeſellſchaſt durch
zweckmaßige Leitung der vereinigten Krafte der
Staatsgenoſſen die Hinderniſſe zu vermindern oder
aus dem Wege zu raumen, die unſerer hoheren
Ausbildung, unſerer großeren, nutzlicheren, wirk—
ſamern Thatigkeit, unſerm vollkommenern phyſi
ſchen nnd moraliſchen Wohlſtande ſich entgegen

ſtellen; ſo iſt es unſere Pflicht, dieſer Leitung
uns zü unterwerfen und in dieſer Hinſicht einen
großern Theil unſerer naturlichen Freyheit aufzu—

opfern,
4

e) Fichte Juruckforderung der Denkfreyheit an die

Furſten Europens; in der Vorrede.



Umfang d. Rechtes d. Wohlfarthspol. 5

opfern, als ſounſt der Zweck der Sicherheit allein
erfordert haben wurde.

Viele Annehmlichkeiten und Bequemlichkeiten
des geſellſchaftlichen Lebens konnen nicht genoſſen,

viele Unaunehmlichkeiten und Unbequemlichkeiten
deſſelben konnen nicht vermieden werden, wenn
nicht mehrere Glieder der Geſellſchaft zu dieſem
Zwecke ſich vereinigen, und ſehr oft wird auch da
von ohne Uebereinſtimmung des Ganzen nur ein

ſehr unſicherer und unvollſtandiger Erfolg erwar—
tet werden konnen. Die Erweiterung des Staats—
zweckes entzieht alſo unſern Freyheitsrechten nicht
mehr, als wir ſelbſt vernunftiger Weiſe ihnen ent
ziehen mußten, wenn wir die Vortheile des ge—
ſellſchaftlichen Lebens in ihrem ganzen Umfange
genießen wollen, und ſie ſichert uns vielmehr den
Erfola „den in den meiſten Fallen bloße Privat
verbindungen ſelbſt bey großeren Beſchroankungen
unſerer Freyheit nicht haben wurden.

Ueberdieß muſſen die meiſten Hinderniſſe der
Wohlfarth nothwendig den nachtheiligſten Einfluß
auf den Hauptzweck der Sicherheit haben, indem
ſie die Mittel zur Erreichung defſelben vermindern
und ſchwachen. Wenn man alſo auch bey dieſem
Hauptzwecke allein ſtehen bleiben wollte; ſo wurde
doch zur Erreichung deſſelben die Hiuwegraumung
jener Hinderniſſe weſentlich nothwendig ſeyn d).

Die Einwilligung aller Staatsgenoſſen in den
untergeordneten Zweck der allgemeinen Wohlfarth

Az kann
d) S. Thl. I. S. 10. II.
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6 Bruch lll. Abſchn. 2. Hauptſt. 1.
kann daher mit Recht angenommen werden, und
die hochſte Gewalt im Staate iſt verpflichtet und
berechtiget, ihre Bemuhungen nicht blos auf den
Hauptzweck der Sicherheit zu beſchranken, ſondern

dieſelben auch auf die allgemeine Wohlfarth zu er—
ſtrecken.

Gemeinſchadliche Uebel im Jnnern des Staa—
tes, welche unmittelbar den Zweck deſſelben ſto—
ren, ſind die Gefahren und Hinderniſſe der Si—
cherheit. Die Staatsverbindung verliert nicht
uur allen Werth, ſondern ſelbſt ihre rechtliche
Exiſtenz, ſobald der Zweck der Sicherheit nicht
mehr erreicht werden kann, und Staatsverfaſſung
oder Staatsverwaltung ſind in eben dem Grade
verdorben und ausgeartet, in welchem die Sicher—
heit der Perſonen, des Eigenthums, der burger—
lichen Freyheit und der Ehre der Staatsgeuoſſen
vermundert wird. Das Hauptgeſchaft der Poli—

cey iſt daher Hinwegraumung der Hinderniſſe und
Gefahren der offentlichen und der Privatſicherheit.

Allein Entvolkerung des Staates, Unſittlich
keit, Unwiſſenheit, Armuth und Elend der Staats—
geüoſſen ſind nicht minder gemeinſchadliche Uebel,
welche das Jnnere des Staates zerrutten, und
die Fortſchritte zum allgemeinen Ziele hemmen.
Die Wohlfarth des Staates kann nur in der durch
hinreichende Mittel geſicherten und erleichterten Er—
reichung des Staatszweckes; die Wohlfarth der
Staatsburger, als Gegenſtand der offentlichen
Sorgfalt, kann nur in der freyeſten Wirkſamkeit
fur die Vervollkommnung ihres auſſeren und im—
neren Zuſtandes beſtehen. Von beiden hangt die

allge
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allgemeine Wohlfarth ab. Die Hinderniſſe der—
ſelben „als gemeinſchadliche Uebel zu entfernen

und abzuwenden, iſt Pflicht der Wohlſfarths—
policey.

Sie richtet ihre Aufmerkſamkeit auf alles,
was die Mittel zum gemeinſchaftlichen Zwecke ver
mindern und ſchwachen, die Bemuhungen fur die
Erreichung deſſelben vereiteln, die Burger des
Staats in ihrer Wirkſamkeit fur ihr Wohl ſtoren
konnte. Dem allem arbeitet ſie nicht nur mit
unermudetem Eifer entaegen, ſondern ſie ſucht
auch die beſten und zweckmaßigſten Mittel zur
Sicherſtellung und Befeſtigung der allgemeinen
Wohlfarth zu entdecken und in Anwendung zu
bringen.

Wenn durch Entvolkerung die Zahl derer,!
die zu der Erhaltung der Sicherheit mitwirken
und zu der Beſtreitung der offentlichen Bedaurfniſſe
beytragen, vermiudert wird; wenn anſteckende
Seuchen dem Lande Verwuſtung drohen; wenn
mannigfaltige Zerſtorungsmittel der Geſundheit,
von den Einzelnen oft leichtſinnig uberſehen, die
Lebenskraſte untergraben und einen fruhern Tod
herbeyfuhren; wenn bausliche Unordnung die Zu—
friedenheit und den Wohlſtand der Familien ſtort
und zerruttet; wenn Jrreligioſitat und. Aberglaube
den Verſtand verfinſtert und den Willen verdirbt;

wenn Rohheit und Unwiſſenheit nicht nur die Fort
ſchritte der Cultur hemmen, ſoudern ſelbſt dem
Zwecke der Sicherheit gefahrlich werben; wenn
Uunſittlichkeit das Volk erniedrigt, entnervt, und
die Bande der geſellſchaftlichen Ordnung aufzulo—

Aq4 ſen



8 Buch lII. Abſchn. 2. Hauptſi. 1.
ſen droht; wenn zufallige Ungluckfalle nicht an—
ders, als durch die ausgedehnteſte Aufmerkſam—
keit und Vorſicht mit vorzuglichem Erfolge abge—
wendet oder in ihren Folgen vermindert werden
konnen; wenn endlich die meiſten und wichtigſten
Hinderniſſe des allgemeinen Wohlſtandes in oco—
nomiſcher Hiuſicht, die Hinderniſſe der Land- und
Stadtwirthſchaft, am leichteſten und zweckmaßig—
ſten durch die Mittel, die der hochſten Gewalt im

Staate zu Gebote ſtehen, hinweageraumt werden
konnen: ſo iſt es wohl in allen dieſen Fallen nicht

Anmaßunag, ſondern offenbar Pflichterfullung,
wenn die Regierung Verkehrungen trift, die ent
weder die Krafte des Einzeluen ganz uberſteigen
oder die zwar jeder Einzelne treffen konnte und
vernuuftiger Weiſe treffen mußte, die aber durch
die Vereinigung Aller an Leichtigkeit in der Aus—
fuhrung und an Vollſtandigkeit in den Wirkungen
gewinnen.

Die verſchiedenen Gegenſtande der Wohl—
farthspolicey: die Nachtheile des Volksmangels,
der Ungeſundheit, der hauslichen Unordnung, der
Jrreligioſitat und des Aberglaubens, der Rohheit
und Uuwiſſenheit, der Sittenloſigkeit, der zufal
ligen Unglucksfalle und der Hinderniſſe der Land—
und Stadtwirthſchaft e), ergeben ſich hieraus von

ſelbſt, und es kann wohl nicht bezweifelt werden,
daß ſie in dem eigenthumlichen Zwecke der Staats
policey, gemeinſchadliche Uebel zu verhuten, noth
weudig enthalten ſind

Drey
e) ſ. Thl. 1. S. 29.
v) Ein Gegenſtand, den man gewohnlich der Poli—

tceey anzuweiſen pflegt, iſt hier mit Stillſchweigen
uber
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Drey der wichtigſten Gegenſtande der Wohl—

farthspolicey ſollen jedoch aus ihrem Gebiete ver—
wieſen werden; die offentliche Erziehung und
Bilduntz der Nation, die Vermehrung der
Volksmeuge und die Beforderung des Mah—
rungsſtandes f). Dieſe Meyuung beruhet aber
auf einem allzueingeſchrankten Beariffe der Policey,

die ſich ausſchließlich nur mit den Mitteln fur die
doffentliche Sicherheit im Junerun und mit dem

Schutze gegen Uebel aller Art, welchen einzelne
Staatsburger durch „eigene Krafte ſich ſelbſt zu
verſchaffen nicht im Stande ſind, beſchaftigen ſoll.
Sollte jedoch die Policey nicht richtiger, beſtimm—
ter und deutlicher bezeichnet ſeyhn, wenn man ſie
als denjenigen Theil der hochſten Gewalt betrach—
tet, welcher fur die Eutfernung und Verminde—
rung aller gemeinſchadlichen Uebel im June—
ren des Staates zu ſorgen hat g)? Die Gemein—

ſchadlichkeit einer vernachlaßigten Erziehung, der
Verminderung der Volksmenge und der Unvoll—
kommenheit des Nahrungsſtandes bedarf keines

Beweiſes.

As Al
ubergangen: die Verſchonerung des Landes, der

Stadte u. ſ. w. Allein dieſer Gegenſtand liegt
nicht in dem Begriffe der Policey und gehort nur
in ſofern hieher, als Sicherheit und Bequemlich-—
keit der Staatsburger dabey in Betrachtung kömmt,
worauf denn jedesmahl an ſeinem Orte Ruckſicht
genommen werden wird. Vergl. Benſen Verſuch
eines ſyſtematiſchen Grundriſſes der reinen und an—
gewandten Staatslehre Abthl. 2. ſ. 227.

f) S. Benſen Verſuch eines ſyſtematiſchen Grund—
riſſes der reinen und angewandten Staatslehre.
Abthl. 2. ſJ. 2242 246.

8) Thl. I. S. 9. f.
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Allein ſelbſt jenen engeren Begriff der Poli
ceh angenommen iſt der Mangel zweckmaßiger
Anſtalten zur offentlichen Erziehung und zur Bil-
dung der RNation, ſind die Hinderniſſe der Ver—
mehrung der Volksmenge und der Verbeſſerung
des Rahrungsſtandes nicht in die Claſſe derjeni—
gen Uebel zu ſetzen, welche einzelne Staatsburger
durch eigene Krafte hinweg zu raumen nicht im
Stande ſind? Die Policey muß in jedem Falle
ihre Sorgfalt auch auf dieſe Gegenſtande erſtrecken,
und ſelbſt das Syſtem der Staatsverwaltungs
Lehre kann auf keine Weiſe dabeh gewinnen, wenn
die darauf ſich beziehenden Grundſatze von einan
der abgeſondert und hin und wieder zerſtreut
werden.

Die Wohlfarthspolieey ſucht theils die
unmittelbaren Hinderniſſe der allgemeinen Wohl
farth aus dem Wege zu raumen, theils den Man
gel ſolcher Anſtalten, wodurch dieſelbe befordert
werden kann, zu heben. Jhre Wirkſamkeit auſ—
ſert ſich weniger durch Strafgeſetze und Zwangs—
mittel, als vielmehr durch zweckmaßige Verord
nungen, Aufmunterungen, Anweiſungen, Beleh—
rungen, Einrichtungen und Anſtalten.

Zwar muß auch ſie in vielen Fallen durch
Gebote und Verbote, durch Strafbedrohungen
und. deren Erfullung ihren Zweck zu erreichen ſu
chen; haufig aber begnugt ſie ſich damit, die Vor
theile, die ſie gewähren kann, anzubieten und zu
empfehlen, und die Bahn, die jeder Vernunftigt
gern betreten wird, zu ebnen, ohne den minder
Vernunftigen mit Gewalt darauf zu fuhren. Viele

ihrer
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ihrer gemeinuutzigen Anſtalten und Einrichtungen
ſind zwar dem offentlichen Gebrauche gewidmet,

werden aber niemand aufgedrungen. Jhre Ver—
ordnungen ſind ſehr oft nicht ſowohl Befehle, als
vielmehr wohlgemeynte, nutzliche Rathſchlage.

Ein großer Theil ihrer wohlthatigen Wirk—
ſamkelt beſteht darinn, daß ſie gemeinnutzige Un—
ternehmungen beſchutzt, begunſtigt, erleichtert,
und belohnt; daß ſie zu vortheilhaften Einrich—
tungen ermuntert und Anleitung giebt; daß ſie
durch Vorſchlage, Belohnungen und Aufforderun—
gen die Thatigkeit der Staatsburger belebt und
ihren. Unternehmungsgeiſt auf nutzliche Gegenſtande
leitet; daß ſie beſchwerliche Einſchrankungen auf—
hebt; unzeitige Einmiſchungen in Privatgeſchafte
verhindert, und die moglichſt frehe Benutzung
ſeiner Krafte und Mittel dem Staatsburger
ſichert.

So unterſcheidet ſie ſich auffallend von der
Sicherheitspolicey, die ihrem Zwecke gemaß weit
raſcher, weit gebietriſcher, weit ſtrenger verfah—

Nren muß, und weit ſeltener mit bloßen Anerbie—
tungen ihrer Anſtalten und Verkehrungen, oder
mit bloßen Vorſchlaggen, Erinnerungen, Beleh—
rungen und Aufmunterungen ſich begnugen kann.

Individuelles Gluck kann nie Gegenſtand V.
der Wohlfarthspolicey ſeyn, als nur in ſofern ſie
jedem Staatsgenoſſen die Mittel und Wege fur
ſein Gluck und ſeine Zufriedenheit auf ſeine eigene
Weiſe zu ſorgen, verſchafft oder doch erleichtert.

Es iſt daher ein offenbares Mißverſtandniß, wenn
man
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man aus der Beforderung der allgemeinen Wohl
farth auf ein Zwangsrecht zur individuellen Gluck—
ſeeligkeit, welches nicht nur unerlaubt, ſondern
auch unmoglich iſt, ſchließen zu konnen glaubt.
Daß jeder Einzelne in der frehen Wirkſamkeit fur

ſein Wohl ſo wenig als moglich geſtort werde,
daß vielmehr die Hinderniſſe ſeiner Bemuhungen

hinwegräaäumt, die Beforderungsmittel vermehrt
werden dieß iſt Sache der Wohlfahrtspolicey,
niemahls aber eine laſtige Vormundſchaft uber die

Staatsburger, die fur ſich ſelbſt zu ſorgen im
Stande ſind.

Wohlthaten durfen niemanden aufgedrungen
werden und alles, was die landesvaterliche Sorg—
falt fur das Gluck der einzelnen Staatsburger thun
kaun, muß ohne Zwang darageboten und freywil—
lig angenommen werden, es ſey dann, daß zufal
lige Umſtande die Sorge des Einzelnen fur ſich
ſelbſt hindern, mithin die Vorſorge des Staats
nothwendig machen und in dieſer Hinſicht ein
Zwanssrecht deſſelben begrunden.

Fur das Gluck und die Zufriedenheit des
Einzelnen kann alſo in der Regel die Wohlfarths
policey weiter nichts thun, als daß ſie Allen den
Genuß der aus dem geſellſchaftlichen Leben entſprin

genden Bequemlichkeiten ſichert, und die Laſt der
damit verbundenen Unbequemlichkeiten vermindert;
daß ſie jedem einzelnen Gliede der Staatsgeſell—
ſchaft die Erwerbung jeder Vortheile auf alle mog
liche Weiſe erleichtert; niemals erſchwert. Jhr
dankt alsdann der Staatsburger nicht blos gemein
ſchaftliche Vertheidigung und GSicherheit des Le—

bens
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bens und des Eigenthums, ſondern auch Unter—
ſtußung in der Erwerbung ſeiner taglichen Be—
durfniſſe; Erhaltung ſeiner Geſundheit und ſeines
Lebens; leichtere Vermehrung ſeines Eigenthums;
ſchnellere und vollſtandigere Ausbildung ſeines
Geiſtes; reichlicheren und ſichereren Genuß der Freu-
den des Lebens. Unter ihrem begluckenden Ein—
fluſſe macht er durch eigene Thatigkeit und durch
freyen Gebrauch ſeiner Krafte dieſer Wohlthaten
ſich theilhaftig, ohne daß ſie ihn, gleich einem
Kinde, gangelt, lenket und leitet.

Die allgemeine Wohlfarth, d. h. derje- VI.
nige Zuſtand eines Staats, welcher ihn zur Er—
reichung ſeines Hauptzweckes am geſchickteſten
macht, muß nothwendig auf die Wohlfarth jedes
Einzelnen zuruckwirken und ihn daher in doppel—
ter Hinſicht beſtimmen, ſeine Handlungen ſo ein—
zurichten, daß dadurch die gemeine Wohlfarth auf

keine Weiſe verletzt wird.

Der Staatsburger iſt in dieſer Hinſicht un
ſtreitig verpflichtet, alles das zu unterlaſſen, was
zwar an ſich nicht unerlaubt, aber der Wohlfarth
des Staats nachtheilig iſt. Die Policey iſt be—
rechtiget; die naturliche Freyheit deſſelben auf
Handlungen einzuſchranken, die der allgemeinen
Wohlfarth unſchadlich ſind, und ihn zu Handlun—
gen zu beſtimmen, welche dieſer ihr Zweck noth—
wendig macht. Die naturliche Freyheit verſtat—
tet Jedem den unbeſchrankteſten Gebrauch ſeiner
Zeit, ſeiner Kraſte, und ſeines Eigenthums, ſo
lang dadurch nur die Rechte anderer nicht gekran
ket werden, und nur die Moral ſetzt ſeiner Will

kuhr
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kuhr eugere Grenzen. Dieß hindert aber die Po
licey nicht, den Staatsburger, der unter Karten
und Wurfeln ſein Leben hinzubringen wunſcht, der
am Spieltiſche Zeit, Geſundheit und Vermogen
verſchwendet, der der Gemeinheit, zu welcher ey
gehort, und der Staatsgeſellſchaft ſelbſt eine un
nutze, vlelleicht gar gefahrliche Laſt zu werden
droht, von ſeiner unglucklichen Laufbahn zuruck zu
fuhren und ihn zu einer zweckmaßigen und nutzli—
chen Thatigkeit anzuhalten. Vergnugungen, de—
ren ubermafiiger Genuß. dem haußlichen Wohl
ſtande, vielleicht ſelbſt der Geſundheit und dem
Leben der Staatsburger gefahrlich iſt, werden ein—

geſchrankt; Unternehmungen, die die allgemeine
Ordnung ſtoren konnten, werden gewiſſen Vor—
ſchriften unterworfen. Selbſt die Ausubung. ge—

ſelliger Tugenden kann der Aufſicht und Leitung
der Policey bedurfen. So wurde z. E. eine all
zufreygebige, unuberlegte Wohlthatigkeit leicht den J
Muſſigang begunſtigen und die Neigung zur Bet
teley befordern konnen, weßwegen die Polieey of—
fenbar berechtiget iſt, ihr beſtimmte Schranken
zu ſetzen und eine der allgemeinen Wohlfarth ge—
maße Richtung zu geben h).

Nie darf aber die Policey die naturliche Frey
heit ohne hinreichende Grunde der offentlichen
Wohlfarth einſchranken; nie darf ſie ohne gegrun—
dete Urſachen einen Burger zwingen, etwas zu
thun oder zu laſſen, was er ſonſt zu thun oder zu laſſen
nicht ſchuldig iſt. Die offentliche Wohlfarth darf

nie

b) Vergl. Putter Beytrage J. 353. und dieſes
Handbuch Thl. 1. S. 89.
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nle zum Vorwande willkuhrlicher Verfugungen
oder eigennutziger Abſichten gebraucht werden.
Der Regent, welcher vermoge der ihm zuſtehen—

den Policeygewalt dieß oder jenes, was an ſich
weder unerlaubt noch dem gemeinen Weſen nach—
theilig iſt, verbietet, blos weil es ihm perſonlich
mißfallt, handelt offenbar ungerecht und mißbraucht
die ihm anvertraute Gewalt. Policeyverordnun
gen aus Finanzgrunden, wodurch die Freyheit der
Unterthanen eingeſchrankt, ihr Gewerbfleiß in ſei—

uner freyen Wirkfamkeit geſtort und durch Mono—
pole und Zwaungsanſtalten gedruckt wird, werden
vergeblich unter dem ehrwurdigen Nahmen der of—
fentlichen Wohlfarth verſteckt. Nur wenn dieſe
es wirklich erfordert, ſind die Staatsburger ver—
pflichtet, auch gegen ihre naturliche Freyheit durch
die Policeygewalt ihre Handlungen beſtimmen zu

laſſen i).
Arufopferung wohlerworbener Rechte zur Be—

forderung der allgemeinen Wohlfarth kann in der
Regel nicht gefordert werden. Nur die Erhal—

tung des Ganzen kann dazu verpflichten; nie aber
darf die hochſte Gewalt einem Einzelnen unrecht

thun, um dem Ganzen einen Vortheil zu ver—
ſchaffen k). Sicherheit aller Staatsburger iſt

der erſte Zweck des Staats, und es ware ein of—
fenbarer Widerſpruch, wenn dieſe durch die Po—
licehgewalt unter dem Vorwande des gemeinen

i) Vergl. Thl. 1. S. 159. f.
Nutzens

K) S. 165. f. Dtut commoda reipublicae omnĩ
modo adiuvanda ſunt, haud tamen ita, ut iſtius
cauſa cuiquam fiat iniuria. Illa enim contſtitui-

tur et amatur, ut quisque ſub ea ĩure ſuo frua-
tur“. Mevius P. 3. Deciſ. 204.
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Nußtßzens verletzt werden durfte. “Die hochſte
„Gewalt iſt nicht berechtiget, Jemanden ſein Ei—
„genthum oder wohlerworbenes Recht zu nehmen,
„als deſſen Erhaltnng und Sicherheit eine der er—
„ſten Triebfedern iſt, welche Menſchen aus ihrer
„naturlichen Freyheit in burgerliche Geſellſchaften
„ſich zu begeben bewogen hat, deren erſte Grund
„feſte alſo nicht arger erſchuttert werden konnte,
„„als wenn eine hochſte Gewalt ſich das heraus—
„nehmen will, uber Guter und Gerechtſame nur
„nach Gutfinden, oder aus Eigenſinn oder aus
„Wohlluſt zu verordnen 1)'.

Aber auch das wurbe unrecht und zweckwi
drig ſeyn, wenn der elnzelne Staatsburger den,
gemeinnutzigſten Policehanſtalten und Verfugungen
ohne Ruckſicht auf die dargebotene Entſchadigung
einen grundloſen, eigennutzigen Trotz auf ſein
wohlerworbenesRecht entgegenſtellen und ſie dadurch

muthwilliger Weiſe vereiteln durfte. Selbſt das
Privatrecht duldet in den Verhaltniſſen der einzel—
nen Burger unter ſich eine ſo weit getriebene Be—

hauptung der Eigenthumsrechte nicht, wie, um
nur ein Beyſpiel anzufuhren die Dienſtbar
keiten, die von Gerichts wegen angeordnet werden

konnen, deutlich bewelſen.

Wenn Ueberſchwemmungen dem Lande dro
hen, ſoll die Policey den Widerſpruch des Ei

genthumers achten, der den zu den nothigen Da
men und Teichen ſchlechterdings erforderlichen Platßz
eigenſinnig verweigert? Wenn es darauf ankommt,

den Fortgang einer Feuersbrunſt durch das Nieder
reißen

h) Putter Beytrage J. 362.
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reiſſen benachbarter Hauſer zu hemmen, verdienen
die Eigenthumer, die darein nicht willigen wollen,
mit ihren Widerſpruchen gehort zu werden? Wenn
eine offentliche Landſtraße eine zweckmapigere
Richtung erhalten ſoll, darf dieſes der Eigenwille
des Einzelnen, deſſen Grundſtuck der Wea be—
ruhrt, verhindern? Raturlicher Weiſe wird je—
doch in allen dieſen und andern ahnlichen Fallen
vorausgeſetzt, daß dem Eigenthumer jederzeit volle
Entſchadigung werden muß m).

Unter dem Vorwande des offentlichen Wohls
und unter dem mißbrauchten Nahmen der Wohl—
farthspolicey darf aber des Regenten Privatvor
theil, Bequemlichkeit oder Vergnugen auf Koſten
wohlerworbener Rechte der Unterthanen niemahls
befordert werden. Gelbſt die gutgemeynte Abſicht
des Furſten, mehr Einfachheit und Uebereinſtim—
mung in die Staatsverwaltung uberhaupt und in
die Policeyverwaltung insbeſondere zu bringen,
oder der Werth, den Er auf gewiſſe Einrichtun
gen, Jnduſtriezweige und Gewerbe ſetzt, und die
Erwartung großier Vortheile fur das gemeine We—
ſen, berechtiget nie weder zu Zwanasmitteln gegen
die naturliche Freyheit noch zu willkuhrlichen Ver—

fugungen uber das wohlerworbene Eigenthum der
Staatsburger n).

Nur

m) Vergl. Thl. 1. S. go. 9r. und 167. f. Putter
a. a. O. S. Z58. f.

n) Vergl. Thl. 1. S. 161. 167.

B
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Nur, wenn dieſe Greuzen beobachtet werden,
iſt die Wohlfarthspolicey der ſchonſte und wohltha—

tigſte Theil der hochſten Gewalt. Auſſerdem ar
tet ſie in Despotismus aus, der bloß unter einer
glanzenden Maske ſich verbirgt, und um ſo ge
fahrlicher iſt, je leichter es ihm wird, durch ſie
zu tauſchen.

J

Zwerter
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Zwevtes Hauptſtuck.

Recht der Bevolkerungspolicey.

J. Umfanag und Greuten der Bevolkerunaspolicev. II. Auf
ſicht auf den Zuſtand der Bevolkerung. Volksliſten. III. Be
gunitigunag der Ehen. W. Darf die Policey Ehen verhindern?
V Finderniſſe der Eben. VI. Veforderunagsmittel der Chen.
Brautcaſſen. Wittwentaſfen. vin Aufmerkſamteit der Poli
cey auf die Fruchtbarkeit der Ehen. Sorge fur Schwangere
und Gebahrende. vin. Bezunſtigung nutzlicher Einwanderun—
gen. 1x. Hinwegraumung der Urſachen, welche die Vermin—
oerung der Volksmenge bewirken. Gefalnen des Lebens und
der Geiundheit. x. Sorge fur arme, verlaſſene Kinder. i. Ver
hutung der Auswanderungen. Rll. Verbot fremder Werbun—
gen. Reiſen. Wanderſchaft.

GLin wohlbevolkerter Staat iſt nicht immer vor J.
andern reich, glucklich und machtin. Das un—
gluckliche Neapel zahlte beynahe 4000 Menſchen
auf einer NQuadratmeile und war arm, elend,
zerruttet, unglucklich und die ſchnelle Beute einer
Hand voll kuhner Eroberer. Aber was hatte
nicht alles aus dem herrlichen Lande werden konnen?

Ein volkreicher Staat hat die ſchonſte Au
lage, vor allen andern reich, glucklich und mach
tig zu werden. Nur muſſen alle Zweige der
Staatspolicey in einander greifen. Denn die
Volksmeunge allein thuts freylich nicht. Sie ver
mehrt blos die Zahl derer, die ſur den allgemei—
nen Zweck initzuwirken fahig ſind. Daß dieſe
Fahigkeit erhalten, ausgebildet und geſchitkt und
zweckmaßig benutzt werde, iſt eine neue große
Sorge der Policey, die ſelbſt wieder auf die Ver
mehrung der Volksmenge wohlthatig zuruckwirkt.

B 2 Die
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Die unmittelbaren Vorkehrungen der Be—

volkerungspolicey ſind mit allem dem, was mit—

telbar zu Erreichung ihres Zweckes beytragt, aufs
innigſte verbunden, und kein Zweig der Policey
hangt ſo ſehr von allen ubrigen ab, als gerade die
ſer. Der eigentliche und unmittelbare Wirkungs
kreis der Bevolkerungspolicey beſteht aber darinn,
daß ſie ſowohl die Hinderniſſe, welche der Ver—
mehrung der Volksmenge. eütgegen ſtehen, als
auch die Urſachen, welche die Verminderung det
Volksmenge bewirken, hinweg zu raumen ſucht.
Sie ſieht hlerbey nur auf dasjenige, was zunachſt
und unmittelbar ihrem Zwecke äm Wege ſteht
oder ihn beuunſtiget, und uberläßt alles ubrigej
was auf denſelben Einfluß haben kann, den an
deren Theilen der. Sicherheits— und Wohlfartheẽ

policeh.

Die Bemuhungen der Bevolkerungspoliceh
konnen dem Staate nie ſchablich werden, ſo lang
ſie dieſer genauen Verbindung mit den ubrigen
Zweigen der Staatspolicey getreu bleibt. Als
dänn werden in dem Gebiete des Siaates zahl
rriche Einwohner Schutz und  nützliche Beſchafti—
gung und hinreichende Nahrung finden. Ueber
bevolkerung wird nie zu befurchten ſeyn. Freh
lich konnen zufallige Umſtande in einem kleinen Be
zirk einen Ueberfluß von Menſchen zuſammen
drangen. Aber in einem großeren Gebiete kann
dießz, ohne irgend einen Fehler von Seiten der
Regierung, ſchwerlich ſtatt finden. Hier werden
ſich immer Mittel finden, die zunehmende Volks-

lich
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lich beſchaftigt, ſo kann man nicht ſagen, daß der
Staat zu viel bevolkert ſey o).

Zuforderſt richtet die Policey ihre Aufmerkſam—
keit auf den Zuſtand, in welchem ſich die Bevolkerung
desStaates wirklich befindet. Sie iſt in dieſer Hinſicht
berechtiget, Erkundigung uber ſamtliche in dem Staate
befindliche Einwohner einzuziehen, Volkszahlungen
zu veranſtalten und die Urſachen des Zuwachſes oder
der Abnahme der' Bevolkerung zu unterſuchen.
Ohne die genaue Kennitniß dieſer Umſtande wur—
den die Bemuhungen der Bevolkerungspolicey fur
ihren wichtigen Zweck nur unvollſtandig, unſicher
und unzuverlaſſig ſeyn konnen. Die Unterthanen
ſind daher ſchuldig, den hierauf ſich beziehenden
Verfugungen ſich zu unterwerfen. Allerley un—
nothige Beſorgnifſe verleiteten einſt die hohenzol—

lern- hechingiſchen Unterthanen wegen einer von
ihrem Landesherrn, verordneten Volkszahlung bey
dem kaiſerlichen und Reichs-Kammergerichte Klage
zu erheben. Allein dieſes hochſte Gericht erkannte,
daß die Klager der anbefohlenen Zahlung und Be
ſchreibung ſammtlicher Unterthanen ſich zu wider—
ſetzen nicht befugt ſeyen; hingegen ſolches ihnen an
ihren eiwa ſonſt habenden Rechten im geringſten
nicht prajudlciren ſolle p).

B3 Umo) Veral Arth Noung polit. Arithmet. S. 74.
Reinhard vom Maaße der Bevolkerung; in
ſ Vermiſchten Schriften St. 1J. de Holientkal
de Politia g. 19. Nota h. M. Staatswiſſen-—
ſchaftl. Verſuche Il. 22. 23.

p) Urtheil v. 16. Jul. 1732. Moſer von der Lan
deshoheit in Policeyſachen. S. 28.

I

J.
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Um von der Volkszahl eines Landes gehorig

unterrichtet zu ſeyn, muſſen der Policey zweck
maßig abgefaßte Verzeichniſſe aller in dem Lande
befindlichen Einwohner, mit ihrem Zuwachs und
Abgang, und mit der moglichſt genauen Anzeige
der Urſachen des einen oder des andern, jahrlich
vorgelegt werden. Jn den meiſten teutſchen Staa
ten iſt die Einrichtung getroffen, daß dergleichen
Volksliſten nach einer gewiſſen allgemeinen Vor—
ſchrift jahrlich zu beſtimmten Zeiten an den Lan
desherrn oder die oberſten Policeybehorden einge
ſchickt werden muſſen q).

Jn den churbraunſchweig luneburgi
ſchen Landen iſt verordnet, daß jahrlich von jedein
Kirchſpiele Liſten von den dariun Gebornen „Ge—
ſtorbenen und Getrauten zuverlaſſig verfertigt und
an die Landesregierung eingeſchickt werden
ſollen r).

Unter den Mitteln zur Hinwegraumung der
Hinderniſſe, welche der Vermehrung der Volks—

men
q) Von den Preuſſiſchen, Churpfalziſchen, Heſ—

ſen-Darmiſtadtiſchen Populationsliſten ſ. Mo
ſer a. a. O. S. 26 f. Baden-Durlachiſche
Verordnungen wegen der jahrlichen Zahluna des
Volks ſ. Gerſtlacher Samml. aller Baden-Dur
lachiſchen Verordnungen J. 357 f. Schema zuirchenliſten ſur die Anſpachiſche Geiſtlichkeit ſ.

Journal v. u. f. Teutſchland 1785. St. Z3.
S. 253. 254.

J

r) Verordn. v. Z. Nov. 1755. Conſiſt. Ausſchr. v.
4. Dec. 1756. Vergl. Hannov. Mag. v. 1756.
S. 1463. i464q. Dohm Materialien zur Stati—
ſtik Ul. z25: 529..
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menge entgegenſtehen, iſt die Begunſtigung der
ehelichen Verbindungen das erſte und vor—
zuglichſte s). Das Recht der Policey, Anſtalten
und Vorkehrungen zur Beforderung der Ehen und
zur Hinwegraumung der denſelben entgegen ſtehen
den Hinderniſſe zn treffen, iſt keinem Zweifel un—
terworfen t), ſo lang nur nicht widerrechtliche
Gewalt angewendet, die naturliche Freyheit nicht
auf eine despotiſche Weiſe gekrankt wird. Eine
Verbindung, die die machtigſte Stutze der Sitten,

der Ordnung, der Ruhe im Staate iſt, die ſtar
ker, als jedes andere Band, den Staatsburger
an das Vaterland feſſelt; die aber zugleich jedes

Jndividuum am allernachſten angehet, uber ſeine
hausliche Zufriedenheit, uber ſeinen Wohlſtand,
uber das ganze Gluck ſeines kunftigen Lebens ent
ſcheidet, eine ſolche Verbindung kann und darf
nie ein Gegenſtand des Zwanges ſeyn; nicht in
Auſehung des Entſchluſſes fur das eheliche Leben

uberhaupt, und noch viel weniger in Anſehung
der Perſonen, die mit einander in den Stand der
Ehe treten ſollen. Es war ein grauſanes Un—
recht, deſſen ſich ehemahls die teutſchen Konige
und Furſten anmaßten, die Tochter ihrer Burger
willkuhrlich zu verheurathen, wogegen manche

Ba Stadt
2) Nov. 140. pr.: Nihil in rebus mortalium per-

inde venerandum eſt, atqne matrimonium:
quippe ex quo liberi omnisque deinceps ſobo-
lis ſeries exiſtat, quod regiones atque civitate:
frequentes reddat, vnde denique optimae reipu-
blicae coagmentatio fiat“.

t) moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung der Un—
terthanen Perſonen S. 111. Scehlettuei de au-
gendo civium in republica numeto. len, 1759.
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Stadt und Provinz durch Privilegien und Ver—
trage ſich zu ſchutzen ſuchte Nicht weniger hart
iſt es, wenn noch in unſern Zeiten Geſetze beſte
hen und alſo wenigſtens vollſtreckt werden konn
ten, welche eine beſtimmte Zeit zum Heurathen
feſtſetzen und uber dieſelbe hinaus den eheloſen
Stand nicht geſtatten u). So weit gehen die
Rechte der Poljcey nicht und das Mittel ware

offenbar auſſer allem Verhaltniſſe mit dem Zwecke.

Gewiſſe Vortheile, auf welche der Burger
kein vollkommenes Recht hat, konnen dem, der
ohne gearundete Urſache den Eheſtand flieht, al—
lenfalls entzogen werden, wenn die Staatspolicey

davon einigen Vortheil erwarten zu konnen glaubt.
So iſt es in einigen Landern hergebracht, daß ge—

wiſſe offentliche Aemter keinem Eheloſen anver—
traut werden, oder daß keiner im ledigen Stande,
ein Handwerk treiben darf, wenn er nicht durch
landesherrliche Dispenſation, gegen Bezahlung
einer beſtimmten Taxe, dazu Erlaubniß erhalt v).

Durch

8) S. z. E. Privilegium Nichardi, Rom. Regis,
quo inter alia pollicetur, ſe civium àe Il elæla-
ria ſilias, neptas, aut conſanguineas, aliis in

avores tradendas, ſine libera eorum voluntate
non adacturum. Datum Mos. d. VIII. Sept. a.
d 1257 Gauden Syllose J. a73. Verql. Moſerv. d. Landeshoheit in Auſehung det Unterthanen

Perſonen S. 119.u) Jm Preuſſiſchen iſt den Landleuten der Termin

zum Heurathen auf das 25. Jahr geſetzt. C. C.
March. T. V. Abth. 3. p. 148. 274. SiſcherCameral- und Policeyrecht J. 392.

v) Moſer von der Landeshoheit in Anſehung der
Unterthanen Perſonen S. 713. Wer Danzi

ger
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Durch Entziehung wohlerworbener Rechte
darf aber die Eheloſigkeit nicht beſtraft werden.
Sie oder der Eheſtand muſſen von der frehen Wahl

des Burgers abhangen und der Vorzug, den ei—
ner dem eheloſen Stande giebt, kann vielleicht
Reſultat eines unuberlegten Entſchluſſes, nie aber
ein ſtrafwurdiges Vergehen ſeyn.

Das Hagenſtolzrecht, das dem Landes—
oder Leibherrn die Erbſchaft eines funfzigjahrigen
Eheloſen zuſpricht, hat wahrſcheinlich ſeinen
Grund in der Bevolkerungspolicey w); iſt aber
offenbar ungerecht und unzweckmaßig. Ju vielen
teutſchen Staaten iſt es daher aufgehoben x).

Hingegen wird aus Policeygrunden die Auf—
legung der Eheloſigkeit, oder die freywillige Ver—
pflichtung dazu mit Recht nicht fur gultig geachtet y),
es ſey denn, daß dieſelbe auf Religionsgrundſatzen

B 5 be—
ger Burger werden will, muß verſprechen binnen
Jahr und Tag zu heurathen. Danziger Stadt—
recht Thl. 3. Cap. 2. ſ. 5.

w) de Selchou ius germ. F. ato. Runde teute
ſches Privatrecht. ſ. 559. Vergl. Freytag Ha-
genſtolziatus ex antiquitate illuſtratus. Lipſ.
1786. Fiſcher teutſches Cameral- und Policey
recht J. 392- 394.

x) Jn den Herzogl. Braunſchweig- Wolfenbut—
tel. Landen 1727. Jm Brandenburgiſchen 1731.
In den Churbraunſchweigiſchen Landen 1732.
Willich Ausz. II. 8. Vergl. Moſer v. d. Lan—
deshoheit in Anſehung der Unterthanen Perſonen
S. 112. 113.

y) Siſcher Cameral- und Policeyrecht J. 393.
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beruhe, in welchem Falle jeboch moglichſte Ein
ſchrankung erlaubt und allerdings ſehr rathſam iſt 2).

So wenig die Policey zum Eheſtande zwin
gen darf, ſo wenig iſt ſie auch berechtiget, den—

ſelben zu verbieten oder einen Eheluſtigen davon
zuruck zu halten, wenn nicht hochſt dringende
Grunde dazu vorhanden ſind. Das Recht zur
Ehe kann und darf freylich dem Staatsburger
nicht entzogen werden; aber die Policey iſt wohl
befugt, ſich darum zu bekummern, ob ein Ehelu—
ſtiger auch die Fahigkeit zur Ausubung dleſes
Rechtes beſttze.

Das Alter iſt fur die Bevolkerungspoliceh

von großer Wichtigkeit. Wegen hohen Alters
und der unſichern Ausſicht auf Kinder eine ſonſt

nicht unpaſſende Ehe zu verhindern, ware hart
und unbillig; in allzujugendlichem Alter eine Ehe
zuzulaſſen, ware in jeder Hinſicht unpolitiſch. Jn
den meiſten Landern ſind daher gewiſſe Jahre be—
ſtimmt, die Eheluſtige erreicht haben muſſen,
wenn ſie in den Stand der Ehe treten wollen a).

Auf
2) Daſelbſt. S. 395.
a) Nicht ganz unrecht mag Moſer haben, wenn er

bey dieſen Verordnungen bemerkt: die eigentliche
urſache dieſes Verbots ſoll ſeyn, damit nicht junge
Leute allzufruhzeitig und unbedachtſam heurathen,
ehe ſie im Stande ſind, ſich und eine Familie zu
ernahren. Ob und wie weit aber hier oder da et—
wa auch Nebenabſichten auf den von den
Dispenſationen fallenden Tax gemacht werden,
imgleichen, damit deſto mehrere ledige Perſonen
zu Kriegsdienſten oder Landauswahlen vorhanden

ſeyn
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Auf der andern Seite iſt die Policey aller
dings auch befugt, darauf zu ſehen, ob angehende
Eheleute ſich und die zu hoffende Familie mit eini—
ger Wahrſcheinlichkeit zu ernahren im Stande
ſeyn werden. Es iſt nicht genug, daß das
Recht zur Ehe ausuben will; man muß auch die
damit verbundenen,Pflichten erfullen konnen. Da—
hin gehort ohne Zweifel die Sorge fur den Unter—
halt der Familie, damit ſie nicht dem gemeinen
Weſen zur Laſt falle. Billig fordert die Policey
deßwegen wenigſtens einige Sicherheit, ob ſie es
gleich bey Perſonen, bey welchen Armuth und
Mangel nicht mit Wahrſcheinlichkeit vorausgeſe—
hen werden kann, niemahls ſo ganz genau neh
men wird.

Die Policey fuhrt alſo mit Recht eine genaue
Aufſicht uber die Ehen, und die Gewohnheit in ei
nigen Staaten, daß Jedermann, der ſich trauen
laſſen will, dazu vor allen Dingen obrigkeitliche
Erlaubniß erlangen muß b), iſt ſo unbillig nicht,
als ſie beym erſten Anblicke ſcheint, wenn ſie nur
durch willkuhrliche Verfugungen oder durch Er—
preſſungen nicht erſt ungerecht und druckend. ge
macht wird.

Weun aber die Staatspolicey wohl berechti—
get iſt, in den beiden angefuhrten Fallen unuber—
legten und gemeinſchadlichen Heurathsplanen ihren

Bey
ſeyn und ubrig bleiben mogen? laſſe ich dahin ge—

ſtellt ſeyn“. Moſer von der Landeshoheit in An
ſehung der Unterthanen Perſonen S. 114.

b) Moſer a. a. O. S. 118.
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Veyfall zu verſagen; ſo iſt es dagegen auch ihre
Pflicht, allzuweit getriebenen Eheverboten, be—
ſonders ſolchen, die, ohne hinreichenden Grund
auf die Nahe der Verwandtſchaft ſich beziehen c)
oder die auf bloßen, oft ubel berechneten Finanz—
grunden beruhen d), mit Nachdruck entgegen zu
arbeiten.

Die zahlreichſte und daher fur die Bevolke—
rung wichtigſte Volksclaſſe bedarf nur wenig, um
mit einem hohen Grade von Zuverſicht den Schritt

ins eheliche Leben zu wagen, und doch fehlt es
nicht ſelten ſelbſt ihren ſo maftigen Bedurfniſſen
an den nöthigen Befriedigungsmitteln. Ungleich
heit und Unzulanglichkeit der verſchiedenen Nah
rungsquellen gehort zu den großten Hinderniſſen
der Vermehrung der Volksmenge e). Die Poli—
cey iſt unſtreitig verpflichtet und berechtiget, zur
Vermehrung und-Erleichterung der Erwerbmittel
aller Volksclaſſen im Staate ſo viel moglich beh
zutragen. Jn dieſer Hinſicht bietet die land- und
ſtadtwirthſchaftliche Policey der Bevoſkerungs
policey die zweckmaßigſten Hulfsmittel dar.

Jnusbeſondere aber niuß die Bevolkerungspo
licey die Schwierigkeiten zu heben ſuchen, welche

ofters

co) Hoffer Beytrage zum Policeyrechte Thl. 1. S. ö9.
f. de Holtenthal de Politia pag. 24.

d) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. Z30. 31.

e) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 31.

f) S. unten Hauptſt. 9. und 10.
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ofters ohne hinreichende Urſachen der Aufnahme
nutzlicher Handwerker in die Zunfte und Gilden

entgegen geſetzt werden. Gemeinſchadliche Vor
urtheile der Unehre g), widerrechtliche Einſchran

Jungen in Anſehung des Heurathens k), uber—
maßige Geldforderungen und ſo manche andere
Chikane, welche Zunfte und Gilden haufig zu ma—
chen pflegen, durfen von der Policey nicht gedul
det werden. Zwar inuũ ſie allerdings die recht—
maßigeii Privilegien und die gultigen und vernunf
tigen Gewohnheiten der Handwerksinnungen unge
krankt laſſen; aber! daraus folgt nicht, daß ſie in
Aufehung unveruunftiger und gemeinſchadllcher
Anſpruche und Gebrauche ſchlechterdings gebun

dene

e) S. Thl. 1. S. at. f.
h) Ein intereſſanjer Fall dieſer Art kam vor einigen

Jahren bey dem k. Reichs-Kammergerichte vor.
Die Tiſchlergilde zu Bremen verweigerte die Aufi

nahme eines Tiſchlers, der nicht in die Gilde heu—
rathen wollte, und wandte ſich deßwegen an das

Kammergericht. Auf ihr Geſuch um Appellations—
Proceſſe ergieng am 6. Nov. 1795. folgendes De
cret?.  Cum indignatione abgeſchlagen, und ver—

ſieht man ſich zu dem Magiſtrat der Reichsſtadt
Bremen, derſelbe werde in dieſer keinen Verſchub
leidenden privilegirten Handwerksſache die Be—

.ſchleunigung rechtlicher Hulfe ſich alles Ernſtes,
und mit Verhutung unnothiger proceſfſualiſcher
Weitlauftigkeiten angelegen ſeyn laſſen, auch ins—
beſondere darauf ſein Augenmerk richten, daß
denr Appellaten nicht die reichsgeſetzwidrige Zu—
muthung, in das Amt zu heurathen, geſchehe, ſon—
dern erwahntes Amt ſich mit der in der Amtsrolle
beſtimmten Einkaufsſumme zu begnugen habe, da—
mit es nicht zu Handhabung offenkundiger Reichs—
geſetze ſcharfern Einſehens bedurfe“  M. teut-
ſches Staatsmagazin l. 409. 41to.

5
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dene Hande hat und alles beym Alten zu laſſen

verpflichtet iſt i).

Fur die Vermehrung des probucirenden
Theils der Staatsburger und fur die Bevolkerung
des platten Landes iſt nichts nachtheiliger, als
die Anhaufung von Grundſtucken in einer Hand.
Wer auch immerhin dieſe oft ſehr eintragliche Fi
nanzſpecnlation unternimmt: Landesherr, Guts
herr, reiche Landleute oder andere Capitaliſten;
die Policey iſt ſchuibig und befugt, dieſem gemein
ſchadlichen Gewerbe zu ſteuren L), und ſie thut
vielinehr wohl daran, weun ſie die Vertheilung
bisher untheilbarer Guter mit gehoriger Ruckſicht
auf die ortlichen Verhaltniſſe begunſtigt und be

fordert h.

Hauptſachlich iſt aber die Verauſſerung, un
beweglicher Guter an die todte Hand der Vermeh
rung der Volksmenge hinderlich. Mit Recht wer
den daher der Erwerbung ſolcher Guter durch Ge
meinheiten uberhaupt und insbeſondere durch die
Geiſtlichkeit von der Bevolkerungspoliceh Schran
ken geſetzt und die ſogenanuten Amortiſationsge—
ſetze ſind als vorzugliche Mittel derſelben zu be
trachten m).

Un
k) Daſelbſt S. 31.h Winkler uber die willkuhrliche Verkleinerung der

Bauerguter S. z6. f. M. Staatswiſſenſch. Ver
ſuche lI. 22. f.m) Baieriſche Geſetze v. 1762. 1764. 1765. (Braun)

Vertheidigung des Churbaierſchen Amortizations—
geſetzes. Mannheim 1768. F. X. v. Moshamm

uber
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Unordnung in der hauslichen Oeconomie,
Luxus, beſonders bey den Feyerlichkeiten der Ver
heurathung ſelbſt, Unſittlichkeit und regelloſe Be—
friedigung des Geſchlechtstriebes, ſind eben ſo
viele Hinderniſſe der Bevolkerung, welchen theils
die Policey der hauslichen Ordnung n), theils
die Sittenpolicey o) entgegen zu arbeiten ſich be
muhen muß.

Directe Mittel, den hulfebedurftigen Ehe
luſtigen Unterſtutzung zu verſchaffen, ſind großen

—Ecchhwierigkeiten unterworfen. Man hat hin und
wieder Stiftungen, aus welchen Neubverehlichte
einige Beytrage zur Einrichtung ihrer Haushal
tung erhalten. Dieſe Beytrage ſind aber meiſtens
ſo unbedeutend, daß ſie fur den Zweck der Bevol
kerungspolicey nicht in Betrachtung kommen

Seit
uber die Amortizationsgeſetze uberhaupt und be
ſonders in Baiern. Regensb. 1798. Oeſter
reichiſche Amortizationsgeſetze v. 1771. Ba

diiſſhe v. 1767. Veral. Fiſcher Camerale und
Policeyrecht l. z95. Moſer v. d. Landeshoheit
in Anſehung der Unterthanen Perſonen und Ver—
mogens. S. 187. 188.

v) Unten Hauptſt. 4. Vergl. Sußmilch Gottliche
Ordnung in den Veranderungen des menſchlichen
Geſchlechts. Cap. 17. von der Schadlichkeit des
kuxus in Anſehung der Bevolkerung.

o) Unten Hauptſt. 7.

Jn des Verf. Familie iſt eine ahnliche Stiftung.
Sie wird aber aewiß kein Mitglied verleiten, in
den Stand der Ehe zu treten.

VI.
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Seit funfzig Jahren ungefahr hat man ver—
ſchiedene Verſuche mit ſogenannten Brautcaſſen,
Heurathscaſſen, Ausſteuergeſellſchaften ge—
macht, welche theils allgemein, theils nur fur
einzelne Gemeinden oder Zunfte und Gilden be—
ſtimmt waren. Der Zweck iſt, denjenigen Perſo—
nen wweiblichen Geſchlechts, die durch eigene oder

ihrer Eltern Beytrage dazu berechtiget ſiüd, eine
nach dem Verhaltniſſe dieſer Beytroge berechnete

 Unterſtutzung bey ihrer Verheurathung zu verſchaf
fen. Daß eine ſolche Auſtalt zur Erleichterung
der Ehen und mithin zur Vermehrung der Volks
menge dienen kann, iſt keinemZweifel unterworfen p).
Allein,“' als einer bloßen Privatunternehmung,
fehlt es ihr meiſtens an der erforderlichen Sicher—
heit und ſehr viele der in verſchiedenen Lan—
dern errichteten Brauteaſſen ſind langſt, und
zum Theil auf eine fur die Theilhaber hochſt

trau

p) Sredersdorf uber Bevolkerung und Brauteaſſen.
Braunſchweig  1789. Vergl. v. Juſti Policey-

 wiſſenſchaft Thl. 1. J. 260. f. de Holienthal de
Politia pag. 21. Der thier in der Note i geauſſerte

„Gedanke, daß es vielleicht ſchicklicher ware, durf—
tigen Junglingen einen Beytrag zur Erleichterung
ihres Eintritts in den Eheſtand zu geben, damit

ihre Wahl weniger beſchranukt ſeyn moge, ſcheint
allerdings Aufmerkſamkeit zu verdienen. Jn

Quedlinburg wurde 1759, eine Junggeſellen
caſſe projeetirt, aber weil die landesherrliche Be—
ſtatigung aus wichtigen Grunden abgeſchlagen
wurde, nicht zu Stande gebracht. Journal v. u. f.
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traurige und nachtheilige Weiſe q) wieder einge—
gangen r).

Jn jedem Fall muſſen dergleichen Auſtalten
unter der Aufſicht der Staatspolicey ſtehen. Dieſe
muß vor allen Dingen die Entwurfe prufen und
darnach beurtheilen, ob und in wie weit die Theil—
haber dabey Sicherheit haben konnen. Rur, wenn
die Einrichtung dem vorgeſetzten Zwecke entſpricht,

muß die landesherrliche Beſtattigung ertheilt und
auch in der Folge mußß von Staatspolicey wegen
darauf geſehen werden, daß der angenommene
und gebilligte Plan getreu befolgt werde 5).

Großer und ſicherer iſt jedoch auf die Befor—
derung der Ehen der wohlthatige. Einfluß derjeni
gen Anſtalten, wodurch fur den Unterhalt der
Wittwen und Waiſen auf eine zweckmatzige Weiſe
geſorgt wird 1). Allerdings wird mancher red—

liche

q) S. die Nachricht von einer mit landesherrlicher
„Genehmigungerrichteten Privat-Verheurathungs

Ausſteuergeſellſchaft in Breslau; im Journal v.
u. f. Teuiſchland 1785. St. 8. S. 116. f. Sie
war im Jahr 178o0 errichtet und ſchon 1784 durch
die Untreue des Directors mit großtm Verluſt
der Mitglieder geſprengt.

x) S. Journal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 4.
S. a16. f. Von der Erfurtiſchen großen Heu—
raths- und Sterbe- Societat, ſ. Leipz. Sammlune
gen Thl. 15. S. Z. f.

2) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung
der Unterthanen Perſonen und Vermogens S. 112.

ty de Hokentkal de Politia pag. 23.

E

2
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liche Mann von dem Heurathen' zuruckgehalten,
weil er befurchtet, einſt Gattin und Kinder in Ar—
muth und Elend zuruck laſſen zu muſſen. Wenn
er auch jehzt ſie ernahren kann, wer burgt ihm da
fur, daß er im Siande ſeyn wird, hinlangliche
Mittel, die ſie nach ſeinem Tode gegen Mangel
ſchutzen, zu ſammeln? Wittwen- und Waiſen—
caſſen u) mindern nicht nur die traurigen Folgen
des Verluſtes des Familienvaters und Vorſtehers
und beugen der ganzlichen Verarmung vor, ſon
dern ſie tragen auch zu der Beforderung der Ehen
bey, indem ſie den rechtſchaffenen und vorſichtigen

Mann wegen des kunftigen Schickſals der Seini—
gen beruhigen. Die Policey iſt daher verpfluhtet,
auch deßwegen dieſen wohlthatigen Anſtalten ihre
vorzugliche Aufmerkſamkeit zu widmen und ſie auf
alle nur mogliche Weiſe zu begunſtigen.

Nicht allein die Beforderung, ſondern auch
die Fruchtbarkeit der Ehen iſt ein Gegenſtand der

Bevolkerungspolicey. Die romiſchen Eheverbote
wegen Zeugungsfahigkeit beruhen offenbar auf die
ſem Grunde. Jndeſſen neuere Geſetze haben mit
Recht mildere Grundſutze anaenommen. Denn,
ſo wichtig auch der Zweck der Bevolkerungspolicey
iſt, ſo wenig berechtiget er doch zu ſolchen Beſchran—
kungen der naturlichen Freyheit, wodurch eine frey
willige geſellſchaftliche Verbindung zwiſchen Perfo
nen zweyerley Geſchlechts, die am ſchicklichſten,
ſelbſt aus Grunden der Sittlichkeit zind des An
ſtandes den Nahmen der Ehe, erhalt, verhindert
werden durfte.

Zweck
u) S. unten Hauptſt. g. Abth. 4.

J
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Zweckmaßlig und keinesweges die Rechte der
naturlichen Freybeit krankend iſt hingegen der
Vorſchlag, daß, um uungleiche, der Bevolkerung
nachtheilige und meiſtens auch am Ende fur die Ver—
bundenen ſelbſt ungluckliche Ehen zu verhuten,
nicht durch Zwang, ſondern durch andere ſchick—
liche Mittel, durch ernſtliche Vorſtellungen an die
Eltern, die Verwandten oder die intereſſirten
Theile ſelbſt, durch Belohnungen, Anſtalten zur
Werſorgung u. ſ. w. bewurkt werden mußte, daß
verwachſene, ungeſtalte, ſchwachliche, zum Kin
derzeugen unfahige Perſonen“) ſich, wo moglich,

der ehelichen Verbindung enthielten x).

Fur ſchwangere Perſonen muß die Poli—
cey vorzuglich Sorge tragen, damit nicht durch
irgend einen Unglucksfall, den aufmerkſame Vor—
ſicht abwenden konnte, die Hoffuung der Eltern
und des Staates vereitelt werde. Sie ſtehen un—
ter dem beſondern Schutze des Staates und jede
ihnen zugefugte Beleidiqung verdient hohere
Strafe y). Selbſt, wenn fie ſich eines Verbrechens

ſchul—

Gderhard (de conjugio T. 7. 224) halt dafur,
die Heurathen ungeſtalter, verwachſener Perſo—
nen, insbeſondere der Zwerge, ſeyen gar nicht zu
dulden niſi ſumma vecelſſitas urgeat ob for-
nicationiĩs evitationem libidinis extinctionem.
Ein wahres Zwangsrecht der Staatspolicey wird
jedoch ſchwerlich erwieſen werden konnen.

x) Jung StaatsPoliceywiſſenſchaft ſ. 37. Vergl.
uberhaupt Frank medicin. Polic. Th. 1. Abth. Lu. 2.

y) Reichspol. Ordn. v. 1577. Tit. 6. ſJ. I.

C 2
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ſchuldig gemacht haben, muſſen ſie mit aller mog
lichen Schonung behandelt werden 2). Ueber
haupt muſſen von ſchwangeren Perſonen alle Ver
anlaſſungen zu heftigen Gemuthsbewegungen ent—
fernt und abgewendet werden a). Selbſt diejeni—

gen, welchen ſonſt das Recht einer maßigen Zuch
tigung zukommt, muſſen ſich deſſen gegen Schwan
gtre enthalten b).

Auch eigene Handlungen ſchwangerer Perſo
nen, welche in ihrem Zuſtande leicht gefahrlich

werden konnten, ſucht die Policey mit Recht zu
verhindern, weniger freylich durch Zwangsmittel,
als durch Belehrungen und Ermahüungen. Jn
dieſer Hinſicht verdienen hauptſachlich ihre Auf—
merkſamkeit alle anſtrengende Luſtbarkelten
Balle, Schlittenfarthen, Schauckeln, ſchnelles
Fahren u. d. m. C).

Wenn nun aber alles Ungluck von einerESchwangeren glucklich abgewendet iſt, ſo iſt noch

haufig Mangel an Hulfe und Rath fur die Ge
bahrenden ein wichtiges Hinderniß der von der
Erleichterung der Ehen zu hoffenden Vermeh—
rung der Volksmenge. Hier bietet dann die Me—

di

2) L. 3. D. de poen. Siſcher Camerale und
Policey-Recht J. 397. 398.

Allgem. Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20. 733.
b) Daſ. ſ. 736. Zweckmaßige Vorſchlage zu

hieher gehorigen Policeyverordnungen ſ. Jung a.
a. D. J. 89. qo.

e) Vergl. Jung a. a. O. ſ. 4t.
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dicinalpolicey der Beoblkerungspolicey die Hand,
indem ſie fur die Geburtshulfe Sorge tragt und
die Wochnerinnen gegen Mißbrauche und Vorur
thelle aller Art nachdrucklich in Schutz nimmt

Vermehrung der Volksmenge kann endlich VIlI.
auch noch durch Zufluß von auſſen her bewurkt
werden, und ſobald. derſelbe als nutzlich und nothig

HNanerkannt iſt; ſo muß die Bevolkerungspolicey
alle ihm vielleicht entgegen ſtehenden Hindernifſe
aus dem Wege zu raumen, und die zweckmaßigen
Beforderungsmittel in Anwendung zu bringen
fuchen.

Der allgemeine Ruhm einer guten, gerech
ten und milden Regierung, ein hoher Grad bur—
gerlicher Freyheit, insbeſondere uneingeſchrankte

Gepwiſſensfreyheit, die Menge und Ergiebigkeit
der Erwerbmittel, maßige Abgaben und offentliche
Laſten und uberhaupt alles, was eine ſorgſame
Regierung fur das Wohl der eingebornen Unter
thanen thun kann, muß zwar nothwendig mau—
chen Auslander herbeylocken; allein nutzliche Ein
wanderuugen von erheblichem Einfluſſe auf die Ver
mehrung der Bevolkerung muſſen doch durch be
ſondere Vorkehrungen und Verfugungen befordert
und erleichtert werden e). Hieher gehort vorzug
lich: bereitwillige Aufnahme in die Zahl der Staats—
burger und Unterthanen, in ſtadtiſche Gemeinhei—
ten, Zunfte und Gilden Befreyung von gewiſ—

s ſena) S. Hauptſtuck 3.

e) Heumann iur. polit. enp. 8. C. 594. Moſer v. d.
Landeshoheit in Policeyſachen S. 31. f.

1
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J J JJ

ſen Abgaben und andern Laſten, Unterſtutzung
mit Rath und That in Anſehung ihrer Niederlaſ—
ſung, Auſiedelung, Gewerbe u. ſ. w.

Jn den Preuſſiſchen Staaten wird ohne
Zweifel das vollflandigſte und zuſammenhangendſte
ESvſiem zur Beforderung und Erleichterung nutz—
licher Einwanderungen befolgt. Die ankommen—
den Fremdlinge werden ſchon auf ihrer Reiſe durch
Beytrage zu den Transportkoſten, durch Vorſpann
und Zollfreyheit unteritutzt. Die preuſſiſchen Unz

un terthanen ſind verpflichtet, ſie mit aller Gefallig
n keit aufzunehmen und ihnen zu ihrem Unterkom—

men behulflich zu ſeyn. Die fremden Meiſter
muſſen von den Jnnungen unentgeldlich aufgenom
men und durfen auch beym Burgerrecht nicht uber
ſetzt werden. Fremde Kaufleute, Kunſtler, Ma

nufacturiſten, Rentner genießen einer dreyjahrigen

Befreyung von allen offentlichen Abgaben und La
ſten; erhalten auch Vorſchuſſe und andere ihren
Zwecken entſprechende Unterſtutzungen. Neuan—
bauenden werden die wuſten Hausplatze in den Stad

ten und die Grundſtucke auf dem Lande erblich
uberlaſſen, ſo daß ſie dafur nach Verlauf, der
Freyjahre, deren gemeiniglich funfzehen oder zwan
zig ſind, nur einen geringen Erbzins entrichten.
Ueberdieß werden ihnen noch Baumaterialien oder
Geldvorſchuſſe, auch wohl Geſchenke bewilliget f).
Jn einigen Provinzem ſind dieſe verſchiedene Be
gunſtigungen noch erhohet und mit beſondern Vor
theilen vermehrt g).

Jn

ſ) Siſcher Cameral- und Policeyrecht J. S. 4oo. f.
5) Daſelbſt S. goz. f.
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Jn den churbraunſchweig-Luneburgi—
ſchen Staaten ſoll den Fremden zur Erlangung
der Burgerſchaft und der Gilden alle Beforderung
geſchehen und ihnen dieſelbe frey gegeben oder an
den Oertern, wo ſie Holzungen, Hud und Weide,
auch andere Vortheile zu genießen haben, gegen
Erlegung einer leidlichen Geldſumme ertheilt wer
den. Sie ſollen alle Freyheiten und Gerechtigkei—
ten, wie alle eingeborne Unterthanen genießzen,
auch fahig ſeyn; als Rathsglieder mit in den Ma
giſtrat und zu Standesbedienungen genommen zu
werden. Gegen Magiſtrats- oder Privatperſo
nen, welche ihnen aus Neid, Mißgunſt oder an
dern Privatabſichten Hinderniſſe in den Weg legen
wollten, ſollen ſie nachdrucklich geſchutzt werden.
Handelsleute, Manufacturiſten und Handwerker,
welche nutzliche Gewerbe einfuhren wollen, ſollen
eine zehnjahrige Freyheit von allen perſonlichen
Laſten, den Licent ausgenommen, als wofur ihnen
etwas an Geld bewilliget wird, genießen. Nach
Veſchaffenheit der Umſtande ſollen ſie auch noch

mehrere Freyheiten und beſondere Beyhulfe erhal—
ten. Alle, welche uber zweytauſend Reichsthaler
ins Land bringen, von ihren Einkunften leben
und keine burgerliche Nahrung treiben, ſind ſchrift
und canzleyſaßig und nicht ſchuldig, die Burgerſchaft
zu gewinnen, ſtehen auch unter keiner Stadtobrig
keit, außer in peinlichen Sachen, wo jedoch nur der
Anariff und die Arreſtirung den Stadten zu ver—
ſtatten, die Unterſuchung aber an die Canzley zu

verweiſen iſt. Ueberdieß ſind ſie zehn Jahre lang
von allen perſonlichen Laſten, auſſer dem Licente,
auch von der Einquartirung frey. Endlich ſind
ſie auch fur fahig erklart, nach ihrer Geſchicklich

EC a4 keit
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keit zu allerhand geiſtlich- und weltlichen, auch
Militar-Bedienungen gezogen zu werden. Uebri
gens bleibt jedem einwandernden Fremden, wenn
er ſich uber kurz oder lang genothiget finden ſollte,
wieder hinweg zu ziehen, der freye Abzug unver
wehrt h).

Zufallige Umſtande begunſtigen biswellen die
Aufnahme einer betrachtlichen Anzahl von Fremd
lingen, welche durch Fehler ihrer bisherigen Re
gierung oder durch beſondere Unglucksfalle genothi

get werden, ihr Vaterland zu verlaſſen und an
derswo Schutz und Unterhalt zu ſuchen. Jn ei—
nem ſolchen Falle werden alsdann ganz eigene
Vorkehrungen erfordert, um eine ſo gunſtige Ge
legenheit auf eine zweckmaßige Weiſe zu beuutzen,

wie ſolches in Auſehung der aus Frankreich ver
triebenen Hugenotten und der eben ſo unpolitiſch

verjagten Salzburger in verſchiedenen teutſchen
Staaten, beſonders aber in den Preuſſiſchen, mit
glucklicher Erfolg geſchehen iſt.

Richt ſelten ſind aber die Vorkehrungen der
Bevolkerungspolicey zur Vermehrung der Volks—
menge durch nutzliche Einwanderungen nicht nur
bitterem Tadel, ſondern auch wohl lauten Wi—
derſpruchen von Seiten der Eingebornen ausgeſetzt.
Sollten freylich die fremden Ankommlinge auf Ko
ſten der alten Einwohner beuunſtigt, ſollten dieſe
dadurch in ihren Rechten gekrankt werden; ſo wur—
den ihre Beſchwerden nicht anders, als fur ge—

grün

h) Vatent v. 12. Jul. 1718. v. 22. Jan. 1740.
Willich Auszug J. 872. ĩ.
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grundet zu halten ſeyn. Nur verdienen die ofters
kunſilich verhullten Aeuſſerungen des Neides und
der Mißgunſt keine Aufmerkſamkeit. Wenn die
Fremdlinge wohluberlegte Unternehmungen gluck—
lich ausfuhren, wenn ſie wohlfeiler und beſſer ar—
beiten, alſo auch einen ſchnellen und reichlichen
Abſatz finden, weil ſie geſchickter, genugſamer,
fleiſſiger und ſparſamer ſind; ſo konnen die Ein—
zelnen uber Verminderung ihrer Nahrung ſich nicht
beſchweren, da die Schuld weder an den Fremden,
noch an der Regierung, die ſie aufnimmt, ſondern
allein an ihnen ſelbſt liegt i).

Die Bevolkerungspolicey ſucht nicht nur die 1X.
Hinderniſſe, welche der Vermehrung der Volks—
menge entaegen ſtehen, ſondern auch die Urſachen,

welche die Verminderung derſelben bewirken, aus
dem Wege zu raumen (N. Jn dieſer Hinſicht iſt
die Abwendung und Verminderung der Gefahren,
welche dem Leben und der Geſundheit der Staats—
burger drohen, von großer Wichtigkeit

Das Leben und die Geſundheit der Staats—
burger kann ſowohl aus Bosheit oder Nachlaſſig
keit Anderer, als auch durch ihre eigene Schuld iu
Gefahr geſetzt werden. Dagegen muß die per

ſonliche Sicherheitspolicey die nothigen Vorkeh

Cs5 runi) Vergl. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen

S. 35.
Rrieg und Soldatenſtand werden von den mei

ſten Policeyſchriftſtellern als Hinderniſſe der Be—
volkerung hier mit aufgefuhrt, und mit Recht.
Nur kann die Policey, im eigentlichen Sinne,
dagegen nichts thun.

J
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rungen treffen und eben dadurch wird zualeich
der Zweck der Bevolkerungspolicey befordert.

Zufallige Unglucksfalle, ſo viel moglich, ab
zuwenden und wenigſtens die nachtheiligen Folgen
derſelben zu vermindern, iſt gleichfalls Pflicht der
Policeh. Feuer- und Waſſerſchade, Theurung
und Hungersnoth, Managel und Elend ſind nur
allzuhaufig die traurigen Urſachen der Verminde—
rung der Volksmenge. Die Pollicey gegen Un
glucksfalle  ſucht die zweckinaßigſten Hulfsmittel
dagegen in Anwendung zu bringen.

Alle Theile der Medicinalpoliceh m) haben
den wohlthatigſten Einfluß auf den Zweck der Be
volkerungspoliceh, indem durch ihre. Bemuhungen

die Geſundheit und das Leben eines großen Thei—
les der Staatsburger erhalten wird.

Endlich tragt auch die Policen der hauslichen
Ordnung n) zur Hinwegraumung der Urſachen,
welche die Verminderung der Volksmenge bewir

ken, ſehr vieles bey, indem ſie dem Unfrieden in
der Ehe, der Vernachlaſſigung der Erziehung,
der hoauslichen Unordnung, der Schwelgerey und
Ueppigkeit vorzubeugen und zu ſteuern ſucht.

X. Die Policey ſorgt fur Schwangere und Ge
bahrende; ſie ſucht dem Kindermorde vorzubeugen
und richtet vorzuglich auch auf die ſo mannigfalti

x) Thl. 1. S. 296. f. gen

H S. unten Hauptſt. 8.
m) S. unten Hauptſt. 3.

n) S. unten Hauptſt. a.
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gen der fruhen Jugend gefahrlichen Krankheiten
ihre Aufmerkſamkeit. Wie viele arme, hulſloſe
Kinder gehen aber blos aus Mangel an Wartung
und Pflege und ſelbſt aus Mangel an Nahrung
zu Grund? Die Bevolkerungspolicey und die Po
licey aegen Ungluckfalle bieten ſich die Hand, um
auch fur dieſe Unglucklichen Sorge zu tragen o).

Armuth und Furcht vor der Schande und
angſtliche Beſorgnißz wegen eines kunftigen Unter—
kommens verleiten manche uugluckliche Mutter,
ihr Kind wegzuſetzen oder aar zu ermorden p).

Unmn dieſem vorzubeugen und die hulfloſen Kinder
dem Staate zu erhalten, hat man in verſchiedenen
Landern eigene Aunſtalten errichtet, in welchen ſie
angenommen und erzogen werden. Findelhaäu—
ſer ſind eigentlich dazu beſtimmt, die von ihren
Eltern weggeſetzten und in dieſem verlaſſenen Zu
ſtande gefundenen Kinder aufzunehmen. Man
hat ihnen aber hin und wieder eine großgere Aus
dehnung gegeben, und auch den Eltern, welche
nicht im Stande ſind, ihre Kinder ſelbſt aufzuzie—
hen, verſtattet, ſie, mit oder ohne Anzeige ihres
Nahmens, dahin zu bringen und der offentlichen
Vorſorge zu ubergeben. Jn dieſem Falle werden
dergleichen Anſtalten ſchicklicher Kinderhauſer
genannt. Mapnchmahl werden damit auch Ent
bindungsanſtalten verbunden, theils um hulfe—

bedurftigen ſchwangeren Frauensperſonen einen
Zufluchtsort zu verfchaffen, theils aber, und mei—
ſtens vorzuglich in der Abſicht, um den Unterricht

in

v

q) Vergl. de Hohenthal de politia pag. 2).
p). Vergl. Thl. J. S. zag. ß

D
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in der Entbindungskunſt zu erleichtern und zu be
fordern q).

Die Fiudel- und Kinderhauſer entſprechen
freylich ihrem wohlthatigen Zwecke nur unvoll
kommen. Jndeſſen ſind ſie als eine Nothhulfe zu
betrachten, die beſonders in volkreichen Stadten
durch andere Vorkehrungen und Anſtalten kaum
erſetzt werden kann r). Jn Teutſchland verdient
das Findelhaus zu Wien wegen ſeiner guten Ein
richtung vorzuglich bemerkt zu werden 5). Mit
dem Findelhauſe in Caſſel iſt eine Entbindungs—
anſtalt verbundent). Das Findelhaus in Nurn

bergz iſt nicht blos fur verlaſſene oder ausgeſekte
Kinder, ſondern uberhaupt fur hulfsbedürftigec

Waiſen beſtimmt u). Das chamburgiſche Fin
delhaus iſt langſt eingegangen v).

Beyh
q) Thl. 1. S. 311. Z12.
r) Sußmilch Gottl. Ordn. J. 193. C. F. Meißner

Unterſuchung der Frage: Ob Fundlingshoſpitaler
einem Lande nutzlich oder nachtheilig ſind? im
Hannov. Maq. 1773. S. 1429. f. Einige Be
trachtungen uber die Fundlingshauſer rc. Daſelbſt
1778. S. 517. f. Deſſelben Abh. von Findel—
hauſern. Gott. 1779. Krunitz Enecyclopadie
Thl. 13. S. z83. f. Frank Med. Pol. II. 443. f.

2) (Pezzl) Skizze von Wien Heft 5. S. 726.
Jch habe dieſes Findelhaus in den Jahren 1790.
1791. ofters beſucht und mir von ſeiner ganzen
Einrichtung eine genaue und vollſtandige Kenntniß
zu verſchaffen geſucht, auch dieſelbe mit andern
ahnlichen Anſtalten ſorgfaltig verglichen. Sie

ſcheint mir bey weitem den Vorzug zu verdienen.
t) Samml. d. Heſſen- Caſſel. Verordn. Vl. 22. f.
u) Vergl. Journal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 4.

S. a25. St. 7. S. 4o. St. 9 S. 207.
v) »Jobſt v. Overbeck ſtiftete 1709 einen Torno,

wie in Venedig, um dem damahligen haufigen Er—

mor—
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Bey der Aufnahme in eine ſolche Auſtalt iſt
es ubrigens Pflicht der Vorſteher, das Geſchlecht
und wahrſcheinliche Alter eines Kindes, die Zei—
chen, an welchen es kunftig wieder erkanut werden
kann, den Tag und die Stunde der Aufnahme,
u. ſ. w. genau aufzuzeichnen, da dergleichen Kin—
der von ihren Eltern bey veranderten Umſtanden
bisweilen wieder aufgeſucht und zuruckgefordert
werden. Jn dieſer Hinſicht muſſen uber alle jene
Umſtande die genaueſten Protocolle gefuhrt und
die Gegenſtande, die zum Beweiſe der Jdenditat
eines Kindes dienen konnen, ſorgfaltig aufbe—
wahrt werden.

GSind in einem Staate fur die Erhaltung der
Findelkinder keine beſonderen Auſtalten getroffen;

ſo muß die Policey auf andere Art dafur Sorge
tragen und diejenigen, welchen vermoge der Landes—
geſetze oder des Herkommens“) die Ernahrung und

Ver—

morden der Kinder Einhalt zu thun. Dieſe runde,
hohle Maſchine hatte auf einer Seite eine Oeffnung.
wo man ein Kind hinein legen, den Torno umdre—
hen und eine Glocke anziehen konnte, worauf die
Waiſenmutter den kleinen Fundling in Empfang
nahm, und fur die Erhaltung deſſelben ſorgen
mußte. Zu dieſem Behuf ſchenkte erwahnter wohl—
thatige Mann zoooo Mark. Bald aber wurden
ſo viele. neugeborne und ſchon jahrige Kinder
hineingeſteckt, daß anfangs der Torno enger ge
macht und nachher aar geſchloſſen werden mußte,
obgleich derreiche Stifter noch 10oooo Mart dazu
vermachte“. Hamburgiſche Denkwurdigkeiten
S. 145.

m) Hierauf wird es doch hauptſachlich ankommen,
da die Rechtsgelehrten uber einen allgemeinen

Grund
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Werpflegung der Findlinge obliegt, zur Erfullung
dieſer Verbindlichkeit anhalten, Hat weder Ge
ſetz noch Herkommen daruber etwas beſtimmt; ſo
kann wohl nur der Landespolicey eine vollkommene
Verbindlichkeit, die Verpflegungskoſten eines Fun

delkinbes zu ubernehmen, nachgewkeſen werden,
da dieſe Vorſorge hauptſachlich um des allgemei
nen Beſten willen nöthig iſt u).

Jn den churbraunſchweigiſchen Landen
gilt der Grundſatz, daß die Gerichtsherrſchaft die
Verpflegung der Findlinge ubernehmen muß w).
Fur ausgeſetzte Kinder, welche in den landesherr—

lichen Aemtern in den Furſtenthumern Calenbera,
Gottiugen und Grubenhagen gefunden werden,

wer
Grundſatz nicht einig find. Die Meynung, daß
die Ernahrung der Findlinge der Gerichtsherrſchaft
zur Laſt falle, hat zwar die meiſten Stiminen,
aber gewiß die ſchwächſten Grunde fur ſich. Sie
der Gemeinde, wo das Kind gefunden iſt, aufzu—
legen, ſcheint nur dann recht und billig au ſeyn,
wenn man weiß, daß das Kind aus der Gemeinde
iſt. Denn nur ihre Armen iſt jede Gemeinde nach
der Reichs-Policeyordnung, auf welche man ſich
auch hier beruft (Aleeiſter Pr. iur. erim.  170.
Nota b), zu erhalten ſchuldig. Nach allgemeinen
Grundſatzen durfte alſo wohl die Ernahrung und
Verpflegung der Findlinge eine Obliegenheit der

Landespolicey ſeyn. Vergl. Quiſtorp peinl.
Recht. Thl. 1. J. 285. Note t. und die dort an
gef. Schriften.

un) Dieſem Grundſatze gemaß werden im Badiſchen
die Findlinge in das Waiſenhaus aufgenommen.
Gerſtlacher Samml. aller Badiſchen Verordn.
Ii. 57. „Even dieſes iſt auch in den Preuſſiſchen
Staaten der Fall.

w) Struben Rechtl. Bed. Thl. 1. Bed. 171. J. 2.
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werden die Verpflegungskoſten zur Halfte aus der
Rentkammer und zur Halfte aus der Kloſtercaſſe
hergegeben x). Arme Kinder, die von ihren El
tern verlaſſen worden ſind; muſſen zunachſt aus
der Armencaſſe und wenn dieſe nicht zureichend iſt,
von der Gemeinde unterhalten werden y).

Am nachtheiligſten fur die Bevolkerung ſind XI.

ubermaßige Auswanberungen. Wenn Einwan—
derungen und Auswanderungen einander das
Gleichgewicht halten, wenn zwiſchen benachbarten
Staaten ein gewiſſer Wechſel, eine Art von Tauſch
der Einwohner beſteht; ſo iſt das eher vortheil—
haft, als ſchadlich. Die Cultur wird dadurch be—
fordert, die Gewerbe werden helebt, neue Jdeen
in Umlauf gebracht, neue Unternehmungen begun—

ſtigt. Allein wenn der Verluſt nur immer auf
der einen, der Gewinn auf der andern Seite iſt;
ſo muß dem Uebel, das dem Staate Entvolkerung
droht, nothwendig aeſteuert werden. Dieß nun
iſt Pflicht der Bevolkerungspolicey.

Vor allen Dingen muß ſie die Urſachen aus
dem Wege raumen, welche die Unterthanen zum

Auswandern bewegen. Dieſe Urſachen ſind ent
weder Nahrungsmangel, oder Arbeitsſcheu, oder

Druck der Regierung oder ſchwarmeriſche Hoffnung
großer Vortheile. Oft wirken alle dieſe Beweg—
grunde zuſammen. Als im vorigen Jahrzehend
die Wuth nach Ungarn und Polen und nach Nord

america

x) Corp. Conſt. Cal. cap. 1. pas. 976. Willich
Ausz. l. 888.

y) Struben a. a. O. h. 3.
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america zu wandern, die Bewohner der Rhein—
Mahyn- und Neckaraegenden ergriff; ſo hielt man
haufig dafur, blos Mangel, Armuth und Unter
druckung trieben die Unglucklichen aus ihrem Va—
terlande. Aber ganze Zuge dieſer Menſchen, die
ſo leichtſinnig ein beſſeres Gluck in fernen Gegen
den ſuchten, konnten weder uber Mangel noch uber
Unterdruckung klagen; ſie wollten nur noch beque
mer, noch reichlicher leben, als ſie es bisher ge
wohnt waten. Der großte Theil war durch Emiſ
ſarien und Werber verleitet. Viele freylich wan—
derten, beſonders aus kleineren Gebieten, aller
dings um deßwillen aus, weil es ihnen an hinlang
lichem Unterhalt fehlte. Und daß dieß in kleine
ren Gebieten der Fall ſeyn kann, ganz ohne. Schuld
der Regierung, leidet keinen Zweifel An—
dere klagten mit Recht uber ubermäaßige Abgaben
und Laſten, uber Druck der Herrſchaft und der Beam

ten. Der großere Theil aber war verfuhrt durch
reitzende Schilderungen und anlockende Ver
ſprechungen 2).

Dem Nahrungsmangel muß die land- und
ſtadtwirthſchaftliche Policeh vorzubeugen; einzelnen
Verarmten muß ſie Erwerbmittel und Unterſtutzung
zu verſchaffen ſuchen. Kann ſie das nicht; ſo
darf ſie auch ihr Hinweqgziehen nicht hindern, ſelbſt
wenn aus beſondern Grunden ihre Auswande—

rungs

M. Staatswiſſenſch. Verſuche II. 23.

2) M. ſ. Journal v. u. f. Deutſchland 1784. St. 4.
S. 429. St. 6. S. 659. St. 7. S. 54. 1785.
St. G. S. 559.
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rungsfreyheit beſchrankt ware a). Der Tragheit
muß die Erziehungs- Unterrichts- Sitten- und
Armenpolicey entgegen arbeiten. Aller Unter—
druckung muß die Regierung ſich enthalten, und
dieſelbe auch bey ihren Untergebenen auf keine
Weiſe dulden. Erfullt der Regent ſeine Pflich
ten im vollem Maße; ſo wird es an vernunftigen
Grunden zu Auswanderungen großtentheils fehlen.
Einzelne freylich konnen auch bey der beſten Regie—
rung dennoch in einem anderen Lande eiue gunſti—
gere Lage finden und, daher zus Auswanderung be—
wogen werden und dieſen wird kein billiger Furſt
den Weg verſperren wollen.

Falſche Vorſtellungen von den Vorzugen an
derer Lander muſſen, durch Belehrungen und Er—
mahnungen berichtigt und unwirkſam gemacht wer
den b). Zwangsmittel wurden nur jene Jrrthu

mer

Sehr richtig ſagt der preuſſiſche Geſetzgeber:
»Denen, weilche mit ihrem erlernten Gewerbe ih—
ren Unlerhalt im Lande nicht fiuden zu konnen be
haupten, muß der Staat entweder Gelegenheit
dazu anweiſen oder ihnen die gebetene Erlaubniß
aum Auswandern ertheilen“. Allg. Pr. Landr.
Thl. 2. Tit. 17. J. 135.

b) Der churpfalziſche reformirte Kirchenrath verord
nete im Jahre 1784, daß die Geiſtlichen in ihren

Predigten und Ermahnungen dem Landmann die
Leichtitnnigkeit ſeines Auswauderungstriebs vorle—
gen, demſelben ſeine Pflichten gegen den Landes—
nerrn und das Vaterland einſcharfen, das Beſte
ſeiner Familie kraftigſt vorſtellen und auf dieſe
Veiſe der ſchudlichen und immer mehr und methr

un ſich freſſenden Auswanderung nach Kraften
auf das moglichſte Einhalt thun ſollen. Jour

vp. Bergs Policeyr. Ch.a. D nal
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mer beſtarken. Hingegen iſt kein Staat ſchuldig,
Perſonen, welche die Einwohner zum Auswan

dern verleiten wollen, zu dulden. Gegen dergleichen
Anwerber, Emifſarien, Verfuhrer, Unterhandler
und ihre Gehulfen ſind Strafverbote gerecht uud
nutzlich c). Durch die churbraunſchweigiſchen
Geſetze iſt verordnet, daß Niemand, wer der auch
ſey, bey Vermeidung empfindlicher Strafe ſſich
unterfangen ſoll, in den churbraunſchweigiſchen
Landen Leute zum Auswandern zu bereden und ſie
zu Anbauern und Bewohnern fremder Lander zu
werben; vielmehr ſollen alle Emiſſarien, die ſolche
Auftrage haben, das Land ſogleich raumen und
kunftig vermeiden, die Unterthanen aber, welchen
dergleichen Leute bekannt ſind, den Obrigkeiten da
von Anzeige machen, dieſe ſie ſofort in Verhaft
nehmen und wenn ſie auch noch nichts attentirt ha

ben, als Vagabonden aus dem Lande fuhren laſ—
ſen, und es der koniglichen Regierung anzeigen;
wenn ſie aber bereits Unterthanen verfuhrt oder
zu verfuhren geſucht haben, die Sache unterſuchen
und ſodann zu weiterer Verfuaung berichten d).
Weunn fremde Coloniſtentransporte durch das Land

gefuhrt werden, ſo ſoll das jedesmahlige nachſte
Grenz

nal v. u. f. Teutſchland 1784. St. 10. S. 271.
Eine landesvaterliche Warnung wegen der
uberhand nehmenden Auswanderungen aus dem
Herzogthum Wirtemberg v. J. 1782 ſ. Schloö
zers Staatsanzeigen J. S. 24. 25.

c) Kaiſerl. Ediet v. 7. Jul. 1768, worinn dergleichen
Leute mit Leib- und Lebensſtrafen bedroht werden.
Woſer Reichsſtaatshandb. Thl. 2. S. 121. Da
mit ſtimmen faſt alle Landesgeſetze uberem.

q) Willich Auszug J. 670. Verordn. v. a6. Sept.
1765.
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Grenzamt genau unterſuchen, ob Landesuntertha—
nen in dem Transporte befindlich ſind, welche ſo
dann formlich vernommen werden muſſen, wo,
vor wem, unter welchen Uniſtanden, unter welchen
Bedingungen ſie engagirt worden, aus was fur
Urſachen ſie wegziehen u. ſ. w. Wenn ſie nun
auf die ihnen zu machende Vorſtellungen mitzuge
hen nicht geneigt, oder aber irgend verfuhrt, oder
uberhaupt den vorhandenen Verordnungen zuwi—
der innerhalb Landes engagirt waren; ſo ſind ſie
ſo fort von dem Transporte zu nehmen, und frey
ihren Weg ziehen zu laſſen e).

Durch Strafverbote und andere Jwangs
mittel darf in der Regel das Auswandern teut
ſcher Unterthanen nicht verhindert werden. Die
Auswanderungen aus einzelnen teutſchen Staaten
in andere ſind bloß Gegenſtand der Landespolicey.
Die Auswanderungen aus dem teutſchen Reiche
in fremde Staaten beſchaftigen hingegen mit Recht
auch die Reichspolicey. Jn beiden Ruckſichten
gilt aber die Regel: Der freye teutſche Unter
than iſt nicht an die Erde gebunden, die er
bewohnt und keine Policeygewalt iſt berech
tiger, ihn wider ſeinen Willen zuruck zu
halten. Weder das allgemeine Staatsrecht noch

teutſche Geſetze und Gewohnheiten feſſeln den
Staatsburger mit unaufloßlichen Banden an die
Staatsgeſellſchaft, mit der er bisher verbunden
war. Er hat das Recht, ſie zu verlaſſen nnd in

eine

e) Verordn. v. 29. May 1786. 9J. 3. Willich
Suppl. S. 102. Hann. Anz. 1795. St. a7

D 2
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eine' andere zu treten Dieß Recht iſt durch
das allgeneine Herkommen in Teutſchland aner
kannt und ſelbſt durch reichsgerichtliche Erkennt
niſſe auſſer Zweifel geſetzt I). Jn ſehr vielen
Landesgeſetzen iſt es ausdrucklich beſtatigt, und
nur wenige neuere (ſeit dem erſten Viertel dieſes
Jahrhunderts) haben es aufgehoben uud an ſeine
Stelle ſtrenge Auswanderungsverbote geſetzt C).
Einige derſelben ſind blos gegen den gemeinſchab—

lichen Mißbrauch des Auswanderungsrechtes ge
richtet h) und daher allerdings zu billigen i); an

dere

Ausnahmen von dieſer Regel wegen beſonderer
Verhaltniſſe z. E. wegen ſtrengerLeibeigenſchaft oder
vertragsmaßiger Verpflichtung, finden allerdings
ſtatt. Moſer v. d. Landeshoheit in Auſehung der
Unterthanen Perſonen S. 218.

ſ) Es laufe, erklarte einſt der Reichshofrath, wi
der die teutſche Freyheit, den Unterthanen das
ius emigrandi zu entziehen. Fabers Staatskanz
ley Thl. 49. S. 463. Struben Nebenſt. Thl. 3.
Abh. 18. ſ. 5. Vergl. Heyd de iure emigrandi
in Germania. Stuttg. 1775. Seidenſticker de iure
emigrandi ex moribus germanorum, iure com-
muni, et legibus imperii conſtituto. Gött. i788.
liſieſand de limitibus, quibus facultas domicilii
mutandi circumſeribitur. Vitemb. 1791. und die
von dieſen angefuhrten alteren Schriftſteller.

g) Beyſpiele von beiden ſ. Seidenſticher l. c. J. zu.

h) Dahin gehoren auch noch die Auswanderungsver
bote im Herzogl. Braunſchweig. v. 1784.
GJournal v. u. f. Teutſchl. 1784. J. aab.); in der
Pfalz v. i785. (Daſelbſt 1785. J. 248. im
Heſſen-Darmſtadt. v. 1787. (Daſ. 1787. Il.
244).

i) Moſer v. d. Landeshoheit in Anſehung der Un—
terthanen Perſonen rc. S. 217.
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dere hingegen ſind vollig unbedingt und uneinge—
ſchrankt, folglich mit der teutſchen Freyheit nicht

zu vereinigen.

Wenn freylich die Unterthanen in ganzen
Zugen, ohne erhebliche Urſachen, aus Leichtſinn,
vielleicht durch Ermiſſarien und Werber verleitet,
ihr Vaterland verlaſſen; wenn das Auswanderu
eine allgemeine, landesverderbliche Seuche wird:

ſo iſt es Pflicht der Landespolicey, dieſem gemein
ſchadlichen Mißbrauch moglichſt zu ſteuern. Es
iſt in dieſer Hinſicht billig, daß keinem Untertha—

nen verſtattet werde, ohne Vorwiſſen des Staates
nuszuwandern k). Dadurch wird die Obriakeit
in den Stand geſetzt, die Urſachen der vorhaben
den Auswanderungen zu prufen, die. Plane der
Leute kennen zu lernen, ſie von dem, was ſie im
Auslande erwarten konnen, zu unterrichten, ihnen
eine grundlichere Prufung ihres Entſchluſſes zu
erleichtern und ſie vielleicht auf dieſem gutlichen
Wege davon zuruck zu bringen. Ohne rechtliche
Urſachen darf ihnen jedoch die Entlaſſung nicht
verſagt werden und geſchieht dieß dennoch, ſo kon
nen ſie die Hulfe der hochſten Reichsgerichte nach
ſuchen und eines erwunſchten Erfolges gewiß

ſeyn 1).

Leichtſinnige Auswanderer, die, in ihrer Er—
wartung betrogen, wieder zuruckkehren, muſſen

D 3 entx) Dieß iſt in den meiſten teutſchen Landern verord

net. Moſer a. a. O. S; 419. Ceidenſiticker
l. e. ſ. Za.

H Moſer a. a. O. S. a19.
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entweder gar nicht, oder deoch nicht ohne einige
Schwierigkeit aufgenommen werden m). Einem
Unterthanen, der an einem anderen Orte ſein beſ
ſeres Unterkommen finden kann, oder den beſon—
dere Umſtande zur Auswanderung veranlaſſen,
wird billig der Abzug ſogar erleichtert. Gehen
hingegen dte Auswanderungen ins Große; ſo iſt
es der Landespolicey nicht zu verdenken, wenn ſie,

ſtatt der Erleichterung, vielmehr jedes erlaubte
Hinderniß entgegen ſtell. So wurde im Jahre
1753 durch ein churbraunſchweigiſches Geſet
verordnet: “da verſchiedene Landesunterthanen
ſich auf die Gedanken bringen laſſen, als Coloni
ſten nach America zu gehen, wozu ſie ſich durch
Leute bereden laſſen, die im Lande herumziehen
und zu ihrem Zwecke dienliche gedruckte Nachrich

ten ausſtreuen; ſo iſt, obgleich den Unterthanen,
wo ſie nicht Leibeigene ſind, zwar ihre naturliche
Freyheit nicht zu benehmen, dennoch aber auch
nicht zu geſtatten, daß ſie abſpenſtig gemacht wer
den und ohne vernunftige Urſache aus dem Lande
laufen. Zudem ſind diejenigen Leute, welche ſich
als Emifſarien oder Werber angeben, nicht be
fugt, in fremden Landern, ohne Erlaubniß der
Regierung des Landes, dergleichen Werbungen
anzuſtellen, nicht zu gedenken, daß es ihnen an
den gehorigen Legitimationen vollig fehlet, mithin

das

m) Churpfalziſche Verordn. v. 1785. “Diejenigen,
welche ohne landesherrliche Erlaubniß ausgewan

dert ſind, ſollen bey der in entſtandener Erwartung
ihrer Abſichten und verzehrter Habſchaft ergreifen—
den Ruckkehr, der Wiederaufnahme unwurdig an
geſehen, alſo behandelt, ab- und fortgewieſen
werden“.
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das ganze Geſchaft auf eine Hintergehung und
Menſchenkauferey hinauslauft. Die Obrigkeiten
ſollen daher die Unterthanen davon unterrichten
und ſie beſtes warnen und abmahnen, auch ihnen,
wenn ſie gleich ſonſt in Umſtanden waren, warum
ihnen die Erlaubniß zur Emigration nicht zu ver
ſagen ſtunde, weder durch Paſſe noch auf andere

Art dazu beforderlich ſeyn; diejenigen aber, welche
irgend in einem Nexu ſtehen, um welches willen

ſie fuglich an der Emigration behindert werden
konnen, davon wirklich und allenfalls durch Zwangs
mittel abhalten n)“.

Die Nachſteuer oder Auswanderungsgabelle
wird wenigſtens ihrem Urſprunge nach nicht ohne
Grund als ein Mittel angeſehen, die Auswande
rungen zn erſchweren o). Jndeſſen mag die Er—
fahrung dieſes Vorbeugungsmittel doch nicht ſehr
empfohlen haben, da es von ſo vielen Staaten
gegenſeitig aufgehoben worden iſt p), und, ware
Erſchwerung des Auswanderns allein der Grund,
ſo wurde es als billig und rechtmaßig ſchwerlich
anerkannt werden konnen. Wenn das Auswan
dern erlaubt iſt; mit welchem Rechte will man
eine Geldſtrafe darauf ſetzen?

Gegen Auswanderungen in' ganz fremde
Staaten hat ubrigens die Landespolicey des Bey

Da4 ſtan
n) Willich Ausz. J. 6ög9.
0) Runde teutſches Privatrecht ſ. 3z22. M. Staats

wiſſenſchaftl. Verſuche ll. 84. 85.
p) Beyſpiele ſ. Reuß Staatskanzley XI. 287. iXX.

450. XXI. a77.
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ſtandes der Reichspoliceh ſich zu erfreuen. Doch
darf auch dieſe nur dem Mißbrauche Grenzen
ſetzen, keinesweges aber die Freyheit der teutſchen
Burger, in fremde Lander auszuwandern, ganz
aufheben. Aus dieſem Geſichtspuncte ſind die
zuerſt in dieſen Jahrhundert gegen das uberhand
nehmende Emigriren der teutſchen Reichsuntertha
nen in fremde, mit dem Reiche in keiner Verbin—
dung ſtehende Lander erlaſſenen Verfugungen des

hochſten Reichsoberhauptes zu betrachten. Es
war nach dem ſiebenjahrigen Kriege, als die Be
gierde, nach Preuſſen, Polen, Rußland, Un
garn und Amerika zu wandern, einen großen
Theil der teutſchen Einwohner gleich einer Seuche
ergriff, Wohlhabende und Arme mit gleicher Ge
walt fortriß, und die Bemuhungen zahlreicher
Emiſſarien mit dem glucklichſten Erfolge lohnte.
Unter dieſen Umſtanden forderte der Kaiſer die
ſammtlichen Reichsſtande durch ein allgemeines
Edict auf, Niemanden auſſer des Reichs Grenzen
den Ausgang zu verſtatten, auf die, welche ſich
heimlich entſernen wollen, genau acht zu Jeben,
ſie auf Betreten gefanglich anzuhalten, nach Be
fund mit angemeſſener Strafe zu belegen, ihnen
die Verauſſerung ihrer Guter zum Behuf der Aus-
wanderung nicht zu geſtatten, die Emtſſarien aus
zukundſchaften, anzuhalten und mit ſchwerer Strafe
zu belegen q). Unter ahnlichen Umſtanden wird
dieſes Edict mit vollem Rechte angewendet werden
konnen; einzelne dem gemeinen Weſen unſchadliche

Auswanderungen trift es nicht.

Dieq) Moſer Reichsſtatshandb. Thl. 2., S. 121.
Heyd l. c. p. Go. Seidenſticker l. c. p. 36. Mo
ſer v. d.t. Kreisverf. S. 758.
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Die altteutſche Neigung, in fremde Kriegs-Xll.
dienſte zu treten, konnte der Bevolkerung leicht
hochſt nachtheilig werden r). Frehylich ſind jetzt
die Unternehmungen einzelner Kriegshauptleute,

die auf gut Glucke einen Haufen ſammelten und
ihn dem, der. ſie am beſten bezahlte, zufuhrten,
nicht mehr gewohnlich. Aber die meiſten fremden
Machte ſchicken ihre Werber nach Teutſchland,
welches man langſt ſchon als ein großes Menſchen
magazin zu betrachten ſcheint, wo jeder Kaufer
finden kann, was er nothig hat. Damit nun

Teutſchland durch fremde Werber ſeiner Einwoh
ner nicht beraubt werde, iſt geſetzlich verordnet,
daß denjenigen fremden Machten, die nicht ſelbſt
anſehnliche Reichslande beſitzen, nicht anders, als
mit Bewilligung des Kaiſers und Reichs, eine
Werbung in Teutſchland verſtattet werden ſoll 8).

Von jedem Reichsſtande hangt es ubrigens
ab, ob er einer fremden Macht, welche ſelbſt an
ſehnliche Reichslande beſitzt, oder einem andern

ſeiner Mitſtande, die Erlaubniß zur Werbung
in ſeinem Lande ertheilen will oder nicht. Das
letztere wurde, wenn es ſonſt die politiſchen Ver
haltniſſe erlauben, immer das rathſamſte ſeyn und
die meiſten der großeren teutſchen Staaten haben

D 5 auch
r) Vergl. Struben von der teutſchen Landſaßen

und Unterthanen Freyheit, in fremde Dienſte zu
treten. Jn ſ. Nebeuſt. Thl. 3. Abh. 18.

s) Wahlcap. (1790o) Art. 4. ſ. 14. Dieſer Verorde
nung kann auch je nachdem die Umſtande ſind, auf
Subſidientractaten wohl augewendet werden.
Haberlin Handbuch des teutſchen Staatsrechts
Ill. a0ob.



53 Buch lII. Abſchn. 2. Hauptſt. 2.

auch kein Bebdenken gefunden, alle fremde Wer—
bungen ohne Unterſchied zu verbieten t). Jn wie
ferv aber den Unterthanen verboten werden kann,
unangeworben und aus eigener Bewegung in fremde

Kriegsdienſte zu treten, dieß hangt von der
Verfaſſung eines jeden Landes und den jedesmah
ligen Umſtanden ab. “Unter dem Vorwande der
allgemeinen Wohlfarth kann den Unterthanen, die
Freyheit in fremde Kriegsdienſte zu treten, nicht
auf immer entzogen werden. Wollte alſo ein
Furſt, dem es zu Leiſtung desjenigen, was er
dem Reich ſchuldig iſt, und zu ſeines Landes Ver
theidigung an Soldaten nicht fehlet, nur etwa
um dem Adel Wehe zu thun, oder aus andern
nuerheblichen Urſachen, ſelbigen verbiethen, in
fremder Herren Dienſte zu treten, ſo klaget dieſer
billig daruber bey den hochſten Reichsgerichten,
und es wird ihm die oberrichterliche Hulfe nicht
entſtehen. Jn den mehreſten Landern iſt auch de
nen Landſtanden beſonders verſprochen, ſie bey
ihren hergebrachten Freyheiten zu laſſen, worun
ter die Freyheit mit begriffen, fremden Herren zu
dienen, welche daher ohne ihre Einwilligung nicht
geſchmalert werden mag. Ware aber ſolche Frey
heit durch beſondere Landesgeſetze eingeſchrankt;

ſo kann man ſich nicht weiter darauf berufen.

Denn

t) Vergl. Thl. 1. S. 412. 4a13. Churbraun
ſchw. Verordn. v. 10. Jul. 1722. 14. Det. 1731.
21. Febr. 1737. 9. Oct. 1750. 13. Dec. 1762.
Willich Ausz. I 861. f. Samml. der Heſſen
Caſſel. Verord. Vl. 680. 8S73. Gpyaluing Re-

Ppertor. iur. Mecklenhurgici pag. 834 Preuſſ.
allgem. Landr. Thl. 2. Tit., 20. J. 143.
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Denn indem die Unterthanen deraleichen Einſchran
kung geſchehen laſſen, haben ſie ſich. derſelben
begeben u)“.

Die churbraunſchweigiſchen Unterthanen
durfen nicht in fremde Kriegsdienſte treten. Je
der Hausvater, welcher bemerkt, daß ſein Sohn,
Knecht, Dienſtbote, Geſelle oder Lehrjunge, Luſt
bezeigt und ſich dazu anſchickt, aufſerhalb Landes
ſich zu begeben, um allda Kriegsdienſte zu neh
men, iſt ſchuldig, ſolches ſofort ſeiner Ortsobrig
keit anzuzeigen, und die wirkliche Ausfuhrung des
Vorhabens mit Fleiß und Sorgfalt verhindern zu
helfen v).

Selbſt die Reiſen auſſer Landes hat man iu
einigen Staaten einſchranken zu muſſen geglaubt, da
mit dadurch keine Gelegenheit zu Auswanderungen
gegeben werde. Doch mogen auch Finanzgrunde
dabey mit gewirkt haben. Jn den doſterreichi
ſchen und preuſſiſchen Staaten finden ſolche Ein
ſchrankungen ſtatt w). Eine gewiſſe Aufmerkſam
keit der Staatspoliceh auf das Reiſen in fremde
Lander iſt nun zwar in ſehr vielen Hinſichten nutz—
lich und zweckmaßig; allein willkuhrliche Einſchran
kungen deſſelben, Verſagunag der nachgeſfuchten
Erlaubniß ohne hinreichende Grunde, oder laſtige
Bedingungen bey der Bewilligung derſelben kon

nen

u) Struben Nebenſtunden Thl. 3. Abh. 18. H. 4.

y) Willich Ausz. J. 860. f.
w) Heumann ius polit. ſ. Gs6. Fiſcher Cameral

und Policeyrecht Thl. 1. ſ. 364. Moſer v. d.
Landeshoheit in Policeyſachen S. 104.
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nen mit Recht als Eingriffe in die burgerliche
Freyheit angeſehen werden.

Aus demſſelben Geſichtspuncte ſind die Ver
bote zu betrachten, welche hin und wieder gegen
das Wandern der Handwerker ergangen ſind x).
Die Nothwendigkeit, auſſer Landes zu wandern,
mag immerhin aufgehoben werden, aber die Frey—
heit, es nach eigenem Belieben zu thun, ſollte
den Unterthanen, beſonders in kleinern Staaten,
wenigſtens nicht ganz entzogen werden. Nur da,
wo eine allgemeine ſtrenge Verpflichtung zum Kriegs
dienſte landesverfaſſungsmaßig ſtatt hat, konnen
einſchrankende Wanderungsgeſetze durch die Um
ſtande nothwendig werden. Vielleicht ware es
aber hinreichend, wenn nur eine beſtimmte Zeit

zur Ruckkehr vorgeſchrieben und darauf mit Nach
druck gehalten wurde.

x) S. z. E. Heſſen-Caſſel. Verordn. v. 2. Febr.
1781. Samml. VI. 1ors. Vergl. Journal v. u.
f. Teutſchland 1785. J. agq7.

Drittes



Drittes Hauptſtuck.
Recht der Geſundheitspolicey.

Erſte Abtbeilung.

Alllgemeine Grundſatze. Recht der Medicinalanſtalten.

1. Begriff und Umfang. IIJ. Recht der Sanitats- und
imedieinalgeſetzgebung und Anordnung. iln. Recht der Medi—
cinalanſtalten. Mediciniſche und Sanitatscollegien. v. Phv
ſicate. v. Phyſicaliſche Topographien. Vi. Aerzte und Wund
aäärzte. Vll. Apotheker. Viti. Krankenwarter. 1xX. Kranken
hauſer. Tollhauſer. X. Geſundbrunnen und Bader.

8—ie Gefahren, womit die Geſundheit der Bur
ger bedrohet oder betroffen wird, ſind wegen ihres
traurigen Einfluſſes auf die Bevolkerung, die Cul
tur und den Flor des Staates in ſo hohem Grade
gemeinſchadliche Uebel, daß ſie die vorzugliche
Aufmerkſamtkeit der Staatspolicey unſtreitig ver
dienen. Alles, was der Geſundheit nachtheilig
ſeyn kann, moglichſt zu entfernen, die Mittel zur
Erhaltung und Wiederherſtellung der Geſundheit
zu erleichtern, iſt Pflicht der Geſundheitspo
licey.

Jndem ſie fur die Reinigkeit der Luft, fur
die Gute und Unſchadlichkeit der Lebensmittel und
anderer Bedurfniſſe, welche auf die Geſundheit
Einfluß haben konnen, Sorge tragt; indem ſie

Rath
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Rath und Hulfe zur Vermeidung der Krankhel
ten und zu ihrer Heilung darbietet; indem ſie
ſelbſt die Koſten, welche die Erhaltung der Ge—
ſundheit erfordert, durch ihre wohlthatigen Anſtal—
ten und Einrichtungen vermindert iſt ſie allen
eine willkommene Freundin. Jhre Warnungen,
Lehren und Ermahnungen werden wenigſtens ohne
Widerwillen gehort. Aber ſie muß auch befeh—
len, gebieten, verbieten ſtrafen und da ent
ſteht dann nicht ſelten Klage uber Anmaßung und
ungebuhrlichen Zwang. Soll ich, fragt ſo man
cher, nicht einmahl Herr uber meinen Korper
ſeyn;z nicht einmahl die Mittel ſelbſt wahlen, die
ich mir dienlich halte; nicht einmahl uber das,
was meiner Geſundheit zutraglich ſeyn mag oder
nicht, ein vollig freyes Urtheil haben?

Allerdings darf. die Geſundheitspolicey die
Burger nicht wie Kinder behandeln, denen der
Vater die heilende Arzney auch wohl mit Gewalt
eingießt. Sle vorzuglich muß mehr durch gut
Uche, als durch Zwangsmittel wirken; durch
menſchenfreundliche Aufmerkſamkeit Ungluck zu
verhuten, durch Belehrung und Warnung Vor
urtheile und Irrthumer zu vertilgen, durch Er
mahnung und Aufmunterung den Gebrauch der
zweckmaßigſten Mittel zur Erhaltung und Wie
derherſtellung der Geſundheit allgemein zu machen

ſuchen.

Aber ſollte ſie nie und in keinem Falle Zwang
brauchen durfen? Sollte ſie dem Verkauf und Ge
nuß ſchadlicher Nahrungsmittel, der Unmaßigkeit
und Vollerey, dem Leichtſinne, der morderiſchen

Ver
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Vergnugungen nachjagt, der Thorheit, die zu
Quackſalbern wandert und zweckmaßige Hulfe ver
ſchmaht; ſollte ſie all' den widerſinnigen Gewohn
heiten, den unvernunftigen Handlungen, wodurch
ſo mancher, wenn gleich ohne Gift, oder Kugel,
oder Meſſer oder Strang ſich ſelbſt mordet, mit
kalter Gleichgultigkeit zuſehen? Und ſollte ſie das,
nm der burgerlichen Freyheit willen, muſſen?

Der Staat iſt berechtiget, von jedem Bur
ger zu fordern, daß er mit allen ſeinen Kraften
zur Erreichung des Staatszweckes mitwirke.
Thut er das nicht; ſo hat er auf den Genuß der
mit der Staatsgeſellſchaft verbundenen Vortheile

kein Recht. Denn dieß hat er nur in ſo fern er
auch von ſeiner Seite den Staatsvertrag erfullt,
d. h. ſeine Krafte nicht blos nach ſeinen Abſichten
und nach ſeiner Willkuhr, ſondern auch fur den
Staatszweck anwendet. Freylich iſt der Fall
moglich, daß er dieß nicht kann; entweder ohne
ſeine Schuld oder durch ſeine Schuld. Jn jenem

Falle kann ihm Verletzung des Vertrags nicht,
zur Laſt gelegt, folalich auch die Theilnahme an
den Vortheilen der Staarsverbindung nicht entzo

gen werden. Jn dieſem Falle hingegen ſetzt er
ſich ſelbſt in die Lagen, nur zu genießen, und
nichts dagegen zu geben. Dazu aber hat er kein
Recht. Wenn der zum Kriegsdienſte Verpflich—
tete ſich ſelbſt verlezt, um durch Uunbrauchbarkeit
ſich frey zu machen, iſt er nicht ſtrafbar? Wer
abſichtlich oder durch Nachlatzigkeit zur Erfullung
ſeiner Pflichten gegen den Staat ſich untuchtig
macht, ſollte der ſtraflos ſeyn; nicht zum aller

we
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wenigſten, durch Zwangsmittel zuruckgehalten
werden konnen?

Von jedem Staatsburger kann die Verwen—
dung ſeiner Krafte fur den Zweck des Staats
gefordert und nothigen Falles erzwungen werden.
Ob er ſie verweigert, ob er dem rechtmaßigen
Zwange ſich widerſeßt, oder ob er den Gebrauch
ſeiner Krafte durch ſeine eigene Schuld erſchwert,
vermindert oder gar unmoglich macht, iſt vollig
einerley. Der Staat kann folglich von ihm fore
dern, daß er auch das letztere nicht thue, ſondern
vielmehr fur ſeine Selbſterhaltung ſorge. Ere
fullt er dieſe Pflicht nicht; ſo findet Zwang ſtatt,
und als Zwangsmittel auch, was freylich hier un
eigentlich ſo heifit, Strafe

Der Staat iſt alſo verbunden und beyech
tigt, ſowohl dafur zu ſorgen, daß die Geſundheit
der Burger erhalten werde, als auch darauf zu
ſehen, daß die Kraukheiten der Burger aufs beſte
und zweckmaßigſte gehoben werden. Der Bur—
ger hingegen iſt verpflichtet, nichts zu thun, was
ſeiner Selbſterhaltung entgegen iſt, und die zweck

maßige

 Muthwillige Vernachlaſſigung der Geſundheit,
oder mittelbarer Selbſtmord, iſt ſo wenig Ver—
brechen, als der eigentliche Selbſtmord (Thl 1.
S. 315. Z16). Aber pflicht- und vertragswidrig

»gegen den Staat iſt ſie allerdings, und darum
iſt der Staat zu Zwangsmitteln berechtigt, die
die Policeygewalt in der Regel am zweckmaßigſten
ausubt, ob gleich in gewiſſen Fallen auch die Ju
ſtizgewalt dgbey concurriren kann.
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maßzigſten Mittel zur Erhaltung und Wiederher
ſtellung ſeiner Geſundheit zu gebrauchen a).

Allein ſelbſt in den Fallen, wo Zwang er
lqubt iſt, wird ſehr oft durch Belehrung, War—
nung und Ermahnung mehr, als durch Gebot,
Verbot und Strafe, ausgerichtet werden konnen.
Es iſt daher in practiſcher Hinſicht allerdings wich
tig, die Verhaltniſſe naher zu beſtimmen, unter
welchen das eine oder das andere vorzuziehen ware.
Einige ſehr einſichtsvolle Bemerkungen uber dieſen
Punct ſcheinen hier um ſo mehr eine Stelle zu
verdienen, da ſie nur gelegentlich an einem Orte,
wo man ſie ſo leicht nicht auffinden durfte, ge
macht worden ſind b).

euGegen alle Nachlaſſigkeiten oder Vergehun
gen wider die Geſundheitsordnung, welche auf
das Wohl und die Geſundheitsſicherheit aller oder
doch der meiſten Mitburger eines Staats einen
nachtheiligen Einfluß haben, ſind Geſetze recht«
maßig und nothwendig. Daher ſind Gefetze, die
dem Pfuſcher das Quackſalbern, dem Weindhand
ler das Weinverfalſchen, dem Unbeſonnenen das
ſchnelle Reiten oder Fahren in den Straßen. dem
ſchmutzigen Fuhrmann das Auhaufen des Dun—

gers vor ſeiner Wohnung u. ſ. w. verbieten, ge
recht und nothwendig.

eJede

a) M. Staatswiſſenſchaftl. Verſuche II. 278. f.
b) Scherf Archiv der medieiniſchen Policey B. IV.

Abth. 2. S. 85. 86.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. E
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“Jede Freyheit eines einzelnen Menſchen,

die dem oſfentlichen Wohl nachtheilig werden kann,
darf durch Geſetze eingeſchrankt werden. Hinge—
gen darf ſich eine gute Policeh nie in das Jnnere
einer Haushaltung miſchen, ſo lang durch ſie nicht
das offentliche Wohl des Staats Schaden leidet,
oder in Gefahr kommt. Jch mocht' es keiner ein
zelnen Haushaltung verbieten, fette, alte Kaſe
zu genießen; aber ich wurde es unterſagen, der—
gleichen ſchadliche Kaſe offentlich fell zu bieten.

Gegen der Geſundheit nachtheilige Fehler und
Vergehungen einzelner Menſchen oder Haushal—

tungen“) gelten nur Warnungen und Aufklarung,
in ſofern jeue nicht die offentliche Geſundheit u

nteraraben. Mich dunkt ein Collegium n d'
te icummuſſe ſich eben ſo angelegen ſeyn laſſen, durch

Warnungen und Aufklarung dem Staat fur deſ
ſen Wohl es errichtet iſt, nutzlih zu werden als
durch Geſetze. Ach! es giebt der Unordnungen,
Mißbrauche, Fehler, Vorurtheile ſehr viel, die
ohne Edict nur durch gute Veyſpiele, durch Un—
terricht und Warnungen abgeſtellt werden konnen.
Die Schritte, die Teutſchland ſeit den letzten bei—
den Jahrzehenden in der Aufklarung weiter ge
than hat, machen, daß wir jetzt viele der Ge—
ſundheit nachtheilige Dinge unterlaſſen, ohne daß
uuns ein landesherrlicher Befehl dazu verbindet,
die vormahls durch eigene Geſetze hatten verboten
werden muſſen.

egWare
Jn ſofern ſie nicht durch Haufigkeit ob r All

er gagemeinheit wahrhaft gemeinſchadlich werden.
ↄv) Geſchrieben 1786.

a—
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eiWare aber ein Volk ſo halsſtarrig oder ſo
unaufklarbar, daß wiederhohlte Muhe, wieder—

hohlte Warnungen doch fruchtlos blieben, und
wo die ungeſunden Vornrtheile unter dem Volk
ſo allgemein im Schwang giengen, daß ſie nicht
einzelne, ſondern zahlreiche Todesfälle verurſach—
ten, da mochten eigene Geſetze gegen dieſe Vorur—
theile gerecht, menſchenfreundlich und erforderlich
ſeyn. Ein Volk, das ungeachtet alles Unterrichts,
aller Warnungen, doch ſeine Tochter in Schnur—
bruſte einpanzerte, ſeinen Schwangern tobende
Tanze anſtellte und ſejnen Junglinaen unbeſonue—
nes Vaden oder Schwimmen erlaubte, kann ſich
nicht uber Druck beſchweren, wenn ſejine Obrig—
keit die Schnurbruſte unterſaat, die Tanze anord
net und das Baden einſchrankt; denn ein ſolches
Volt bedarf eines Vormundes, der nicht bittet
oder warnt, ſondern befiehlt. Es hat noch nicht
denken und noch nicht prufen gelernt, und es iſt

ihm heilſam und furs Ganze gerecht, daß andere
ſtatt ſeiner denken und prufen, denen es gehor—
cheu muß“.

Die Geſundheit der Burger war von je her II.
ein wichtiger Gegenſtaud der aufſehenden, geſetz

gebenden und anordnenden Gewalt c). Die

Staats—

e) Eine intereſſante hiſtoriſche Abhandlung ſ. in
Ppyls Repertorium fur die offentliche und gericht

liche Arzneywiſſenſchaft Thl. 2. S. 167. f.
Thl. 3. S. 1. J. und S. 183. f.: Ackermanns
Erlauterung der wichtigſten Geſetze, welche auf
die Medicinalverfaſſung Bezug haben und vom er—
ſten bis zum 13. Jahrhundert gegeben worden ſind.

E 2 J

J
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Staatspolicey zieht von den Gefahren, die der
Geſundheit der Burger drohen, Erkundiaung ein,
und ſucht die Mittel, ſie abzuwenden, ſorgfaltig
auf, ſie giebt Geſetze und trift Anſtalten, welche
theils die Erhaltung der Geſundheit, theils die
Heilung der Krankheiten der Burger zum Zwecke
haben Sanitratsgeſetze und Anſtalten;
Medicinalgeſetze und Anſtalten q).

Haufig ſind es beſondere Veranlaſſungen
und Gegenſtande, auf welche ſich einzelne Sani
tats und Medicinalgeſetze beziehen und gemeinig
lich ſind mit dieſen beſtimmte Belehrungen, wor—
nach die Unterthauen in vorkommenden Fallen ſich
zu richten haben, verbunden. So ſorgt die Ge
ſundheitspolicey uicht blos fur die Reinigkeit der
Luft, indem ſie Austrocknung der Sumpfe, Rein
haltung der Straßen u. ſ. w. befiehlt und veran
ſtaltet, oder Gewerbe, die die Luft verpeſten, aus
dem Umkreiſe der Wohnungen verbannt; ſondern

ſie giebt auch Anleitung, wie die verderbte Luft
mit Erfolg verbeſſert, wie ein damit angefullter
Ort ohne Nachtheil, oder doch mit geringerer Ge
fahr, beſucht werden kann. Eben ſo ermahnt

ſie nicht blos zum Gebrauch geprufter Aerzte und
heilſfamer Arzneyen; ſondern ſie belehrt den Bur
ger auch uber die Mittel, das Gift anſteckender
Krankheiten von ſich abzuhalten.

Es konnen aber auch allgemeine Grundſatze
von der Verwaltung der offentlichen Geſundheits
pflege und der mediciniſchen Policey in einem Ge

ſetze

d) Vergl. Jung StaatsPoliceywiſſenſchaft ſ. zz. f.
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ſetze zuſammengefaßt und zur Richiſchnur fur alle
kunftige Falle vorgeſchrieben werden. Dieß ge—
ſchieht durch die ſogenannten Medicinalord—
nungen.

Jn der Regel ſtehet es den teutſchen Landes—
herrn vermoge der Policeygewalt frey, dergleichen
Ordnungen nach Gutbefinden zu erlaſſen. Doch
haugt es von der beſonderen Verfaſſung eines je
den Landes ab e), ob und in wie fern die Land—

ſtande daran Theil zu nehmen befugt ſind ſ).

Die meiſten eiuzelnen Sanitats- und Medi
eknalgeſetze ſo wie die Medicinalordnungen finden

ſich theils in den allgemeinen Sammlungen teut
ſcher Landesgeſetze, theils in ſolchen Schriften,
welche der Cultur der Geſundheitspoliceh unmit
telbar gewidmet ſind g). Maanche intereſſante

E 3 Vera

e) Thl. 1. S. 188. f.

f) So heißt es z. E. in dem Eingange der Lippi— v
ſchen Medicinalordnung v. 1799: Nachdem Wir

eine beſſere Einrichtung des Medicinalweſens
und zu deren Aufrechthaltung die Bekanntmachung
einer eigenen Medicinalordnung mit vatrioti—
ſchem Beyſtand Unſerer getreuen Stande von
Ritterſchaft und Stadten beſchloſſen haben“,
u. ſ. w. Jn der Hildesheimiſchen Medicinal—
ordnung heißt es im Eingang: »nach vorherge—
gangener von Uns beliebter Communication mit
Unſern getreuen Stauden“. Scherf a. a. O. J. 6.

g) Hieher gehoren hauptſachlich: Udens und Pyls
Magazin fur die gerichtliche Arzneygelahrtheit und

mediciniſche Policey; Pyls neues Magazin unter
demſelben Titel; Scherrs Archiv der mediciniſchen
Policey und gemeinnutzigen Arzneykunde. Deſ—

ſel—
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Verordnnna findet man auch in den beſſern Zeit—
ſchriften z. E: dem Schloözeriſchen Briefwech—
ſel und den Staatsanzeigen, dem Journal von
und fur Teutſchland, den Ephewieriden der Menſch

heit c. Eigene Saumlungen von Landespolicey—
geſetzen, welche das Medicinalweſen betreffen,
ſind ſelten h).

Unter den neuern Medicinalordnungen wer—
den von Kennern vorzuglich empſohlen“) die heſ

ſen
ſelben Beytrage zum Archiv d. med. Policey.
Die vor kurzem erſt augefangenen Schleswig—
Holſteiniſchen Blatter fur Policey und Kur
tur werden gleichfalls Beytrage zur Sanitats—
und Medicinalgeſetzgebung liefern. Ein jeboch
ſehr unvollſtandiges Verzeichniß von Medicinalge—
ſetzen liefert Dantel in ſ. Entwurfe einer Biblio—
thek der Staatsarzueykunde S. 539- 61. de Ho-
henthal de Politia S. 30

h) Bemerkenswerth iſt der von E. F. Hhoffmann ent
worfene Unterricht von dem Callegio medico der

Aerzle iu. Munſter, wie der Unterthan bey aller—
hand ihm zuſtoßzenden Krankheiten, die ſicherſten
Wege und die beſten Mittel treffen kann, ſeine
verlorne Geſundheit wieder zu erhalten; nebſt
den Munſterſchen Medicinalgeſetzen, Mun—

ſter 1777 Vergl. Teutſches Muſeum 1777. Xxl.
386. 1778. i. 28. il. 167. IV. 355. Schloözers
Brieéfwechſel Lili z0o3.

v) Sehr wichtig iſt auch die K. K. Verordnung uber
das ganze Geſundheitsweſen und das; Edict die
ganze Medicin' betreffend; beide von 1770.
Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten ſind
zwar viele einzelne ſehr beilſame Verordnungen
in Anſebung des Medicinalweſens vorhanden und
dieſes ſelbſt iſt ſehr gut eingerichtet; die Abfaſſung

einer
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ſen- Caſſelſche i), die churpfalziſche k), die
Hildesheimiſche l), und die Lippiſche in).

Durch Geſetze allein konnte aber der Zweck
der Geſundheitspolicey niemahls erreicht werden.
Marn muß zugleich Anſtalten treffen, durch welche
die Geſetze Wirkſamkeit erhalten und der Erfolg
derſelben geſichert wird. Die Aufſicht uber das

E 4 ganeiner eigenen Medicinalordnung muß aber zufal—
lige Hinderniſſe und Schwierigkeiten gefunden has

ben, da ſchon in einem Ebict v. 1731 verſichert
wird, „der Konig habe der Nothdurft zu ſeyn er—
achtet, den Mißbrauchen im Medicinalweſen ver—
mittelſt einer heillamen ausfuhrlichen Medicinal—
ordnung, ſo viel immer moglich, zu begegnen,
ſey auch wirklich im Begriff, ſothane complete
Medicinalordnung verfaſſen zu laſſen und ſeine
getreuen Landſchaften daruber mit ihren Gutach—

ten zu vernehmen'“. Corp. Conſt. Cal Cav. IV.
pag. a55 Die Wirtembergiſche Medicinal—
ordnung v. 1755 iſt zwar 1786 neu abaedruckt

 vworden, gber vollig unverandert geblieben. ſ.
Scherf Archiv VI. 146. f.

i) v. 1767. 1778. Samml. Hefſ. Verordn. VI a69-
493. 9192 954. Hier ſind auch die ubrigen Ge—
ſetze, welche das Medicinal- und Sanitatsweſen
uberhaupt und im ganzen Lande betreffen, ange—

hangt.h) fur Julich und Bergen v. 1773. Scherf Archiv

Iil. 26. f.H v. 1787. Scherf Archiv d. med. Policey l 1-86.
Beckmann Samml. auserleſener Landesgeſetze J.
öz. f.

m) v. 1789. in Beckmanns Samml. c. V 24. f.
u. Scherfs Beytragen B. 2. Samml. 1. S. 1. f.
Vergl. Deſſelben Archiv V. 134. und Beytrage
B. 2. Samml. 2. S. 105. B. z3. Samml. 2.
S. 77.
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ganze Medicinalweſen und die Leitung deſſelben
muß tytatigen und einſichtsvollen Mannern anver
traut werden. Geſchickte Aerzte und Wundarzte
muſſen beſtellt, wohl eingerichtete Apotheken er
richtet und andere zweckmaßige Anſtalten und Vor
kehrungen getroffen werden. Jn dieſer Abſicht
und in Beziehung auf dieſe Gegenſtande iſt der
Geſundheitspolicey ein Theil der anordnenden
und vollziehenden Gewalt ubertragen.

Die allgemeine Aufſicht uber das Medici
nalweſen wird entweder den Landes-Regierungs
colleaien mit Zuziehung geſchickter Aerzte oder aber
beſondern Collegien, welche ſich damit ausſchließend
zu beſchaftigen haben, anvertraut. Das erſtere
iſt in den churbraunſchweiguſchen und vielen
andern teutſchen Staaten der Fall. Jn den Ba
diſchen Landen iſt der furſtlichen Regierung, als
eine dor Hauptſorgen im Fache der Landespolicey,
die Wachſamkeit fur die Geſundheit der Unter—
thanen empſohlen. Dabey ſoll ſie ſich des Raths
des zu Carlsruhe angeſtellten Stadrphyſici, Heb
ammenmeiſters und Landchirurgi bedienen, bey
wichtigen und zweifelhaften Fallen aber die furſt—
lichen Leib- und Hofarzte, auch nach Gutbefinden
die ubrigen ordentlichen Aerzte zur gemeinſamen
Berathung auffordern nm).

Die

n) Maragrafl. Badiſche Hofrathsinſtruction v. 28.
Jul. 1794. J. 104. Vergl. Zuſtand und Verfaſ—

ſung des Medicinalweſens im Badiſchen; in Pyls
neuern Magazin fur die gerichtliche Arzneykunde
Thl. 2. St. 2. S. 74. f.“ Eine ahnliche Ein
richtung findet man in der Lippiſchen Medici—
nalordnung Abſchn. 1. Cap. J. d. J.



Recht der Geſundheitspoliceh. 73
Die Collegia medica ſind allein dazu beſtimmt,

uber das Medicinalweſen die Aufſicht zu fuhren,
die beſondern Sanitats- und Medicinalanſtalten
theils anzuordnen theils in ihrem zweckmaßigen
Verhaltniſſe zu erhalten, die eingeſchlichenen Man
gel und Mißbrauche abzuſtellen, und uberhaupt
ihre Aufmerkſamkeit auf alles dasjenige zu richten,
was fur die Erhaltung des Lebens und der Ge—
ſundheit der Unterthanen einigermaßen wichtig iſt,
insbeſondere aber von anſteckenden Krankheiten
jederzeit ſchleunige Nachricht einzuziehen und die
nothigen Maßregeln zu treffen, daß das Uebel
nicht weiter um ſich greife, ſondern ſo bald als
moglich, vollig gehoben und unterdruckt werde.
Dieß letztere wird jedoch bisweilen beſonderen
Sanitatscollegien ubertragen.

Die Einrichtung des Medicinalweſens in den
Preuſſiſchen Staaten verdient/wegen ihrer Voll
ſtandigkeit und Uebereinſtimmung vorzuglich be—
merkt zu werden o). Die allgemeine Aufſicht urd
Direction iſt dem OberCollegium medicum zu
Berlin aufaetragen, welchem in ieder Provinz be
ſondere Collegia medica untergeordnet ſind. Die

ſen iſt auſſer der Prufüung und Approbation aller

E5 Medi—
O) Th. Jh. vo d. Hagen Nachricht von den Medi—

cinalanſtalten und mediciniſchen Collegiis in den
preuſſiſchen Staaten. Halle 1786. Bergius
Policey- und Cameralmagazin Art. Medicinal—
anſtalten (B. 6. S. 328.) C. 1-7. Ge—
ſchichte und Verfaſſung des Medicinalweſens in
den preuſſiſchen Staaten; in Udens und Pyls
Magazin fur die gerichtl. Arzneykunde und medi—
ciniſche Policey II. Z8.
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Medicinalperſonen, die ausſchließende Cognition,
in mediciniſch- legaliſchen, auch den davon abhan—

genden Jnquiſitionsfallen, uber die Belohnung
der Aerzte, den Werth der Arzneymittel, wie
auch uber die Vergehungen wider die Medicinal—
edicte, beygelegt, auch ſtehen unter ihnen alle Me—
dicinalperſonen in Sachen, die ihr Amt betreffen.
Bey ihnen iſt in allen dieſen Fallen die erſte, beh
dem Ober-Collegium medicum aber die zweyte
Juſtanz. Ein beſonderes Ober-Collegium ſa—
nitatis hat die Aufſicht uber die Anſtalten bey
graſſirenden Krankheiten p). Auch ſind in den
Provinzen beſondere Collegia ſanitatis angeord
net q). Dieß alles aeht auf alle preüſfiſche Pro
vinzen, Schleſien allein ausgenommen, welches
ſeine eigene Medicinalverfaffung hat r).

Das Herzoglich--GBbraunſchweigiſche Col-
legium medicum hat ungefahr denſelben Geſchafts
kreis, wie das Ober-Collegium medicum und
Ober-Collegium ſanitatis zu Berlin, nur iſt
ihm in Klagſachen, deren Entſcheidung. von medi
ciniſchen Grunbſatzen abhangt, blos in geringen
Fallen die Deciſion uberlaſſen, und bey wichtigen
Vorfallen muß es die Acten mit Bericht an das
geheime Rathscollegium zur Entſcheidung einſen—
den s). Auch iſt ihm auf eine von den Landſtan

den
p) Vom Konigl. Preuſſiſchen Ober-Collegio ſani-

tatis; in Pyls neuen Magazin 2c. B. 2. St. Z.
S. 3. f. Es iſt ganz neuerlich mit bem Ober- Col-
letg. med. vereinigt worden.

q) v. d. Hagen a. a. O. S. 23.
r) Bergius a. a. O. J. 7. S. g31.
s/ Mediecinalordnung v. 1747. in den Leipz. Samml.

IV. 1otz. f. Bergius a. a. O. ſ. 17. S. 343.
Vergl.
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den deßwegen erhobene Beſchwerde, die Vefug—
nißß, unmittelbare Vorladungen und Verfuaun
gen zu erlaſſen, wieder entzogen worden t). Statt
der Provincial- Sanitatscollegien ſind eigene
Geſellſchaften der in herzoglich- braunſchweigiſchen
Landen ſich auf haltenden Aerzte angeordnet u).

Das Heſſen-Caſſelſche Collegium medi—-
Dcum hat durch die erneuerte Medicinalordnung

von 1778 eine ſehr zweckmaßig verbeſſerte und
erweiterte Eturichtung erhalten v). Jn Chur—
ſachſen iſt im Jahr 1768 ein Sanitätscollegium
zur Verbeſſerung des Medicinalweſens w), in

Baiern uund im childeshein iſchen iſt 1782
ein Collegium medicum X) errichtet worden. Jn

Wir
Vergl. Nolten de eura Dueum Brunſvico-Lüneb.
cirea tuendam raletudinem ſubditorun. (Wol—
fenb. t738) und de iuribus hiedicorum in Du-
catu Bruufvicenſt (Daſ. 1750).

t) Moſer von der Landeshoheit in Policeyſachen
S. 76.u) Herzozl. Braunſchw. Veranſtaltung und Artikel

der mediciniſchen Societaten v. 7 Jan. 1747. in
d. Leipz. Samml. V. zus. f. Bergius a. a. O.
J. 18. S. 344. f.

y) Medicinalordn. v. 1767 Cap. 1. Samml. Heſſ.
Verordn. VI. 469. f. Medicinalordn. v. 1778.
g. 12 24. Daſelbſt St 920.

 vw) Schmieder des EChurſurſtenthums Sachſen Po—

liceyverf. 1. 332. f.
Es war zwar ſchon 1755 anaecordnet, aber' nicht

ordentlich in Gang gekommen. v. Kreittinayr
Bair. Staatorecht ſ. 166.

x) Churpfalziſche Juſtruction fur das Calleginm
medicum zu Munchen. Beckmanns Samml.

aus
u
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Wirtemberg beſorgt eine beſtandige Sanitatsbe
putation die Aufſicht uber das Medicinalweſen y).
Jn vielen Reichsſtadten fiudet man ahnliche
Anſtalten und Einrichtungen z).

1v. Die beſondere Aufſicht ubet das Medicinal
weſen in einzelnen Diſtricten und Stadten wird
von den dazu angeſtellten Phyſicis gefuhrt a).
Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten ſind,
auſſer den Stadtphyſicis, fur die Provinzen und
Aemter ſieben und zwanzig Landphyſici ange—
ordnet b).

Bey
auserleſener Landesgeſetze IIIl. 2o5. Scherfs
Archiv Thl. IV. Abth. 1. S. 122. f. Hildes
heimiſche Medicinalordn. v. 1782. Cap. 1.
Scherf Archiv J. 6. f.

y) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 76.

2) Moſer v. d. reichsſtadtiſchen Regimentsverfaſ-
ſung S. 310. J

a) J. H. Fürſtenau de offiecio medioi, ſpeciatim
ordinarii, alias phyſiei dicti, cirea perſonas in-
ſpeotioni fune demandatas. Rint. i7at. C. J.
Udens Grundriß der Phyſicatsgeſchafte in vor—
zuglicher Ruckſicht auf die Medicinalverfaſſung in
den preuſſiſchen Staaten. Stend. 1779. Vergl.
Churfachſ. Beſtallungsbrief fur einen Phyſicus,
in Scherfs Beytragen B. J. Samml. 1. S. 118.
Badiſche Ordnung und Jnſtruction, wornach ſich
die Phyſici zu achten haben 1793. Daſelbſt B. 6.
Samml. 1. S. 1. f.

1) Die Phyſicatsverfaſſung in den preuſſiſchen
Staaten ſ. v. d. hagen S. 14. f. Vergl. He ſ-
ſen- Caſſelſche Verordnung wegen Beſtellung der
Landarzte oder Pphyſicorum, vom 20o. April 1787.
in Beckmanns Samml. auserleſener Landesge—
ſetze VII. 112.
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Bey der Wahl eines Phyſici iſt auf die zu
dieſem Amte beſonders erforderliche genaue Kenut
niß der Zergliederungskunſt, der gerichtlichen Arz
neykunde, der mediciniſchen Policey, der Apothe—
kerkunſt oder der pharmacebtiſchen Chemie, auch
wohl der Vieharzneykunſt, auſſer den ubrigen Ei—
genſchaften eines guten und geſchickten Arztes, vor

zuglich Ruckſicht zu nehmen.

Ein Phyſicus iſt verbunden in ſeinem Amts—
bezirke auf die genaue Befolgung der Medici
nal- und Sanitatsgeſetze acht zu haben, und be—
ſonders darauf zu ſehen, daß die Wundarzte,
Apotheker, Bader und Hebammen den ihnen ob—
liegenden Pflichten getreulich nachkommen. Er

muß den ſich zeigenden Mangeln, Mißbrauchen
und Gebrechen abzuhelfen und gute Ordnung in
allen Stucken herzuſtellen und zu unterhalten,
vorzuglich auch die ſo ſchadlichen Pfuſchereyen zu
unterdrucken ſuchen. Er iſt verpflichtet auf den
Geſundheitszuſtand in ſeinem Amtsbezirke ſtets
aufmerkſam zu ſeyn, und bey Seuchen und an—
ſteckenden Krankheiten die ſchleunigſten Vorkeh
rungen zu treffen.

Sehr nutzlich iſt es, wenn er von Zeit zu
Zeit der ihm vorgeſetzten obern Policeybehorde,
dem mediciniſchen Collegium, der Sanitatsdepu

tation

2) Jn der Grafſchaft Lippe iſt neben den Amts—
phyſieis ein Landphyſicus angeordnet, der als
Fiſcal des Medicinalweſens und der mediciniſchen
Policey die allgemeine Aufſicht des Collegii me—
diei gar ſehr erleichtert. Lippiſche Medicinal—
ordn. Abſchn. N Cap. 4.
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tation rc. uber den Zuſtand ſeines Amtsbezirkes
Bericht zu erſtatten angehalten wird e).. Wenn
epidemiſche Krankhelten ſich zeigen, muß dieſes
ohnehin unverweilt geſchehen.

Mit Recht wird dem Phyſicus auch die Ob—
ſorge fur die Geſuadheit des nützlichen Viehes zur
Pflicht gemacht d), darin den weniaſten Laändern
fur wohlunterrichtete Vieharzte geſorgt iſt, ſon—
dern die Ausubung der Vieharzneykunſt zum gro—
ßen Nachtheil des gemeinen Weſens meiſtens den
Schmidten; Hirten, Schafern, Scharfrichtern
und Waſenmeiſtern uberlaſſen iſt. Hier iſt we
nigſtens die allgemeine Aufſicht eiues Sachkundi—
gen, beſonders fur den Fall einer ſich auſſernden

Viehſeuche, weſentlich nothig.

Durch vollſtandige Kenntniß des Landes und
der naturlichen Beſchaffeuheit deſſelben werden die
Bemuhungen der Geſundheitspolicey gar ſehr er

leich
c) Nach einigen Geſetzen ſoll alle Vierteljahre be—

richtet werden. Churſachſ. Generale die Reme
dirung der Gebrechen im Medicinalweſen betr.
v. 29. Jul. 1750. Schmieder l. 332. Hildes
heim. Medicinalordn. Cap. 2. ſ. G. Jm Badi

ſchen ſollen die vorgefallenen merkwurdigſten Ca-
ſus jahrlich einberichtet werden. Gerſtlacher
Samml. l. 517. Badiſche Hofrathsinſtruction
J. I10o.

d) S. z. E. Heſſen-Caſſel. Medicinalordn. v. 1767
Cap. Z. J. 7. Samml. VI. 474. Mecklenburg—
Schwerin Medicinalordn. v. 1251. Cap. 1. 6. 2.
Spalaing Repertor pag 5o4. Hildesheimiſche
Medicinalordn. Eap. 2. J. I1. Lippiſche Me
dicinalordn. Abſchn. 20 Cap. 4. g. 18.
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leichtert und unterſtutzt. Phyſicaliſche Sopo
graphien ſind daher, ſo wie uberhaupt, alſo
auch vorzuglich in dieſer Hinſicht von ſehr aroflem

NMautzen. Die allgemkine Aufficht der Regiernu—
gen oder der Sanitatscollegien kann viel genauer,
und ihre zu erlaſſenden Verfugungen koönnen viel
paſſender und beſtimmter ſeyn, wenn ſie jeden
Diſtriet und Ort des Landes und ſeine Lage, Luft,
Beſchaffenheit des Bodens, Producte, die Lebeus—
mittel, die am haufigſten genoſſen werden, die
Lebensart, welche die Bewohner fuhren und ihren
Einfluß auf die Geſundheit u. ſ. w. genau kenuen.

Jn den Badiſchen Landen iſt es allen Phy
ſicis zur Pflicht gemacht, nach und nach bey Ge—
legenheit und weniaſtens einmahl in ihrer Dienſt—
zeit von jedem Phyſicatsorte eine naturhiſtoriſche,
phyſicaliſche Beſchreibung zu machen oder die
von dem Vorganger verfaſite zu revidiren, und
davon an die Regierung eine Abſchrift, mit der
Anzeige, was etwa in mediciniſchen Policehruck—
ſichten fur Verbeſſerungen anzubringen ſeyn moch—

ten, einzuſenden e)J.

Die

v) Jm Wirtembergiſchen ſollen die Phyſici ſua
chen, die hiſtoriam naturalem patriae, nach al—

lem drey regnis, nach eines Jeden Vermogen und
Gelegenheit zu perfectioniren und deßwegen ihre
Berichte und Obſervationen von Zeit zu Zeit an
die Collegia medica einſenden. Medicinalordn.
v. 1786. Tit. 1. 9. 9.

e) Gerſtlacher Samml. J. 521. f. Badiſche Hof—
rathsinſtruction ſ. 111.



J

zo Buch lll. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.
VI. Die Mediein und Chirurgie iſt zwar nach

der Meynung einiger Politiker eine freye Kunſt,
die Jeder treiben kann, der ſich dazu geſchicki fuhlt.
Jndeſſen wird in dem Syſteme einer unvernunf—
tigen Policey doch mit vollem Rechte bemerkt:
»cDie Policey (die unvernunftige nehmlich) wird
eine vollige Freyheit der mediciniſchen Praxis ge
ſtatten. Jedem Bader, der ſich den Doctortitel
von der Univerſitat zu kaufen kann,
jedem Apotheker, jedem Scharfrichter, Kuhhir
ten und andern unbetitelten Pfuſcher muß es er
laubt ſeyn, dem, Publicum mit ſeiner medicini
ſchen Kenntniß zu dienen f).

Die Meynung, daß man die Freyheit der
mediciniſchen und chirurgiſchen**) Praxis nicht

ein

v) Der Nahme iſt freylich dort ausgeſchrieben.
Aber die genannte Univerſität hat die einzige
Thatſache, auf welche dieſer Vorwurf ſich grun—
den kann, jetzt auf eine Art erlautert, die ſie hine
langlich entſchuldigt.

f) Schwarz Syſtem einer utwernunktigen Policey
(Baſel 1797) S. 24. Vergl. Heß in d. Staats
ſchriften S. 290. »Ein Maurer und Zimmer—
mann der nicht zunftig iſt, darf ſich nicht unter—
ſtehen, ein Haus zu repariren; aber Leuten,
welche nicht einmahl die Beſtandtheile des menſch—
lichen Korpers kennen, wird vergunſtigt, daß ſie
ihn flicken konnen. Dieſe Erlaubniß iſt der Sterblichkeit ſo vortheilhaft und der Bevolkerung ſo
ſchadlich, daß man faſt glauben ſollte, die Obrig—
keit ſey mit dem Tode, zur Verlangerung ihres
eigenen koſtbaren Lebens, ein offenſives Bundniß

eingegangen“.
Hier greift doch meiſtens die Zunftverfaſſung der

ſaumſeligen Policen einigerxmaßen unter die Arme.
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einſchranken durfe, iſt irrig und wahrhaft mor
deriſch. Mag man immerhin alle Gewerbe frey
geben und den Unvorſichtigen, der ohne Prufung
an einen Stumper ſich wendet, die Folgen ſei—
ner Unachtſamkeit tragen, oder ſpate Entſchadi
auug auf dem Wege der Juſtiz ſuchen laſſen
hier iſt dem Layen ein ſicheres Urtheil unmoglich;
ſelbſt des Publicums Stimmenmehrheit ſichert
ihn nicht, und wenn er betrogen wird; ſo iſt
die Strafe, daß er ſich leichtſinnig betrugen ließ,
allzu hart und Wiederherſtellung liegt meiſtens
auſſer den Grenzen der Moglichkeit Nur
der öffentliche Credit, auf genaue Unterſuchung
geſtutzt, kaun die Gefaht, die ſo oft Todesgefahr
iſt, einigermaßen mindern. Und ſollte dazu die
Polirey kein Recht,keine Pflicht haben? Die letz—
tere iſt wohl unverkennbar und iſt ſie es; ſo kann
man auch das erſtere nicht ablaugnen.

Vor
Freylich ſagen die Geſetze: “ſo ein Arzt aus Un
fleiß oder Unkunſt. jemand mit ſeiner Arzney todtet, erfund' ſich dann durch die Gelehrten

und Verſtandigen der Arznen, daß er die Arzney
leichtfertiglich und verwegentlich mißbraucht, oder
ſich ungegrundeter, unzulaßiger Arzney, die ihm
nit geziemt hat, unterſtanden, und damit einem

zum Tod Urſach geben, der ſoll nach Geſtalt und
Gelegenheit der Sachen und nach Rath der Ver—
ſtandigen geſtraft werden, und in dieſem Fall
allermeiſt Achtung gehabt werden auf leicht—
fertige Leut, die ſich Aerzeney unterſtehen
und der mit keinem Grund geiernt haben“.
Peinl. Gerichtsordn. Art. 134. Aber was hilft

das dem armen Gemordeten und ſeiner Familie?
und was virdient denn die Obrigkeit, die dem
Jgnoranten, den ſie duldet, eben dadurch Credit
verfchaft?

v. Bergs Policeyr. Ch.a. J
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Vor allen Dingen muß Sorge dafur getra—

gen werden, daß gute Aerzte und Wundarzte ge—
bildet werden. Was Joſeph II durch die Stif—
tuug der mediciniſch-Jchirurgiſchen Academie in
dieſer Hinſicht gethan hat, iſt allgemein bekannt.
Fur die preuſſiſchen Staaten iſt das im Jahr
1719 geſtiftete Collegium medico- chirurgicum
zu Berlin von großem Nutzen, woran auch Aus—
landern Theil zu nehmen verſtattet iſt g). Jn
den churbraunſchweigiſchen Staaten iſt zur
Bildung geſchickter Wundarzte ſowohl fur das
Land, als fur die Armee, ein chirurgiſches Colle
gium zu Celle errichtet. Auch iſt in der Abſicht
das Land mit geſchickten Wundarzten zu verſehen, die
Errichtung eines anatomiſch-chirurgiſchenCollegium
zu Hannover landesherrlich genehmigt und dieſer
Auſtalt 1716 ein konigliches Privilegium ertheilt
worden h). Jn Dresden iſt im Jahr 1748,
damit ſowohl fur die churſachſiſche Armee tuchtige
Regiments- und Compagnie- Feldſcherer, als
auch fur das Publicum geſchickte Chirurqi gebildet

werden, ein Collegium medico- chirurgicum er—
richtet worden i). Jn denjenigen teutſchen Staa
ten, wo hohe Schulen errichtet ſind, iſt beyh
der mediciniſchen Facultat fur die Bildung practi
ſcher Aerzte und Wundarzte auch durch zweckmaßige

Anſtalten geſorgt. Dahin gehoren hauptſachlich
mediciniſche und chirurgiſche cliniſche Jnſtitute,
Hoſpitaler, welche von den Schulern der Arzney

kunſt

g) v. d. Hagen a. a. O. S. 17. f.
h) Willich Ausz. J. z20. f.
i) Schmieder Policeyverf. des Churfurſtenthums

Sachſen lll. 1419. f.
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kunſt unter der Leliung eines geſchickten Lehrers
beſucht werden, Entbindungshauſer u. ſ. w.

Nur wohlunterrichtete Aerzte und Wund—
arzte muſſen zur Praris zugelaſſen werden
Jn den preuſſiſchen Staaten wird kein Arzt zur
mediciniſchen Praxis zugelaſſen, der nicht bey dem
Ober Collegium medicum ſich gemeldet, wegen
ſeiner Studien und der Srlangung der Doctor—
wurde ſich legitimirt, einen anato miſchen Curſus
unter der Aufſicht des medieiniſch- chirurgiſchen
Collegium gemacht, und einen mediciniſch- practi—

ſchen Fall mit Kenntniß ausgearbeltet hat. Erſt
alsdann erhalt er die Approbation als practti—
ſcher Arzt auf denjenigen Ort, wo er ſich nieder—
laſſen will und die Erlaubniß, innere Curen zu
verrichten k). Nur in kleinen Städten, Flecken

und

v) Bey weitem nicht uberalt iſt die Staatspolicey
in dieſem Puncte ſtreng genug, beſonders jetzt,

wo ago viele nicht das Studium der Medi—
ein, ſondern den Nahrungszweig der Hellkunſt er—

areifen und wo manche CGottlob! nicht alle) me—
biciniſche Facultaten bey ihren Promotionen ſo
gewiſſenhaft das ſumimus peeuniam ete. beob-
achten. Man hat die Anfanger in der medici
niſchen Praxis der Aufſicht alterer Collegen unter—
werfen wollen. S. z. E. Margrafl. Bran
denb. Onolzb. Verordnung, daß junge Doetores
Medieinae unter Aufſicht eines Medici practici
ſich anfangs uben ſollen. v. 17. Febr. 1785. Es
iſt aber dagegen viel und mancherley und zwar

Jaus guten Grunden erinuert worden. Scherf
Archiv V. 20o2. f.

k) v. d. Hagen a. a. O. S. 8. Bergius Policey
und Cameralmag. VI. g36.

F a
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und Dorfern, wo kein Arzt ſich befindet, iſt den
gehoörig gepruften Apothekern und Chirurgen unter
gewiſſen ſehr beſtimmten Einſchräukungen die Ver—

richtung innerlicher Curen erlaubt J).

Ju den churbraunſchweigiſchen Landen
ſollen diejenigen, welche zu Gottingen promovirt
haben, ohue weitere Prufung auſ Anmelden bey
koöniglicher geheimer Rathsſtube nach vergangiger
Legitimation wegen ihrer Kenntniſſe und Auffuh—
rung die Erlaubniß zur mediciniſchen Praxis er—
halten m). Wer nicht in Gottingen promovirt
hat, muß ſich bey der koniglichen Regierung mel

den, ſeine Jnaugural- Diſſertation und glaub
wurdige Zeugniſſe vorlegen, welche ſodann den
Leib- und Hofarzten in Hannover oder andern er
fahrnen Aerzten mit dem Auftrage zugefertigt
werden, dem Candidaten einen mediciniſch-practi—
ſchen Fall zur Ausarbeitung aufzugeben und ihn
daraus zu examiniren, worauf, nach Maßgabe

Wer

h Allgem. Preuſſ. Verordnung v. 3. April 1771.
Bergius neues Policey- und Cameralmagazin
IV. 154. f.

w) Privilegien der Univerſitat Gottingen Art. 23.
Willich Auszug IlI. 314. 315. Jn der Folgte iſt
denen, welche in den churbraunſchweigiſchen Lan
den practieiren und zu Gottingen promoviren wol
len, noch zur Bedingung gemacht worden, daß
ſie vor der Promotion ein oder zwey anatomiſche
Demonſtrationen halten ſollen. Verordn. v. 29.
Nov. 1751. Dieß geſchieht aber nicht. Willich
Ausz. IUll. Z15. 316.
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des zu erſtattenden Berichts, die Annahmie oder
Abweiſung erfolgt n).

Wer in den herzoglich- braunſchweigi—
ſchen Landen, als practiſcher Arzt ſich niederlaſ—
ſen will, muß dey dem Collegium medicum ſich
melden, ſeine Zeugniſſe, academiſche Probſtucke

und ſein Doctordiplom vorlegen und ſich examini—
ren laſſen o), auch einen Revers ausſtellen, daß
er ſeinen Pflichten genau nachkommen und die zur
Aufnahme der Mebicin angeordnete mediciniſche
Societat mithalten, fleiſſig beſuchen und darinn
mitarbelten wolle p).

Durch die cheſſen- Caſſelſchen Geſetze iſt
eine ſehr genaue Prufuung aller Aerzte, die im
Lande practiciren wollen, und eine darnach einzu—
richtende Claſſification derſelben vorgeſchrieben.

F 3 Slen) Verordn. v. 8. May und 20. Auqg. 1731. Willich
Ausz. l. 087. f. Eine ahnliche Verordn. in

Churſachſen ſ. Schmieder a. a. O. l. 333. 334.
de Hokentkat de Politia dag ioa. in Mecklen
burg, wo jedoch die Prufung der niediciniſchen
Facultat zu Roſtock ubertragen iſt; Spalding
Repertor. iuris Mecklenburgici patz vas. in
Wurtemberg, wo aber die Landeskinder den
medieiniſchen Curſus in Tubinaen gemacht ha—
ben und nachher doch, ſo wie Uuswartige, von
den Leibarzten per diſcurſum examinirt werden
muſſen. Medicinalordn. v. 1789. Tit. 1. ſ. 17.

o) Vergl. Hildesheimiſche Medicinalordn. Cap. J.
S. 12. f. Lippiſche Medicinalordn. Abſchn. 2.
Cap. I.

p) H. Braunſchw. neue Medicinalordn.! v. 1747.
Bergius Pol. und Cam. Mag. VI. 343
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Sie werden uberhaupt in ſechs Claſſen eingetheilt
und jede dieſer Claſſen wird auf eine hochſt tref—

fende Weiſe geſchilbert. Mit beſonderer Ruck—
ſicht hierauf ſoll nun die Prufung nach der ertheil—
ten genauen Vorſchrift angeſtellt und nach dem
Reſultate derſelben Jeder in die Claſſe, wohin erv
gehort geſetzt und. darnach zu einer mehr oder
weniger oder gar nicht eingeſchrankten Praxis zu
gelaſſen, auch ſein Patent dieſem gemaß q) einge
richtet werden r).

Uebrigens verſteht ſich von ſelbſt, das diee
jenigen, welche auſſer der Landesherrſchaft zur
Anftellung eines Arztes berechtiget ſind, durch
alle dergleichen Verfugungen in ihrem Rechte nicht
gekrankt werden durfen; ſondern daß in dieſem

Falle

q) Ein Arzt von der ſechsten oder niedrigſten Elaſſe
erhalt folgende Legitimation;Nachdem wir die
Aufſatze des Hrn. D. N. N. gepruft haben; ſo

Hhat ſich gefunden, daß er G(in diefer und jener
Krankheit z. B.) in Wechſelfiebern, in utneriſchen
Krankheiten u. ſ. w. mit Nutzen gebraucht werden
kann, und er ſoll ſeine Praxis nicht weiter, als
auf dieſe Krankheiten, außer unter dem Beyſtande
und dem Rathe eines andern Arztes von mehrerer
Einſicht, ausdehnen durfen. Der Arzt von der
funften Claſſe wird zur Behandlung aller Krank
heiten zugelaſſen: der von der vierten Claſſe er—
halt noch das Ehrenwort geſchickt; der von der
Dritten ſehr geſchickt; der von der Zweyten
furtrefflich; der von der Erſten furtrerflich
und ausgezeichnet. Das ſieht in der Theo
rie trefflich aus, hat aber in der Praxis ganz ei
gene Schwierigkeiten.

r) Medieinalordn. v. 1772. Samml. d. Heſſ. Ver
ordn. VI. qa4
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Falle die Geſundheitspolicey nur darauf zu ſehen
hat, daß keine ungeſchickte und unbrauchbare Aerzte

angeſtellt werden in welcher Ruckſicht dem
Landesherrn in der Regel das Beſtatigungsrecht
zuſtehet s).

Wundarzte, wenn ſie gleich in einem oder
dem andern Lande auch in eine chirurgiſche Jnnung
vereinigt ſind und keiner ohne vorgängige Prufung
in dieſelbe aufgenommen wird, muſſen dennoch
ohne beſondere Erlaubnitz und mehrmahlige Pru—

fung nicht zur chirurgiſchen Praxis zugelaſfen wer
den, welcher jedoch nach dem Reſultate dieſer Pru
fung eine beſtimmte Grenze anzuweiſen iſt. Jn
den meiſten teutſchen Staaten ſind daruber genaue
und beſtimmte Vorſchriften t).

F 4 Nach
*w) Jn der churdbraunſchweigiſchen Verordnung v.

1731 (oben Note n) heißt es ausdrucklich: Es
gehet aber in ſpecie wegen der Stadt- Phyſico-
rum die Jntention nicht dahin, denen Stadten,
welche bisher das ius, einen Stadt- Phyſicum
zu errichten und zu beſtellen, ſolches zu nehmen,
ſondern nur dahin Sorge zu tragen, daß ſolcher
Platz mit einem geſchickten Subjecto beſetzet wer

de. Willich Ausz. J. 687. G88.
2) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen

S. 76. 77.th v. d. preuſſiſchen Staaten ſ. v d. Hagen a. a.
.O. S. 9. Vergl. Konigl. Preuſſ. Jnſtruction,

was ein Phyſicus bey einem Exarnen der Medi—
cinalperſonen zu beobachten; in Udens und Pyls
Magazin li. 325. Von den Herzogl. Braun—
ſchweig. Bergius a. a. O. S. 343. von Ba
den Gerſtlacher Samml. J. 491. f. von

n Mecklen—
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Nach den churbraunſchweigiſchen Ge—

ſetzen muß jeder, welcher ſich als Wundarzt in
dem Lande niederlaſſen will, bey koniglicher Regie
ruug um das Examen anſuchen. Dieſes wird
dann einem Stadtphyſicus und einem oder zweyhen
Chirurgen ubertragen. Wer ohne Approbation
chirurgiſche Curen unternimmt, wird mit einer
Geld- oder Leibesſtrafe belegt. Ueberdieß ſollen
auch die Lehrknaben, welche die chirurgiſche Pro
feſſivn gelernt haben, nicht eher ausgeſchrieben
werden, als bis ſie von dem Stadtphyſicus und
dem Amt der Chirurgen mit einem Zeugniſſe ihrer
Fahigkeit verſehen ſind u). Jn den Furſtenthu
mern Calenberg, Gottingen, Grubenhagen
und Luneburg, in dem Herzogthum Lauenburg
und in der Grafſchaft Hoya, ſind eigene Land—
chirurgen angeſtellt.

Der von den Bemuhungen der Aerzte zu er
wartende Erfolg, ihre Ehre und ihr guter Ruf,
und ſelbſt das Leben und die Geſundheit der Bur—

ger hangt ſehr oft von den Kenntuiſſen, dem Fleiſſe
und der Treue der Apotheker ab. Die Policeyh
muß dafur Sorge tragen, daß ſie gute Arzney—
mittel jederzeit in gehorige Menge vorrathig ha—

ben,

Mecklenburg Spaluing Repertor. pas. 142.
von Churſachſen Schmieder l. 334. von Heſ
ſen-Caſſel Sammtl. Heſſ. Verordn. Vl 5225
Eine ſehr vorzugliche Furſt. Biſchofl. Wurzbur
giſche Verordn. die Vorbereitung und Prufung
der Wundbarzte betreffend v. 16. Sept. 1787. ſ.
Pyls neues Magazin B. 2. Heft 4. G. 173.

u) Verordn. v. 3. May und 20. Aug. 1731. Wil
lich Ausz. l. o88. 689. Illn 483.
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ben, und daß ſie dieſelben, vorſchriftsmaßig be—
reitet, aegen billige Preiſe ohne Zeitverluſt lie
fern. Jn dieſer Abſicht werden theils in den all—
gemeinen Medicinalordnungen, theils in beſonde—
ren Apothekerordnungen y) die Pflichten der
Apotheker genau beſtimmt, und durch ſtrenge Auf—
ſicht wird fur die Erfullung derſelben Sorge ge—

tragen.

Niemand darf zur Errichtung oder Annahme
einer Apotheke zugelaſſen werden, der nicht vor—
her gehorig gepruft und tuchtig erfunden worden
iſt Es muß aber hierbey nicht blos auf die
Geſchicklichkeit des Mannes, ſondern auch auf
ſeinen moraliſchen Charakter und auf ſeine vorher
ſchon erprobte Genanigkelt Ruckſicht genemmen
werden. Deun der geſchickteſte Apotheker, der
aus Gewinnſucht ſchlechte Arzuey anſchaft, ſie
verderben laßt, die Recepte nicht genau verfertigt,
andere Sachen unterſchiebt, iſt fur den Staat ein
ſehr gefahrlicher Mann v). Auch die Gehulfen

F 5 derv) Ein Verzeichniß von Apothekerordnungen ſ. Da
niel Entwurf einer Bibliothek der Staatsarzney—
kunde S. 762 78. Badiſche Apothekerordn. v.
1745. Gerſtlacher Samml. J. 377. Apotheker—
ordn. der Reichsſtadt Augsburg. Beckmann
GSamml. auserleſener Landesgeſetze 1V. 91.

Ob nur ein Kunſtverſtandiger eine Apotheke be
ſitzen kann, iſt beſtritten. Doch ſcheint dem Layen
in der Apotherkunſt nichts entgegen zu ſtehen,
wenn er nur eiuen gehorig gepruften und beeidig—
ten Proviſor halt. Jm Preuſſiſchen gilt das
Gegentheil. Corp. Conſt. nov. T. P. p. 97.

w) Scherf Archiv d. mediciniſchen Policey l. 59.
Note ff. Vergl. Spalding Repertor. iur. Meck-

lenburgici pag. Zů.
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der Apotheker, die ſogenannten Proviſoren, muſs
ſen billig einer ſtrengen Prufung unterworfen x),
und beide auf ihre Pflichten beeidiget werden y).

Alle, welche ſich in den churbraunſchwei—
giſchen Landen als Apotheker niederlaſſen wollen,
muſſen ihre Lehrbriefe und Atteſtate, daß ſie we—
nigſtens ſieben Jahre lang als Geſellen ſervirt ha—
ben, vorlegen, und die ihnen aufzugebende pro—
ceſſus pharmacevtico- chimicos in Beyſeyn einer
von der Landesregierung zu benennenden Magi—
ſtratsperſon und eines oder mehrerer erfahrnen
Aerzte und Apotheker, elaboriren, und ſodann
von den Aerzten und Anpothekern examinirt wer
den, welche daruber an die Regierung Bericht era
ſtatten, worauf entweder die Approbation der
Verwerfung erfolgt 2A

Die Errichtung einer neuen Apotheke iſt zwar
an und fur ſich ein Privatunternehmen; aber die
Apotheke iſt doch ihrem Zweck und Wirknngs
kreiſe nach eine offentliche Anſtalt. Weder ein
einzelner Burger noch eine Gemeinheit, wie z. E.
eine Stadt, darf daher eigenmachtig und ohue

lana

G. z. E. Hildesheinm. Medieinalordn. Cap. 4.
g. a. Gerſtlacher Samml. d. Badiſchen Ge—
ſetze l. a74.

y) Den Eid der Apotheker und Apothekergeſellen im
Churbraunſchweigiſchen ſ. Willich Ausz. J.
11I9.  I21.

7) Willich J. 690. Vorſchriften im Preuſſiſchen
ſ. Beraius Policey- und Cameralmag. VI 338.
v. d. Hagen Nachricht v. d. Medicinalanſtalten
in den preuſſ. Staaten S. 10. im Heſſen- Caſ-
ſelſchen Samml. VI. 470. 4bI.
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landesherrliche Genehmigung eine neue Apotheke
anlegen a).

Der Apotheker muß die Arzneyen in itgehö
riger Gute und in billigem Preiſe liefern.
Um des erſteren gewiß zu ſeyn, werden die Apo
theken von Zeit zu Zeit viſitirtz um das letztere
zu bewurken, werden Apothekertaren feſtgeſetzt b).
Die Reichsgeſetze verordnen, daß die Obrigkeiten,

unter denen Apotheker wohnen, dieſelbige durch
ihre dazu Verordnete und der Gache Verſtandige,
jahrlich aufs wenigſte einmahl viſitiren und be—
ſichtigen und gute Ordnung und Reformation darinn
furnehmen und den Materialien gebuhrlichen Werth

ſethzen laſſen ſollen, damit ein jeder um ſein Geld
gute, friſche und taugliche Materialien und Arzney
bekommen und in dem nicht betrogen noch ubera

nommen werde c).
Jn

1) Weſtphal teutſches und reichsſtand. Privatrecht
J 197.b) Veral. Krugelſtein von Verminderung der Arza
neypreiſe und der zu dieſem Behuf erforderlichen
Einrichtung der Dispenſatorien und Taxen. Eine
im J. 1794. von d. K. Societat der Wiſſenſchaf—
ten zu Gottingen gekronte Preisſchrift. Neu
bearbeitet und vermehrt. Gott. 1795. Wie bon—
nen billige Preiſe der Apotheker Waaren, beſon
ders der zubereiteten Arzneyen erhalten und geſichert

werden? Ein der K.Soc. d. W. zu Gottingen
uberreichte Concurrenzſchrift. Stendal 1795.
Weſtrumb Bemerkungen uber Arzney-Taxen
und deren Veranderung; (veranlaßt durch die bei—
den eben genannten Schriften). Gottingen 1797.

e) Reichs-Policeyordn. v. 1548. Tit. 33. v. 1575
Tit. 34. Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsge—

ſetze IX. 1354. .5
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Jn den churbraunſchweigiſchen Landen

ſollen die Apotheken von der Ortsobrigkeit mit
Zuziehung der Land- und Stadtphyſicorum oder
alteſten practicirenden Aerzte ordentlich und genau
viſitirt“), verdorbene und verfalſchte Arzneymit
tel von den guten abgeſondert und weggeworfen,
und von der Beſchaffenheit der Apotheken inner
halb ſechs Wochen Bericht an die Landesregierung
erſtattet werden. Die Koſten der Viſitation tra
gen die Stadtcammereyen und die Apotheker zur
Halfte. Jnzwiſchen ſteht es einem jeden approbir
ten Arzte frey, das, was er zuü verſchreiben ge—
denket oder bereits verſchrieben hat, in den ſApo
theken nachzuſehen, woran ihn der Apotheker oder

deſſen Geſellen und Jungen auf keine Weiſe hin
dern ſollen dj.

Die ordentlichen Viſitationen durfen jedoch
den Phyſicus nicht abhalten, von Zeit zu Zeit in
den Apotheken nachzuſehen, ob es uberall geſetz—
und ordnungsmaßig zugehet e), da es ſo leicht
moglich iſt, daß jene Viſitationen, wenn man ſich
in der Apotheke darauf bey Zeiten vorzubereiten
gewußt hat, in eine bloße Formalitat ausarten.

Uebri
Wann und wie oft? iſt nicht beſtimmt.

q) Willich Ausz. J. 6yo. Verordnungen im Preuſ
ſiſchen Bergius a. a. O. S. 339. insbeſ. K.
Preuſſ. Jnſtruction, was ein Phyſicus bey Viſi
tation der Apotheken zu beobachten habe; in Udens

nnd Pyls Magazin ll. 322. Churſachſiiche
Schmieder 1. 335. Heſſen: Caſſelſche Samml.

VI. a475. a83. 9a7. f.
e) Vergl. Badiſche Verordn. v. 15. Jul. 1767.

Gerſtlacher Samml. J 479.
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Uebrigens ſind die Apotheker verpflichtet,
die ihnen uberlieferten Recepte genau zu befolgen,
nie nach ihrem Gutdunken ein ſogenanntes quic
pro quo zu nehmen, lgehoriges Maaß und Ge—
wicht zu halten, nur von autoriſirten Aerzten Re
cepte anzunehmen, bey vorkommenden Bedenklich
kelten und wenn ſie einen Jrrthum in einem Re—
cepte vermuthen, ſogleich nachzufragen, wichtige

Medicamente ohne Recept nicht auszugeben d
/0

die verſchriebenen Arzneyen baldmoglichſt, es ſey
bey Tag oder Nacht, zu verfertigen, die Lehr
linge bey der Bearbeitung und dem Verkaufe der
Medicamente nur mit auſſerſter Vorſicht zu ge
brauchen, die Recepte ſorgfaltig aufzubewahren
und ein genaues Buch zu fuhren l).

Hingegen muſſen die Apotheker auch bey dem

ausſchließenden Verkauf der Arzneymittel gegen
andere Handelsleute, beſonders die ſogenannten
Materialiſten, nachdrucklich geſchutzt werdeu.
Mur iſt es hier nicht ganz leicht, die Grenzlinien
richtig und mit Billigkeit zu. beſtimmen. Sachen,
die nur allein zum Arzneygebrauche dienen, und
vorzuglich ſolche, die erſt dazu zubereitet werden
muſſen, gehoren allerdings ausſchließlich in die
Apotheken und nie ſollte man den Verkauf irgend
eines ſolchen eigentlichen Arzneymittels, wurde es
auch fur noch ſo unſchuldig gehalten, auſſer den

Apo

e) Jhre Pflichten in Anſehung giftartiger Subſtan
zen ſ. Thl. 1. S. zob. f.

f) Vergl. Weſtphal v. dem Recht und den Pflich—
ten der Apotheker ſ. 15.; in ſ. t. u. reichsſtand.
Privatrechte J. 196. Faſt alle Landes-Policeve
geſetze ſtimmen in Anſehung dieſer Punete uberein.
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Apotheken dulden g). Meiſtens iſt durch Lan—
des- Policeygeſetze den Materialiſten und Apo—
thekern vorgeſchrieben, welche Waaren ſie zu
fuhren berechtigt ſeyn ſollen, ohne daß jedoch da
durch den hanfigen Grenzſtreitigkeiten zwiſchen bei—

den vollig hatte vorgebeugt werden konnen h).

Arzt und Arzneymittel helfen wenig oder
nichts, wenn es an der gehoörigen Wartung und
Pflege fehlt. Kein traurigerer Zuſtand eines
Kranken laßit ſich denken, als wenn nur Leute,
denen die Behandlung kranker Perſonen vollig
fremd iſt, ihn umgeben, ſey auch ſonſt ihr Wille
noch ſo gut. Die Policey muß allerdings auch
darauf denken, daß guie Berankenwarter gebil
det und beſonders in Zeiten epidemiſcher Krank
heiten nicht vergeblich geſucht werden. Jn katho
liſchen Ländern findet man einige geiſtliche Jnſti—

rute, die dem Dienſte der Kranken ausſchließend
gewidmet ſind, und deren Glieder ofters auch in
Prlivathauſern, wenn ſie dahin verlangt werden,
ihre hulfreichen und wohlthatigen Hande zur War
tung und Pflege der Kranken darbieten. Jn den
proteſtantiſchen Landern iſt faſt uberall der Kran—
kenwarterdienſt in den Haänden roher und nnwiſ
ſender Leute. Jn Mannheim wurde 1782 eine
ſehr nutzliche Krankenwarterſchule geſtiftet i).

We—
g) Weſtphal a. a. O. S. 188. f.
h) Vergl. Bergius neues Policey- und Cameral

magazin lV. 130. f.
h) Schloözers Staatsanzeigen Heft S. 283. f.

Berlin. Monatſchr. 1785. VIlit. 164. f. Journal
v. u. f. Teutſchl. 1786. VI. 375. 376. Scherf
Archiv d. mediciniſchen Policey J. 348. lI. 6. f.
u. 304.
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Wenige Medicinalgeſetze beſchaftigen ſich mit die—
ſem ſo hochſt wichtigen Gegenſtande.

Jn der wirtembergiſchen Medicinalord—
nung Kk) iſt vorgeſchrieben, daß in allen, beſon—

ders den Hauptſtadten, und, wo es thunlich,
auch in den Flecken, Perſonen, die zur Wartung
und Pflege der Kranken gebraucht werden konnen,
mit einem jahrlichen Wartgelde angeſtellt werden
ſollen. Auch ſoll, wenn ſie Alters oder Unver—
moglichkeit halber ihrem Berufe nicht mehr abwar
ten konnen, wegen ihrer dem Publicum geleiſte—

Hten treuen und wichtigen Dienſte auf ihre Verſor—
gung ſo viel moglich Bedacht genommen werden

Fur Verpflegung und Heilung armer Kran 1X.
ken muß von der Policey Sorge getragen werden.
Da, wo die Policey nicht im Stande iſt, alles,
was fur hulfloſe Kranke billig geſchehen ſollte,
auszufuhren, helfen bisweilen die menſchenfreund
lichen Geſinnungen der Burger dem Mangel ab,
den die Polieey, ſo gern fie auch mochte, nur all—
zuoft nicht heben kann. Die ſchone Privatanſtalt
fur kranke Hausarme, die Hamburtzs Burgern
ſo viel Ehre macht, iſt allgemein bekannt l)J.

Kran
x) Tit. 4. J. 19. 20. 21.

Muſſen ne ſich, wie auch hier F. 20. vorgeſchrie—
ben iſt, bey allen Krankheiten, ſie ſeyen ſo gefahr—lich und anſteckend als ſie wollen, gebrauchen laſe

ſen; ſo mußte nicht nur fur ihre Verpflegung im
Fall der Anſteckung, ſondern auch wenn ne Opfer
ihres Dienſtes werden, fur ihre Familie billig ge—
ſorgt werden.h Schlozer Staatsanz. VII. 288. Scherf Archiv
J. za7. Deſſ. Beyträge V. Samml. 1. S. z. VI.
Samml. 2. S. 139. Vergl. Beantwortung der v. d.

K.



96 Buch lII. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.
Krankenhauſer ſind der gewohnliche Zu

fluchtsort armer Kranken. Aber ſelten köönnen
alle Hulfebedurftige aufgenommen werden, und
manche werden durch beſondere Umſtande abachal

ten, gerade hier Hulfe zu ſuchen. Dieſen iſt die
Wohlthatigkeit aber eine uberlegte, zweck
maßig geleitete Wohlthatigkeit ihrer Müburger
dringendes Bedurfnißß. Die Policey, ſo ſehr auch
ſie ſelbſt durch Unterſtutzung der Einzelnen ge
winnt, kann doch nur alsdann wahrhaft gewin
nen, wenn die Unterſtutzung zweckmaßig iſt, und
darauf darf und muß ſie ihr Augenmerk mit
richten.

Die Krankenhauſer ſelbſt muſſen der genaue
ſten Policeyaufſicht unterworfen ſeyn und lieber
gar nicht, als ſchlecht unterhalten werden. Es
iſt mehr als barbariſch, den Elenden, den die
Hoffnnng, daß ihm geholfen werde, herbeylockte,
hulflos oder doch vernachlaſſigt umkommen zu laſ
ſen. Den Verſuchen junger, uuerfahrner Aerzte
muß unie ein Kranker Preis gegeben werden

Man

K. Societat der Wiſſenſchaften in Goöttingen aufge
gebenenPreisfrage: Welche ſind die bequemſten und
wohlfeilſten Mittel, kranken Armen in den Stad
ten die nothige Hulfe zu verſchaffen? GekrontePreisſchrift vom Hrn. Prof. Hecker zu Erfurt;
im neuen Hannoverſchen Magazin 1793. St. 14.
84. 85. und mit einem Nachtrage in Scherfs
Beytragen B. 5. Samml. 2. S. 23.
Dasß dieß nicht blos Gewiſſens- ſondern Zwangs.

pflicht iſt, bedarf wohl keines Beweiſes, obgleich
bisweilen von einigen gefuhlloſen Menſchen

zwiſchen Anatomie und Krankenhaus nur der Un
ter
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Man leſe, was ueuerlich wegen der Charité in
Berlin verordnet und verfuat worden iſt m),
der beſte Beytrag zur Policey der Krankenhauſer!

Ann nothwendigſten ſind zweckmaßige Poli—
ceyanſtalten fur wahnwitzige, verruckte und ra—

ſende Leute, da es dabey eines Theils auf die ſo
muhſame Sorae fur ſie ſelbſt, andern Theils aber
auch auf Sicherheit der Mitburaer ankommt.
Es iſt Pflicht der Policey, zur ſicheren Aufbe—
wahrung, aber auch zur Wiederherſtellung der
Unglucklichen die nothigen Anſtalten zu treffen.

Jn dieſer Abſicht werden beſondere Hauſer
Toll- oder Jrrenhaäuſer, errichtet, deren man
in Teutſchland mehrere findet, aber keines, deſſen
Einrichtung von Kennern vollig gebilligt wurde n).

Be

terſchied gemacht werden mag, daß dort an tod—
ten, hier an lebenden Cadavern experimentirt
wird.

m) Am beſten zuſammen geſtellt findet man die
ganze merkwurdige Geſchichte in den Annalen
der preuſſiſchen Monarchie.

n) Die gewohnliche Einrichtung beſchreibt Beraius
im Policey- und Cameralmaqazin Vlli 3350. f.
von der Einrichtung des Tollhauſes zu Celle ſ
Willich Ausz. IIl 550. f. Von einigen andern
Tollhauſern finden ſich ſpecielle Nachrichten, und
zwar von dem Jrrenhauſe zu Berlin in Udens
und Pyls Mag. ll 283. zu Bônigsberg daſ.
767. zu Wien in den Ephemeriden der Menſchheit

1784. IX. Za42. zu Waldheim in Pyls neuem
Mag. Thl. 1. St. 1. S. 100. Die Hauptſchwie—
rigkeit macht die ſo nothige, aber ſehr koſtſptelige,
ganz ſpecielle Aufſicht und die Abſonderung jedes

v. Bergs Policeyr. Th.2. G Wahn
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Vefinden ſich mineraliſche Brunnen in ei—

nem Lande, ſo iſt es Pflicht der Geſundheitspoli—
cey fur die zweckmaßige Einrichtung und Benutzung

derſelben Sorge zu tragen; eine Pflicht, zu deren
Erfullung meiſtens auch die Finanzpolitik antreibt.
Daraus folgt aber keinesweges, daß, wenn der——
gleichen Brunnen auf dem Grund und Bobden ei—
nes Privatmannes ſich befinden, der Landesherr
berechtiget ſey, ſich derſelben eigenmachtig anzu
maßen o). Nur, wenn ſie nicht anders, als
durch offentliche Einrichtungen und einen das Vew
mogen eines Privatmannes uberſteigenden Auf—
wand fur das Publicum brauchbar gemacht wer
den konnen, darf der Eigenthumer angehalten wer
den, ſie gegen verhaltnißmaßige Entſchadigung
dem Landesherrn zu uberlaſſen.

Die Geſundheitspoliceh muß darauf ſehen,
dasß die Bader und Geſundbrunnen ihrem Zwecke

gemas eingerichtet, und hauptfachlich mit allem
dem, was fur die Wiederherſtellung der Geſund
heit und fur die Bequemlichkeit dengie beſuchenden
Kranken nothwendig und nutzlich iſt, gehorig ver—

ſehen werden p). Jn der Wirtembergiſchen
Medi

Wahnſinnigen von den Andern, da die Geſellſchaft
gewohnlich die Krankheit erhoht und auf alle Falle
die Heilung auſſerſt erſchwert.

o) Zwar behauptet Moſer (v. d. Landeshoheit in
Policeyſachen S. 82.) das Gegentheil, aber ohne
allen Grund. Die Regalitat der Geſundbrunnen,
Bader rc. iſt doch ſchlechterdings unerweißlich.

p) Jn dieſer Ruckſicht ſind denjenigen, welche ſich
dazu entſchließen, bey dem Rehburger Brunnen

Hau
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Medlcinalordnung q) iſt inſonderheit denjenigen
Phyſicis, welchen Geſundbrunnen und Bader au—

vertraut ſind, auſgegeben, dieſelben wohl und
fleiſſig in Acht zu nehmen und dafur zu ſorgen,
daß ſie in gutem Stande, auch die Quellen wohl

gereinigt und ſauber gehalten, die Geſetze und
Ordnungen der Brunnen und Bader, ſammt der
obrigkeitlich angeſeßten Taxe der Zimmer, auch
der Speiſen und Getranke, beobachtet und die
Bad- und Brunnengaſte wohl bedient werden
mogen. Auch ſollen ſie die Krankheiten der Gaſte,
ſammt dem Erfolg der Curen, ſo viel ſich thun
laßt, fleiſſig, punetlich und zuverlaſſig aufzeichuen.

Jn Anſehung der armen Bad- und Brun—
nengafte muß eine gewiſſe Ordnung gehalten wer—
den, damit der Zulauf derſelben auf einmahl nicht
zu groß, und die ubrige Badgeſellſchaft von ih
nen nicht belaſtiget werde r).

Hauer zu bauen, ſich da nieder zu laſſen und ein
der Brunnenageſellſchaft nutzliches und zu ſtatten
kommendes Gewerbe zu treiben, verſchiedene Vor—
zuge und Freyheiten verſprochen worden. Patent
v. 28. Nov. 1752. Willich Auszug IlII. 33.

q) Tit. 1. J. g.
r) Eine hierauf abzweckende churbraunſchweigi

ſche Verordnung ſ. Willich Auszug IIl. 33.

G 2 Zwedte
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Zweyte Abtheilung.

Recht der Sanitatspolicey.

J. Reinigkeit der Luft. II. Beſchaffenheit der Lebensmit
tel; insbeſondere der Eßwaaren. III. Getranke. iV. Gefaße.
V. Wohnung. Vi. Kleidung. Vll. Lebensart viit. Sorge
fur Schwangere und Gebahrende. 1x. Sorge fur neugeborne
Kinder. X. Sorge fur die Geſundheit der Jugend. Ri. Ab
wendung zufalliger Gefahren.

F1. Die Sanitatspolicey ſucht die Gefahren, welche

J

der Geſundheit der Staatsburger drohen, abzu—
wenden, indem ſie theils uberhaupt ſolche Ans
ſtalten und Vorkehrungen trift, welche zur Erhal
tung der Geſundheit und zur Entfernung alles
deſſen, was ihr gefahrlich ſeyn konnte, abzwe
cken, theils insbeſondere fur gewiſſe Perſonen, und
in gewiſſen Fallen, wo es vorzuglich nothig iſt,
Sorge tragt, damit nichts zum Nachtheile der
Geſundheit geſchehe, vielmehr die Mittel zur Er
haltung derſelben vorhanden ſeyen und gehorig
benutzt werden.

Nichts iſt fur die Erhaltung der Geſundheit
weſentlicher und nothwendiger, als eine reine,
geſunde Luft s). Freylich kann die Policey die
Beſchaffenheit der Luft, welche von der Lage und
dem Clima eines Landes und von der Natur des Bo

dens

s) Frank mediciniſche Policey Abth. 4. Abſchn. 1.
J. 12 14. (IlI. 824. f.
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dens beſtimmt wird, nicht ſchlechterdinas abaudern;
aber ſie kann doch ſehr viele der mannigfaltigen
Urſachen, welche dazu beytragen, die Luft zu ver—
derben, aus dem Wege raumen. Und dazu iiſt
ſie unſtreitig vollkommen verpflichtet.

Hieher gehort hauptſachlich die Austrocknung
allzufeuchter, moraſtiger Gegenden, welche
theils unmittelbar von der Landespolicey bewirkt,
theils durch Aufmunterungen und Belohnungen
befordert werden kann t). Ueberſchwemmun—
gen, welche gewohnlich ſtehendes, und ſehr bald
faulendes Waſſer zuruckzulaſſen pflegen, muſſen
auch um der Geſundheit willen moglichſt verhutet
werden. Wenn aber der Fall dennoch eintritt;
ſo muß die Policey ſchleunige Vorkehrungen zur
Abwendung der fur die Geſundheit der, Bewohner
ſolcher Gegenden, welche durch Ueberſchwemmung
gelitten haben, zu beſorgenden Nachtheile treffen
und insbeſondere die Mittel, wodurch dieſelben
vermieden werden konnen, auf eine zweckmaßige
und populare Art bekannt machen u). Vor

 Gz3 al—t) de Hokentkal de politia ſ 31. Nota 5. Srank
a. a. O. lll. g69. Vergl. die Nachrichten von der
Moorcultur im Bremiſchen in Schlozers Staats-—
anzeigen H. XI. S. 368. und des Freyherrn v.
Aretin Schriſten uber die Moorcultur in Baiern.

u) Vergl. die (ſehr geruhmte) Anzeige der Mittel,
die Ungeſundheit derjenigen Wohnungen zu ver—
mindern, welche den Ueberſchwemmungen ausge—
ſetzt geweſen, von M. Cadet de Vaux. Verteutſcht
von Dr. Ferro. Wien 1784. und in Scherfs Ar—
chiv B. 4. Abth. 2. S. 1. f. Sehr zweck—
maßige Vorſchriften dieſer Art ſ. Schmieder

Po—
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allen Dingen muſſen die Leute, allenfalls durch
Zwangsmittel, dazu angehalten werden, daß ſie
die Gebaude von dem zuruckgebliebenen und ſte—
henden Waſſer, ſo wie von dem hereinaekomme—
nen Schlamm und Unrath ſchleunig reinigen, ſo—
dann austrocknen, durchrauchern, und nicht eher,
als bis Sachkundige ſie fur bewohnbar erklart ha—
ben, wieder beziehen. Die ubrigen Vorkehrun—
gen hangen aroßtentheils von der ortlichen Be—
ſchaffenheit ab, und muffen folglich dadurch be—
ſtimuint werden.

Die Fluſſe, Graben und Teiche muſfen
von Zeit zu Zeit ausgeraumet und gereiniget wer
den. Die Policey muß entweder ſelbſt Veranſtal
tung dazu treffen oder doch dafur ſorgen, daß die
ſes von denjenigen, welche dazu verpflichtet ſind,
nicht vernachlaſſiget werde und deßwegen die no—
thigen Unterſuchungen anſtellen. Sie muß aber
auch darauf ſehen, daß dieſes Ausraumen nicht
zur Unzeit vorgenommen werde, weil, wenn es
in den heiſſeſten Somniermonathen geſchiehtz, der
ausgeworfene Schlamm  ſehr bald die Luft ver—
peſtet vn

Das Hanf-und Flachsbeizen ober Rotten
veruureiniget kleinere und langſam dahin ſchleichende

Bache, vorzuglich aber, ſtehende Gewaſſer, und
erfullet die Luft in einem betrachtlichen Umkreiſe
mit ſtinkenden Ausdunſtungen, „wird folglich der

Ge—

Policeyverfaſſung des Churfurſtenthume Sachſen

iii. 1sor. f.,
y) Srank a. a. O. S. 875. g876.
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Geſundheit durch das Verderbniß des Waſſers
und der Luft doppelt gefahrlich w). Es ſind
mancherley Policeyverordnungen uber dieſen Ge
genſtand vorhanden, die in den Grundſatzen nichts
weniger, als ubereinſtimmen. Vald ſind es die
Fiſche, bald die Menſchen, auf welche vorzugs—
weiſe Ruckſicht genommen wird. Ein herzog—

liche braunſchweigiſches Geſetz verordnet,
daß niemand Flachs oder Hauf in Fluſſen, Bachen
und Fiſchteichen beizen ſoll, damit das daraus zu
kochende Bier.gut, die Fiſche geſund erhalten und
verſchiedenen Krankheiten vorgebogen werde x).
Jn Churſachſen und Heſſen iſt das Einlegen
des Flachſes und Hanfes in die Fluſſe und Bache
gleichfalls, aber hauptſachlich um der Fiſcherey
willen, verboten y). Die gute Wirkung fur die
Geſuudheit der Unterthanen iſt alſo wenigſtens
elue zufallige Folge dieſes Verbots.

Die churbraunſchweigiſchen Geſetze ver—
bieten das der Geſundheit nachtheilige Flachsrot

ten in Stromen, Bachen, Teichen und allen an
dern friſchen und lebendigen Gewafſern bey zwan

G zig
.Ww) Srank a. a. O. S. 924. 925.

x) Verordn. v. 5. Aug. 1681, 29. Apr. 1692. und
24. Jul. 1721.

v) Die großen Strone: Weſer, Werre, Fulde,
Lahn, Ohm, Edder, Schwelm und Diemel ſind
hier mit Recht ausgenommen, weil dieſen durch
das Flachoö- und Hanfbeizen kein Nachtheil zu—
wachſet. Vargl. Frank a. a. O. S. 4a3.

y) Churſachſiſche Fiſchordnung d. 14. Schmieder
J. i83. Heſſen-Caſſelſche erneuerte Fiſchord—
nung ſ9. 3. Samml. VI. 888.
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zig Reichsthaler ober achttagiger Gefangnißſtrafe,
erlauben hingegen denjenigen, welche Flachs zu
rotten haben, an ſumpfigten und moraſtigen Or—
ten welche mit keinem fließenden oder friſchen
Waſſer einige Communication haben, Gruben zu
graben, oder, wenn dieſes nicht geſchehen kann,
ohnweit der Strome, Bache oder Teiche, worinn
vorher der Flachs gerottet worden iſt, jedoch an
einem niedrigen Orte, wo dem Waſſer der Fall
gegeben werden kann, und welcher ſo gelegen iſt,
daß daraus nichts in einigen Strom, Bach, Teich
oder in ein anderes lebendiges Waſſer zuruck-oder
abfließen konne, ebenmaßzig Gruben zu graben,
und wenn ſie ihren Flachs in dieſelbe gelegt ha
ben, das Waſſer durch Furchen, Rinnen oder
Rohren darauf zu leiten; wenn aber auch dieſes
nicht thunlich ware, ſonſt an einem unſchadlichen
Orte Graben zu graben und das Waſſer darauf
zu tragen oder zu fahren 2).

Die Stadtgraben muſſen da, wo ſie zur
Befeſtigung nicht weſentlich mit gehoren, ausge—
trocknet oder doch zu gehoriger. Zeit gereini
get und ſo erhalten werden, daß der Durchzug des
Waſſers ungehindert bleibt a). An manchen Or—

ten

Ein nutzlicher Zuſatz!ware wohl: jedoch nicht zu
nahe an die Wohnungen.

2) Verordn. v. 1. Aug. 1705. erneuert d. 29. Jul.
1719. Willich Ausz. J. 769.

uinr) Dieß iſt ſeit einigen Jahren in Gottingen mit
dem glucklichſten Erfolae, zum Nutzen und zur
Zierde der Stadt geſchehen.

a) Frank a. a. O. S. 925. f.
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ten werden die Stadtgraben durch Schleuſſen und
Coake auf eine fur die Geſundheit hochſt nachthei—
li e Weiſe mit Unreinigkeiten aller Art angefullt,
nogegen die Policey nachdruckliche Vorkehrungen

tieffen muß b).

Die Fiſchteiche, nahe bey den Stadten und
Dorfern, ſind nicht weniger gefahrlich, als die
Sumpfe, und bedurfen daher einer genauen Auf—
ſicht der Policeh, die entweder fur ihre Austrock—
nung oder wenigſtens dafur ſorgen muß, daß ſie
durch unermudete Aufmerkſamkeit ſo unſchadlich,
wie moglich, gemacht werden. Auch Wieſen und

Eraurten in der Nahe der Wohnungen durfen von
der Geſundheitspolicey nicht ganz auſſer Acht ge
laſſen werden, und wenn ſie gleich nicht uberall
durch Verordnungen und Strafaebote helfen und
beſſern kann; ſo muß ſie weuigſtens durch zweck—
maßige Belehrungen die Nachtheile fur die Ge—
ſundheit zu verhuten und zu vermindern ſuchen,
vle quch hier durch Nachlaſſigkeit und Unachtſam—

keit entſtehen konnen C).

Die Kirchhofe, nahe bey den Wohnungen
der Lebendigen, ſind, was man auch dagegen hat
ſagen wollen d), im Gauzen genommen und in

G z denb) Ein Beyſpiel von Dresden ſ. Schmieder lIll.
1513.

c) Frank a. a. O. S. 927. f.
qd) S. insbeſ. Die Unſchadlichkeit der Kirchhofe, nahe

bey den Wohnungen der Lebendigen. Freyburg
1775. Zwey Gutachten der mediciniſchen Facult.
zu Leipzig und Halle in Alberti iurispr. med.

N

Z
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deu meiſten Fallen der Geſundheit hochſt nachthei

lig e). Die alten Romer duldeten ſie nicht in
der Stadt k) ein Verbot, welches in der
Folge auch auf die Landſtadte ausgedehnt wurde.
Vorurtheile gaben unter den Chriſten den Begrab
niſſen in und bey den Kirchen, alſo in jedem
Falle innerhalb der Stadte und Dorfer, einen
großen Werth g). Jn den Kirchen ſelbſt begra—
ben zu werden, war aber immer ein Vorzug, der
nur beſtimmten Perſonen zu Theil wurde. Die
ubrigen fanden ihre Ruheſtatte neben den Kirchen.
Um die Tobten zu ehren, vergiftete man die Le
bendigen. Dieſe haben unſtreitig ein vollkomme
nes Recht, einer ihnen ſo gefahrlichen Achtung
gegen jene zu widerſprechen k),

Die
T. a. caſ. a7. und in Scherfs Archiv B. 4. Ab
thl. 2. S. 112. f.

e) C. G. Hoſfmann de cömetriis ex vrbe tollen-
dis Francòf. ad Viadt. 1730. N. A. 175bauſi-
J. Alix de nocija mortuorum intra ſacras aedes
vrbiumque muros ſepultura. Erford. “ppygʒ.
Scherf Archiv B. IV. Abthl. 1. S. 1. f. Ab—
thl. 2. S. 1or. f. Krunig Encyclopadie B. 73.
S. 430. Pyl n, Magazin Thl. lI. zz2. Eſchen
bach Anmerkungen uber die Schadlichkeit der Be—
arabniſſe in den Kirchen. Roſtock 1787. Berlin.
Monathſchrift 1784. Febr. 1785. Jan.

f) Jn den 12 Tafeln (Tab. XR. l 3.) heißt es: ho-
minem mortuum in vrbe ne ſepelito neve vrito.
Cicero de legibus L. 2. I. G. Eccius ad L. XII.
Tab. hominem mortuum etec. Lipſ. 1786.

g) Eine kurze Geſchichte der Begrabniſſe in den Kir—
chen ſ. in Winklers Differtation de iure ſepul-
turae in templis. Lipſ. 1764. Vergl. Krunitz
a. a. O. S, 452.

k) Thomaſius hat auch das Verdienſt, daß er zu—
erſt die Lebendigen gegen. die Todten in Schutz

nahm.
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Die Geſuwdheitspolicey iſt ſchuldig und ver—
bunden, die. Gefahren, welche mit den Begrab—
niſſen innerhalb der Stadte und Dorfer verbunden
ſind, abzuwenden und dieß kann uicht ſicherer ge—
ſchehen, als wenn die Kirchhofe entfernt von den
Wohnungen der Lebendigen angelegt werden.
Freylich ſtehen manche Schivierigkeiten entgegen
das Vorzugsrecht, in den Kirchen begraben zu
werden; Eigenthumsrechte auf Familienbegrab—
niſſe in Kirchen und auf Kirchhofen in den Stad—
ten und Dorfernz Entſchadigungen fur die Be
rechtigten und ſelbſt fur die Kirchen, die die Be
arabnißplatze verkauſfen; Managel an ſchicklichem
Raum fur neue Kirchhoſe; endlich auch in manchen

Fallen Mangel an Fonds zur Beſtreitung der Ko—
ſten i). Allein Rechte, die auf jrtzt entdeckten

Vorurtheilen beruhen; Rechte, die ſo hochſt ae—
meiuſchadlich ſind, muſſen der anordnenden Ge—

 walt der Staatspolicey weichen. Da, wo dieſe
Rechte mit Koſtenaufwand erworben ſind, muß

Ent—

nahm. Allerdings iſt, wie er ſehr grundlich ge—
zeigt hat, das Begraben in den Kirchen gegen das
Naturrecht. Chriſt. Tomaſius de iure princip.
eitea cerimon. ſepult. J. Leygſer med. ad
Pand. Vol. i. Spec. i92. m. 5. 6. JI. H. Buhmer
de ĩure erig. eömetr. cap. 2. ſJ. 25.

j) Alles das ſetzt Winkler in ſ. zwey Diſſertatiouen
de Jure ſepulturae in templis (lipſ. 1784), weit—
laufig auseinander. Als ein großes Hinderniß
hatte er auch noch. den Aberglauben und das Vor—
urtheil des Volkes, und beſonders in manchen
Läandern den Widerſtand der Geiſtlichkeit billig be—
ruhren ſollen. Ein Beyſpiel von letzterem ſ. Schloö—
zers Staatbanzeigen B. 1. S. 200.
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Entſchadigung geleiſtet L); fur die Einkunfte der
Kirchen auf andere Weiſe geſorgt werden. Platz
findet ſich, wenn man ihn ernſtlich ſucht, gewiß
uberall und die Koſten allein durfen bey einer ſo
wichtigen Angelegenheit kein Abhaltungsgrund ſeyn,
ſo ſehr ſie es auch, wenn gleich ofters ungenannt,
an mehr als einem Orte ſeya mogen 1). Erlau
ben indeſſen die Umſtande nicht, die Begrabniſſe
in den Kirchen ganz zu verbieten und die Kirchhofe
von den Wohnungen der Lebendigen hinweg zu
verlegen; ſo muß die Geſundheitspolicey wenig
ſtens alles thun, was die Schadlichkeit derſelben
vermindern kann m). Behy der Anlegung neuer
Kirchhofe muß ubrigens alle Vorſicht gebraucht
werden, daß ſie, die doch nie ſehr weit von

den

k) Bey Verleguna der Begrabnißplatze konnen die
jenigen, welche bisher erbliche Familienbegrab—
niſſe in den Kirchen beſeſſen häben, die unentgelt
liche Anweiſung eines ſchicklichen Platzes dazu auf
dem neuen Kirchhofe fordern“. Allgem. preuſſ.
Landr. Thl. 2. Tit. IX. g. 185. Freylich keine

volle Entſchadigung; aber die Beſitzer muſſen auch
bedenken, daß ihr Recht auf Unrecht ruht. Als

im.Jahr'1778 in Schpoediſch- Pomern die Be
grabniſſe in den Kirchen verboten wurden, haben
urehrere Edelleute ſich ihrer Erbbegrabniſſe frey—
willig begeben. Udens und Pyls Mag. lI 332.
Der academiſche Senat zu Wittenberg hat im
Jahr 1782 dem Rechte, in den Kirchen begraben
zu werden, entſagt. Scherfs Benytrage II.
Camml. J. S. 154.

1) Vorſchlage, wie die Kirchhofe aus der Stadt zu

bringen von Moſer ſ. Berlin. Monatheſchr.
1784. Febr.m) Gute Vorſchlage ſ. Winklen Diſſf. 2. C. 4. 15.

Scherf Archiv B. 4. Abthl. 2. S. 109. f.
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den Wohnortern entfernt werden konnen, durch
ihre Ausdunſtungen nicht ſchadlich werden n).

Mehreren teutſchen Furſten iſt es gelungen,
die Begrabniſſe mitten unter den Lebendigen zu
verbannen; anderen wenigſtens ſize einzuſchran—
ken o). Oertliche Verhaltniſſe konnen freylich die
Schwierigkeiten bald vermehren, bald vermin—
dern. Die Unterrichtspolicey kann ein ſo wohl—
thatiges Unternehmen unendlich erleichtern.

Jn den. Stäädten und andern von mehreren
Menſchen bewohnten Oertern muß die Geſundheits—

policeh darauf ſehen, daß durch unordentliche
Anlegung der Gebaude der Durchzug der freyen
Luft nicht gehindert werde p). Aus dieſem Grunde
iſt die Policey berechtiget, zu verlangen, daß die
Gebaude nicht nach bloßer Laune und Willkuhr

uns

n) Nutzliche Bemerkungen uber die Anlegung der
Kirchhofe ſ. bey Gmelin uber die neuern Ent—
deckungen in der Lehre von der Luft. Brief 15.
Vergl. Scherf a. a. O. S. 121.

o) Badiſches Verbot der Begrabniſſe in den Kirchen
v. 1753. Gerſtlacher J. 371. Schwediſch: Po—
merſches v. 1778. Udens und Pyls Mag. ll.
328. Oeſterreichiſches v. 1784. Krunitz Enen—
clopadie B. 73. S. 6o2. Preuſſiſches Allgem.
Landr. Thl. 2. Tit. 11. J. 484 Furſtl. Alten—
burg. v. 1786. Teutſch. Zuſchauer Xt 232. Grafl.
Lippiſches v. 1779. Scherf a. a. O. S. 79.
Heſſen-NDarmſtadtiſche Verordn. wegen der
Kirchhofe und Begrabniſſe v. 1786. Scherf Ar—
chiv VI. a12. Die meiſien dieſer Geſetze be—
ziehen ſich auch duf die Verlegung der Kirchhofe
aus den Stadten und Dorfern.

P) Srank a. a. O. 879.
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unordentlich und unregelmaßig bald hier, bald da,
aufgefuhrt und gleichſam untereinander geworfen
werden Gie iſt befugt, fur die Regelmiaſig
keit der Straßen, und deren gehorige Breite, fur
eine ſchickliche Entfernung der Hauſer, fur gerau—
mige offentliche Platze und fur eine den freyen
Zug der Luft begunſtigende Anlage' der Thore und

Mauern Sorge zu tragen, ſo weit es die ortliche
Beſchaffenheit nur immer erlauht. Freylich darf
ſie um einer nicht weſentlich nothwendigen Ver—
beſſerung willen die Eigenthumsrechte der Burger

nicht verletzten und in jedem Falle muß ſie den
Einzelnen entſchadigen. Als einſt Toulouſe in
Gefahr war, durch anſteckende Krankheiten ent—
volkert zu werden, wußte man kein anderes Ret—
tungsmittel mehr,. als die engen und unreinen
Straßen zu erweitern und dem freyern Durchzuge
der Luft zu eroffnen und die todtlichen Seuchen
verſchwanden. Jn ſolchen Fallen iſt es der Ge
ſundheitspolicey unſtreitig erlaubt, ohne Ruckſicht
auf den eigennutzigen Wiberſpruch Einzelner, die

auf

Der bloße Zweck der Verſchonerung, der freylich
hiedurch auch befordert wird, kann der Policey
nie ein Zwangsrecht geben. “Warum aber doch
ſo viele Bauvorſchriften, die hauptſachlich nur

Verſchonerung zum Zwecke haben“? Vorſchriften
dieſer Art fließen nicht aus dem Rechte der Poli—
ceygewalt. Haufig aber kann Unterſtutzung bey
der Auffuhrung neuer Gebaude, Baubegnadi—
gung, Erlaubniß auf gewiſſe Platze zu bauen ic.
nur unter der Bedingung, daß ſolche Vorſchriften
befolgt werden, bewilliget werden. Jrrig glaubt
man dann, die Policey befehle, wo eigentlich eine
freywillige Uebereinkunft zum Grunde liegt. Vergl.
Moſer von der Landeshohrit in Policehſachen
G. 440.
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auf ihre Eigenthumsrechte ſich berufen, die no
thigen Verfugungen und Anordnungen zu treffen q).

Die Straßen muſſen mit moglichſier Sorgs
falt rein gehalten werden r). Viele Stadte ha
ben beſondere Straßenreinigungsordnungen. Die
Gottingiſche wird als muſterhaft empfohlen;
mag aber doch jetzt, nach dem Verfluß mehrerer
Jahre, mancher Verbeſſerungen bedurfen 5).

Reinhaltung der Straßen iſt ohne ein gutes
Pflafier unmoglich, weil das beſtandige Fahren,
Reilten und Treiben des Viehes endlich einen unge
ſunden Sumpf, oder wenigſtens mehrere ſumipſigte
Stellen hervorbringen muß. Jede Gemieinheit
kann durch die Policey zur Anlegung eines guten
Straßenpflaſters mit vollem Rechte angehalten
werden. Nicht weniger iſt ſie befugt, fur die

Rei
q) Moſer von der Landeshoheit in Policeyſachen

S. 87.
r) Frank a. a. O. S. gzs
5) Heumann ĩus politiae J. 146. Nota 2. Ein

Gaſſenreinigungs-Reglement fur Zelle v. 1735.
ſ. Corp. Conſt. Cell. Cap. 4. pag. 478. Meiſter
de iure platearum Brunſvico- Luneb. Eine
muſterhafte Verordnung wegen der Gaſſenreinie
gung in Berlin vom 1. Jul. 1777. ſ. Bergius
Sammil. auserleſener Landesgeſetze IIi. 321.
Vergl. Berlin. Monathsſchr. 1784. Sept.
S. 223. f. und Pyls n. Mag. Thl. 1. St. 1.
S. 63. f. Badiſche Verordnungen wegen Stra—
ßenreinigung ſ. Jnhalt der Badiſchen Geſetzge—
bung S. 545. und Frank a. a. O. G. 9a6.
Hamburgiſches Mandat zur Erhaltung mehre—
rer Reinlechkeit in den Gaffen v. 1788. Scherfs
Beytrage ll, Samml. 2. S. o9yn f.
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Reinigung der Straßen Sorge zu tragen. Sie
muſſen nicht nur  zu beſtimmten Zeiten gefegt, ſon
dern auch der geſammelte Straßenkoth, und Eis
und Schnee, wenn ſie aufthauen, ſchleunig hin—
weggeſchaft werden. Die Abzugsgraben muſſen
von ſtehendem Waſſer und ſtinkendem Schlamm
frey gehalten werden. Miſthaufen und Gruben
durfen an den Straßen und vor den Hanſern nicht
geduldet, die Straßen durch perſonliche Unrein
lichkeit der Einwohner, durch Hinauswerfen un—

reiner Sachen und durch den Ausfluß von Kuchen
und manchen Werkſtatten nicht zu allgemeinen
Cloaken gemacht werden. Fur Sauberung der
Marktplatze, beſonders ſda, wo Fiſchhandler,
Fleiſcher, Gartner und Kranterhandler ſich auf
halten, muß die Policey jedesmahl ſchleunig Sorge
tragen. Bey ſehr trockenem Wetter mutßz dem
den Augen und der Bruſt ſo ſchadlichen Staube
durch Aufſpritzen in den Straßen geſteuert wer

den t).

Zur Hinwegſchaffung der mancherley ſich
ſammelnden Unreinigkeiten muß die Policey einen
oder mehrere Sammelplatze anweiſen und nicht zu
laſſen, daß dieſelben auf die Heerſtraßen oder Feld—
wege gebracht werden Das Ausraumen der
Cloake, ſo wie das Hinwegfuhren des Miſtes in

den

t) Verordn. in Wien ſ. Udens und Pyls Magazin ſſ.
335. Aehnlichen Verordnungen ſteht meiſtens
Mangel an Fonds zur Beſtreitung der Koſten ent—

gegen.

s) Eine ſolche Verordnung fur Hannover ſ, Corp.
Conſt. Cal. Cap. 4. S. 953. 956. f.
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den Stadten darf nur zu ſolchen Zeiten, wo
es am weniaſten Beſchwerlichkeit verurſacht, ver
ſtattet werden u).

Schindwaſen durfen nie in der Nahe
menſchlicher Wohnungen angelegt werden und es
iſt allerdings auch eine harte Zumuthung fur Rei—

ſende und fur den Landmann, der in dem Felde
arbeitet, wenn miun ſie in der Nahe von Land—
ſtraßen oder cultivirtem Lande duldet. Am aller—
wenigſten aber darf das willkuhrliche Hinwerfen
oder Liegenlaſſen des crepirten Viehes zugegeben

werden v).

Unreinliche, ungeſunde Gewerbe und Hand
werker muß die Geſundheitspoliceh von den Woh—
nungen mehrer Menſchen moglichſt entfernt hal—
ten. Gerber, Seifenſieder w) Lichtermacher,
Saitenſpinner u. d. m. trift hauptſachlich dieſes
Schickſal x). Doch iſt die teutſche Geſundheits

poli
Jn grdßern Stadten wird mit Recht auch das

Viehhalten eingeſchrankt. Jn Dresden z. B. dur
fen Becker und andere Einwohner keine Maſtſchwei—
ne in der Stadt halten. Schmieder Ul. 1332.
Das Herumlaufen des Viehes, auch der ſonſt
nicht gefahrlichen als der Ganſe, Enten c.
muß ſchon um der Reinlichkeit willen nicht gedul—
det werden.

u) Einige Verordnungen hieruber in Beziehung auf
Dreoden ſ. Schmieder Il. o60. 1144. IIl. 1504.

v) Srank a. a. O. S. 9z1.
w) S. z. E. Schmieder Iil. 1305.
x) Heumann ius pol S. 146. Nota 3. Frank a. a.

O. S. 98o. Durch eine oſterreichiſche Verord—
v. Bergs Policeyr. Th. 2. H nung
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dpplicey meiſtentheils in dieſem Puncte nicht ſehr

ſtreng.

Endlich iſt es auch, als eine boſe, der Ge
ſundheit nachtheilige Gewohuheit zu betrachten,

wenn man zur Abſchreckung von Verbrechen durch
die Leichname hingerichteter Verbrecher die Luft
verpeſten laßt, und ſo auch die Unſchuldigen, die

in der Gegend wohnen oder die des Weges kom
men, oft ſehr hart ſtraft. Schwerlich kann die
gute Wirkung, die man von dieſer eckelhaften
Ausſtellung hoft, mit der ſchlimmen, die ſie, be
ſonders in der warmeren Jahreszeit, hervorbrin—

gen muß, irgend verglichen werden y). Jn ei
nigen teutſchen Staaten iſt auch hierauf Ruckſicht
genommen und dieſe Laſt, die die Criminaljuſtiz
dem unſchuldigen Publicum aufleget, wenigſtens
einigermaßen gemildert worden 2).

Die

nung iſt auch die Entfernung ſolcher Handwerker,
welche mit Queckſilber, Bley und dergleichen in
den Gaſſen mit Kohlenfeuer arbeiten, befohlen.
Udens und Pyls Magazin II. 336.

y) SFrank a. a. O. S. 954.

2) Jn Sachſen und Baiern. Dort ſoll man ſich
nach der Jahreszeit richten, hier die Korper der
Hingerichteten weniaſtens nicht am Rande der
Landſtraßen in der Sonnenhitze ſtehen laſſen.
de Hohenthal de politia ſ. z1. Frank a. a. O.
S. 955. Wenn dergleichen Verordnungen noch
ſelten ſind, ſo mag das auch wohl daher kommen,
daß die Hinrichtungen Gottlob! immer ſeltener
in Teutſchland werden.
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Die Beſchaffenheit der Lebensmittel u.
und ihr Einfluß auf die Geſundheit muß fur die
Sanitatspoliceh ein hochſt wichtiger Gegenſtand
ſeyn a). »GSie muß alle ihre Aufmerkſamkeit
darauf verwenden, damit dem Volke die Wahl
verſchiedener, zu deſſen Erhaltung ſchicklicher Nah—

runagsmittel nicht erſchwert werde, ſo wie, daß
jedes einzelne Speiſemittel von unverwerflicher
Beſchaffenheit ſen. Sie muß in genauer Betrach
tung der Volks krankheiten vorzuglich darauf ſehen,
womit ſich jede Claſſe der Burger im eigentlichſten
Verſtande zu nahren pflegen? Ob nicht auf einer

oder der andern Seite zu vieles von dieſem oder
jenem Nahrunasmittel den Stoff dazu hergebe,
daß einer Provinz vor der andern eine beſondere
Eigenſchaft des Blutes und eine vorzualiche Nei—
gung zu bedenklichern endemiſchen Uebeln und zu
einer großern Sterblichkeit eingeatzet werde? Nicht
zufrieden, erſt bey dem Schrecken einer einreiſſen—

den gefahrlichen Seuche an eine beſſere Ordnung
in der Volksdiat zu denken, muß ſie lange vor—

her

v) Auch auf andere Bedurfniſſe die durch Gewohn
heeit beynahe gleichen Rang mit den Lebensmitteln

erhalten haben und von arößem Einfluß auſ die Ge—
ſundheit ſind, muß die Sanitatspolicey ihr Augen
merk richten. Hieher gehort beſonders der To
bak, bey deſſen Zubereitung ſo mancherley Ge—
heimniſſe wenigſtens vorgegeben werden, deren Ge—
brauch jedoch ohne vorgangige Prufung durch Sach
verſtandige vicht erlaubt ſeyn ſollte. Jung Staats—
Policeywiſſenſchaft ſ. 68. Frank a. a. O. S. 717.

n) Frank medieiniſche Policey B. Zz. Abth. 1. un 2

Ha
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her jede Gattung der gewohnlichen Nahrungsmit—
tel, nebſt ihrem Verhaltniß unter einander und
dem Einfluſſe auf jetzige und kunftige Anlage des
allgemeinen Geſundheitwohls mit vaterlicher Pru—

fuug beſtinmmen by'.

Das meiſte, was die Geſundheitspolicey in
dieſer Hinſicht thun kann, muß freylich durch Un
terricht und Belehrung geſchehen. Gie kann die
Unwiſſenheit, Unachtſamkeit und Rachlaſſigkeit,
welche zu dem Genuſſe ſchadlicher und ungeſunder
Nahrungsmittel verleitet, nicht beſtrafen. Sie
kann aber den Verkauf und die wiſſentliche Zube—
reitung derſelben bey ſcharfer Strafe verbieten und
diejenigen, welche dagegen handeln, mit der an
gedrohten Strafe belegen. Ware in tinem ſolchen
Falle die Frage zweifelhaft, ob Abſicht oder Un-
achtſamkeit eine wurkliche Vergiftung bewirkt habe,
ovder kame es auch nur darauf an, daß eine Ver
giftung, wenn gleich nicht aus Abſicht, doch aus
Fahrlaſſigkeit, zu beſtrafen ware; ſo muß die wei
tere Unterſuchung und Entſchadigung der Erimi—

naljuſtiz uberlaſſen werden.

Das allgemeinſte Nahrungsmittel, das
Brod, verdient zuforderſt die vorzugliche Auf—
merkſamkeit der Geſundheitspoliceh. Das Ge—
traide, aus welchem es bereitet wird, muß ſo be
ſchaffen ſehn, daß es zu einer geſunden Rahrung
nicht untauglich iſt. Die Sanitatspoliceh muß
daher nicht geſtatten, daß es eher, als nach an—
erkannter Reife der Korner eingefuhrt werde c),

b) Daſelbſt S. 25. 26. und,

c) Daſ. S. 240. f.
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und, wenn zufallige Umſtande, beſonders die
Witterung, eine Ausnahme von dieſer Regel
ſchlechterdings nothwendig machen ſollten; ſo darf
doch unreifes Getraide nicht anders, als mit gro—

ßer Vorſicht gebraucht werden und dazu muß die
Sanitatspolicey bey Zeiten die nothige Auleitung

gebeu d).

Das durch Ausartung verderbte Getireide,
wohin. vorzuglich das ſogenannte Mutterkorn
und das brandige und roſtige Getreide gehort e),
darf mit dem guten Getreide nicht vermiſcht, ſon
dern muß davon ſorgfaltig abgeſondert werden f).
Eben ſo iſt es in Anſehung des unter dem Getreide

H 3 auf
d) Rathſchlage, Anweiſungen und Ausſchreiben,
das Verhalten bey dem Gebrauch eines nicht recht
reif und trocken gewordenen Getreides, zur Ver—

hutung der aus deſſen Genuß entſtehenden Krank—
heiten betreffend v. 1785. ſ. Scherfs Archiv B. 4.
Abth. 2. S. 87. f. Pyls n. Mag. Thl. 2. St. 1.
S. 92. Hannoverſche Anzeigen 1795. St. 56.
und 57. auch in Scherfs Beytragen VII. Samml. 1.

S. 139. f.
e) Frank a. a. O. S. 217- 234.

f) Churſachſ. Mandat v. 20. Aug. 1764, wo—
durch Jedermann vor dem Genuß und Gebrauch
des von dem Mutterkorn nicht gereinigten Getrei—
des gewarnt und zugleich verordnet wird, die Un—
terthanen zu moglichſter Reiniaung deſſelben vor
dem Verkauf, bey Vermeidung der Confiſcation,

Geld- Nauch Feſtungsbauſtrafe anzuhalten. Die
Muller ſollen bey gleichmaßiger Strafe deſſen
Vermahlung bey ſich nicht geſtatten. Schmieder
J. 2o4 tt r274. Eine ahnliche Heſſen-Caſf
ſelſche Verordn. ſ. Samml. VI. 588.
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aufwachſenden, der Geſundheit ſchadlichen Un
krautes zu halten g).

Alte verlegene Fruchte, die ofters noch dazu
mit dem Unrathe von Juſecten und Mauſen ver—
miſcht ſind, konnen ohne großen Schaden der Ge—
ſundheit nicht gebraucht werden. Die Policeh
muß deßwegen auf deren Verkauf aufmerkſam
ſeyn, hauptſachlich aber durch ſorgfaltige Aufſicht
auf die Fruchtſpeicher dem Uebel ſelbſt vorzubeu
gen ſuchen n). Wenn Mangel an Gertreide iſt,
ſo muß die Eanitatspoliceh auch darauf ihr Au
genmerk richten, daß keine ſchadliche Dinge dem
Getreide beygemiſcht oder ſtatt deſſelben gebraucht
werden i).

Die Verwandlung des Getreides in Mehl
muß nicht blos in oconomiſcher, ſondern auch in

medi
Feldrettig, Ganſehaber, Schwindelhaber, Tre—

ſpe, Lolch, Ackerkummel in zu großer Menge.
Frank a. a. O. S. 234. Vergl. J. F. Gmelin
von giftigen Gewachſen, welche in Deutſchland,
und vornehmlich in Schwaben wild wachſen.
Ulm 1775.

g) Nittel gegen dergl. Fehler des Getreides ſ. Frank
a. a. O. S. 238. Vorſchlag, den nachlaſſigen
Landmann zu nothigen, ſeine Getreideacker rein
von den der offentlichen Geſundheit.oft ſo ſchadli—
chen Aftergetreidearten zu halten ſ. Scherfs Ar—
chiv ll. 126.

hd) Srank a. a. O. S. 249. 250.

j) Vergl. Die Haushaltungskunſt im Kriege und in
der Theurung nebſt den dazu gehorigen Policeyan
ſtalten und einer Anzeige der vornehmſten Pflan—
zen und Gewachſe, die ſtatt des Brodes zur Nah—
rung dienen koönnen. Stuttg. 1771.
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mebleiniſcher Hinſicht mit großer Vorſicht und
unter genauer Aufſicht der Policey geſchehen k).
Die Vermiſchung des Sandes von den Muhlſtei
nen muß ſorgfaltig vermieden verdorbenes
und verfalſchtes Mehl nicht geduldet, und daher
auf die Mehlhandler ſorgfaltig Acht gegeben
werden m).

Bey dem Brode ſieht die Policey meiſtens
nur auf' das Gewicht und die gehorige Beſchaf—
fenheit des Mehls n). Jn Ruckſicht auf die Ge
ſundheit.verdient aber auch der Sauerteia, der
Hefen, das ſogenannte Zeug, welches zu Sem
meln gebraucht wird, das vollkommene Aus—
backen und ſelbſt der Anſtrich des Brodes die

H 4 Auf—
Ewald erzahlt in ſ. Phantaſien auf einer Reiſe

in die Gegenden des Friedens S. 185. die faſt un—
glaubliche Geſchichte, bey Hamburg ſoll eine

HWMuhle ſeyn, deren Beſitzer das Recht habe,
Veißmehl und Arſenik auf einem Gange zu
mahlen.

L) Srank a. a. O. S. 231. f.
1) Badiſche Mullerordn. Gerſtlacher III. 248.

Schmieder Churſachſ. Policeyverf. J. 441.
m) Srank a. a. O. 246. 258.
n) “unter das Rocken- und Weitzenmehl ſoll kein

Mehl von Erbſen und andern Arten des Getreides
gemiſcht werden“ Schmieder J. 456b. Das
Mehl ſoll nicht allzurein ausgemahlen werden
Gerſtlacher Samml. der Badiſchen Verordn,
Iii. 57.

un) Auch der Verkauf des noch ganz friſchen und
warmen Brodes. Nach badiſchen Geſegen ſollen
die Becker kein friſch gebackenes Schwarzbrod, es
ſey denn wenigſtens 24 Stunden vor dem Verkaufe

ge
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Aufmerkſamkeit der Policey, ſo wie ſie auch von
Zeit zu Zeit wegen der ſo leicht moglichen Verfal—
ſchung deſſelben eine genaue Unterſuchung anſtel

len muß o).

Jn Anſehung der ubrigen Pflanzenkoſt
ſucht die Policey hauptfachlich den Genuß giftiger
Gewachſe zu verhuten, welche daher nicht nur
durch genaue Beſchreibungen, ſondern auch durch

treffende Abbildungen allgemein kenntlich gemacht
werden muſſen. Der Uuterricht von giftigen Pflan
zen und von den ejnfachſten Gegenmitteln, im Fall

ſie zufallger Weiſe aenoſſen werden ſollten, in den
Schulen, iſt von großem Nutzen p). Bey den

Baum
gebacken worden, verkaufen. Jnhalt der Badi—
ſchen Geſetzgebung S. BI.

o) Frank a. a. O. S. 261. f.

p) Daſelbſt S. 279. Struve Noth- und Hulfe—
tafel vom tollen Hundebiß, von Giften c. Beckers
Noth- und Hulfsbuchlein c. Churſachſiſche
Verordn. wegen der Schlafbeere oder Wolfskir—
ſche ſ. Schmieder IIi. 1440 f. Wirtembergi—
ſche Verordnung wegen der Tollbeere; mit dazu
gehoriger Abbildung v. 1788. Scherfs Behtrage
il. Samml. 2. S. 145. f. Wirtembergiſche
Verordnung zur Vorbeugung der Vergiftung durch
Zeitloſen-Saamen v. 1791. Scherfs Bey—
trage IV. Samml. 2. S. bt. f. Jm Heſ—
ſen-Caſſelſchen ſollen die Phyſici, nebſt ande—
ren Medicis und den Apothekern die Schier—
linge und andere giftige Krauter den Leuten durch
die geſchwindeſten Wege kenntlich machen, die be—
ſten Gegenmittel anzeigen, und wegen Ausrottung
ſchadlicher Pflanzen der Obrigkeit die wirkſamſten
Vorſchlage thun. Medicinalordn. v. 1767. Cap. 3.
S. 4. Samml. VI. 474.
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Baumfruchten muß hauptſachlich auf vollige
Reife geſehen und der Verkauf des unreifen Ob—
ſtes nicht aeduldet und auch gegen den Genuß deſ—
ſelben ernſtlich gewarnt werden q).

Das zur menſchlichen Nahrung beſtimmte
Fleiſch muß von geſundem Vieh und unverderbt
ſeyn, und daher von obriakeitlich beſtellten Be—
ſchauern jedesmahl beſichtiget werden r). Kran
kes und unreines Vieh darf nicht geſchlachtet oder
doch, wenu es erſt nachher bey der Beſichtigung
ſo befunden wird, das Fleiſch davon weder ver—
kauft noch zur eigenen Conſumtion gebraucht wer—
den. Hierauf muß die Sanitatspolitey jederzeit,
vorzuglich aber, wenn Viehſeuchen graſſiren, auf—

merkſam ſeyn s), und wenn gleich die Gelehrten
uber die Schadlichkeit oder Unſchadlichkeit des Flei—
ſches kranker Thiere nicht' in allen Follen einiq
ſind; ſo iſt ſie es doch dem Zutrauen des Publi—
cums ſchuldig, hier eher zu ſtreng, als zu nach
ſichtig zu ſeyn. Hingegen iſt ſie auch nicht befuat,

Hs5 um
q) Srank a. a. O. S. 311.
r) Frank a. a. O. S. 36. f. v. Sonnenfels

Grundſatze der Policey, Finanz- und Handlungs-—
wiſſenſch. Thl. 1. C. 193. Eine ausfuhrliche fürſtl.
ſpeieriſche Sleiſchbeſchauerinſtruction ſ. Frank
a. a. O. S. 97. f.

1) Sehr genaue Vorſchriften fur den letztern Fall ſ.
Willich I1 136. f. Zwey Badiſche Verordnun—
gen v. 18. Jan. u. 1. Febr. 1772. ſ. Gerſtlacher
Samml. lli. 2oo f. Churſachſ. Verordn. v. 1753.
Schmieder 1. zg4. Das Einſalzen und
Rauchern des unreinen Fleiſches iſt nicht zu ge—
ſtatten. Churbraunſchw. Edict vom zo. Sept.
1716. 9. 5. Vergl. Frank a. a. O. S. 06-70.
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um bloßler, offenbarer Vorurtheile willen, Ein—
zelnen Verluſt und Schaden zuzuziehen. So hat
man wegen der ſogenannten Franzoſenkrankheit
des Hornviehes durch wiederhohlte und genaue
Unterſuchnngen der Aerzte und Naturforſcher ge—
funden, datz das, was man ſo uennt, keine
Krankheit ſey und dem Fleiſche keinesweges eine
der menſchlichen Geſundhelit ſchadliche Veſchaffen

heit mittheile noch daſſelbe zum Geuuſſe untaug—
lich und eckelhaft oder gar unrein mache. Es iſt
daher in den churbraunſchweigiſchen und meh
reren andern Staaten der Genuß und Verkauf des
bisher aus Jrrthum fur unrein gehaltenen Flei—
ſches verſtaitet, dabey aber die Beſchaffenheit deſ—

ſelben genau bezeichnet und auf alle Falle die vor—
gaugige Beſichtiqung durch verpflichtete ſachkun—
dige Manner, oder, wenn die Umſtande zweifel—

haft ſind, durch einen Phyſicus oder erfahrnen
Vieharzt, verordnet werden t).

Das

t) Verordn. v. 5. Nov. 1787. Willich Supplem.
S. 191. f. Scherfs Beytrage l. Samml. 1.
S. 86. f Vergl. Hannbverifches Mag. 1787.St. 87. Konigl. preuſſ. Publicandum zur nahern
Belehrung wegen der vermeinten Franzoſenkrank—
heit beym Ripdvieh v. 17 85. Scherf Archiv V.
210. f. Churſachſiſches Mandat, wegen des ſo
genannten franzoſiſchen Fleiſches v. 1787. Scherf
a. a. O. S. 89. f. Herzoql. Sachſen-Weima
riſche Verordn. gleichen Jnhalts v. 1786. Daſ.
S. 97. Desgl. Furſil. Fuldaiſche Verordn. v.
1788. Daſ. S. 154.
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Das Fleiſch von allzujungen Thieren, be—
ſonders von Kalbern u), ſo wie das von blutig
gebiſſenen oder geſchlactenen Thieren v) muß
fur unverkauſlich erklart werden. Das der Ge—

ſundheit ofters hochſt ſchadliche und in jedem Falle
auſſerſt eckelhafte Aufblaſen des zum Verkaufe ge
ſchlachteten Viehes iſt bey ſchwerer Strafe zu ver
bieten w'., Auf Reinlichkeit in ben Schlachthau

ſern und Scharren muß ſtreng gehalten wer—
den x).

Auch auf die aute und geſunde Beſchaffenheit
der Fiſche derjenigen thieriſchen Erzenauiſſe,
welche gewohnlich zur Nahrung gebraucht werden,

ius
u) Einiae Policeyverordnungen beſtimmen das Alter

nach der Zeit, andere nach dem Gewicht z. E.
die churpfalziſche Landesordn. (Tit. 25) 3
Woche, oder 24 Pfund;, die wirtembergi—
ſche Fleiſch- und Mezgerordnung z Wochen;
eben ſo die Celliſche Ptarkt- und Taxordnung v.
1679 und die Dresdniſche Fleiſchordnung eine
herzogl. Zweybruckiſche Verordn. v. 13. Oct.
1767 32 Pfund die Badiſche Mezaerordnung
3; Woche. Frank 'rath, unter 5 Wochen kein
Kalb ſchlachten zu laſſen. Schon 1330 durf—
ten die Mezger zu Nurnberg keine unzeitigen
Kalber, welche noch nicht acht Zahne hatten,

ſchlachten, ſondern dieſe wurden, wenn ſie in die
Stadt gebracht worden, durch einen Gehulfen des
Henkers, welcher durch den Larm ſeiner Trom—
mel das Volk herbeylockte, in der Peanitz ertraunkt.
Scherfs Archiv B. 4. Abth. 1. S. 143.

v) Frank a. a. O. S. 110.
w) Churbraunſchw. Verordn. v. 7 Jun. 1712.

Willich Ill. 237. FSrank a. a. O. S. 1I19. f.
x) Dresdniſche Fleiſcherordnung ſ. 26. Schmie-

der li 1471.
2) Frank a. a. O. S. 165. f.
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insbeſondere der Milch, der Raſe der But

III.

ter und der Eyer muß die Sanitaunspolicey ihre
Aufmerkſamkeit richten y).

Die mannigfaltigen Zuſatze, deren man ſich
bey der Zubereitung der Speiſen zu bedienen pfleat,
konnen entweder aus gewinnſuchtigen Abſichten
oder aus Nachlaſſigkeit auf eine der Geſundheit
nachtheilige Weiſe verderbt, verfalſcht und verun
reiniget werden. Hieher gehoren vorzuglich:
Oeln), Eſſig, Satz, Zucker und alle andere
MGewurze 2). Die Sanitatspolicey muß darauf
ſehen und durch oftere genaue Unterſuchung zu ver
huten ſnchen, daß auch hierdurch die Geſundheit

der Burger keinen Schaden leidet. Jn Anſehung
der Gewurze insbeſondere enthalten ſchon die
ReichsPoliceyordnungen a), und viele Landes—
Policeygeſetze ſehr beſtimmte Vorſchriften.

J

Unter den Geträänken nimmt das Waſſer
als das nauurlichſte, nothwendigſte und allgemeinſte

die

Wirtemberg. Verordn. v. 1783, daß niemand
alten Streich-oder Schmierkaſe, der einen ſtinken—
den Geruch, einen beiſſenden, ranzigten Geſchmack
hat und vor Faulniß nicht mehr zuſammenhalt,
verkaufen ſoll, vielmehr Jedermann gewarnet
werde, dergleichen Kaſe zu eſſen. Scherfs Ar
chiv B. 4. Abth. 1. S. 161.

y) Srank a. a. O. S. 146. f.
*x) Grafl. Lippiſches Verbot des Verkaufes bleyi

2) Frank a. a. O. S. 323. f.
2) Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsgeſetze IX.

1352. f.
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die erſte Stelle ein b). Es wird entweder aus
Quelleu, Fluſſen, Stromen, Bachen, Teichen
oder aus Brunnen und andern kunſtlichen Waſ—
ſerbehaltniſſen, in welche es bisweilen blos vom
Regen oder Schnee geſammelt wird, geſchopft.
Vor allen Dingen muß die Policey durch zweck—
maßige Anſtalten dem Waſſermangel vorzubeu
gen ſuchen; zugleich aber auch die Beſchaffenheit
des Trinkwaſſers c) an jedem Orte durch ſach
kundige Manner prufen und ſelbſt dieſe Prufung
ofters wiederhohlen laſſen d). Da, wo es nicht

noglich iſt, vollig gutes Trinkwaſſer zu erhalten,
muß fur die Verbeſſerung und Reinigung Sorge
getragen, auch das Publicum wegen der dazu dien
lichen Mittel durch die Sanitatspolicey belehrt
werden e J. Die Fluſſe und Teiche, woraus
Trinkwaſſer genommen wird, muſſen vor aller
Veruureinigung bewahrt, auch von Zeit zu Zeit

ausgeraumt werden f).

Die
59

b) Srank med. Pol. B. 3. Abth. 2. Abſch. 1.
Vergl. uberhaupt: G. Hebenſtreit Tr. de potu-
lentorum cura in republica bene ordinata ad
ſanĩtatis leges componenda. Lipſ 1778.

c) Kennzeichen und Beurtheilung der verſchiedenen
Arten des Trinkwaſſers ſ. Frank a. a. O. S. 36o f.

d) Daſelbſt S. 4o5. Badiſche Verordn. fur die
Phyſicate v. 1762. 1767. 1768. Gerſtlacher
Samml. l. 523.

e) Frank a. a. O. S. ao7.

ſ) Frank a. a. O. S. z20. Hieher gehort auch
die ſchon oben angef. Verordn. wegen des Flachs—

und Hanfbeitzens. S. 102.
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Die Brunnen ſtehen unter der beſondern

Aufſicht der Policen, welche Brunnenverordnun
gen und Jaſtruetionen fur Brunnen- und Rohr
meiſter ertheilt g), Brunnenaufſeher, Brunnen—

und Rohrmeiſter auſtellt h)y, die Anlegung, Un
terhaltung und Reinigung der Brunnen beſorat i),
die Koſten von den Einwohnern, welche ſich der—
ſelben bedienen erhebt L), und darauf ſieht, daß
ſie auf keine Weiſe beſchadiget, verunreinigt oder

unbrauchbar gemacht werden 1). Waſſerlei
tungqen muſſen unter der Aufſicht der Sanitatspo
lieey gefuhrt werden, damit ſowohl in Anſehung
der Sammlung des Wadſſers, der Faſſung der
Quellen und der ganzen Eiurichtung der Waſſer
behalter, als auch in Ruckſicht auf die Lage und
Beſchaffenheit der Rohren m), kein der Geſund
heit nachtheiliger Fehler begangen werde.

Die

g) Siſcher Cameral- und Policeyxecht III. g.
J. 17. Heumann ius pol ſ. 147. Brunnenordn.
Herzog Chriſtian Ludewigs von Braunſchweig—
CLuneb. v. 1656. ern. 1686. Corp. Covuſt. Cell.
Cap. a. pag. 577. f. Vorſchrift fur Brun

nenherrn und Brunnenmeiſter Daſ. S. 718.
Zi9. G78. 679.

h) Siſcher a. a. O. III. q. S. 20.
H Daſelbſt. Vergl. Corpus Copſt. Cell. Cap.ſↄ.

pag. 27. Cup. 4. pag. 166. Schmieder Chur
fachſ. Policeyverf. J. 6G63. Spalding Repertor.
iuris Mecklenburg. pag. 121. Preuſſ. Landr.
Thl. 1. Tit. 8. ſ. 129.

K) J. 8 9. C. de aequaeduct. Fiſcher a. a. O.
h Siſcher a. a. O. 6. 19.
m). Frank a. a. O. S. aæq. Siſcher a..a. O. J. 20.

Roöhren von Bley darf die Sanitatspolicey nicht
dulben, Frank St 424. f. Die Brunnen—

teuchel
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Die kunſtlich zubereiteten Getranke ſind
zwar ſehr mannigfaltig; doch iſt unſtreitig unter

allen das Bier dasjenige, welches am haufigſten
gebraucht wird. Die Gewerbpolicey ſorgt fur die
gehorige Gute deſſelben, und giebt in dieſer Haupt
abficht die nothigen Vorſchriften und trift zweck—
maßige Anſtalten und Vorkehrungen (Brauord—
nungen, Bierproben 2c.). Sie muß aber dabey
nothwendig auch die Sanitatspolicey zu Rathe zie
hen, da ſowohl durch Fehler der Zubereitung,

als durch Verfalſchung des Biers der Geſundheit
der Conſumenten großer Nachtheil zugefugt werden

kann n).

Das Bier muß mir reinem Waſſer, aus
wohlzubereitetem Malze von gutem, mit ſchadli—
chen Samen (Schwindelhaber, Lolch, Mutter—

korn) nicht vermiſchten Getreide“), und von gu—
tem Hopfen, wofur kein anderes, der Geſundheit
ſchadliches Surrogat o) genommen werden darf,
zubereitet werden, wobey ſich die Brauer aller
kunſtelnden Zumiſchungen, die faſt alle der Ge—

ſund

teuchel durfen nicht zu hoch und nicht nahe an
Dungſtetten gelegt werden. Gerſtlacher Samml.
d. Badiſchen Geſetze J. 522.

m) Srank a. a. O. S. 433. f.
v) Da die genannten Samen eine berauſchende Kraft

haben, ſo werden ſie bisweilen ſogar abſichtlich
mit dem Malze vermiſcht; beſonders der Same
des Lolchs.

o) Daſelbſt S. a51. Jn den churbraunſchweigi
ſchen Geſetzen iſt beſonders die Zumiſchung des.

Poſſtes, als der Geſundheit ſehr nachtheilig, bey
hoher Strafe verboten,. Willich lI. gog.



—t  Ô

128 Buch llI. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.

ſundheit mehr oder weniger gefahrlich ſind, ent
halten muſſen p). Eben dieſes iſt der Fall bey
manchen Verbeſſerungsarten mißlungener oder ver—

dorbener Biere q), worauf daher die Sanitats
policey gleichſalls aufmerkſam ſeyn müß.

Bey dem Wein y) iſt der erſte Gegenſtand
der Sanitatspolicey die nothige Reife der Trau

ben, worauf auch in den meiſten Weingegenden,
jedoch hauptſachlich aus oconomiſchen Grunden,
Ruckficht genommen wird. Vorzuglich hat es
aber hier die Sanitatspolicey mit den mancherley
Mitteln zu thun, wodurch man den Wein halt-
barer, ſtarker und angenehmer zu machen ſucht.
Das Schwefeln des Weines iſt an. und fur ſich
ein erlaubtes Mittel, demſelben mehr Haltbar
keit und eine beſſere Farbe zu geben. Es wird
blos durch Uebermaß und ſchadliche Zuſaße der
Geſundheit nachtheilig. Dieſes muß die Policeh
zu verhuten ſuchen und deßwegen die nothigen
Vorſchriften ertheilen. Die Reichs-Policeyge
ſetze ſetzen ein gewiſſes Maß feſt und verbieten
zugleich, daß ein und derſelbe Wein mehr, als

ein
p) So iſt z. E. im Mecklenburgiſchen ganz be—

ſtimmt verordnet, daß ein gutes, geſundes und
ſtarkes Bier, von hopfen und Malz, mit Aus

ſchließung aller ſonſtigen Jngredientien und
Krautereven, jederzeit gebrauet werden ſoll.
Spalding Repertor. iur. Mecklenburg pag. 104.

q) Srank a. a. O. S. 457.

r) Daſelbſt S. 461. f.
Zu einem fudrigen Faſſe ſoll nicht mehr, als ein

Foth Schwefel genommen werden.
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einmahl“) geſchwefelt werde. Uebrigens ſoll der
Wein ohne allen Zuſatz gelaſſen und in reinen
Faſſern wohl aufbewahrt werden. Wer hierge—
gen handelt, dem ſoll der Wein verſchuttet und
noch dazu eine Geldſtrafe auferlegt werden 5).

Die Verfalſchung der Weine, blos um
ſie uber ibren wahren Werth anzubringen, gehort

zu den Betrugereyen, gegen welche die Eigen
thums- Sicherheitspolicey wirken muß t). Ge—
ſchieht ſie aber, wie das meiſtens der Fall iſt, auf
eine der Geſundheit gefahrliche Weiſe; ſo iſt da—
bey vorzuglich die Sanitatspolicey intereſſirt,
welche die zweckmaßigſten Vorbeutqungsmittel
dagegen anwenden muß. Denn iſt durch eine vor

ſatzliche oder verſchulbete Weinverfalſchung bereits
Jemanden an ſeiner Geſundheit Schaden zugefugt
worden; ſo gehort die Unterſuchung und Beſtra—
fung vor die Criminaljuſtiz, welche dabey die
Grundſatze befolgt, die von der Giftmiſchung gel—

ten u).
Die

Auſſer wenn er uber Land gefuhrt werden ſoll,
wo zu einem ſchon geſchwefelten Wein noch ein
halb Loth auf das Fuder genommen werden darf.
Vergl. jedoch Frank a. a. S. 478.

2) Weinordn. v. 1498. G. J. 2. 5. Gerſtlacher
Handbuch d. t. Reichsgeſetze R 1247. Von den
Kennzeichen des uberſchwefelten Weines ſ.
Frank a. a. O. S. 4so.

t) Thl. 1. S. 339.u) Quiſtorp Grundſatze des deutſchen peinl. Rechts

Thl. 1. F. 413. immanuel Aeber de erimine
adulteratorum vinorum, von Weinrverfalſchern
und ihren Strafen. Francof. et Lipſ. 1751.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. J
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Die Weinverfalſchung kann auf ſo mancher

ui ley Weiſe geſchehen v), daß ſich dem eigennutzigen

ſ.

J und gewiſſenloſen Weinhandler nur allzuviele Mit—
ü tel darbieten, durch einen ſo hochſt gefahrlichen

J Betrug reicher zu werden. Die Sanitatsponcey
muß daher vorzuglich auf die Schriften, in wel—
chen zur Behandlungsart der Weiue Anleitung
gegeben wird, aufmerkſam ſeyn die barinun er—

9
theilten Vorſchriften ſtreng prufen und, wenn ſie

u ſchadlich befunden werden, durch offentliche Beleh—
b rung dagegen warnen und den Gebrauch ſolcher

Schrifien unterſagen. Auch muß ſie durch zweck—

maßige Anweiſung das Publicum in den Stand
ſetzen, den Betrug und die Verfalſchung durch
moglichſt zuverlaſſige Proben ſelbſt zu entdecken w).

Ueber—

v) Frank a. a. O. S. 485-517. Hebenſtreit
Abh. uber die Verfatſchung der Weine. Leipz. Jn

telligenzblatter 1791. u. 27. 28. Scherfs Bey—
trage llIl Samml. 2 S. 112. f.

n) Ein merkwurdiges Beyſpiel, wie ſelbſt redliche
Leute durch Unwiſſenheit und blindes Zutrauen zu
geheimen Mitteln und ſogenannten Kunſtſtucken,
und ſelbſt durch gedruckte Anweiſungen, die die
Policey leider! manchmahl uberſieht, verfuhrt
werden konnen; erzahlt Frank a. a. O. S. 499.
f. Hier zeigte ſichs bey genauer Unterſuchung,
daß die Vorſchrift, nach welcher eine Menge
Leute vergiftet worden waren, aus einem mehr—
mahls wieder aufgelegten Buche genommen
war, worin angerathen wird, jungen Wein durch
Weineſſig, mit Silberglatte impragnirt, ſuß zu
machen.

w) So machte die Policey in Berlin die verbeſ—
ſerte Habnemanniſche Weinprobe offentlich be—
kannt. Pyl Repertor. lIIl. 177. Eme ahnliche

Bes
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Ueberdiefz muſſen von Zeit zu Zeit bey den Wein—
handlern, Gaſt- und Schenkwirthen, vorzauglich
in Anſehung der fremden Weine, genaue Unter—
ſuchungen angeſtellt x), und billig ſollten, wie
es auch die Reichsgeſetze verordnen y), dazu be—
ſondere Aufſeher angeordnet und ſie ſo wohl, als

die,

Bekanntmachung dermMinden-Ravenobergiſchen
Kriegs- und Domanenkammer ſ. Scherfs Bey—
trage i Samml. 1. S. 16. f. Vergl. Anlei—
tung furs Publicum, zur Prufung der Weine.
Deimold 1787.

x) Verſchiedene Methoden, den Wein zu probiren,
ſ. Frank a. a. O. S. 319. f.

y) Weinordnung v. 1498. 9J. 4.: Es ſoll auch ein
„jeder Furſt, Graf, Herr, und Unſer und der
„Reichs-Stadte in ſeinen Gerichten und Gebie—
„ten, allenthalben, zu Handhabung und Hal—
„tung ſolcher vorbeſtimmten Ordnung, ei—
„nen oder mehr Amtleute, nach Gelegenheit
„ihrer Jedes Gebiete, ordnen, und von dtni, oder
„denſelben Amtleuten, wenn ſie zu ſolchem Amte
„aufgenommen werden, Eyde zu Gott »und den
„Heiligen nehmen, auch dazu Bendern, Eichern,
„Unterkaufern und andern, ihren Amtleuten
»und den Jhrigen, ſo in ihren Gerichten und Ge—
„bieten ſitzen und unterworfen ſeyn, und mit
„Wein und Faſſern zu handeln haben, bey ihren
„Pflichten, damit ſie Jhnen verbunden ſeyn, ernſt
»;zlich befehlen, und ſie dazu halten und vermogen,
»„daß ſie auf ſolch Gemechte der Weine ihr fleiſſi—
»ges Aufſehen haben, und wo ſie die hierwider
»erkunden, ihrer Herrſchaft anbringen, und die
„jetztgemeldten verordneten Amtleute ſolch ihr
„Amt treulich und aufrichtig vorweſen, und da—
„mit, wie oben geſchrieben ſteht, handeln“
Gerſtlacher Handbuch d. deutſchen Reichsgeſ.
IX. 1348. Vergl. Frank a. a. O. S. 539. k.
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die, welche mit der Behandlung des Weines ſich
beſchaftigen, darauf yerpflichtet und dazu ange—
halten werden, jede Weinverfalſchung zu verhu—
ten und, im Entdeckungsfalle, ſogleich der Obrig
keit anzuzeigen z). Auſſer der fur die Criminal
juſtiz gehorigen Beſtrafung, die nach den meiſten
Geſetzen ſehr ſcharf iſt a), hat man haufig fur
gut gefunden, als beſonderes Abſchreckungsmittel,
das Ausſchutten des Weines und das Verbrennen
der Faſſer zu verordnen, wogegen jedoch ſehr er—
hebliche Erinnerungen gemacht worden ſind b).

Der Branntrvein erfordert gleiche Auf—
merkſamkeit der Sanitatspolicey, die theils die

Ver—

2) Nach der Heſſen-Caſſelſchen Medieinalordnung
(1767. Cap. 3. 9. Z.) ſoll der Phyſicus auf die
Weine und andere Getranke genau Acht haben,
ſolche nach den bekannten Proben oftmahls unter—
iuchen und wenn dieſelben mit der Geſundheit
ſchadlichen Mitteln verfalſcht ſeyn ſollten, der
Obrigkeit ſchleunige Anzeige thun. Eine chur—
ſachſiſche Verordnung v. 14. Febr. 1787. befiehlt
den Obrigkeiten aller Orte, wo Weinhandel oder
Weinſchank getrieben wird, jahrlich. wenigſtens
einmahl und zwar zu einer ungewiſſen Zeit mit
Zuziehung eines Amts- oder Stabdtphyſici zu viſi—

tiren. Schmieder Ill. 1425.

a) Dieſe Strafgeſetze, die unter ſich großtentheils
ubereinſtimmen, gehoren nicht hieher. Mehrere
fuhrt Frank a. a. O. S. 433. f. an. Vergl.
Allgem. preuſſ. Landrecht Thl. 2. Tit. 20.
g. 722. f.

b) Frank a. a. O. S. zo7. f. Was bisher
von dem eigentlichen Weine geſagt iſt, gilt auch

von den Aepfel-Birnen- und andern ahnli—
chen Weinen. Srank S. 543. f. ü. 548.
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Verfalſchung deſſelben, theils die zufallige Ver—
giftung durch die zum Diſtilliren nothigen Werk—
zeuge c) zu verhuten ſich bemuhen muß d). Die
ehurbraunſchweigiſchen Geſetze verbieten ins
beſondere die Verfalſchung des Brauntweins durch
Pfeffer oder andere ſtarke Sachen, weil dadurch
diejenigen, welche dergleichen Branntwein genießen,
um die Geſundheit und den Gebrauch ihrer Ver—
nunft noch mehr gebracht werden e). Die ver—
kunſtelten und geſchmierten Branntweine, ſo
lockend auch ihre Nahmen ſeyn mogen, ſollten
gar nicht oder doch nur nach vorgangiger ſehr ge—

nauer Prufung geduldet werden.

Mit den warmen Getranken!l) hat die
Policeygeſetzgebung in Beziehung auf die Geſund
heit der Burger ſich noch nicht beſchaftiget und die
Sorge dafur mit Recht dem Arzte jedes Einzelnen

uberlaſſen; es ſey denn, daß man die Zeit der
Verfſolgung, die hin und wieder der Caffe erlit—
ten hat, hieher rechnen wollte, obgleich der ei—
gentliche Zweck und der wirkliche Erfolg einen dop

J3 pelec) Plouquet Warnung an das Publicum fur einem
in manchen Brannteweinen enthaltenen Gift,
ſammt den Mitteln es zu entdecken und auszu—
ſcheiden. Tubingen 1780. auch in Scherfs Archiv
J. 279. f. Der grafl. Lippiſchen Regierung
Warnung vor einem in manchen Branndteweinen
enthaltenen Gift 1787. in Scherfs Archiv VI.
283 f.

y Frank a. a. O. S. 549 f.

e) Edict v. 5. Dec. 1730. ſ. 4. Willich Ausz. J.
432.

f) Srank a. a. O. S. 373. f.

1

t—
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pelten Grund darbieten, ſie hier mit Sitillſchwei—
gen zu ubergehen.

Die Gefaße, welche zur Zubereitung und
Aufbewahrung der Speiſen und Getranke gebraucht
werden, haben einen hochſt wichtigen Einfluß auf
die Geſundheit derer, welche ſich ihrer bedienen g).
Gefaſſe von Kupfer Ziun und ſelbſt von Erde
bringen ihr nicht ſelten große Gefahr durch Grun
ſpan, Arſenik und Bley. Gefaße aus bloßem
Bley ſind ſo hochſt ſchadlich und gefahrlich, aber
zum Gluck auch ſo wenig haltbar, daß ſie aanz
aus den Haushaltungen verbaunnt werden muſſen.

Die Sanitatspolicey kanu, ohne allzugroße

Ausdehnung ihrer Gewalt, den Staatsburgern
nicht vorſchreiben, was fur Gefaße ſie gebrau—
chen ſollen, da die Mannigfaltigkeit der Bedurf—
niſſe, die Verſchiedenheit der Verhaltniſſe und
ſelbſt des Vermogens, ein ſolches Regulativ hochſt
druckend machen wurde. Aber ſie kann diejeni—
gen, welche ſich mit der Verſertigung der verſchie—
denen zur Zubereitung und Aufbewahrung der
Speiſen und Getranke nothigen Gefaße abgeben,
mit Recht anhalten, daß ſie ſich dazu keiner der
Geſundheit nachtheiligen Materialien bedienen;

ſie kann die Fabrication quter, der Geſundheit
unſchablicher Gefaße und Geſchirre befordern und
begunſtigen; ſie kann das Publicum mit den Ei.

gen

s) Srank a. a. O. S. 339. f.
Auch von den aus Kupfer und einigen Zuſatzen

bereiteten kunſtlichen Erzen Meſſing, weiſſem
Kupfer u. ſ. w. Das Silber iſt gleichfalls nicht
ohne Gefahr zu gebrauchen.



Recht der Geſundheitspolicey. 135

genſchaften, wodurch ein Gefaß der Geſundheit
gefahrlich wird, bekannt machen, ihm die Prufung
derſelben erleichtern und die zweckmaßigſten Vor—
ſichtigkeitsregeln bey dem Gebrauche der nicht vol—
lig unſchadlichen Geſchirre anzeigen und empfeh—
len*); ſie kann endlich auch bey diejenigen, welche
zum allgemeinen Gebrauche Lebensmittel zuberei—

ten, darauf ſehen, daß ſie ſich unſchädlicher Ge—
faße bedienen oder doch, weun dieß nicht durchaus
moglich ware, die nothige Vorſicht, Aufmerkſam—
keit und Reinlichkeit beobachten.

Das Kupfere und Meſſinggeſchirr iſt. durch
ſeine Auflosbarkeit in Grunſpan der Geſundheit
hochſt gefahrlih. Man ſucht dieſe Gefahr durch
das Ueberzinnen wo nicht zu vermeiden, doch zu
vermindern, denn mit volliger Gewißheit kann
die Erzeugung des Grunſpanes nicht wohl verhin
dert werden. Allein hier entſteht eine neue Ge—
fahr, da zu dem Ueberzinnen gewohnlich auch das
der Geſundheit ſo ſchadliche Bley gebraucht wird.
Kann nun der Gebrauch der Kupfer- und Meſ—
ſinggeſchirre, wie in einigen Staaten geſchehen
iſt h), nicht ganzlich verboten werden; ſo muß
die Policey wenigſtens darauf ſehen, daß das Ue—

J 4 ber*d M. ſ. z. E. der konigl. churfurſtl. Regierung zuRatzeburg Warnung gegen den unvorſichttgen
Gebrauch der kupfernen und meſſingenen Gefaße,
inſonderheit beym Kaſemachen. v. 14 Marz 1786.
in Scherfs Beytragen ili. Samml. 2. S. 109 f.

n) Daſelbſt S. 622. Kupfergeſchirre innen mit ge—
ſchlagenem Eiſen uberzogen oder Eiſengeſchirre,
die man ſehr gut zu uberzinnen, auch zu uberzin—
ken, verſteht, ſind allerdings voörzuziehen.
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berzinnen mit groſter Sorgfalt und Genauigkeit
auf eine fur die Geſundheit unſchadliche Weiſe ge—

ſchehe. Es iſt deßwegen durch verſchiedene Po—
liceygeſetze verordnet worden, daß zu der Verzin

nung der Kuchengeſchirre blos reines engliſches
Block, inn und Salmjak gebraucht und dem Ver—
ziunungsloth nicht das mindeſte von Bley, beyges
miicht werden ſoll i). Zugleich ſind die Kennzei—
chen der ſchädlichen und untauglichen Verzinnung
mit dem Bleyzuſatze kh) und einer tuchtigen Ver—

zinz
i) Herzogl. Braunſchw. Veroron. v. 9. Jun.

1766. Frank a. a. O. S. 624. Konigl.
preuſſ. Edict v. 14. Apr. 1768. Pyls Magazin
Il. z518 f. Schwediſch-Pommeriſches Patent
v. 6. Marz 1786. Scherfs Archiv V 63. f. (Jſt
mit dem k. preuſſ. Edicte ganz gleichlautend
Churbraunſchweig. Verordn. v. 23. Sept.
1770. Willich lIIl. zzo 381. Allgem preuſſ.
Landrecht Thl. 2. Tit. 20. ſ. 728-730.: Nie—
mand ſoll ſich kupferner nicht uberzinnter Gefaße
zur Zubereitung der Speiſen bedienen. Wer der—
gleichen nicht uüberzinntes Geſchirr verkauft, oder
zur Ueberzinnuna Bley gebraucht wird mit] Con
fiscation ſeines Vorraths und einer Geldbuße von

ſo bis 20 Thalern beſtraft, im Wiederhohlungs—
fall aber ſeines Meiſterrechts verluſtig erklart.

K) 1. Der Glanz fallt in das Matte und 2. die Farbe
in das Blauliche. Z. Wenn man eine gewiſſe
Portion z. E. ein Quartier gnten Weineſſig und
eine gleiche Menge Waſſer in ein ſolches verzinn—
tes Gefaß ſchuttet und durch Flammenfeuer zum
Sieden bringt; ſo verandert ſich der Geruch die—
ſes Gemiſches alſobald und wird demijenigen ahn—
lich, welcher gemeiniglich entſteht, wenn man rei—

'nes Bley durch ſiedenden Eſſig aufloſen will.
4. Nachdem ermeldtes Sieden eine ſehr kurze Zeit
gedauert und man etwas Kochſalz hinzuſetzet,

wird
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zinnung.mit bloßeem reinen Zinn 1) offentlich be—
kannt gemacht und die Obrigkeiten angewieſen wor—

den, die Werkſtatten von Zeit zu Zeit unvermu—
thet zu viſitiren und mit den verzinnten Gefaßen
die vorgeſchriebenen Proben anſtellen zu laſſen.

Das zu Gefaßen und Geſchirren verarbeitete
Zinn, ſelbſt das, welches fur das beſte und reinſte
gehalten wird, enthalt verſchiedene der Geſundheit
nachtheilige Zuſatze Kupfer, Meſſing, Spies—
glaskonig, Zink, Wißmuth, Bley. Etwas
Arſenik iſt auch in dem feinſten Zinn verborgen m).
Dieſe gefahrlichen Dinge konnen aber leicht einem
armen Hypochondriſten mehr bauge machen, als

J z nowird das fluſſige Gemiſche trube, wenn die Ver
miſchung Bley enthalt und damit bewieſen, daß

ſchon wirklich eine Aufloſung des Bleyes vorge—
gangen ſey.

l) 1. Der Glanz iſt lebhaft, und 2. von einer dem
ſeinen Silber beynahe ahnlichen Weiſe. 3. Wenn
man eine gewiſſe Portion z. E. ein Quartier guten
Weineſſig und eine gleiche Menge Waſſers in das
verzinnte Gefaß ſchuttet und es durch Flammen—
feuer zum Sieden bringt, nachdem es eine Weile
geſotten, einen befeilten Nagel hinein halt, und

darauf s». die Farbe des Eiſens unverandert bleibt,
b. der Geſchmack nichts kupferhaftes verrath, und
e. wenn das fluſſige Gemiſche wieder aus dem
Gefaße gegoſſen worden, die Verzinnung weder
von ihrem Glanze noch von ihrer Farbe etwas
verloren hat. 4. Wenn die Verzinnung durch
keine auſſere Gewalt, z. E. durch Abkratzen mit
einem Meſſer, von dem Kupfer abgeſondert wer—
den kann, ſoudern ſelbige mit dem Kupfer derge—
ſtalt zuſammenhangt, als ob es nur ein Stuck
und einerley Metall ware.

w) Srank a. a. O. G. bog. f.

-zz
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nothig iſt Meiſtens iſt die Quantitat auſſerſt
klein uud faſt unbedeutend; nur allein das Bley

„ausgenommen, welches haufig in ſo großer Quan
titat zugeſetzt wird, daß es das Uebergewicht er
halt. Vey Schuſſeln, Tellern und Trinkgefaßen
muß dieſem ſo ſchadlichen Mißbrauch nothwendig
geſteuert werden. Auch iſt durch mehrere Poli—
ceyverordnungen ein gewiſſes Verhaltniß des Bleyes
zum Zinn feſtgeſetztn), wobey im Ganzen nur zu
wunſchen ware, daß man auf die verſchiedenen
Arten der Zinngeſchirre, nach ihrem verſchiedenen
Gebrauche mehr Ruckſicht genommen hatte.

Die irdenen Geſchirre ſind wegen der da—
bey gewohnlichen Bleyglaſur o) nicht ohne Ge—
fahr fur die Geſundheit, die durch Machlaſſigkeit
und Unachtſamkeit bey dem Ueberziehen der Top

fer,

Veral. Frank a. a. O. S. 638. Ueberhaupt
kann ſehr leicht die Aengſtlichkeit zu weit und ins
Lacherliche getrieben werden. Bedauernswurdig
iſt der, der den Tod nus jedem Kupfer- oder
Zinngeſchirc, das er nicht erſt probirt hat, ſich
entgegen blicken ſieht.

n) Nach churbraunſchweigiſchen Geſetzen ſoll nur
dreyerley Art Zinn verarbeitet werden. 1. Das
aus England kommende Blockzinn ohne Zuſatz von
Bley, 2. zu 1o Pfund des engliſchen Blockzinns
1 Pf. Bley, 3. zu 5 Pf. deſſelben Zinns 1 Pf.
Bley. Wiillich Ausz. lil. 513., Von der
letzten Sorte ſollten billig weder Eß- noch Trink—
geſchirre verfertigt werden. Vergl. Frank a. a.
O. S. 639.

o) Die gewohnliche Topferglaſur beſteht aus einer
Miſchung von z5o0 Pf. reinen qutem Sande, 7oPf.
Bleyaſche, zo Pf. Holzaſche und 12 Pf. Kuchen—
ſalz. Krunitz Encyclopadie Thl. 18. S. 774.
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ferwaare mit dieſer Glaſur noch gar ſehr vergroſ—
ſert werden kaun p). Dieſer Gegenſtand der Sa
nitatspoliceh iſt neuerlich ſehr laut in Anreagung
gebracht worden, und die königliche Regierung
zu Hannover hat ſich dadurch veranlaßt geſehen,
dem Bergcommiſſair Weſtrumb in Hameln den
Auftrag zu ertheilen, mit Zuziehung einſichtiger
und geſchickter Topfermeiſter, eine, wo moglich,
ohne Bleyglatte componirte, dennoch aber im
Großen anwendbare, das iſt, mit nicht zu vielen
Koſten, Weitlaufigkeit und kunſtlicher Verarbei—
tung fur die Topfer verbundene Glaſur ausfindig
zu machen, oder wenigſtens zu verſuchen, auf

was Weiſe die Schadlichkeit der jetzt gewohnlichen
Glaſur ſolchergeſtalt konne verringert werden, daß
die deßfalſigen bisherigen Beſorgniſſe entfernt wur—
den. Der Bergcommiſſair Weſtrumb hat hier—
auf, nach ſehr vielen theils ſelbſt, theils durch
geſchickte Topfermeiſter angeſtellten Verſuchen,
als das Reſultat ſeiner Unterſuchung einberichtet,
daß ohne Zuſatz der Bleyalätte eine ſolche Glaſur
fur das leichte Topfergeſchirr zur Zeit nicht zu er—

forſchen ſey, die alle Eigenſchaften einer gnten
Glaſur: Wohlfeilheit, Allgemeinheit, leichte
Verglasbarkeit, Glanz, Glatte und Deckbarkeit,
bey Anwendung kleiner Quantitaten des Glaſur
gemenges ſo in ſich vereinige, wieman das alles
bey der Glatteglaſur finde, daß aber bey der jetzt
gebrauchlichen Glatteglaſur die Beſorgniſſe ſchab—
licher Folgen fur die Geſundheit, die, nach be—
reits vorhin von ihm angeſtellten vielen ehemiſchen

Ver—

p) Ebell die Bleyglaſur des irdenen Kuchengeſchirrs

c. Hannov. 1793. Frank a. a. O. S. 640.
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Verſuchen ohnehin nicht bedeutend zu ſeyn ſcheinen,
vollig wurden entfernt werden, wenn dieſelbe aus
funf Theilen Glatte und drey Theilen getrocknetem
Verſetzleimen, oder, wenn einu ſehr leicht fluſſi
ger Leimen zum Verſatß nicht zu haben ſtunde, aus

zwey bis dritthalb Theil Leimen und funf Theilen
Glatte componirt wurde, und konne ubrigens,
wo ein weißer und feiner Sand zu haben ſey, die—
ſer an die Stelle des Leimens treten. Dieſe Gla
ſur wurde auch die vollige fabricantiliſche Vollkom—
menheit der bisherigen behalten, wenn das Ge
menge ſehr fein gemahlen, beym Gebrauch fleiſſig
umgeruhrt und etwas ſtarker, als bey der bishe—
rigen Glaſur aufgetragen wurde. Vor der geſetz—
lichen Einfuhrung dieſer neuen Glaſur hielt jedoch
die konigliche Regierung fur gut, daß von andern
geſchickten Topfermeiſtern noch Verſuche damit ane.

geſtellt wurden, weßwegen an alle Obrigkeiten im
Lande die nothige Verfugung erlaſſen wurde q)
und daher das Reſultat dieſer weitern Verſuche
noch zu erwarten iſt.

Bisweilen werden Pflanzen, beſonders Gur
ken nud grune Bohnen in Eſſig eingeweicht. und
in unuberzinnten Kupfergeſchirren abgeſotten, um
ihnen eine ſchone, hochgrune Farbe zu geben. Die
Sauitatspolicey muß nicht nur das Publicum auf
die Gefahr, welche von dieſer Verfahrungsart fur
die Geſundheit zu beſorgen iſt, aufmerkſam ma—
chen, ſondern auch diejenigen, welche ſich mit der

gleichen Zubereitungen zum Verkaufe abgeben,

von

q) Ausſchr. v. 22. Febr. 1796. Hannover. An—
zeigen 1796. St. 20.
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von dieſem ſchadlichen Gebrauche durch Verbote
abhalten, wie dieſes im Jahr 1782 durch eine
oſterreichiſche Verordnung in Auſehung der
Gurkenhandler und Wirthe geſchehen iſt r).

Die Beſchaffenheit und Einrichtung der v.
Wohnungen iſt fur die Sanitatspolicey nicht

minder wichtig, als die der Geſundheit angemeſ—
ſene Gute der Lebensmittel. Allein ihre Wirk—
ſamkeit iſt durch die einmahl beſtehenden Eiurich—
tungen allzuſehr eingeſchrankt. Alte Gebaude,
die niedrig, dumpfig, rauchig kurz! mit al—
len Fehlern, die der Geſundheit ſchaden, verſehen
ſind, kann ſie nicht einreiſſen denn woher die
Koſten, die der beſſere Wiederaufbau erfordert?
Enge, finſtre Wohnungen, in dis eine Menge
armer Bewohner zuſammengedrangt iſt, kann ſie
weder erweitern noch erhellen, wenn ſie nicht ſelbſt
die nothigen Fonds dazu hat. Und dieſe fehlen
gewohnlich. Es bleibt daher der Sanitatspolicey
in dieſer Hinſicht meiſtens nichts weiter ubrig. als
eines Theils bey der Errichtung neuer Gebaude
durch zweckmaßige Vorſchriften, noch mehr aber
durch Unterricht und Belehrung fur die Geſundheit
der kunftigen Bewohner zu ſorgen, andern Theils
die ſchadliche Beſchaffenheit der ſchon vorhandenen
Wohnungen zu unterſuchen und zu deren Verbeſ—
ſerung ſowohl, als zur Vermeidung der fur die
Geſundheit zu beſorgenden Nachtheile die nothige

Anleitung zu geben s).
Die

1) Frank a. a. O. S. 64a8. 649.
a) So iſt z. E. den grafl. Lippiſchen Phyſicis

aufgetragen, auf die Beſchaffenheit der Nahrungs
J mit

J
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Die Sanitatspoliceh muß zuforderſt auf die
der Geſundheit unſchadliche Beſchaffenheit der Bau—
materialien ihr Augenmerk richten, und insbeſon—
dere den Gebrauch ſolcher Steine, welche beſtandig
Feuchtigkeiten an ſich ziehen, zu verhuten, oder
wenigſtens zu vermindern und durch zweckmaßige
Vorkehrungen moglichſt unſchadlich zu machen ſu—
chen t). Die Wohugebaude muſſen, wo mog——
lich, an trockenen, dem Zugang der Luft offenen

Platzen, nicht allzuniedrig, mit gehorigen, nicht
allzukleinen Fenſterofnuugen, mit geraumigen Ge—
machern und zweckmaßig eingerichteten Rauchfan
gen v) und qut angelegten Abtritten y) aufgefuhrt
werden. Durch grundliche Anweiſung der Bau
und Zimmermeiſter, zu welcher in dieſer Hinſicht
auch die Sanitatspolicey mitwirken muß, kann
der großte Theil dieſer wohlthatigen Abſichten
ohne große Schwieriakeit erreicht werden. Die
Bewohnung neu aufgefuhrter Gebaude muß nicht

eher

mittel, der Luft, der Wohnungen ec. ihr Au—
genmerk zu richten, und wenn ihnen Falle oder
Umſtande vorkommen, wodurch irgend eine allge—
meine ſchadliche Beſchaffenheit der Nahrungsmit—
tel, der Luft, der Wohnplatze rc. die offentliche
Lebensſicherheit oder Geſundheit entweder uber—
haupt oder unter gewiſſen Vernachlaſſiqungen in
Gefahr geſetzt oder gar geſtort wird, der Obrig—
keit des Orts oder nach Erſordern der Regierung
ihre Beobachtungen, auch ungefordert, anzuzei—
gen und zweckmaßige Vorſchlage zu thun. Lip
piſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Cap. 4. h. 2.

t) Frank a. a. O. S. 894. f.
u) Daſelbſt S. gor. f.

v) Daſelbſt S. 911. 969. f.
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eher verſtattet werden, als bis ſie vollkommen
ausgetrocknet ſind w).

Fur die innere Reinlichkeit der Privatwoh
nungen wird zwar jeder vernunftige Hauswirth.
von ſelbſt ſorgen. Aber wenn dieß nicht geſchieht;

wenn die Unreinlichkeit zu weit geht; ſo muß die
Sanitatspolicey nothwendig hinzutreten Eine
kluge Policey, ſagt Frank x) ſehr richtig, mi
ſchet ſich nicht in das Jnnere der Haushaltungen.

Allein in Dingen, wovon die Gluckſeligkeit des
Geanzen abhangt, unterwirft ſich jeder vernunftige
Burger ohne Einſchrankung auf einen noch ſo pri
vilegirten Winkel, dem allgemeinen Sicherheits—

geſetze, und wer wird wohl behaupten wol—
len, daß einer ſich vernunftiger Weiſe vor—
nehmen konne, nur ſeinen Antheil an der

Stadtarhmoſphare zu verunreinigen, ohne
daß ſein Nachbar das BRecht hatte, ſolch'

einen Verſuch ſich zu verbitten“?

Jn Ruckſicht auf die Reinlichkeit der Luft in
den Wohngebaäuden verdient auch die Einrichtung
der Oefen die Aufmerkſamkeit der Sanitatspoli—

ceyh. Diejenigen, welche der Geſundheit wirklich
ſchadlich ſind, muſſen nach und nach abaeſchaft
und an deren Stelle beſſere empfohlen und zum

allge

w) Daſelbſt S. 914. Eine allgemeine Policeyver
ordnung hieruber wäre ſehr nothwendig, da der
Leichtſinn in dieſem Punete unglaublich weit geht.

v) Zum Beweiſe konnen die meiſten Judengaſſen
dienen.

x) a. a. O. S. 957.
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allgemeinen Gebrauche Jebracht werden y). Koh
lentopfe, deren man ſich hin und wieder gegen
die Kalte beöient, durfen nicht blos wegen der
Feuersgefahr, ſondern auch um der Geſundheit
willen, wenigſtens nicht ohne die großte Vorſicht
gebraucht werden. Ueberhaupt muß die Sanitats

policey den unvorſichtigen Gebrauch der Kohlen in
verſchloſſenen Gemachern durch zweckmaßige Vor

ſchriften, Warnungen und Belehrungen moglichſt
zu verhuten ſuchen 2).

VI. Der Einfluß der Kleidungen auf die Ge—
ſundheit iſt unbeſtritten. Die Sanitatspolicey
kann aber dabey nur wenig thun hochſtens
durch Unterricht und Belehrung zu wirken

y) Daſelbſt S. 9goßg. ſuchen

2) Allgem. preuſſ. Landrecht Thl. 2. Tit. 2o. ſ. 7z1.
Der unvorſichtige Gebrauch der Kohlen in ver—
ſchloſſenen Gemachern, wo der Dampf den darin

befindlichen Perſonen aefahrlich werden konnte,
diſt, wenn auch kein Snade geſchehen ware, mit

drey bis zehen Thaler Geld-oder willkuhrlicher
Gefangnisſtrafe zu ahnden“ Vergl. Hambur
giſches Mandat wider den umvorſichtigen und
hochſt ſchadlichen Gebrauch des nicht genugſam
ausgedampften Kohlenfeuers v. 23. Nov. 1783.
in Scherfs Archiv 1V. Abth. 2. S. 82. f.

Lehre und Warnung wirkt freylich nur langſam;
aber ſicher. Eine Kleiderordnung nach Grund—
ſatzen der Sanitatspolicey wurde nicht viel beſſer
ſeyn, als gewiſſe Verbote, die irgend eine an ſich
unſchuldige Kindertracht des Privatmannes, (denn
bey offentlichen Beamten treten ganz eigene Ruck—
ſichten ein), in die Acht erklaren. Konnte die Sa—
nitatspolicey die Mode auf ihre Seite ziehen,
wie ihr das ſchon manchmahl man denke nur
an die Schnurbruſte und Reifrocke gelungen iſt;
ſo hattej ſie gewonnenes Spiel.
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ſuchen und allein dann, wenn der Schade fur die
Geſundheit offenbar und alle Warnunag vergeblich

iſt, gebieten oder verbieten a). Haufig thut ſie
jedoch in dieſen Puncte weuiger. noch, als ſie
wohl thun konnte. “Die nachtheiligen Wirkun—
gen der Kleider verdienen gewiß die Ruckſicht der

Policey, welche ſich bisher immer mit bloßer
Maßigung des verderblichen Aufwandes in der
Kleidertracht abgegeben hat, ohne das Wichtigſte

bey dem ganzen, Gegenſtande, nehmlich den Ein—

fluß der verſchiedenen Kleidungsarten auf die Ge—
ſundheit der Burger, ihrer Aufmerkſamkeit zu

würdigen. Wenn eine unſinnige Mode un—
ſere Jugend zu Kruppeln bildet, unſere Schwan
geren haufenweiſe mißgebahren und unſere Tochter
zu lungenſuchtigen Geſchopfen macht, da beobach
ten die Geſetze ein tiefes Stillſchweigen b).

Darauf iſt jedoch die Sauiltatsprlicen mei—
ſtentheils ſehr aufmerkſam, daß durch Kleidungs—
ſtucke keine anſteckende Krankheiten verbreitet wer
den mogen c). Nach preuſſiſchen Geſetzen muſ—
ſen Betten „Kleider und andere Sachen, welche

Perſonen, die an peſtartiagen Krankheiten geſtor—
ben ſind, an ihrem Leibe oder ſonſt zu ihrem ge
wohnlichen Gebrauche gehabt haben, ſofort ver

brannt
a) Vergl. oben S. 66.
b) SFrank a. a. O. S. 732. Allerdings ein harter

Vorwurf! Aber, ſo vortrefflich auch die Critik der
Kleidertrachten iſt, die uns Frank gegeben hat;
ſo laſtig wurde doch eine Sanitatepolicey werden,
die darnach ihre Maßregeln nehmen wollte,

c) Srank a. a. O. S. 777. f.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. K„
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brannt werden. Jſt aber der Kranke an einer
anſteckenden Krankheit geſtorben; ſo iſt der
Gebrauch oder Verkauf folcher Kleider und Sacken
nur alsdann erlaubt, wenn ein approbirter Arzt
auf ſeine Pflicht bezeuat, daß denſelben durch An
wendung der erforderlichen Mittel die Gefahr der
Auſteckung benommen worden ſey ch.

Auch die Reinigung der Waſche verdient
die Aufmerkſamkeit der Sauitatspolicey, damit
von eigennutzigen Leuten keine der Geſondheit
ſchadliche Mittel dazu gebraucht werden. Durch
eine churſachſiſche Verordnung iſt ſogar das fur
ſchadlich erachtete Waſchetrocknen auf, den Kirch

hofen zu kunftiger. Abwendung bosartiger Krank
heiten verboten worden e).

vil. Die unermudete Vorſorge der Sanitatspoli
tey, die Gefahren der Geſundheit zu vermindern

und abzuwenden, kann jedoch nur alsdann von ei—
nem glucklichen Erfolge begleitet ſeyn, wenn je
des Einzelnen eittene Aufmerkſamkeit, Sorg—

falt, Vorſicht und Maßigkeit ſie in ihren Be
muhungen unterſtutzt. Jhr iſt daher auch des
Einzelnen Benehmen in dlieſer Hinſicht bdie
Lebensart der Staatsburger von auſſerſter
Wichtigkeit, beſonders in ſofern dabey allgemeine

Ge
v) Jn dieſer Hinſicht wird mit vollem Recht die

Schwindſucht der Aufmerkſamkeit der Sanitats—
policey empfohlen ſ. Wichmann im Hannover.
Mag. 1780. St. z1. Scherfs Archiv J 121.

q) /Allgem. preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20. ſ. 726.

727. n

e) Schmieder III. 1193.
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Gewohnheiten und Weigungen zum Grund
liegen.

Die Ganitatspoliceh kann und darf freylich
die Diat des Einzelnen nicht nach Maß und Ge—
wicht beſtimmen; ihm nicht, aleich jener beruhm—
ten Keuſchheitswache, eine Maßigkeitswache zur
Seite ſtellen. Aber ſie darf auch die uberhand—
nehmenden Uebel der Unmaßiagkeit, Schwelgerey
und Ausſchweifung-nicht mit gleichgultigem Auge

betrachten. Es iſt vielmehr ihre Pflicht, denſel—
ben, ſoviel in ihren Kraften ſteht, entgegen zu

Die meiſten Policengeſeße gegen die Unmaßig
keit in Genuſſe der Nahrungsmittel f) haben
mehr die Verhutung einer verſchwendriſchen,
als einer die Geſumdheit zerruttenden und ent—
nervenden Lebensart zum unmittelbaren Zweck g).
Manchmahl iſt indeſſen auch ausdrucklich um der
Geſundheit willen. dieſer oder jener Mißbrauch ver

boten und zu deſſen Ausrottung Vorkehrung getrof—
fen worden. So erließ der Herzog Ernſt Au—
guſt zu Braunſchweig und Luneburg gegen
das ubermaßige Trinken des Branntweins eine
ſehr ſtrenge Verordnung, “weil zu vernehmen
gekommen, daß der Branntwein von dem gemei—
nen Manne ſchier nicht mehr zur Arzney und zur

Concretion,-wozu er doch eigentlich erfunden und
verordnet, ſondern als ein— tagliches Getranke,

mit
f) Vergl. Frank a. a. O. S. ézz. f.
c) S. unten Hauptiſt. 4.

K 2
7
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mithin als ein Jnſtrument und Mitiel zur Volle—
rey gebraucht werde diejenigen aber, ſo
ſich einer ſolchen unordentlichen Lebensart ergeben,

dadurch endlich um ihre Gieſundlieir, Witz und
Verſtand und zeitliche Wohlfarth... kemmenh)“.
Das Tobackrauchen hat ſögar die Aufmerkſam—
keit der Kreispolicey erregt, und iſt ſchon im vo—
rigen Jahrhundert um der Geſundheit willen
verboten worden i). Der Erfolg, obgleich hin

nud wieder ahnliche Landespoliceygeſetze ergien—

gen K), iſt bekannt.

Maßiger Genuß anſtandiger Veranugungen
ſtarkt Geiſt und Korper; Uebermaafi in Menae,
Zeit und Art ſchwacht beite. Aber auch hier darf
die Policeh die Burger nicht wie Kinder behan—
deln und ewig am Gangelbaude-fuhren wollen.

Aufmerkſamkeit auf offentliche Eratzlichkeiten und
Sorge fur ihre zweckmaßigere und beſſere Ein—
richtung iſt die Hauptſache Sonderbar iſt die

Klage

h) Edict v. 28. Nov. 1691. erneuert und vermehrt
5. Dec. 1736. Corp. Conſt Cal Cap. 4. p. 1042
f. Cell c. a. p. ioii. Willich Ausz. J. azo.
Vergl. Heſſen-Caſſelſche Verordn. v. 26. Febr.
1754. J. A. Hofmanns unmaßgeblicher Ent
wurf von dem Umfange c. des Policeyweſens
ſ. 4o.

ĩ) Schwabiſcher Kreisabſchied v. 2. April 1652:
·Es ſoll auch durchaehends aller Toback
und inſonderheit das Tobacktrinken, als ein

ſowohl der Geſundheit halben, als wegen der
Feuersgefahr und ſonſten in viel Weg hochſchadli-
ches Weſen ganzlichen abgeſchaft werden“.

k) z. B. im Heſſiſchen; Hofmann a. a. O. g. Z5.

h Srank a. a. O. S. 786. f.
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Klage, die man ſo oſt hort, daß Schwelgerey
und Luſtbarkeiten aller Art die Cefundheit jeder
nenen Generation immer mehr unteraraben, ſo,
daß man faſt geneiat iſt, eiue medieiniſche Policey
zu wünſchen, wie ſie einſt Saucho Panſa wahrend
ſeiner kurzen Reaierunaszeit aushalten mußte,

da doch die Sanitätspoliceh ſo manches, was ſie
ohne Anderer Unbequemlichkeit, nur mit einigen
Koſiten thun konute, nicht thut. Was konute und
ſolite nicht, um nur Ein Beyſpiel anzufuhren, fur
die der Geſundheit gemaßere Eiunrichtung der
Schauſpielhauſer geſchehen?

w

Unter allen Genuſſen, die die Natur dem
Menſchen darbietet, droht jedech keines der Ge—

ſundheit aroßere Gefahr, als die unordentliche und
unmaßige Vefriedigung des Geſchlechtstriebes, die
nicht blos einzelne Jndividuen, ſondern gaunze Ge
nerationen entnervt, vergiftet, mordet. Die Tu—
gend der Keuſchheit kann nicht durch Strafgebote

Verzwuugen, das Laſter der Unkenſchheit nicht durch

Strafverbote unterdruckt werden. Erziehung,
Unterricht und ſittliche Bildung muſſen den Meu
ſchen abhalten, ſich ſelbſt unter die Thiere herab—
zuwurdigen. Aber die Regaierung muß den Trieb
zur Wolluſt in den Schranken der burgerlichen
Ordnung zuruckhalten.

Der burgerlichen Ordnuna wegen iſt aus ſehr
guten Gruuden der uneheliche Beyſchlaf uberhaupt

verboten. Jhn ſtraft das Geſetz, und mehr noch,
die offentliche Meynung Es iſt nicht rathſam,

K 3 eineEs verſteht ſich von ſelbſt, daß der bloße unehe—
liche Beyſchlaf weder die Jnfamie noch auch eine

ſo

J J
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eine dieſer Strafen ganz aufzuheben, obgleich zur
Milderuna derſelben“) triftige Urſachen vorhan
den ſind m). Aber, ſagen manche Aerzte, die

Be
ſogenannte levis notae macula zur rechtlichen
Folge hat. Deſſen ungeachtet vermindert er in der
offentlichen Meynung die allgemeine Achtung,
und dieß iſt vielletcht eines der ſtarkſten Vorbeu—
gungsmittel, welches in dem moraliſchen Gefuhle
des Volkes ſeinen Grund hat und eben deßwegen
weder vertilgt werden kann noch darf.

vj Sehr viel trug zur Verminderung der offentli—
chen Achtung die ſonſt allgemein gewohnliche, in
aanz andern Abſichten eingefuhrte Kirchenbuße
bey. Sie iſt in mehreren Staaten, und zwar

auch in dieſer Hinſicht mit vollem Recht aufgeho—
ben. Quiſtorp peinl. Recht l. 723. Note )J.
Vergl. Frank med. Pol. J. 552.

m) Vergl. Thl. 1. S. 314. Anderer Meynung iſt
Juſti in d. Policeywiſſenſchaft Thl. 2. ſ. 204.
205. vr Heß Staatsſchriften S. zo7. Die
Schande, welche die geſetzwidrige Befriedigung
des Geſchlechtstriebes als unzertrennliche Gefaren
thin begleitet, kann. kein Geſetz vertilgen, und
ein Verſuch dieſer Art ware in jeder Hinſicht un—
politiſch. Von den Wirkungen eines ſolchen Ge—
ſetzgebungsexperiments erzahlt Hume in ſeinen
Verſuchen uber die Geſch. d. Menſch. (Thl. 1.

B. 1.) folgendes: Jm Jahr 1707 hatte eine an—
ſteckende Krankheit einen großen Theil der Ein—
wohner von Jßland weggeraft. Der Konig von
Dannemark ſiel auf einen Auſchlag, das Land
wieder zu bevolkern, welcher; auch ſehr gut von
ſtatten gieng. Man machte ein Geſetz, wel—
ches den jungen Frauenzimmern auf dieſer
JInſel erlaubte, ohne Verletzung ihrerEhre, wohl ſechs Hurkinder zu haben.
Die jungen Weibsperſonen waren— ſo eifrig, ihr
Vaterland wieder zu bevolkern, daß man es nach
wenig Jahren fur gut befand, das Geſetz wieder
abzuſchaffen.
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Befriedigung des Geſchlechtstriebes iſt fur den
Korper eben ſo nothwendia, als die Befriediqung
des Hungers und des Durſtes; und, ſetzt eine
faſt allgemeine Stimme hinzu, dieſer Trieb iſt ſo
machtiq, ſo unwiderſtehlich, daß kein Geſetz und
keine Strafe ihn zu unterdrucken vermag. Ver
fuhrung der Unſchuld und der Treue, heimliche
Gunden, unnaturliche Laſter, Winkelhurerey, die
das Gift der ſchandlichſten Krankheit unaufhaltſam
verbreitet, ſind die traurigen Folgen ſeines un—
uberwindlichen Dranges, wenn nicht die Staats—
policey ſelbſt ihn ihrer nachſichtigen, aber aufmerk—
ſamen Leitung uuterwirft. Ein mit tauſend
Schwierigkeiten umringte Forderung! Was ſoll
und muß der Regent hier thun? Unerſchut—
terlich den Weg des Rechts, der Tugend und der

Ordnung forigehen. Das iſt ſeine Pflicht.

Der Hauptgrund, mit welchem man offent
liche Anſtalten zur Vefriedigung des Geſchlechts—
triebes zu vertheidigen ſucht, gehort in das Ge—

biet der Sanitatspoliceh. Sie ſeyen, ſagt mau,
das einzige Mittel, der Luſtſeuche, die durch die
Winkelhurerey ſo hochſt gefahrlich werde, mit ei
nigem Erfolge vorzuveugen. Hier. muſſe folglich
das kleinere Uebel dem groſſeren nothwendig vor—

gezogen werden n).

K 4 Dieſe
m) Frank mediein. Policey II. 15. f. Vergl.

J.e J.Cella uber die Einrichtung dffentlicher Bordelle
in großen Stadten und auf Univerſitaten; in ſ.
freymuthigen Aufſatzen. Ansbach 1784. Soden
Geiſt d. peinl. Geſetze ll. 257.
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Dieſe und alle ubrigen Grunde einſtweilen

zugegeben; hier muß vor allen Dingen die
Frage beantwortet werden: Jſt die Staatspo—r
licey befugt, ofſentliche Bordelle zu dul—
den und zu privilegiren? Jſt dieß ihr rechtlich
unerlaubt; ſo kann kein politiſcher Grund ihr
die Befugniß geben, das Recht zu krauken umin
des Vor. heils willen.

Die gemeine Hurereh, die aus Gewinnſucht
oder thieriſcher Geilheit Jedem ohne Unterſchied
Befriedigung ſeiner unreinen Luſte darbietet, iſt
unſtreitig eine ſchandliche Stornng der burgerlichen
Ordnung und Hurenwirthſchaft ein Beforderungs
mittel derſelben, deſſen Gemeinſchadlichkeit niemand
verkennt. Die ungeheuren Nachtheile, die daraus
fur die Sittlichkeit, Hauslichkteit und Geſundheit
entſpringen, muſſen auch dem fluchtigen Beobach—

ter in ihrer furchterlichen Große in die Augen fal—
len. Die Reichs-Policeygeſetze machen es jeder
Obrigkeit zur Pfiicht, der Hurerey in ihrem Ge—
biete zu ſteuern und ſie zu beſtrafen o). Es fehlt
auch nicht an mehr oder weniger ſtrengen Geſetzen.
dagegen p) und die Erziehungs- und Gittenpoli—

cey vereinigen ſich zur Anwendung der zweckmaßig
ſten Vorbeugungsmittel q). Allein der Erfolg
ihrer Bemuhungen war und blieb immer nur hochſt

unvollkommen, beſonders in großen Stadten, wo

ſo

oOo) Reichs-VPoliceyordn. v. 1548. und 1577 Tit. 25.26. Gerſtlacher Handb. d. t. Reichsgeſ. IR. II8I.
p) de Hohen?lial de politia pag. 25.

q) Vergl. Preuſſ. Landrecht Thl. 2. Tit. 20.
h. 992 998.
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ſo manches zuſammentrift, was den Hang zu
Ausſchweifungen befordert und beaunſtigt. Lie
derliche Weibsperſonen, die mit ihrem Korper
ein Gewyrbe treiben, fanden ſich immer; Hauſer,

die der thieriſchen Wolluſt eine Zuſlucht darboten,
erofnete die Gewiunſucht den Wolluſtlingen aller
Stande und Clafſen. Und von den Zimmern je—

ner verochtlichen Dirren, von den Wohuungen der
Hurenwirthe gieng mit dem Sittenverderb:iß und
der VBermogensrerrutiung immer mehr und mehr
jene furchterliche Seuche aus, die durch ihr ſre ſen
des Gift, das von Generation zu Generation ſich
fortpflauzt, der allgemeinen Geſundheit gefahrlicher
iſt, als das aanze Heer aller ubrigen Kraukhelten
zuſammeun. Die ſtrengſte Auſſicht, Rachſorſchuug,

Strafe ſelbſt jene ſo berutzmie Keuſchheits—
commiſſion konnte dem. Uebel nicht ſtenern.
Meunſchenfreundliche Veſoraniß gab nun den Rath,
lieber 'offentliche Gelegenhetten zur Ausſchweifung

zu dulden und der genaueſten Aufſicht der Policey
zu unterwerfen, um die Anſteckung, wo nicht zu
verhiudern, doch wenigſtens zu ſchwächen. Es
muß nothmendig ein harter Entſchluß ſeyn, der
fur die Wahl dieſes gefahrlichen Mittels beſtiunnt
und das Beyſpiel auch nur Einer Regierung, das
bey einem ſo hochſt bedenklichen Falie die frkſte
Verinuthung begrundet, dieß Mittel ſey ein
ſchlechterdings nothwendiges Rettunasmittel, muß
in einer Sache, wo ſo vieles auf Erfahrung an—

Ks kommt,
e) Vergl. Briefe eines reiſenden Franzoſen J. 213.

Nicolai Re;ſebeſchreibung V. 26o f.
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kommt, ein entſcheidendes Urtheil nothwendig

auſſerſt erſchweren r).

Die offentlichen Hurenhauſer ſind ohne Zwei
fel Anſtalten der offentlichen Proſtitutrion, wo
das ſchamloſe Laſter ſich freh und ungeſtraft zeigen

darf, unddieſe Oeffeutlichkeit wird durch die (nicht
einmahl immer ausfuhrbare) Verbannung in ab—
gelegene Straßen keineswegs gehoben. Soll nun
der Staat eine auf Sittlichkeit gegrundete Geſell—
ſchaft, ein Mittel zur Beforderung des hochſten

Zweckes der Menſchheit ſeyn; ſo iſt die Frage
leicht zu entſcheiden, ob es der Beſtimmung des
Staates angemeſſen ſey, Anuſtalten der offentlichen
Proſtitution zu dulden, und dadurch, daß er ſie
ſeiner Vorſorge und Aufſicht wurdigt, zu ſchutzen?
Was die Wurde des Staats fordert, liegt oh—
nehin vor Augen.

Der Geſchlechtstrieb iſt dem Menſchen, als
vernunftigen Weſen gegeben zur Erhaltung
des Menſchengeſchlechts, zur Erhebung des Men—
ſchen uber die Thiere, zur Veredelung ſeiner ſinn
lichen Natur, zur Erhohung der Menſchenwurde.

Der Staat ſoll ſchutzen, damit der Menſch deſto
ungeſtorter zu ſeinem großen Ziele fortſchreiten
konne, und Er ſoll mit gleichgultigem Auge die

tief
r) Die preuſſiſche Geſetzgebung duldet liederliche

Weibsperſonen, welche mit ihrem Korper ein Ge
werbe treiben wollen, aber nur unter der Bedin—
gung, daß ſie ſich in die unter der Aufſicht des
Staats geduldeten Hurenhauſer begeben. Dieſe
find aber nur in aroßen, volkreichen Stadten zugelaſſen, und ſeht beſtimmten Rogeln unterworfen.

Preuſſ. Landr. Thl. 21. Tit. 20. 9. 99ggh. f.
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tiefſte Erniedrigung der Menſchenwurde anſehen,

c

die grobe Beleidigung der Menſchheit, die jenen
Drieb zum bloßen Werkzeuge ſinulicher Luſt macht,

weniaſtens zu laſſen; die Brutalitat, durch die
Sicherheit, die er ihr zu verſchaffen ſucht, we—
nigſtens mittelbar begunſtigen?

Der Staat, der die Rettung der Verun—
gluckten lobt und lohnt, der die Abhaltung vom
Selbſtmorde zur Zwangspflicht macht, ſoll Er
ſelbſt befugt ſeyn, die Erniedrigung des Men
ſchen, der ſich zum bloßen Befriediqungsmittel der
Wolluſt dargiebt, unter die Thiere, ungehindert
zuzulaſſen; ja, mittelbarer Weiſe, ſie ſelbſt als
Vorbeugunagsmittel, gleich andern Dingen, zu ge—
brauchen

Und was ſollen die Eltern ſagen, deren
Sohne das offentliche Bordell ſchon um ſeiner
Kundbarkeit willen ſo leicht anlockt wenn ſie

ſitt

Freylich mit ihrem Willen. Aber der Selbſt—
morder ſetzt ſich auch mit ſeinem Willen das Meſ—

ſer an die Kehle. Muß ich ihn nicht dennoch
zuruckhalten?

uin) Sehr richtig ſagt ein aufmerkſamer Beobachter
in einer aroßen Stadt (Pezzl Skizzen von Wien
Heft 4. S. 5336): So lange die Freudenmadchen
zerſtreut leben und von der Policey nur tolerirt
werden, iſt fur die offentliche Sittlichkeit immer
noch ein Schritt mehr gewonnen. Der neue, un—
erfahrne Jungling ſcheut ſich ſtets noch etwas mehr,
ſolche Geſchopfe zu beſuchen, weil der abſchre—
ckende Gedanke nicht ganz von ihm weicht, er
konnte vielleicht uberfallen werden, Verdruß ha—

ben
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ſittlich verderbt, korperlich entnervt, fur edlere
Liebe verloren, zur kunſtlichen Verfuhrung un—
ſchuldiger Weiber und Madchen vorbereitet, ihre
frohen Hoffnungen betrügen; ihre angſtlichen
Sorgen mit taglichem Kummer lohnen?

Und der Hauptzweck wird nicht einmahl er—
reicht. Keine Aufſicht kann die Mittheilung und
Verbreitung des veneriſchen Giftes hindern; nur
einigermaßen vermindern. Die Vortheile dieſer
Verminderung aber werden durch die großere Jahl,
die die Bequemlichkeit und ſcheinbare Sicherheit
der offentlichen Hurenhauſer an ſich zieht, gewiß

wieder aufaehoben. Die ubrigen Grunde, die
man zur Vertheidiquüg offentlicher Bordelle, an
fuhrt, bedurfen kelner Widerlegung. Wer wird
glauöen, daß ſie der Verfuhrnng glucklich vorbeu
gen ſie, die die Eheloſigkeit befordern, und
ichon dadurch das Laſter der Unkeuſchheit unter
beiden Geſchleditern weiter ausbreiten? Der Staat
aber, der nur durch Hurenhauſer den Nothzuchtl—

gunpgen vorbeugen kann; mag jene immerhin be—
halten dieſe werden doch nicht ausbleiben.

Staatsbordelle können alſo fur zulaſ—
ſig und rechtlich nicht gehalten werden s).

Aber

ben oder beſchimpft werden. Wird aber durch
offentlich errichtete Häuſer die Sache autoriſirt;
ſo falit dieſer Grund ganz hinweg“?

s5) Eiue leſens- und beherrigungswerthe Schrift uber
dieſen wichtigen Gegenſtand int folgende: Ueber
Staats- und Priuvatbordelle, Kuppeley und

Concubinat; nebſt einem Anhang uber die
Orgas
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Aber was ſoll dann geſchehen, um dem unlenaba—
ren Uebel vorzubeugen? “Den Geſetzgeter, der

der Wolluſt entgegen arbeiten will. umriugen
Schwierigkeiten von allen Seiten. Keuſchheits—
commiſſionen ſtrafen nur die Aeuſſerung des La—
ſters, nicht das Laſter ſelbſi. Freylich iſt das
bey aller Strafe der Fall. Strafgeſetze körnen
uberhaupt die menſchliche Thatigkeit meiftens nur:
nettativ oder doch nur in einem ſehr unbetracht—

lichen Grade poſitiv modificiren. Die Sirafen
gegen andere Verbrechen erzwingen doch anſſere
Ordnung, wenn auch die Ungerechtiakeit in den
Herzen der Verbrecher wuthet. Das Laſter der
Wolluſt hingegen gleicht einem besartigen Ge—
ſchwur, das deſto ſchrecklicher im Jnnern frißt,
je ſtrenger die Strafen ſiud, die ſeinen Ausbru—
chen drohen. Welches Geſetz vermag wohl die
geheimen Greuel zu controliren, die der unbau—

dige, fruh erwachende Hang zur Geſolechtsluſt
erzeuat! Aber auf der andern Seite wenn ſich
das ſchamloſe Laſter offentlich und ungeſtraft zeigen

darf, welchen unermeßlichen Einfluß auf Sittéèn—
verderb erblicken wir hiert)“! Die Policey ſchließe
alſo ihre Augen bey den Ausſchweifungen der
Wolluſt nicht zu. Sie beſtrafe die, die ſich einer
geſetzwidrigen Befriediqung des Geſchlechtstriebes
ſchuldig machen; beſonders die feilen Dirnen, die
die Hurerey, als Gewerb treiben. Dieſe ſuche
ſie auf; laſſe ihren Geſundheitszuſtand unterſuchen

und

Organiſirung der Bordelle in alten und
neuen Zeiten, von Jul. Aug. Freudenberg.
1796.

t) S. die eben angef. Schrift S. 10
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und fur ihre Heilung ſorgen. Von den furchter—
lichen Wirkungen der Luſtſeuche, ihren Kennzelchen

und der Nothwendiakeit, ſebleunige Hulfe dagegen
zu ſuchen, verbreite ſie zweckmaßiige Belehrungen.
Das alles wird freylich nicht ganz helfen; aber
wie viel mehr helfen offentliche Bordelle 2)?,

So ausgebreitet auch die Sorafalt der Sa
nitatspoliceh fur die Erhaltung der Geſundheit im
allgemeinen iſt; ſo kann und darf ſie doch dabey
nicht ſtehen bleiben. Auch beſondere Falle, wo
die Geſundheit der Burger in Gefahr gerath, wo

Vorbeugung und Abwendung durch offentliche An
ſtalten und Vorkehrungen nothwendig iſt, erfor
dern ihre Aufmerkſamkeit. Ein hochſt wichtiger
Gegenſtand derſelben, der vor allen andern ge—

nannt zu werden verdient, iſt die Sorge fur
Schwangere und Gebarende u).

Schon

v) Nicht ohne Grund, nur in einem Tone, der die
Sache zu leicht zu nehmen ſcheint, ſagt Pezzl (a.
a. O. S. 530.): Laßt uns aufrichtig ſprechen.
Wie einſeitig ſind ſolche Anſtalten! Glaubt man
denn etwas ſo gar Großes gethan zu haben, wenn
man ein paar tauſend Pflaſtertretern in der Haupt
ſtadt jahrlich eine Queckſilberkur erſpart, indeſſen
unſere ungeheuern ſtehenden Armeen dieſes Gift
weit und breit uber das ganze platte Land verthei—
len? Laßt immerhin die Stutzer der Reſidenz ein
bischen zucken und zappeln; aber fur die ganze
Nationalmaſſe, fur das Landvolk ſorget um es

geſund zu erhalten“.
u) Srank medicin. Policey B. 1. Abtheil. z. von

Erhgltung und Pflege ſchwangerer Mutter, ihrer
Leibesfrucht und der Kindbetterinnen in jedem

Gemeinweſen.
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Schon die Bevolkerungspolicey iſt be—
muht, Unglucksfälle aller Art von ſchwangeren
Perſonen abzuwenden v). Die Sanitatspoli—
cey beſchaftiget ſich noch genauer mit der Erhal—
tung ihrer Geſundheit und belehrt ſie insbeſondere
uber die in ihrem Zuſtande zu befolgenden Vor—

ſichtigkeitsregeln in Anſehung der Diat, der Klei—
dung, der allenfalls nothigen Heilmittel u. ſ. w. w).

Das großte und ausgebreitetſte Verdienſt,
wel hes ſich die Sanitatspolicey um ſchwangere Mut
ter erwerben kann, beſteht jedoch darinn, wenn
ſie die zweckmaßigſten Vorkehrungen und Anſtal—
ten trift, wodurch die gluckliche Entbindung der—
ſelben erleichtert und geſichert wird.

Da zu einer ſicheren Gedurt fremde Bey
hulfe unentbehrlich iſt; ſo muß die Sanitatspo—
licey dafur ſorgen, daß es nicht an ſolchen Per
ſonen fehle, die dieſelbe mit Kenntniß und Leich—

uigkeit zu leiſten im Stande ſind. Jede Gemeinde
muß daher mit wohlunterrichteten Hebammen
und jeder mittelmaßige Bezirk mit einem geſchick—

ten und. erfahrenen Geburtshelfer verſehen
weoerden.

Jn mehreren teutſchen Staaten iſt fur denUnterricht der zur Geburtshulfe beſtimmten Per

ſonen

v) Oben S. 35. 36. Vergl. Franka. a. O. S. 492 f.
Ww) Frank a. a. O. S. 526. 530. 537. 542. Nach

theile anſtrenaender Arbeiten; des zu vielen
Sitzens; der Schnurbruſte; des vielen Wein- und
Coffetrinkens. Vorſicht beym Aderlaſſen und Ge—
brauch der Brech- und Layiermittel c.



160 Buch lIII. Abſchn. 2. Haupiſt. 3.

ſonen theils durch Errichtung beſonderer Entbin
dungshauſer, theils durch eigene Hebammen—
ſchulen x) auf eine vorzualiche Weiſe Sorage ge—
tragen; in andern iſt die Unterweiſung der Heb—
ammen den jebesmahligen Phyſicis zur Pflicht
gemacht, und auf jeden Fall die Verſugung ge—
troffen, daß keine andere, als wohlunterrichtete
und gehorig geprufte Perſonen zur Ausubung der
Geburtshulfe zugelaſſen werden. Jn eiuigen Lan—

dern z. E. im Badiſchen y) im Lippiſchen 2)c.
ſind eigene Lehrer fur die ſammtlichen daſelbſt an—
zuſtellenden Hebanimen beſtellt.

Jn den churbraunſchweig-Luneburgi—
ſchen Landen iſt ein Entbindungshoſpital zu Got
tingen a) und zu Hannover, und ein Hebam—
meninſtitut zu Celle b) zum Unterricht in der Ge
burtshulfe beſtimmt. Auſſerdem ſind die Land—

phyſici

x) Nachrichten davon ſ. Krunitz Encyclopadie
XXll. 54a7. de Hohenthal de Pohtia p. g5. 86.

y) Jnſtruction des in den badiſchen Unterlanden
angeſtellten Hebammenmeiſters v. 9. Apr. 1759.
Gerſclacher Samml. l. zor. f.

2) Jnſtruction und Patent fur den Hebammenlehrer
in der Graſſchaft Lippe-Detmold v. 25.
Marz 179a4. Scherf Beytrage V. Samml. 2.
S. 137. f.

a) Putter Verſuch einer Gelehrtengeſchichte von
Gottingen J. 236. ll. 259. f. Oſianders Nach
richten von dem ehemahligen und gegenwartigen
Zuſtande des Entbindungs-Hoſpitals zu Gottin—
gen; in ſeinen Denkwurdigkeilen fur die Heilkunde

„und Geburtohulfe Bandl. S. XlL. f.
b) Hann. Anz. 1784. St. 68. Scherf Archiv III.

186. Beckmann Samml. auserleſener Landesge—
ſetze V. 356.
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phyſici verpflichtet, den in ihren Bezinken zu be—
ſtellenden Hebammen Unterricht zu ertheilen, ſie
bey aller Gelegenheit, auch bey vorfallenden Sectio
nen zu unterrichten, ihnen, wie ſie ſich in vor—
kommenden Fallen zu verhalten haben, Anwei—
ſung zu geben, und uberhaupt eine beſtandige Auf
ſicht uber ſie zu fuhren.

Die-SGanitatspoliceh verſieht auch die zur
Geburtshulfe beſtimmten Perſonen mit den bey
ihrer Amtsfuhrung zu beobachtenden Jnſtructionen
und Vorſchriften, die theils den Medicinalordnun—
gen c) eiugeruckt, theils, was zweckmaßiger zu

ſehyn ſcheint, beſonders abgefaßt werden In—L—

ſtructionen fur Geburtshelfer, Acconchir—
und hebammenordnungen d). Jn der Regel

ſteht

c) Z. B. Wirtemberg. Medicinalordn. Tit. 4.
Sachſen-GSothaiſche Medicinalordn. durſtl.
Hildesheim. Medicinalordn. Kap. 5. Lip
piſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Kap. 18. 19.
20. 21.

d) Ein Verzeichniß einiger Hebammenordnungen ſ.
Daniel Biblioth. der Staatsarzneykunde S. 74.

75. Neuere Hebammenordnungen: Hebam—
menordn. fur das Herzogth. Holſtein c. 1765.
Nähere Verordn. wegen einiger das Hebammenwe—
ſen in Holſtein re. angehenden Puncte 1769.
Beckmanns Samml. auserleſener Landesgeſ. J.
24. f. Heſſen-Caſſelſche Accouchir- und
Hebammenordn. 1767. Samml. VI. 486. f.
Verordn. des Raths zu Frankfurt a. M., nach
welcher die Stadt-Aecoucheurs, die Hebammen
und die Beylauferinnen ſich in ihren Verrichtun—
gen zu achten haben 1769. Scherf Bentrage ll.

GSamml. 2. S. 17. f. Furſtl. NYſenburg.
Hebammenordn. 1782. Scherf Archiv Il. 3. f.

v. Bergs Policeyr. Th.a. S., zurſtl.



162 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. Z.

ſteht die Abfaſſung ſolcher Ordnungen der hohen
Policey zu; doch fehlt es auch nicht an Beyſpie—
len von der Ausubung dieſes Rechtes durch die
Localpolicey e).

Die Anſtellung der Geburtshelfer geſchieht
meiſtens von der Landesherrſchaft, manchmahl je
doch auch von den Ortsobrigkeiten. Dieſe beſtel—
len in der Regel die Hebammen; woran manch
mahl die Geiſtlichen des Ortes Theil nehmen.
Dieß iſt jedoch nicht als Regel anzuſehen, obgleich

einige altere Rechtsgelehrten die Hebammen fur
eine Art geiſtlicher Perſonen anſehen; vielmehr
iſt die Beſtellung der Hebammen eine bloße Poli
ceyſache, deren Beſorgung der weltlichen Obrig—
keit allein zuſteht. Mit Recht vernimmt man
ubrigens das Zeuaniß des Geiſtlichen uber die Mo
ralitat einer zur Hebamme vorgeſchlagenen Per

ſon; daraus folgt aber kein Mitwirkungsrecht bey
der Wahl, wenn daſſelbe nicht durch Geſetz oder
Herkommen beſonders begrundet iſt Oefters

wer
Furſtl. Badiſche Hebammenordn. 1705. Scherf
Beytrage Vl. Samml. 2. S. 1. f. Herzogl.
Sachſen Gothauſche Hebammenordn. Scherf
Beytr. V Samml. 1. S. 109. gzurſtl.
Thurn- und Taxisſche Hebammenordn. Scherf
Beytr. VII. Samml. 1. S. z6 f.

e) S. z. B. Erneuerte und vermehrte Hebammen
ordn. der Stadt Zittau 1792. Scherf Beytr. VI.
Samml. 1 S. 4a. f.

v) Jn den meiſten Landern iſt dieß nicht der Fall,
z. E. in Churſachſen, (C. C. A. T. 1. p. 958.),
Heſſen: Caſſel und Heſſen-Darmſtadt, Her—
zogth. Braunſchweig u. ſ. w. S. v. Zangen

Er
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werden auch einige Frauen aus der Gemeinde mit
zugezogen, die bey dieſer ſie ſo nahe augehenden Sache

billig eine Stimme haben muſſen. Weuigſtens
darf ihneun keine Perſon aufgedrungen werden, zu
welcher ſie das ſo weſentlich nothwendige Zutrauen
nicht haben konnen, und es iſt wohl kein Zweifel,
daß ſie geaen einen Verſuch dieſer Art oberſtrich—
terliche Hulfe nachzuſuchen befugt ſind f).

Die in den churbraunſchweigiſchen Lan—
den geltende Kirchenordnung enthalt wegen der
Beſtellung der Hebamme folgende Vorſchrift:
»Demnach an den Hebammen groß und viel gele
gen, und oftermals in Stadten und Dorfern,
auch durch der Hebammen und Frauen Unverſtand
viel Misbrauchs geſpuhret wird, ſo wollen wir,

daß

Erorterung der Frage: Wird in Policeyſachen
anf einen vorzuglichen Gerichtsſtand geſehen? 2c.
S. z5. Note Struben Rechtl. Bed. Thl. 2.
Bed. 78.

f) Eine ſonderbare Klage dieſer Art kam im Jahr
1795 beym Reichskammergericht vor, wo die
Burgerſchaft zu Weſterburg uber die Kanzley
daſelbſt ſich beſchwerte, daß ſie ihr eine ubelbe—
ruchtigte und auch ſonſt untaugliche Perſon als
Hebamme aufdringen wolle. Das Kammerge—
richt erkannte am 28. Sept. 1795 in contuma-

„eiam non informantis ein mandatum de abro-
gando decretum de 21. Mart. 1795, muliercu-
lam proſtitutae pudicitiae er omnino inidoneam
ad mnnus obſtetricis publicae non evehendo,
et ab exactione ſalarii indebiti et ineonſueti ei-
dem pendendi abſtinendo, damnaque cum ex-
penſis reſarciendo S. C. M. teutſches Staats
Magazin lJ. 4o9.

2
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daß von allen Ampten jedes Orts, ſamt dem
Paſtor und den Olderleuten, mit Rath ver—
ſtandiger Frauen allenthalben Hebammeu ver—
ordnet werden ſollen, ſo dottesfurchtig, ſleißig,
treu, duchtig, und bey jedermann ein gut Ge—
ruchte haben *y.

Uebrigens iſt der Landesherr vermoge der all—
gemeinen Sauitatspolicey allerdinags berechtiget,

wegen der Wahl, Prufung und Beeidigung
einer zur Geburtshulfe beſtimmten Perſon die no—

thigen Vorſchriſten zu ertheilen, und darauf zu ſe
hen, daß keine unwiſſende und nicht gehorig unter
richtete Hebamme angeſtellt werde g).

Jn den churbraunſchweigiſchen Landen
ſoll im allgemeinen von den Obrigkeiten in den
großern Stadten darauf gehalten werden, daß
daſelbſt keine Hebamme angeſetzt werde, die ihre
Kunſt nicht vollkommen ausgelernt und zu Got

tingen den dazu nothigen Unterricht erhalten hat.
Die Hebammen in den kleinen Flecken und auf dem

platten Lande ſollen aber von den Laudphyſicis ge

horig

ny Churbraunſchw. Landesordnungen, Cap. J. S. 140.

vr) Die Formel eines Hebammeneides ſ. de Hohen-
thal de politia paß. 87. Note k. Scherf Bey—
trage Vl. Samml. 2. S. 12. Daſ. Il. Samml. 2.
S. 32. Scherf Archiv J. 85.

s) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 81. Nach den churbraunſchweigiſchen Ge—
ſetzen ſoll bey den Kirchenviſitationen auch dar
nach gefragt werden, ob die vorhandenen Heb—
ammen zu ihrem Amte geſchickt und gehorig beri
diget ſeyen. Willich Ausz. II. 8ar.
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horig unterrichtet ſeon nh). Jm Furſtenthum
Luneburg ſoll weder in den Stadten noch auf dem

platten Lande eine Hebamme angenommen und
beſtellt ober gebraucht werden, die nicht in einer
oder der andern Accouchiranſtalt der Churlande
hinreichenden Unterricht genoſſen und von deren
Vorſtehern ſchriſtliche Zenaniſſe ihres Wohlverhal—
tens, ihrer Kenntniſſe und Geſchicklichkeit erhal—

ten hat und vorzeigen kann. Uebrigens bleibt es
bey der in der Kirchenordnung enthaltenen Ver—
ordnung, daß von allen Aemtern jedes Orts,
ſammt den Paſtoren und Kirchengeſchwornen mit
Rath verſtandiger Frauen die Hebammen verord
net werden ſollen, ſo daß den Dorfſchaften ihr bis—
heriges Recht, eine Perſon zur kunftigen Heb—
amme zu praſentiren, ſo lang dabey kein Miß—
brauch vorgehet, gelaſſen wird. Nur muſſen die
Beamten und Gerichtsobrigkeiten dabey die ſtrengſte

Aufſicht fuhren, damit keine untauglichen Perſo—
nen gewahlt werden i). Jn der Grafſchaft hoya
muſſen die Hebammen fur die Stadt Nienburg

zund fur die großeren Flecken Hoha, Stolzenau
und Suhlingen in Gottingen, die ubrigen aber
von einem aus den Landphyſicis oder Landechirur—
gis dazu beſonders ernannten Lehrer unterrichtet
ſeyn. Jedoch bleiben die ubrigen Landphyſici ver
pflichtet, den in ihrem Diſtriete ſich findenden Heb

aumimen bey vorkommenden beſondern Fallen dien—
ſamen Unterricht zu geben, nud ſie zu ihrer Pflicht

3 undh) Verorbn. v. 22. Sept. 1778. Hann. Anz. 1778.
St. 58.

i) Verordn. v. 6. Aug. 1784. Hann. Anz. 1784.
St. 68.
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und Obliegenheit anzuhalten K). Auch hier iſt den
Dorfſchaften ihr bisheriges Recht, eine Perſon
zur kunftigen Hebamme zu praſentlren, gelaſſen,
dabey aber zur Vermeidung aller Mißbrauche eine

beſtimmte Vorſchrift, wie es ausgeubt werden
ſoll, ertheilet worden N).

Die Pflichten der Geburtshelfer und Geburts—
helferinnen ſind in den Accouchir-und Hebammen
ordnungen genau beſtimmt, und beſtehen in An—
ſehung der erſtern im allgemeinen darinn, daß ſie
mit den zur Geburtshulke nothigen Werkzeugen
gehorig verſehen, zur Hulfe, es ſey bey Taa oder
Nacht, jederzeit und ohne Ruckſicht auf Stand
oder Vermogen, bereit, auf die Hebamme und
ihr pflichtmaßiges Betragen aufmerkſam, bey der
Hulfsleiſtung vorſichtig nach derſelben fur die ge—
horige Behandlung der Mutter und des Kindes
beſorgt, in allen Fallen unermudet, beſonders in

gefahrlichen Fallen auf die Rettung der Mutter
oder des Kindesetach den Regeln der Kunſt ſorge
faltig bedacht ſeyn, auch die ohnehin jedem Arzt
obliegende Verſchwiegenheit getreu beobachten ſol—
len. Die chebammen ſollen Armen und Reichen
mit gleicher Bereitwilligkeit“) und ohne Zogerung
beyſtehen, ihre Berufsarbeit mit gehoriger Ver—
ſchwiegenheit verrichten, nach dem ihnen ertheilten
Unterricht, und nicht nach Gutdunken handeln,

nicht

k) Verordn. v. 22. Sept. 1778. ſ. 1. 2. 3. 7.
h Daſelbſt ſ. 4. 5. 6.

Will man hierauf ſtreng halten, ſo muß freylich
die, gewohnlich ſelbſt nicht reiche Frau ſo beſoldet
werden, daß ſie es auch thun kann.
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nicht mehr ubernehmen, als ihre Krafte erlauben,
bey der Vermuthung einer ſchweren Geburt bey

Zeiten fur den nothigen Beyſtand Sorge tragen,
die Niederknuft nicht ubereilen, der Darreichung
von Arzueymitteln ohne Beyrath eines Arztes ſich
enthalten u. ſ. w.

Die Sanitatspolieewy muß ubrigens ihr Au In

genmerk auch darauf richten daß die zum Beſten
l

ilJ niender Schwangeren getroffenen Anſtalten aechorig
und zu rechter Zeit benutzt, und ununterrichtete J

T

nl
Perſonen, die beſonders oft auf dem Lande ihre
wohlgemeinten Dienſte anbieten, zur Geburtshulfe
nicht gebraucht, vielmehr die Hebammen zeitlich
herbey gerufen werden

Wenn eine ſchwangere Mutter vor der Ent
binduna ſtirbt; ſo muſſen die zweckmaßigſten Mit
tel zur Rettung des Kiudes angewendet werden m).
Schon das gemeine Recht verordnet fur dieſen

Fall, daß die Verſtorbene geofnet, und das Kiud
herausgenommen werde n). Erſahrene Aerzte
haben lange daruber Klrge gefuhrt, daß dieſes ſo
heilſame Geſetz in neueren Zeiten beynahe uberall

14 auſſer
u) Gewohnlich werden den Hebammen auch beſtimmte

Vorſchriften wegen der Nothtaufe ertheilt. S. n
z. E. willich Ausz. II. 8ai.

grank .a. a. O. S. 624. f.
m) Srank med. Pol. J. z69. f.
n) l. 2. D. de mort. ioaferendo: Negat lex vegia.

mulierem, quae praegnans martua ſit, inumari.
antequam purtus ei excidatur: qui contra fecerit,
ſpem animantis cum gravida peremiſſe videtur.
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auſſer Uebuug gekommen ſey o). Jndeſſen haben
doch ſchon einige altere Landes-Policeygeſetze dar—
auf ſorgfaltig Ruckſicht genommen p), und meh
rere ſiad nach und nach dieſem Veyſpiel gefolgt c).

Die Verſchriften, die dieſe ſo hochſt nothwendige
Vorſichtsmaßregel befehlen, ſind jedoch nicht hin—
reichend; ſondern die Sanitatspoliceh muß zugleich
durch ſorgfältige Auſſicht die Befolgung derſelben
befordern und die Hinderniſſe, die aus thorichtem

Vorurtheil und Cigenſinn bisweilen dagegen ge—
macht werden r), mit Nachdruck und Strenge
aus dem Wege raumen. Wer die auf dieſe Weiſe
zu verſuchende Rettung eines Kindes aufhalt oder
gar verhindert, muß mit ſcharfer Strafe belegt
werden. Oefſters konnen jedoch auch hier die Pre—
diger durch zweckmaßige Belehrungen und Ermah
nungen der Policeyobrigkeit den Gebrauch von

Zwangsmitteln erſparen s).

Fur
o) Frank a. a. D. S. 331.
p) S. z. E. Verordn. des Magiſtrats zu Ulm v.

1740. Srank a. a. O. S. 387. Note Wir—
tembera. Medicinalordn. v. 1755. Tit. 4. 9. 9.
Oeſterreich. Verordn. v. 1757. SFrank a. a. O.
S. 385. Note

q) Sachſen-Gothaiſche Hebammenordn. Scherf
Beytr. V. Samml. 1. S. 117. Hildesheim. Med.
Ordn. Kap. 5. hF. 17. Vergl. Scherf Archiv l. 77.
Cippiſche Med, Ordn. Abſchn. 2. Kap. i19. J. y.
Srankfurt. Hebammenordn. Cap. 11. Verordn.
des Ratbs der Reichsſt. Frankfurt die Erofnung
des Leichnams der Schwangern,betr. 1786. mit
Anmerkungen in Scherfs Archiv V. 245. f.

r) Beyſpiele ſ. Frank a. a. O. S. 90. Note
s) “Die Prediger werden es ſich von ſelbſt zur Pflicht

halten, die Anwendung dieſes fur die Menſchheit
un—
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Fur die Kindbetterinnen hat der Diatetiker
manche Forderungen, deren Befriedigung er, we—
nigſtens zum Theil, von der Sanitatspolicey er
warten kann ti). Dieſe muß die Kindbetterinnen
vor allen Dingen gegen die nicht ſelten gefahrliche
Vorſorge der Hebammen, Gevatterinnen, Nach—
barinnen und Freundinnen in Schutz nehmen.

Gie muß nicht zugeben, daß ein anderer, als der
Arzt, Arzneyen anrathe; ſie muß die ſogenann—

ten Hausmittel ſo qanz verdachtig, als ſie es wirk—
lich verdienen, zu machen und uberhaupt der ſo

gewohnlichen Quackſalberey am Wochenbette auf

jede Weiſe zu ſteuern ſuchen u). Auch muß ſie
dafur Sorge tragen, daß eine jede Kindbetterinn
gegen Schrecken, Furcht und Verdruß ſo viel
moglich bewahrt werde, und in dieſer Hinſicht
hauptfachlich auch den Hebamnten die nothige Vor

ſſhrift ertheilen v). Die fruhen Kindtaufſchmauſe

L5— ſoll

v

unumganglich nothigen Rettungsmittels nach allenKraften zu unterſturen“. Hildesheim. Medici— ſſ,
nalordn. Kap. 5. ſ. 17.

t) Srank a. a. O. S. 6a2. f. J

u) Jn mehreren Hebammenordnungen iſt den Heb—
ammen befohlen, auch  wahrend dem Wo—
chenbette alles Anrathens und Verſchreibens von

J

Curen und Arzneyen ſich zu enthalten, was jedoch
in Ruckſicht auf Orte, die vom Arzte entfernt
ſind, billig mit einigen Unterſchied zu verſtehen
iſt. Einen zweckmaßigen Vorſchlag hieruber ſ.

Sccherfs Archiv.l. 79. Note v.

v) S. z. E. Badiſche Hebammenordn. ſ. 15.: unnn
u!eDie Hebamme ſoll die an dem Kinde etwa wahr nrsgenommenen Fehler zur Vermeidung des Schre— un

ckens nicht ſogleich der Mutter, ſondern einen aun
Anverwandten entdecken'.
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ſollten billig eben ſo gut abgeſtellt werden, wie es
an manchen Orten mit den verſchwenderiſchen
geſchehen iſt w). Die Speiſen, die Gevatterin
nen und Nachbarinnen der Wochnerin zu ſchicken
pflegen, ſollten wenigſtens ein den diatetiſchen Grund
ſatzen gemaßes Regulativ erhalten x). Die Kiud
bettbeſuche muß die Sanitatspoliceh zu vermin
dern y), ſo wie das zu fruhe Ausgehen der Woch
nerinnen 27) zu verhindern ſuchen.

Auch fur die neugebornen Kinder und die
Gefahren, die ihnen gleich bey ihrem Eintritte in
die Welt drohen, fordert der menſchenfreundliche
Arzt die Aufmerkſamkeit der Sanitatspolicey a).

Er
9

w) Frank a. a. O. S. 6a7.
x) Ein abſolutes Verbot wurde in vielen Fallen un

billig und hart ſeyn, auch eben deßwegen nicht
befolgt werden. Frank (a. a. O. S. ö49) glaubt
im Badiſchen ſeyen dieſe ſogenannten Kindbetter—
ſuppen abgeſtellt; es ſind aber in dem von ihm

angefuhrten Geſetze die Kindtaufſchmauſe gemeint.
Die Nurnbergiſche Hochzeit- Kindtauf- und
Leichenordn. v. 1619 und die erneuerte Kindtauf—

ordn. v. 1652 verbietet die Geſchenke von Koppen,
Hunern, Wein 2c. die wahrend des Kindbettes
gemacht zu werden pflegen.

y) Srantk a. a. O. S. 654. f. Durch ein Nurn
bergiſches Geſetz v. 1625. und durch die Naſſau—
Katzenellenbogiſche Policeyordn. v. 1613 ſind dergl.
Beſuche ſehr eingeſchrankt, damit die Kindbetterin
bey Ruhe moge gelaſſen werden.

2) Frank a. a. O. S. 671 f.
2) Frank med. Policey B. 2. Abthl. 2. Von ver

ſchiedenen Gegenſtanden, welche bis gegen das ſie—
bente Jahr des menſchlichen Alters, auf das Le—

ben,
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Er verlangt, daß ſie die Rettung der Kin—
der, welche dem Scheine nach tod zur Welt kom
men, ſichere und befordere; fur die zweckmaßige
Behandlung der neugebornen Kinder Sorge tra—
ge b), und beſonders manchen unter den Hebam
men in dieſer Hinſicht eingeriſſenen Mißbrauchen
und ubeln Gewohnheiten ſteure; Kinder, die man
fur Mißgeburten halt oder die wirklich als ſolche
zu betrachten ſind, gegen willkuhrliche Behand—
lung ſchutze; die mancherley Gefahren, welche Un—

achtſamkeit, Nachlaſſigkeit und Unwiſſenheit der
Eltern und Warterinnen dem Leben und der Ge—

ſundheit der Kinder droht abzuwenden ſuche
haupt

ben, auf die phyſiſche Erziehung und auf die gute

Leibesbeſchaffenheit der Kinder, einen der Policey—
aufſicht wurdigen Einfluß haben. Manche
Forderungen, die an die niedieiniſche Policey ge—
macht werden, muß dieſe freylich, wenn ſie nicht
beynahe fur jeden Schritr eine beſondere Verord—

nuuung geben will, der Sorgfalt der Aerzte und der
eigenen Aufmerkſamkeit der Hausvater und Haus—
mutter uberlaſſen. Es werden daher hier nur die
Puncte bemerkt, wo die Sanitatspolicey wirklich
etwas thun kann und wo es wenigſtens nicht ganz
an Veyſpielen ihrer Thatigkeit fehlt.

b) Z. E. Sorgfaltige Unterbindung der Nabelſchnur;
Baden und Reinigen der Kinder ec. Dieß alles
gehort mit zu den Gegenſtanden der Hebammen—
ordnungen. Eine beſondere marggrafi. badiſche
Vorſchrift wegen des Unterbindens der Nabelſchnur
v. 18. Jul. 1778. ſ. Frank a. a. O. S. 187. f.
u. Jnhalt der badiſchen Geſetzgebung S. 4oo.

1) Z. E. Erdrucken der Kinder im Bette; uber
maßiges Einwickeln und Wiegen; und dergl.
Vergl. de Hokenthkal de politia pag. 89. Srank

a. a. O. S. 206. f.
un; Auch ſollte die Sanitatspolicey mehr, als aet

wohnlich geſchieht, auf die Gefahr der Erkal
tung
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hauptſachlich aber darauf ſehe, daß ihnen die
von der Natur ſelbſt fur ſie beſtinmmte Nahrung
nicht muthwillig entzogen, oder doch, wenn ſie
ihnen von der Mutter nicht gereicht werden kann,

durch die Ungeſundheit ihrer Stellvertreterinnen
nicht zu Gift werbe c).

Jn den meiſten der angefuhrten Falle muß
die Sanitatspoliceh durch zweckmaßigen Unterricht,
durch beſtimmte und vollſtandige Belehrungen,
durch genaue Aufſicht der Geburtshelfer und Aerzte
die gerugten Mißbrauche und boſe Gewohnheiten,
die haufig durch die Vorurtheile der Wochnerinnen

und ihrer Angehorigen beauuſtigt werden, abzu—
ſtellen ſuchen. Grobe Nachlaſſigkeit und pflicht
widriges Benehmen muß ſie mit unerbittlicher
Streuge ahnden.

1

Kinder, welche tod geboren zu ſeyn ſcheinen,
durfen nie ohne zweckmaßige Rettungsverſuche,
und wenn es moglich iſt, nicht ohne Zuziehung ei—
nes approbirten Arztes ihrem Schickſal uberlaſſen

wer

tung bey der Taufe (Franka. a. O. S. 215 f.),
aufmerkſam, ſeyn. Jm Furſtenthum Bayreuth
iſt. neuerlich (14. Febr. 1798), verordnet worden,
daß man die neugebornen Kinder im Winter nicht
zu fruh in der Kirche taufen, ſondern dieſe Hand—

Jlung entweder im Hauſe vornehmen laſſen, oder
damit etwa vierzehn Taae nach der Geburt nach-
warten ſoll. Henke Archiv f. d. n. Kirchenge—
ſchichte B. 6. St. 2. S. 373.

o) Srank a. a. O. Abſchn. 2. u. 3.



Recht der Geſundheitspolicey. 173

werden d). Wenn Leibesſruchte, die gar keine
menſchliche Geſtalt zu haben ſcheinen, lebendig zur
Welt kommen; ſo durfen dennoch weder die Eltern

uoch die Hebamme ſie eigenmachtig fortſchaffen,
ſondern der Vorfall muß der Obrigkeit angezeigt
werden e).

Bequemlichkeit, und, unter den weniger ge—
bildeten Volksclaſſen ein lacherliches Vorurtheil“),
haben es beynahe zur allgemeinen Sitte gemacht,
daß die Sauglinge von den Muttern oder Sau—
geammen in das Bett genommen und da in die
allerdings nicht geringe Gefahr des Erdruckens
oder Erſtickens geſetzt werden i). Das eanoni
ſche Recht warnt deßwegen die Eltern und belegt

ihre

d) Dieß muß hauptſachlich durch zweckmaßige Au
weiſung  der Hebammen geſchehen ſ. z. E. Badi—
ſche Hebammenordnung 9J. 16. 17. Lippiſche
Hebammenordn. Abſchn. 2. Cap. 19. ſ. 8. Cap.
21. J. 13. Hilder heim. Hebammenordn. Cap. 5.
J. 17. Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20. ſ. 713.
Sollte die Hebamme hierinn nachlaſſig ſeyn und
der Prediger oder Kuſter davon Nachricht erhal—
ten, ſo iſt er verpflichtet der Obrigkeit davon An
zeige zu machen. Daſ. h. 714.

e) Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20. ſ. 716. 717Badiſche Verordn. hieruber ſ. Gerſtlacher
Samml. J. 517. 518. Hebammenordn. h. 11.
Lippiſche Hebammenordun. Abſchn. 2. Kap. 21.
g. 14. Fiſcher Cameral- und Policeyrecht l. z3.

So lang das Kind nicht getauft ſey, ſtehe es un
ter der Gewalt des Teufels und ſeiner Genoſſen,
der Hexen u. ſ. w. die ihm jedoch nichts anhaben
konnen, wenn es bey der Mutter im Bette ſey.

ſ) Frank a. a. O. S. 205.
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ihre Unvorſichtigkeit mit einer kirchlichen Strafe g).
Neuere Landes-Policeygeſetze ſuchen alle Gefahr
durch ein Strafverbot zu eutfernen h).

Das Selbſtſtillen iſt Pflicht jeder geſunden
Mutter; aber nur wenige Geſetze nehmen das
hulfloſe Kind gegen die Verkehrtheit der pflicht—
vergeſſenen Mutter in Schutz. Au die Zeit der
Entwohnung bedarf einer geſetzlichen Vorſchrift,
da die Gemachlichkeit der Mutter ſie ofters zu fruh
eintreten laßtt 1). Fur den doch nicht ſeltenen
Fall, daß das Selbſtſtillen nicht moglich iſt, muß

die

5) c. 3. X. de his, qui filios occiderunt.

h) Churpfalz. Verbot v. 1768. ſ. Frank a. a. O.
S. 20o8. Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. ao. J. 733.
379.: *Mutter und Ammen ſollen Kinder unter

zwey Jahren bey Nachtzeit nicht in ihre Betten
nehmen und bey ſich oder andern ſchlaſen laſſen.
Die ſolches thun, haben nach Bewandniß der Um
ſtande und der dabey obwaltenden Gefahr, Ge
fangnißſtrafe oder korperliche Zuchtigung ver
wirkt“. SEs ſind jedoch gegen ein ſolches un
vedingtes Verbot ſehr erhebliche Erinnerungen ge
macht worden, ſ. Scherfs Beytrage lV Samml. 2.
S. 13 f. Die bisher bekannten Sicherungsma—
ſchinen, der florentiniſche areueeio, der Hambur—
giſche Kinderwachter rc. ſind weder bequem genug
noch uberall anwendbar befunden worden.

i) Das preuſſiſche Landrecht verordnet (Thl. 2.
Tit. 2. C. 67. 68. 69.): “Eine geſunde Mutter
iſt ihr Kind ſelbſt zu ſaugen verpflichtet. Wie
lang ſie aber dem Kinde die Bruſt reichen ſoll,
hangt von der Beſtimmung des Vaters ab. Doch
muß dieſer, wenn die Geſundheit der Mutter oder
des Kindes unter ſeiner Beſtimmung leiden wurde,
dem Gutachten der Sachverſtandigen ſich unter
werfen“.
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die Sauitatspolicey fur geſunde und taugliche Saug n
ammen Sorge tragen k). ſ

Die Geſundheit der fruhern Jugend ver-X. j

dient um ſo mehr die volle Aufmerkſamkeit der 1

Sanitatspolicey, je mannigfaltiger die Gefahren
ſind, welche derſelben drohen, je wichtiger ihre
Erhaltung fur das ganze kunftige Leben iſt, und 1

je großer auf ſie der Einfluß nicht nur vieler all
1

gemeinen Gewohnheiten, ſondern ſogar mancher
J

offentlichen Anſtalten iſt und je wirkſamer man
ch ih droh d Gaiahr durch ger i ſch ftlicher r en enne nen a t IVorkehrungen vorgebeugt werden kann.

III

Mit Recht fordert die Sanitatspoliceh, daß
kleinere Kinder nicht ohne alle Aufſicht allein ge—

inmi
laſſen werden, weil ſchon dadurch allein eine furch
terliche Menge korperlicher Gebrechen und gefahr—
licher Verletzungen nnd Krankheiten veranlaßt
wird, und wenn gleich die Armuth der Eltern nicht

ſelten ein großes Hinderniß iſt; ſo laſſen ſich doch
Mittel auffinden, wodurch ein ſo weſentlicher Man
gel wenigſtens zum Theil gehoben werden kann l).

Auf die Warterinnen der Kinder muß die
Sanitatspolicey gleichfalls ihr Augenmerk richten
und. insbeſondere dafur ſorgen, daß keine zu junge
und zu ſchwache Perſonen dazu genommen m),
daß muthwillige Vernachlaſſigungen der ihnen an

vertrauten Kinder nachdrucklich geahndet und vora
zuge

x) Srank a. a. O. S. 373. f.

h Frank a. a. O. S. aas f. ſ

m) Daſelbſt S. a39.

J i
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zuglich diejenigen, welche die den Kindern zuge—
ſtoßenen Unalüucksfalle boshaſt verſchweigen, mit
ſcharfer Strafe belegt werden n).

Ein ſehr gewohnliches Hulfsmittel mancher
Erzieher, die Kinder durch Schrecken zum Gehor—

ſam zu bringen, kanu freylich die Sanitatspoliceh
nur durch langſam würkende Belehrung verhindern;
ſie kann und muß aber das, was offentlich geſchieht,

verbieten. Die Gewohnheit, die noch hin und
wieder beſonders auf dem Lande herrſcht, die Kin—

der zu gewiſſen Zeiten durch abentheuerliche Ver—
mummungen in Furcht und Schrecken zu ſetzen,
iſt bekannt. Sie widerſpricht ſowohl dem Zweck
der Sanitats-als auch dem der Sittenpolicey,
und iſt daher in den meiſten Landern, wie billig,
bey ſcharfer Strafe verboten o).

Jn Anſehung der Kinderkrankheiten herrſchen
uunter den weniger gebildeten Volksclaſſen die ge—
fahrlichſten Vorurtheile, deren unglucklichen Wir

kungen theils die allgemeinen Vorkehrungen gegen
Quackſalbereyen, Wundercuren u. ſ. w. entgegen
geſetzt werden muſſen, theils durch zweckmaßige
Belehrungen in Calendern und andern Schriften,

welche in die Hande des Volkes kommen, vorge—

beugt werden muß Auch
n) Daſelbſt S. 240. Sehr zweckmaßig ſcheint der

Vorſchlag zu ſeyn, Dienſtboten, die eine ſonſt
nicht ſo leicht bemerkbare Beſchadigung eines Kin—
des ſogleich anzeigen, nicht mit Harte zu behan
deln, ſelbſt wenn ihr Verſehen daran Schuld
ware.

o) Daſ. S. 242. fAm meiſten wurden hier die Religionslehrer thun

konnen, wenn ſie von Zeit zu Zeit Gegenſtande dieſer
Art fur ihre Vortrage wahlten.
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Auch muß die Sanitatspolicey die Nachtheile
zu heben ſuchen, welche mit den offentlichen Un—
terrichtsanſtalten fur die Geſundheit der Jugend
verbunden ſeyn konnen. Sie muß die Strenge
der Unterrichtspolicey, die oft in zu fruher Jugend
die Kinder in die Schule banut und bey der Feſt—
ſetzung der Lehrſtunden nicht ſelten die diatetiſchen
Regeln vergißt p), mildern. Sie iſt verbunden
fur die der Geſundheit der Jugend gemaße Ein
richtung der Schulgebaude zu ſorgen q), indem es
widerrechtlich iſt, das Beſuchen der Schulen zu er—
zwingen, ſo lang es nicht gefahrlos fur die Ge—
ſundheit iſt und an wie vielen Orten iſt dieß der

Faall? Die Grauſamkeit und Harte mancher Schul
ſtrafen darf der Aufmerkſamkeit der Sanitatspoli
cey um ſo weniger entgehen, je haufiger die damit
verbundene Gefahr durch uble Laune oder Rohheit
der Lehrer noch erhohet wird r). Die philanthro—
piſche Erziehungsweiſe hat zwar hierinn manches
gemildert; allein in viele Schulſtuben hat ſie doch
den Weg noch nicht gefunden, und fur dieſe ſind
zweckmaßige Vorſchriften ſehr nothig. Eine chur
pfalziſche Verordnung befiehlt den Schullehrern
bey Caſſationsſtrafe die Schulkinder weder mit
Stocken noch mit Fauſten, ſondern allein mit
Worten, und, wo es nothig ware, mit Ruthen
zu beſtrafen s). Eine ahnliche Vorſchrift iſt auch
den badiſchen Schullehrern ertheilt und ihnen zu

gleich

p) Daſ. S. 332. f.
 Daſ. S. 566. f.

r) Daſ. S. 580. f.
5s) Daſ. S. 585. 53386.

v. Bergs Policeyr. Ch. M



178 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.
gleich aufgegeben, die der Geſundheit nachtheiligen
Beſtrafungsarten wie z. E. das Knien auf ſpitzi
gen Holze, uberhaupt zu vermeiden M.

Ein Hauptgegenſtand der Sorafalt der Sa
nitatspolicey fur die Geſundheit der fruhern Ju
gend iſt die Verminderung der mit den Kiuder—
krankheiten m) und vorzuglich mit den Kinder
blattern verbundenen Gefahren.

Dieſe morderiſche Kraukheit wird zwar jetzt
durch eine Geſellſchaft wohlmeinender Manner mit
Fenereifer verſolgt u), und, ſollte nian auch bey
ganz kalter Prufung einen vollig glucklichen Er
folg nicht zu hoffen wagen; ſo verdienen doch ihre
Bemuhungen Achtung und Unterſtutzung. Allein
ſo lang die Pockennoth noch nicht von uns genom

men iſt (und wie lang wird es damit noch wah—
ren?); ſo muß die Sanitatspoliceh die mancher—
ley Fehler und Vernachlaſſigungen, welche bey
der Behandlung der Blatternkranken, beſonders
auf dem Lande, nur allzu gewohnlich ſind, zu ver
huten ſuchen. Und in dieſer Hiuſicht ſind zweck
maßig abgefaßte Belehrungen, wie ſie in verſchie—
denen Landern offentlich bekannt gemacht worden
ſind v), gewiß von großem Nutzen, wenn es nur

nicht
t) Gerſtlacher Samml. J. 276.
uj S. z. E. Publicandum der Herzogl. Sachſen

Weimariſchen Policeydirection, den Keichhuſten
betreffend v. 12. Febr. 1787. in Scherfs Archiv
VI. 132.

u) S. Junker Archiv fur Aerzte rc. wider die
Pockennoth. Leipz. 1796. f.

v) z. E. Vorſchlage des churſachſiſchen Sanitats
collegii, 1772 durch den Druck bekannt gemacht.

Schmie
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nicht ganz an der nothigen Aufſicht wegen ihrer
Beſolgung fehlt, und dadurch die Meinung, daß
nun der Arzt wohl entbehrt werden konne, auf
keine, auch nicht auf die entfernteſte Weiſe begun

ſtigt wird.

Als ein Hauptmittel zur Verminderung der
mit der Blatternkrankheit verbundenen Gefahren
wird die Einimpfung der Blattern betrachtet. Jſt
aber dieſe uberhaupt erlaubt und darf ſie die Sa
nitatspolicey begunſtigen? oder iſt nicht vielmehr
die Sicherheitspolicey verpflichtet, die hulſloſen
Kinder geagen die willkuhrliche Verfuaung der El—
tern in Schutz zu nehmen? Dieſe ganz neuerlich
in einem offentlichen Blatte zur Sprache gebrachte
Frage ſcheint alsdann keiuen großzen Schwierig—
keiten unterworfen zu ſeyn, wenn man die Allge—
meinheit der naturlichen Blattern und die weit
geringere Gefahrlichkeit der kunſtlichen als erwieſen
annehmen darf und daruber iſt wohl jetzt kein Zwei
fel mehr. Stnud uun diejenigen, welche die Blat
ternkrankheit mit hochſter Wahrſcheinlichkeit zu be
ſorgen haben, verbunden, die geringere Gefahr
zu wahlen; ſo ſind in Anſehung derer unter ih—
nen, welche ſich nicht ſelbſt rathen konnen, die
Eltern und alle, die die Stelle derſelben vertreten,
wohl befugt, fur ſie das Beſte zu wahlen. Un

ter

Schmieder 1I. 863 f. Marggraſt. Badenſche
Vorſchrift, die an den Blattern liegenden Kran—

ken zu behandeln. Gerſtlacher Samml. J. 329.
Fur denſelben Zweckwerden auch die Struve'ſchen
Noths- und Hulfstafeln zur Verminderung des
Pockenelends empfohlen.

e

M 2
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ter dieſer Vorausſetzung darf denn auch die Sani—
tatspolicey die Blatterneinimpfung bedunſti—
gen w)z ob ſie ſie gleich, ſo lang ſie nicht als
vollkommenes Sicherheitsmittel fur Alle aner—
kannt iſt, nicht befehlen darf x).

Eine ganz verſchiedene Frage iſt hingegen
die: darf die Pockeneinimpfung durch die Sani
tatspolicey auch auſſer einer Blatternepidemie er

laubt werden? Die Meinungen daruber ſind ſehr
getheilt und manche Aerzte, eingenommen fur die
Jnoculation, wollten die hier eintretende wichtige
Rechtsfrage mit Verachtung wegwerfen, und die
Entſcheidung nach mediciniſcher Conveunienz ſich
allein zueignen y). Man wollte ein Verbot der
Jnoeulation auſſer einer Epidemie, als einen Ein
griff in die naturlichen, angebornen Rechte der

Bur

w) E. F. weinland: die Vortheile, welche der
Staat durch die Einfuhrung des Blatterbelzens
erlangt, qus Staatsgrunden betrachtet. Zelle
1770.

x) Was im Badiſchen zur Beforderung der Jnocu
lation aeſchehen iſt (um ſie den Unterthanen
annehnilich und mit Ueberwindumg aller dagegen
ſtreitenden Vorurtheile nach und nach im Lande
allgemein zu machen) ſ. Gerſtlacher J. 527.
Konigl. preuſſiſches Edict zur Beforderuug der
Pockenimpfung v. 22. Dec. 1789. Scherfs Bey—
trage 11I1I. Samml. 1. S. G2 f.

Y) Vorſchlage zu einem Geſetze uber die Pockenein
impfung, mit ziemlich ubler Laune gegen die ju—
riſtiſchen Policeycollegien, von dem beruhmten
C. e. Hoffmann ſ. in Scherfs Beytragen VI.
Samml. 2. S. 137. f.
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Burger betrachten 2z). Jndeſſen ſind die Aerzte
daruber einig, daß die kunſtlichen Blattern an—
ſteckend ſeyen; daß durch ſie eine Epidemie
verbreitet werden konne; daß deßmegen beh
der Jnoculation dagegen die ſtrengſte Vorſicht
gebraucht werden muſſe, und daß dennoch vollige
Sicherheit nicht mit Zuverlaſſigkeit verſpro
chen werden konne. Nach dieſen von den Kunſt—
verſtandigen gegebenen Satzen muß nun der Rechts
gelehrte entſcheiden, und darnach heißt nun die
Frage ſo: Darf jemand in einen Ort die Blat—
ternepidemie nach Belieben bringen? Die vernei—

nende Antwort bedarf wohl keines Beweiſes und
auch ohne beſonderes Geſetz, hat unſtreitig jeder
Einwohner ein wohlgegrundetes Widerſpruchs
recht. Ein ausdruckliches Verbot kaun alſo um

ſo weniger Bedenken finden a).

Die Geſuudheit der Staatsburger iſt endlich xI.

auch mancherley Gefahren ausgeſetzt, die entwe—
der in der boshaften Abſicht, oder doch in der

M 3 Nach
2) Die Hauptarunde ſind zuſammengeſtellt von

Scherf in ſ. Archiv ll. 217 f.2) Auch mehrere Aerzte ſind dieſer Meinung: Heben—
ſtreit, Girtañer, Hufeland ec. u. jetzt auchſScherf,

der wahrheitsliebend und freymuthig ſeine beſſere
„Ueberzeugung bekannt gemacht hat in ſ. Beytra—
gen iV. Samml. 2. S. 111. f. Jm Mun—
ſterſchen ſoll ohne Erlaubniß des geheimen Raths,

nach vorher von dem Collegio medico eingezoge—
nen Gutachten, uberall keine Jnoculation vorge—
nommen werden. Dieſe Einſtchrankung ſcheint
doch zu weit zu gehen. Verhandlungen des Coil.
med. zu Munſter uber die Zeit zur Einimpfung
der Pocken ſ. Scherfs Beytrage Vl. Samml. 2.
S. 112. f.
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Nachlaſſigkeit und Unvorſichtigkeit Anderer, oder

aber in bloßem Zufalle und nicht ſelten auch in ei—
genem Leichtſinne ihren Grund haben. Gegen
fremde Bosheit, Nachlaſſigkeit und Uuvorſichtig
keit muß die perſonliche Sicherheitspelicey, ſo viel
moglich, ſchutzenb). Den Gefahren letzterer Art
ſucht die Sanitatspoliceh vorzubeugen c).

Bey Volkszuſammenkunften, offentlichen
Feyerlichkeiten u. ſ. w. muſſen ſolche Vorkehrun—
gen getroffen werden, daß weder durch das Ge
drange, noch durch die Geruſte, welche bey ſol—
chen Gelegenheiten aufgefuhrt werden, Schade ge

ſchieht. Die verſchiedenen offentlichen und Privat
gebaude muſſen in gutem Stande erhalten und

nicht ubermaßig belaſtiget; Bildſaulen, Sta
tuen, Schilder und Laternen an den Hauſern
muſſen von Zeit zu Zeit nnterſucht werden, ob ſie
ordentlich befeſtiget ſind. Kellerthuren muſſen ge
horig verwahrt ſeyhn. Dem Herabſturzen der
Fenſterloaden, der Dachziegel, des aufthauenden
Schnees muß vorgebeugt werden. Manchem Un
aluck, zum Theil ſelbſt der Unſicherheit kann in den
Stadten durch nachtiiche Beleuchtung vorgebeugt

werden. Thore, Brucken ec. muſſen mit großer Sorg
falt unterhalten werden. Stein-Sandzund Lehmgru
ben muſſen durch die Aufſicht und Vorſorge der Poli
cey ſo eingerichtet werden, daß die Arbeiter gegen Be
ſchadigungen moglichſt geſichert ſind. Alle gefahr—

liche Tiefen muſſen ſorgfaltig verwahrt werden,
und mit doppelter Sorgfalt in dem Fälle, wenn
mit Hinabſturzen noch beſondere Gefahren ver—

bunden ſind, z. E. Abgrunde an Fluſſen. Bey
be

b) Thl. 1. G. 296 f.
c) S. Frank med. Policey Band 4.
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betrachtlichen Anhohen muſſen die Fuhrleute an
die nothige Vorſicht erinnert werden d). Oef
fentliche Fuhrwerke muſſen in Ruckſicht auf ihre
Feſtigkeit bisweilen unterſucht werden u. d. m. e).

Bey Gefahren, die von naturlichen Ereigniſ—
ſen, z. E. Gewittern und Erdbeben zu beſorgen
ſind k); bey Feuer-und Waſſersgefahren inuß
insbeſondere auch fur die Verhutung korperlicher
Verletzungen Sorge aetragen werden g). Das
Baden in Fluſſen muß unter Aufſicht und An—
leitung der Sanitatspolicey aeſchehen h). Am
zweckmaßigſten iſt es, wenn dieſe fur bequeme und

ſichere Badeplatze Sorge tragt.

M 4 Spie
q) Jn einigen Landern geſchieht dieß durch offent

liche Anſchlage an den Heerſtraßen, und zwar
nicht blos wegen der Art des Sperrens in Ruck—
ſicht auf die Erhaltung der Wege, ſondern da—
mit dieſes ſelbſt nicht leichtſinniger Weiſe auſſer
Acht gelaſſen werde.

e) ſ. Frank a. a. O. S. Gz. f. Vergl. Thl. J.
S. Z321. f.

f) Srant a. a. O. S. 151.
g) Srank a. a. O. S. 79. f. Da von den Maßre

geln der Policey gegen Unglucksfalle durch Feuer
und Waſſer im allgemeinen gehandelt werden
muß (ſ. unten Hauptſt. 8); ſo werden alsdann
auch diefe Puncte mit beruhrt werden.

b) Verordnungen wegen des Badens  in der Elbe
und Weiſeritz zu Dresden ſ. Schmieder l 319.
Ili. 1258. 1259. Eine ſehr zweckmaßige Leipzi—
ger Verordnung wegen des Badens, mit intereſ—
ſanten Anmerkungen von Scherf in deſſen Bey—
tragen kSamml. 1. S. 59. f. Jn Han
nover werden alle Fruhjahre die beym Baden zu
beobachtenden Voruchiigkeitsregeln offentlich be
kannt gemacht.
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Spiele, die der Geſundheit offenbar gefahr—

lich ſind, oder wodurch Andere, die in der Nahe
ſich befinden oder die vorbeygehen, leicht verletzt
werden konnen, muß die Sanitatspoliceyh nicht
dulden i). Manche an ſich nutzliche ſghmnaſtiſche
Uebungen der Jugend muß ſie wenigſtens durch
Aufſicht und Belehrung leiten und aegen ſchadliche

Uebertreibung bewahren k). Gauckeleyen der
Luftſpringer und Seiltanzer werden am beſten gar
nicht erlaubt h).

Den Verletzungen durch ſchadliche Thiere mußß
durch zweckmaßige Anſtalten und Verordnungen
vorgebeugt werden m). Hier ſind vorzuglich die
Vorbeugungsmittel gegen tolle, wuthitze Hunde
zu bemerken n). Verminderung des Hundehal
tens iſt naturlicher Weiſe das wirkſamſte Mittel,

die

i) Frank a. a. O. S. 129. f.
x) Srank med. Pol. II. 634. f.

h Frank a. a. O. IV. 135. f. K. Friederich ll. v.
Preuſſen verbot alle Spiele und Vorſtellungen,

wobey die Geſundheit und das Leben der Men—
ſchen auf die Spitze geſetzt wird, mit dem Anhang:

«“Wollen ſich dergleichen Leute den Hals brechen;
ſo konnen Wir ſolches in fremden Landen zwar
nicht verhindern; in Unſern eigenen Provinzen
hingegen verſtattet Unſere Menſchenliebe und Un—
ſere landesvaterliche Vorſorge fur das Leben und
fur das Wohl Unſerer Unterthanen nicht, dazu
Gelegeuheit zu geben“.

m) Srank a. a. O. SG. 244. f.
n) Daſ. S. 283. f. Eine Reihe von Schriften ſ.

Daniel Bibliothek der Staatsarzneykunde S. 197
207.
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die Gefahr ſelbſt zu vermindern o). Das freye
Umherlaufen der Hunde, beſonders zu der Zeit,
wo die Hundswuth gewohnlich ausbricht, muß
bey Strafe und Verluſt des Hundes, den der her—
umgehende Waſenmeiſter zu erſchlagen befugt iſt,
verboten werden p). Kranke Hunde muſſen mit
großter Vorſichi behandelt und bey einigem Ver—
dacht der Tollheit, wenn durch ſie noch niemand
verletzt iſt, ſogleich getodtet werden. Jſt Jemand
verletzt; ſo ſſt theils zur Beruhigung theils
zur ſicheren Behandlung deſſelben eine vollig ge—
naue Unterſucchung der Krankheit des Hundes zu
veranſtalten. Ein der Wuth verdachtiger oder
wirklich wuthiger Hund, der ſich irgendwo losge—

riſſen hat, muß ſchleunig verfolgt und die ganze
Nachbarſchaft muß zugleich davon benachrichtiget

werden. Der getodtete Hund muß mit Vorſicht
verſcharrt; alles worauf er gelegen, oder was er
beruhrt hat, muß verbrannt werden. Jn dieſen
Puncten ſtimmen die zahlreichen Policeyaeſetze uber

die Hundswuth mehr eder weniger uberein q).

M 5 Be—
o)- Verordnungen hieruber ſ. Thl. 1.“ S. z22. Note f.

Vergl. Frank a. a. O. S. 336 f.
p) Eine Menge Geſetze daruber ſ. Frank a. a. O.

S. 343.
q) Churſachſ. Verordn. v. 1782. Wirtemberg.

v. 1782. Furſtl. Speyeriſche v. 1779. K. K.
Verordn. fur die Grafſchaft Hohenberg v. 1782.
Reichsſtadt Frankfurtiſche v. 1780. untereinan—
der verglichen in Scherfs Archiv l. 151. f. ll.
253. f. Pfalz- Sulzbachiſche Verordn. v. 1784.
Daſelbſt V so f. Reichsſtadt Augsburgiſche v.
1786. Daſ. S. 95. f. Medicinalunterricht des
Furſt. Lipptſchen Coll. med. v. i790o. Scherfs

Bey—



1856 Buch III. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.

Befriedigende Vorbeugungsmittel gegen dieſe ſo
gefahrliche Krankheit ſind noch nicht aufgefundenr).

Das in ſehr vielen Policeygeſetzen vorgeſchriebene
Schnelden des Tollwurms wird beynahe allgemein
fur unbedeutend und unwirkſam erklart s5).

Die churbraunſchweigiſchen Geſetze ver
ordnen, daß allen Hunden durch die dazu beſtellten

Leute

Beytr. III. Samml. 1. S. 1. f. Lippiſche Ver
ordn. v. 1791. Daſ. IV. Samml. S. 1. f.
Churſachſ. Mand. wegen des Hundehaltens und
des churfurſtl. Sachſiſchen Santtatscollegii An
weiſung fur angehende Aerzte und Wundarzte,
wie ſie ſich bey Perſonen, welche von wuthenden
Hunden und andern dergleichen Thieren gebiſſen
werden, in Anſehung der innerlichen und auſſer—
lichen Behandlung zn verhalten haben v. 1796.
Daſelbſt Vll. Samml. 1. S. 1. f. Aeltere
churſachſ. Verordn. ſ. Schmieder ll. g21. 833.
838. 8qe. f. Ili. 1401.Jf.

r) Vergl. uber die Policeyverfugungen wegen der
tollen Hunde; Journal v. u. f. Teutſchl. 1786.
St. 11. Scherfs Archiv Vl. 76. f. vorzuglich
aber: Joh. Fried. Sand Vorſchlage zur Verbeſ—
ſerung der allgem. Policeygeſetze, wodurch die
Wuth der Hunde wo nicht ganz ausgerottet, doch
wenigſtens auſſerſt ſelten gemacht werden kann
Erl. 1797. Der Hauptvorſchlag geht dahin:
1. daß Niemand ohne obrigkeitl. Erlaubniß einen
Hund halte, 2. daß Jeder ſorgfaltig auf ſeinen
Hund achte und weun er doch wuthend wird, und
Menſchen oder Vieh verletzt, mit Geld oder Ge—
fangniß beſtraft werde.

1) S. Frank a. a. O. S. 351. und die dort angef.
Schriften. Vergl. Thatſachen, den Nutzen des
Tollwurmſchneidens bey Hunden betreffend; in
Scherfs Archiv VI. 47. f. Sie ſind pro und
contra.
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Leute der Tollwurm genommen, und, ob dieſes
geſchehen ſen, jahrlich einmahl nachgeſehen er—
den ſoll. Wird ein Hund toll, bey welchem dieſe

Vorſicht nicht beobachtet iſt; ſo iſt der Eigenthu—
mer deſſelben nicht nur mit einer anſehnlichen Geld
oder Leibesſtrafe zu belegen, ſondern auch zum Er
ſatze des durch den Hund verurſachten Schadens
anzuhalten t).

t) Verordn. v. 7. Aug. 1733. und v. 6. Aug. 1766.
Willich Ausz. lIll. 275 f.

Dritte
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 ò

Dritte Abtheilung.

Kecht der Medicinalpolicey.

J. Sorge fur die Benutzung der Medicinalanſtalten.
II. Vorkehrungen gegen Quackſalber, Arcana und Wundercu
ren. 1u. Vorkehrungen bey epidemiſchen und andern anſtecken
den Kraukheiten. tv. v. Anſtalten zur Rettnug verungluckter
und leblosſcheinender Perſonen. VI. Schlußbemerkung.

8Vie Nedicinalpolicey hat es mit den bereits
vorhandenen Krankheiten zu thun, deren Heilung
ſie zu befordern und deren Ausbreitung ſie zu ver
hindern ſucht.

Jhre erſte Sorge muß dahin gehen, daß die
zum allgemeinen Beſten getroffenen Auſtalten fur
die Erhaltung und Wiederherſtellung der Geſund
heit zweckmaßig benußt werden; und daß nicht
bey Quackſalbern und verdachtigen geheimen Mit—
teln Hulfe geſucht werde.

Der Medlcinalpoliceh bleibt jedoch in der
Regel nichts übrig, als ihren bereitwilligen Beys
ſtand anzubieten; da es eines Theils nicht er
laubt, andern Theils nicht moglich iſt, ſie dem
Kranken wider ſeinen Willen aufzudringen.
Muthwillige Vernachlaſſigung der Geſundheit iſt
zwar die Medicinalpolicey zu dulden nicht ſchuldig;

aber daraus folgt nicht, daß ſie die Wahl der
Mittel vorzuſchreiben und die Beuutzung der von

ihr
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ihr getroffenen Anſtalten zu erzwingen berechti—

get iſt.

Nur iu drey Fallen kann Zwang rechtmaßig
ſtatt finden: 1. wenn ein hulfloſer Kranker fur ſich
ſelbſt zu ſorgen auſſer Stand iſt; 2. wenn die
GSicherſtellung der ubrigen Mitburger aegen An
ſteckung unmittelbare Vorkehrungen der Sanitats

policey nothwendig macht, und J. wenn der Hei—
lung eines ausgebreiteten, wenn gleich nicht an
ſteckenden Uebels*), blos Eigenſinn, Gleichgul—
tigkeit oder Bequemlichkeit derer eutgegenſteht, die

datmit behaftet oder doch demſelben am leichteſten

ausgeſetzt ſind u).

Der gebildetere Theil des Volks bedarf ſel—
ten eines Antriebs der Medicinalpolicey, um in
kranklichen Umſtanden ſchleunig und eifrig medici—
niſche Hulfe zu ſuchen; vielleicht geſchieht hier eher
zu viel, als zu wenig. Und dennoch hat auch, hier

die Medicinalpolicey mit manchem Hinderniß zu
kampfen. Das hauptſachlichſte iſt wohl eine

hochſt

v) z. E. Kropfe, Bruche, Ausſchlage c. die gewiſ-
ſen Gegenden mehr, als andern eigen ſind und

deßwegen die beſondere Aufmerkſamkeit der Medi—
xinalpolicey verdienen, hauptſachlich um dergl.
Uebeln vorzubeugen. Die Befolgung der dahin

abzweckenden Vorichriften, die auch auf Unterlaſ—
ſung mancher ſolche Uebel begunſtigenden Gewohn—
heiten gerichtet ſeyn muſſen, ſcheint um ſo mehr
rechtmaßiger Gegenſtand eines Gebotes zu ſeyn,
da bey dem großeren Theile des Publicums, wor—
auf hier hauptſachlich gewirkt werden mußte, bloße
Rathſchlage ohne Wirkung ſeyn wurden.

u) ſ. oben S. 6a. f.
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hochſt unvollkommene Aufklarung uber Gegenſtande

der Heilkunſt; eine ſonderbare Miſchung von Zu
trauen zu der wahren Heilkunſt und zu Wunder—
cnren, Univerſalmitteln und Arcanis aller Art*).
Was iſt hier zu thun? Die Wahrheit laut und
oft ſagen, und nicht ermuden. Da aber, wo die
Geſetze entſcheiden, nach ihrer Vorſchrift verfah

ren, ohne Anſehen der Perſon.

Hilft bey dem gebildetern Publicum der Un
terricht nicht, der von Jugend auf nicht fehlt, wie
viel kann man von ihm fur die minder gebildeten
Volksclaſſen erwarten? Ganz ohne Wirkung wird
er jedech nie ſeyn, und die Verbreitung popularer
Schriften **J, tie Ausſtreuung vernuuftiger

Grund

Es bedarf wohl keiner Erinnerung an Caglio—
ſtro und Conſorten, an den beruchtigten Ge—
ſundheitstrank fur Schwangere, an den Böh
miſchen Liquor, u. ſ. w. alterer Scandale nicht
zu gedenken. Leute von Erziehung und Bil—
dung berechtigen doch zu der billigen Erwartung,
daß ſie ihre Geſundheit und ihr Leben an kein Ar—

ccrnium ſetzen, das ſchon, weil es geheim iſt, ver—
dachtig ſeyn muß. Nath es ihnen ihr bekannter,
gepruſter Arzt; ſo durfen ſie vorausſetzen, daß
er weiß, was daran iſt. Weiß er das nicht;
ſo handelt er gewiſſenlos, wenn er es empyſiehlt.
Auf fremden Credit hin, muß niemand Arzney ge—
ben oder nehmen, deren Beſtandtheile nicht be—
kunnt ſind.

*u) z. E. Fauſt's Geſundheitscatechismus. Die
Regeerung zu Ratzeburg hat im Jahr 1795 eine
Anzahl Exemplare dieſes nutzlichen Buches unter
alle Gemeit: den austheilen laſſen und die Prediger
und Schullehrer aufgefordert, zur Verbreitung
der darinn enthaltenen Lehren, beſonders durch

zweck
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Grundſatze in den wenigen Buchern und Blat—
tern die das Volk zu leſen pflegt, verbunden
mit den Bemuhnngeun einſichtsvoller und redlicher
Kirchen- und Schullehrer werden gewiß hier und

da heilſame Folgen haben v). Ja! das wirk—
ſamſte und glucklichſte Mittel, beſſere und richti—
gere Begriffe und eine zweckmaßigere Handlungs—
weiſe in Ruckſicht auf Geſundheit, deren Erhal—
tung und Wiederherſtellung unter dem Volke zu
verbreiten, wurde unſtreitig das ſeyn, wenn die
Prediaer ſelbſt einige Kenntniß der Arzneywiſſen—
ſchaft ſich erwurben und weniaſtens in leichteren

Fallen oder fur den erſten Augenblick auten Rath
zu ertheilen im Stande waren. Jm Jahr 1779
verordnete der Landgraf von »heſſenDarn:ſtaot,
daß alle Studioſi Theologiae, welche in ſeinen
Landen Beforderung verlangen, in dem letzten
Jahre ihres academiſchen Aufenthalts ein Colle—
gium uber Tiſſots bekanntes mediciniſches Hand
buch fur das Landvolk horen und daruber bey dem

kuftigen Examen ein Zeugniß beybringen, ohne
dieſes aber auf Beforderung zu einer Landpfarrey
ſich keine Hoffnung machen ſollen. Dieſes EColle
gium ſoll in Gießen unentgeldlich geleſen und nach
den Localumſtanden, Bedurfniſſen, Vorurtheilen
und Hulfsmitteln der Heſſen Darmſtadtiſchen Lande
modificirt werden w).

Die
zweckmaßigen Unterricht der Jugend, nach Krafa
ten beyzutragen. Annalen der Braunſchw.
Luneb. Churlande Jahrgang 9. S. 488 f.

v) Vergl. M. Staatswiſſenſchaftl Verſuche Thl. 2.
Abh. 6. Ukber einise Hinderniſſe der Medi—
cinalpolicey, insbeſondere auf dem Lande.

w) Ephemeriden der Menſchheit 1777. St. 4
S. 9I.
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Die gefahrlichſten Feinde der Medicinalpoli—

cey ſind Afterarzte, Quackſalber, Marke—
ſchreyer, Arcana aller Art, ſie ſeyen nun Uni—
verſalmittel oder nur fur einzelne Krankheiten, ſo
wie die mancherley Heilmittel, die ihren Credit der
Unwiſſenheit und dem Aberglauben verdanken.

Afterarzte ſind eigentlich alle, welche ſich
ohne grundliche Kenntniß der Heilkunſt herausneh
men, mediciniſche Praxis zu treiben. Jm rechtli
chen Sinne kann man aber unur diejenigen dafur
anſehen, welche nach den Geſetzen des Staate
zur Ausubunag der Heilkunſt nicht berechtiget ſind x)
und dennoch ſich damit abgeben.

Die Chirurgie insbeſondere hat ein Heer
von Trabanten, die mit einzelnen Operationen ihr
Gewerbe treiben, worauf ſie ſich ofters ganz gut
verſtehen, die aber nicht ſelten nebenher auch in
andere Theile der Chirurgie und ſelbſt der Medicin
zu pfuſchen wagen. Gie erfordern daher in jeder
Hinſicht eine ſtrenge Aufſicht der Medieinalpolicey.
Fremde Operateurs, die, ſey es auch in noch
ſo vornehmer Geſtalt, im Lande umherziehen,
Zahn und Augenarzte, Bruch- und Stein—
ſchneider muſſen nie ohne ausdruckliche Erlaubniß
der Obrigkeit, die nur nach vorgangiger genauer
Prufung ertheilt werden darf, zur Ausubung ih
res Gewerbes zugelaſſen werden y).

Quack

x) ſ. oben S. 83. f.
y) Allgem. preuſſiſches Landrecht Thl. 2. Tit. 20.

g. 706. Badiſche Verordn. v. 1752. 1777. Gerſt
lacher Samml. AII. 198. Jnhalt der badiſchen

Ge
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Quackſalber, die ihren beſtinmten Wohn—
ſitz haben, und ſolche, die von einem Orte oder
Lande zum andern wandern Muarkiſchreyer
ſind, ſie mogen auch das Schild eines redlichen
Glaubens noch ſo auffallend aushangen, ſchand—
liche Betruger, deren Duldung jede Regierung ent—
ehrt. Die allermeiſten teutſchen Regierungen ſind
zum Gluck zu ſehr von der Gemeinſchadlichkeit die—

ſer elenden Boſewichte uberzeugt, als daß ſie nicht
alles mogliche zu ihrer Unterdruckung thun ſollten.
Einige verbieten blos das gewinnſuchtige Gewerbe
derſelben, und empfehlen der Policeyobrigkeit die
nothige Aufmerkſamkeit auf die Leute, die es ge
wohnlich treiben Hebammen, Hutſchmiede,
Hirten, Schafer, Scharfrichter z); andere verbie—
ten auch bey ſchwerer Strafe, ſie zu gebrauchen a),

was

Geſetzgebung S. 397. Heſſen-Caſſelſche Medi—
cinalordn. v. 1767. Cav. 6. X. 13. Samml. VI.
a480o. Lippiſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Cap. 6.
g. 7. Hildesheim. Medicinalordn. Cap. 4. ſ. 18.

2) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 7o6-709. Chur
braunſchw. Verordn. v. 11. Nov. 1718. Willich
II. G82. Veral. Supplem. S. 275. Churſachſ.
Verordn. Schmieder J. 331. 335. Heſſen-Caſ
ſel. Med. Ordn. v. 1767. Cap. 4. 9. 6. Samml.

VlI. 477.
a) S. z. E. Badiſche Verordn. v. 14. Jun. 1723,

daß die Unterthanen nirgends anders, als bey
ordentlichen inlandiſchen Medicis und Chirur-
Zis Rath und DHulfe ſuchen ſollen. Gerſtlacher
Samml. J. 373. Verordn. v. zo. Sept. 1737
Daß den Medicaſtris alles Practiciren niederzule—
gen, den Unterthanen auch zu verbieten,
dieſelbe nicht zu conſuliren. Gerſtlacher
S. 37.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. R
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was doch leicht mehr ſchaden, als nutzen konnte b).
Die Unierrichtspolicey wird gleichfalls, und gewiff
nicht ohne Nutzen zu Hulfe genommen, indem den
Ortsobrigkeiten und den Predigern zur Pflicht ge—
macht wird, das fur Afterarzte und Quackſalber
unter dem Volke herrſchende Vorurtheil durch,
Vorſtellungen und Belehrungen ernſtlich anzuarei—
fen c). Ein vorzugliches Mittel wurde ohne Zwei

fel die Anſtellung ſolcher Aerzte auf dem Lande ſeyn,
welche von Zeit zu Zeit ihren angewieſenen Bezirk
bereiſeten und die Kranken, auch unaufaefordert,
und zwar in dieſem Falle, weniagſtens, was den
erſten Beſuch betrift, allezeit, ſonſt aber nach Um
ſtanden uneutgeldlich beſuchten d).

Der Arzneyhandel muß auch um der Quack—
ſalberey willen nur denen,, welche beſondere Er—
laubniß dazu haben, verſtattet werden. Die her—
uümziehenden Wurzeln und Olitatenkramer,
die ſogenannten Thuringer und Tiroler und an
dere Arzneytrager ſind gar nicht zu dulden e).

Ge

b) M. Staatswiſſenſchaftl. Verſuche lI. 298. f.
c) Badiſche Verordn. v. 10. ODet. 1767. Gerſt
lacher S. 375. Verordn. v. 16. May 1572. Jn—

halt der badiſchen Geſetzgeb. S. 404. 4os.

d) M. Staatswiſſenſch. Verſuche ll. 299.
e) M. ſ. z. E. Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20.

g. 7o6. Badiſche Verordn. v. 1767. Gerſtlacher
Samml. l. 484. Heſſen-Cgſſelſche Medicinal

vrdn. v. 1778. F. 291. Samml. VI. S. 950.
ildesheim. Medicinalordn. Cap. 4. 9. 1h.
Scherf Archivi 67. Hildesheim. Verbot v. 1785.
Journ. v. u. f. Teutſchland 1285. B. J. S. 180.

Lip



Recht der Geſundheitspoliceh. 195

Geheime Heilmittel, Univerſalmittel ſowohl,
als beſondere, obgleich letztere das Zeichen der
Unvernunft nicht ſo ganz ſichtbar an der Stirne
tragen, wie die erſtern, konnten wohl ohne Scha

 den ganz verboten werden; auf alle Falle aber
muſſen ſie nicht anders, als nach genauer und
ſorafaltiger Prufung der Kunſtverſtandigen ver
ſtattet, und ihr wilſkuhrlicher Gebrauch den Un—
kundigen nur dann zugelaſſen werden, wenn er
von Kennern fur ganz unſchadlich erklart worden

iſt. Auſſerdem mogen ſie auf Vorſchrift eines
Arztes aus den Apotheken verabfolgt werden f).
Die Berkundigung und Anpreiſung geheimer Heil—
mittel und mannigfaltiger Univerſalarzneyen in of

fentlichen Blattern ſollte billig nirgends geduldet
werden 8).

Das

Cippiſche Medicinalordn. Abſchn. 2. Cap. 12.
J. 4. Herzogl. Braunſchw. Verbot v. 1736.
Journ. v. u. f. Teutſchland 1786. B. 1. S. 366.

4) Beyſpiele ſolcher Verfugunaen liefert die neueſte
Geſchichte des bekannten bhmiſchen Liquors

in großer Anzahl. Aehnliche altere Verordnun—
gen z. E. wegen des Ailhaudiſchen Pulvers ſ.
Willich Ausz. lJ. 56. wegen der Schwerſiſchen

oder Altonaer Wundereſſenz. Schmieder Il.
863.

z) Sie iſt im Heſſen-Hanauiſchen verboten.
Verordn. v. 18. Febr. 1785. Scherfs Archiv IV.
Samml. J. S. 153. Wenn Obrigkeiten an ODer—
tern, wo Zeitungen aedruckt werden, auf derglei—
chen Unfug nicht ſelbſt aufmerkſam ſind; ſo muß—
ten aufmerkſamere Obrigkeiten ſolche Zeitungen ſo
lang verbieten, bis ſie von allen Empfehlungen
die oft nicht beſſer ſind, als Giftwiſchereny, rein
gehalten werden.

N 2
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Das Vertrauen zu ſympathetiſchen und an
dern wunderbaren, auch wohl religiöſen Heilmit—
teln z. E. Walpuraisol, Muttergotteskapplein,
Hubertusſchluſſel, Aaronswurzel, Segenſprechen

u. d. m. h) kann nur durch wahre Aufklarung
vollig vertilgi werden. Jndeſſen muß die Policey
Leute, die dergleichen ubernaturliche Kunſte trei—
ben, entweder als Narren, oder als Betruger,
mit unermudeter Aufmerkſamkeit verfolgen, und
fie nach ihrer Narrheit oder nach ihrer Bosheit,
wie ſie's verdienen, behandeln.

Die ſogenannten Hausmittel ſind oft eben
ſo gefahrlich, als die Wundermittel, weil ſie das
Zutrauen zu 'ordentlichen Arzneyen ſchwachen und
das Hulfeſuchen beym Arzt verſpaten. Verdran
gen wird moen ſie nie ganz konnen, nicht einmahl
durfen. Die Volksarzneykunde muß alſo hier
ins Mittel treten; aber eine ſehr wohl uberlegte:
denn iſt ſie das nicht; ſo iſt ſie ein ſpitziges Meſ—

ſer in der Hand des Kindes.

iiI. Krankheiten, die ſich ſehr ausbreiten, beſon
ders wenn ſie anſteckend ſind, erfordern die vor
zugliche Aufmerkſamkeit der, Medicinalpoliceh und
ſchnelle, wirkſame Maßregeln. Sie muß daher
nicht nur im Lande daruber ſorgfaltige Erkundigung

einziehen, ünd Anſtalten treffen, daß ſie in jedem
Falle ſchleunig benachrichtiget wird, ſondern ſie
muß auch auf den offentlichen Geſundheitszuſtand

in

n) Veral. Franks intereſſanten und unterhaltenden

Abſchnitt von Zaubereyen und Teufeleyen;
in d. med. Pol. IV. 520. f.
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in der Nachbarſchaft aufmerkſam ſeyn, um dem
Einſchleichen einer anſteckenden Krankheit bey Zei
ten vorbeugen zn konnen. Jn dieſer Hinſicht
muſſen die Grenzbeamten die nothigen Anweiſun—
gen erhalten. Jn Ruckſicht auf das Junere des
Landes ſelbſt aber wird den Ortsobrigkeiten und
den Predigern die nothige Achtſamkeit und augen—

blickliche Berichtserſtattung empfohlen und auf—
gegeben.

Jn deu churbraunſchweigiſchen Staaten
ſind die Prediger verpflichtet, ſo bald ſich in der
ihnen anvertrauten Gemeinde mehrere Kraukhei—
ten und Todesfalle auſſern, als gewohnlich, davon
ſogleich die Obrigkeir zu beuachrichtigen, und
dieſe iſt verbunden, ſich ungeſaumt nach dem Zu
ſtand der Krankhelt zu erkundigen, einen Arzt
herbey zu rufen, die nothigen Arzneymittel herbey-
zuſchaffen und ſonſt fur die Verpflegung der Kran—
ken zu ſorgen, zugleich auch von allem der konig—

lichen geheimen Kanzley ſchleunigen Bericht zu er

ſtatten i).

Die zweckmaßigſten Vorkehrungen, die Aus—
breitung der Krankheit zu verhindern, muſſen un—

verweilt getroffen werden. Die Hauptſache iſt
wohl Heilung der Kranken und Abhaltung des
anſteckenden Giftes von den Geſunden. Fur beide

Ns Zuwecke
j) Edict v. 6. Merz 1723. Willich Auszug lI. zz1.

ern. den 26. Merz 1796. Hannover. Anzeigen
1796. St. 28. Aehnliche Vorſchriften im Badi—
ſchen ſ. Gerſtlacher Samml. J. 370. Jnhalt
der badiſchen Geſetzgebung S. 39h f. Im Heſ—
ſen-Caſſelſchen ſ. Samml. VI 474.
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Zwecke werden gemeinverſtandliche Belehrungen k)
ſogleich allgemein verbreitet, damit dieſe alle Vor—
ſicht brauchen, jene bey den erſten Aufallen wenig
ſtens vorlaufig eines guten Rathes nicht entbehren,
und ſo um ſo leichtere gefahrliche Hausmittel und
die Rathſchlage von Quackſalbern und alten Wei
bern vermeiden.

Hier kann ubrigens die Hulfe des Arztes,
und der Gebrauch der Arznehen mit vollem Recht
aufgedrungen werden, denu der Eigenſinn Eiuzel—
ner darf die Sicherheit Aller nicht aufs Spiel ſetzen.
Nur muß das gemeine Weſen alsdann auch hin—
zutreten, wenn es an den nothigen Mitteln zur
Beſtreitung der Koſten fehlt.

Die

k) Beyſpiele: Schmieder churſachſiſche Policey
verf. Ili. 9or1-914. Willich Auszug lll. 106.
Supplem. 275. Verſchiedene Vorſchriften dieſer
Art findet man auch in Scherfs Archiv und Bey
tragen zum Archiv. Sie ſind ihrer Natur nach
local und temporar; konnen alſo hier blos beruhrt
werden. Sehr zweckmaßig ſcheint aber die
marggraflich badiſche Verordnung zu ſeyn, daß
mit dem bey entſtehenden Epidemien gleichbalden
zu erſtattenden Bericht, neben Anzeige deſſen, was
praeſervative und eurative zu brauchen iſt, auch ein
Project eines dem Wochenblatt einzuverleibenden
Avertiſfements, was ſowohl praeſervative, als bey
der Krankheit ſelbſt von demLandmann zu beobachten

ſey, mit angeſchloſſen werden ſoll, worinn jedoch
nicht das, was der Arzt zu thun hat, ſondern
nur, wie ſich der Landmann vor der Anſteckung

vbuten, auch bey ſpurendem Anfall verhalten muſſe;
o kurz und deutlich, als moglich, einzufuhren
ſt. Verordn. v. 9. Jan. 1782. Jnhalt der badi

ſchen Geſetzgeb. S. 399. 400.
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Die churbraunſchweigiſchen Geſetze er—
klaren ausdrucklich, das die Obrigkeiten nicht no—
thig haben, die Kranken und ihre Augehorigen
erſt zu fragen, ob ſie einen Arzt und Arzneyen ver
langen, ſondern daß ſie ſofort dazu thun und alles
nach der bereits angefuhrten Vorſchrift veranſtal—
ten, jedoch dabey haushaltig verfahren ſollen. Jſt
ein Kranker, oder die Dorſſchaft, zu welcher er
gehort, nicht im Stande, die angewandten un
entbehrlichen Koſten aus eigenen Mitteln zu be—
ſtreiten, ſo muß von dem ganzen Amte oder Be—
richt, und wenn auch dieſes den Koſten allein nicht
gewachſen iſt, von andern benachbarten Aemtern
und Gerichten, im Nothfall aber von dem ganzen
Lande beygetragen werden l).

Die Geſunden, die nicht zur Wartung und
Heilung der Kranken nothwendig ſind, muſſen von
dieſen ſo viel moglich entfernt werden. Es iſt
eine ſehr. wohlthätige Verordnung, welche beſon—
ders in dem Falle, wenn Mann und Frau zugleich
krank darnieder liegen, die unerzogenen Kinder der
Sorgfalt des Geiſtlichen und der Ortsobriakeit
empfiehlt m). Auch muß die Policey darauf
aufmierkſam ſeyn, daß durch Ausſtellung der Tod
ten und durch Unachtſamkeit bey den Begrabniſſen
uberhaupt die Anſteckung nicht befordert werde

N 4 Um
h Edict s. 6, Merz 1723. Willich a. a. O.
m) Badiſche Verordn. v. 16. May 1772. Jnhalk c.

S. 399. h. Z.
G. Krunitz Enchclopadie LXXIII. a486. f.
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Um die Verbreitung einer anſteckenden Krank—

heit aus einem Orte in den andern, es ſey in dem—
ſelben Lande oder von der Nachbarſchaft her, zu
verhindern, muſſen die nothigen Sperranſtalten“)
aetroffen und Greuzbeſetzungen verfugt werden.
Jn Gegenden, wo ſich die Peſt äuſſert, muß na
turlicher Weiſe die Medicinalpolicey ihre Aufmerk—
ſamteit und Strenge verdoppeln n) und da, wo
Menſchen oder Waaren aus Landern, wo die Peſt
einheimiſch iſt, unmittelbar hinkommen, ſind die
bekannten Quarantaneanſtalten o) von auſſerſter
Wichtigkelt.

Eine anſteckende Krankheit, die man 'mit
Recht als die gefahrlichſte betrachtet, weil ſie im
Finſtern ſchleicht, ofters lange Zeit unbemerkt
um ſich frißt, langſam, aber deſto ſicherer

mor
v) Eine offentliche Beſchwerde, die uber die gegen

die Stadt Kiel, bey der dort herrſchenden Epi—
demie angelegte Sperre gefuhrt wurde, Natio—

nal-Zeitung 1798. St. 41. 1799. St. 7.) iſt fur
die Praxis ſehr belehrend. Es wird in ſolchen
Fallen immer auf die Große der Gefahr und die
Nothwendigkeit ſchleuniger Vorkehrungen ankom—
men, um die Maßregeln der Nachbaren nach
Recht und Billigkeit zu beſtimmen. Dennoch wer—
den ſie ſelten dem Vorwurf der Uebereilung und
Unfreundlichkeit entgehen konnen.

n) Weitlaufige Verordnungen hieruber ſ. Corp. Conſt.
Cal. Cap. 4. p. 633. f. Corp. Conſt. Cell. Cap a.
p. 1455. Bremen und-Verdenſche Policeyordn.
S. z31. f. 921. f. Schmieder churſachſ. Poli—
ceyverf. J. 349- 370.

o) Gedanken uber Quarantaine- Anſtalten uber—
haupt, und insbeſondere uber die Hamburgiſchen.
Scherfs Beytrage IV. Samml. 1. S. 73. f.
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mordet die Luſtſeuche, iſt fur die Medici—
nalpolicey unſtreitig die ſchwerſte Aufgabe. Ein
Geſetz, das ihr auflegt, die Verbreituug der ve—
neriſchen Krankheit durch ſchickliche Anſtalten zu
verhuten zu ſuchen p), iſt wohl ganz gut. Al—
lein wie lange ſchon hat man ſich damit vergebliche
Muhe gegeben? Staatsbordelle helfen nicht q);
Generalinquiſitionen konnen und durfen nicht an—
geſtellt werden; Hoſpitaler, worinn dieſe Kran—
ken geheilt werden, nehmen nicht alle auf, die die
haßliche Krankheit haben, heilen nicht alle, die ſie
aufnehmen, und konnen noch weniger alle, die ſie
heilen, vor einem Ruckfall bewahren. Ein all—
gemeiner Ausrottungskrieg gegen dieſen Feind des
menſchlichen Geſchlechts ſcheint alſo nochl zur Zeit
keinen glucklichen Erfolg zu verſprechen, ſo laug
nicht wirkſamere Waffen erfunden ſind. Die Me-
dicinalpolicey wird ſich indeſſen mit Palliativmit—
teln begnugen muſſen. Uebrigens iſt ſie ohne
Zweifel berechtiget, Angeſteckte, die ſie keunt,
auch wider ihren Willen zur Cur anzuhalten r).

Ns Hochſtu) Neuerlich hat man auch auf die Anſteckung durch
Hebammen aufmerkſam gemacht. Reichsan—
zeigen 1799. n. 121. Der Verf. kennt ſelbſt ein
Beyſpiel dieſer Art aus einer kleinen Stadt, wo
man gar nichts dergleichen beſorgte. Die Hebam—
me und einige Weiber wurden unter obrigkeitlicher
Aufſicht mit vieler Sorgfalt behandelt und damahls

den Vebel geſteuert. Was jetzt der Krieg mit
ſich gebracht haben mag, iſt nicht ſchwer zu er—
rathen;

p) Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20. g. 1or6.
q) ſ. oben S. 156.

r) Die Heſſen-Caſſelſche Medicinalordn. v. 1767
Cap. 3. J. 7. beſiehlt den Phyſicis, bekannte ve

neri
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Hochſt wichtig und wohlthatig iſt insbeſon
dere die Hulfe der Medicinalpolicey fur die Un
glucklichen, denen ein ſcheinbarer Tod alle Hulfe
und Rettung uberfluſſig zu machen ſcheint, die ih
nen ohnehin meiſtentheils eine Menge elender Vor
urtheile mit kalter Grauſamkeit zu verſagen geneigt

iſt. Die meiſten teutſchen Policeyhgeſetze befehlen
die Rettung eines Menſchen aus Todesgefahr,
wenn ſie ohne eigene erhebliche Gefahr geſchehen
kann, durch Strafgebote.

Diejenigen, welche durch einen plotzlichen
Zufall ertrunken, erdroſſelt, erhangt, durch ſchad—
liche Dunſte erſtickt, vom Büitze getroffen, oder
bey großer Kalte ſtarr gefroren ſind, konnen of
ters, wenn ſie ſchleunige Hulfe erhalten, noch ge—
rettet werden. Jeder, der einen ſolchen Scheiu
todten antrift, iſt verbunden, ohne Verzug und
ohne eine gerichtliche Aufhebung oder Feyerlichkeit
zu erwarten, ſogleich Hulfe zu leiſten dder, wenn
er dazu allein nicht im Stande iſt, unverweilt An
dere herbeyzurufen“). Ertrunkene muſſen ſogleich
aus dem Waſſer gezogen; Erdroſſelte oder Er

hangte

nerifche liederliche (Cnur?) Perſonen,
wenn ſie nicht ſelbſt fur ihre Heilung ſorgen, der
Obrigkeit anzuzeigen und auf ihre Herſtellung zu
dringen.
Ein allzugroßer Zulauf mußte nachdrucklich ver—

hindert'werden. Leider! rennt alles zu einem ſo
traurigen Schauſpiele herbey. Vor kurzem wurde
hier die Rettung eines Ertrunkenen durch die Men—
ge, die in das Zimmer, wohin er gebracht war,
ſich hineindrangte und endlich nur anuhſam zuruck—
getrieben werden konnte, wenigſtens zum Theil
mit vereitelt.
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hangte losgeſchuiiten und abgeloßt; Erſtickte“),
Erfrorne oder vom Blitze Getroffene aufgeho—
ben t); alle in jedem Falle mit Vorſicht in das
nachſte Haus oder Gemach gebracht, und ohne
Aufenthalt die vorgeſchriebenen und auf eine popu
lare und fur Jedermann leicht verſtaudliche Weiſe an

gegebenen Rettungsmittel s) in Anwendung gebracht

wer—

NYn die freye Luft gebracht. Preuſſ. Landr. Th. 2.
Tit. 7o. J. 788.

un) Auch dergleichen Scheintodte im jeglichen Falle
von preſſenden Kleidungsſtucken befreyt werden.
Preuſſ. Landr. a. a. O.

s) Unterricht, durch welche Mittel plotzlich verun—
gluckte, tod ſcheinende Perſonen in den meiſten
Fallen gerettet werden konnen; der churbraun
ſchweiaſchen Verordn. v. 24. Oct. 1780. beyge—
fugt. Willich ill 74. ſ. Scherf Archiv J. 1oz f.

„Vergl. Margfafl. Badiſche Verordn. v. 1752
1770. Gerſtlacher Samml. l 539. f. Churſach
ſiſche Verordn. v. 1770., Schmieder 1. zao. f.
Heſſen-Caſſelſche v. 1772. Samml. VI. oss. f.
Herzogl. Braunſchweig. Verordn. v. 1780. in
Scherfs Archiv ll. 11. f. Churmainz. Verordn.
v. 1783. Daſ. Ul. o f. H. Mecklenburg. Ver—
ordn. v. 1783 Schloözers Staatsanz. Heft 14.
und Scherfs Archiv III. 2a0. Grafl. Keipper—

giſche Verordn. v. 1785 Beckmanns Sanmml.
V. iao f. Konigl. Preuſſiſche v. 1768. Scherſs
Beytr. 1. Samml. 2. S. 142. und v. i290.Scherf Beytr. IIl. Samml. 1. S. 162. f. ham—
burgiſche v. 1793. Scherfs Beytrage V. Samml.
2. S. t. f. Gunthers Geſchichte und jetzige Ein—
richtung der Hamburgiſchen Rettungsanſtalten fur
im Waſſer verungluckte Menſchen. Hamburqg 1794.
Leipziger Verordn. v. i796. Scherfs Beytr. VII.
Sammi. 1. G. 144. f. Reichsſtadt Bremiſche
v. 1797. Daſ. Samml. 2. S. 126. f. Ein
Hauptpunct iſt, daß dieſe wohlmeinenden Beleh

run
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den t). Zu gleicher Zeit muß die Anzeige bey der
nachſten Obrigkeit geſchehen“) und dieſe, ohne Un
terſchied des Gerichtsſtandes, die weitere nothigen
Vorkehrungen treffen, das, was allenfalls ver—
ſaumt worden iſt, ſchleunig anordnen und insbe—
ſondere, wenn es noch nicht geſchehen ware, fur
die Herbeyſchaffung der Aerzte Sorge tragen u).

Es verſteht ſich ubrigens von: ſelbſt, daß
Riemand dadurch, daß er an einen Verungluckten

Hand anlegt, an ſeiner Ehre leiden kann, daß
ihm vielmehr ſeine menſchenfreundliche Bereitwil—

lig

rungen recht allgemein bekannt und gewiſſermaßen

unenn pur nde ren Sge
werden konnen. Volksſchriften muſſen auch dazu
vbeytragen. Die Struviſche Noth- und Hulfs-
tafel fur den Burger und Landmann. Von den
Rettungsmitteln in den großten Lebensgefahren, iſt
ſehr zu empfehlen.

t) Churbraunſchweigiſche Verordn. v. 24. Oct.
1780. J. 2. Willich III. 7Jo. Beckmann Samml. 1.
125. f.

Auch muß naturlicher Weiſe ſo bald als moglich
ein Arzt oder Wundarzt herbeygehohlt werden.

Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 790.

u) Churbraunſchw. Verordn. v. 24. Oect. 1780.
F. J. 4. Willich lil. 71. Nach dem preuſſi
ſchen Landrechte (a. a. O. ſ. 792) ſollen Gerichts
obrigkeiten und Aerzte, welche die vorgeſchriebene
Hulfe vernachlaſſigen, zur Unterſuchung gezo—
gen werden und auſſer den Koſten der Unterſuchung
auch diejenigen tragen, welche ſonſt aus der offent-
lichen Kaſſe beſtritten werden muſſen.
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uUgkeit zur vorzuglichen Ehre gereicht“) Auch er—
halt er von der Landesherrſchaft zum Zeichen ihres
Wohlgefallens eine zum voraus beſtimmte Beloh

nung v). Die angewandten Koſten werden von
der Obrigkeit erſtattet, wenn der Verungluckte
ſelbſt oder deſſen Verwandte ſie nicht beftreiten
konnen w).

Die—

v) Die That wird daher mit Recht offentlich be—
kannt gemacht und belobt. Hingegen muß auch
die Lieblongkeit, welche die vielleicht mogliche Ret
tung verſaumt, zur Beſchadigung und Warnung
gleichfalls doffentlich bekannt gemacht werden.
Preuſſ. Landr. a. a. O. 783 784 786.

v) Nach der angefuhrten churbraunſchweigiſchen
Verordnung F. 5. orhalt der Retter, wenn der
Verungluckte wieder zum Leben gebracht wird, ein
Gratial von 12 Reichsthalern; auſſerdem aber die

Helfte. Willich lIl. 72. Dieſer Theil der Ver—
ordnung v. 1780 iſt unterm 13. Jul. 1792. dahin
erlautert worden, daß die Abſicht der verſproche—
nen Pramie lediglich dahin gehe, das Vorurtheil
auszurotten, als ob der Angriff eines todſcheinen—
den Korpers der Ehre nachtheilig ſey, nicht aber,
jeden, welcher der allgemeinen Menſchen- und
Chriſtenpflicht gemas, ſeinem Nebenmenſchen in
Lebensgefahr ſchuldige Hulfe geleiſtet habe, noch
beſonders mit Geld zu belohnen. Dieſem iſt je—
doch angehangt: daß demjenigen, welcher ſich
nach obrigkeitlichem Zeugniß und deßfalls erſtatte—
ten Berichte bey der Rettung eines in Lebensge—
fahr defindlichen Menſchen durch beſöndern Muth
und Entſchloſſenheit, und etwa durch Hintan—
ſetzung der Gefahr ſeines eigenen Lebens ausge—
zeichnet habe, nach Befinden der jedesmahligen
Umſtande, eine beſondere Belohnung werde zuer—
kannt werden. Hannov. Anzeigen 1792. N. 60o.

w) Daſelbſt ſ. 6. Willich III. 72. Vergl. Preuſſ.
Landrecht a. a. O. ſ. 785.



206 Buch lII. Abſchn. 2. Hauptſt. 3.

Diejenigen, welche die geſetzlich befohlene
Hulfsleiſtung unterlaſſen oder ſonſt etwas vernach—

laſſigen; die Hausbewohner, welche einen Ver—
unglückten die Aufnahme und die zur Rettung no—
thigen, in ihrem Vermogen befindlichen Mittel,
wofur ſie billige Verqutung zu erwarten haben,
ohne hochſt erhebliche Urſache verſagen; diejeni—

gen, die dem Retter ehrenruhrige Vorwurfe ma
chen, ſollen an Geld oder am Leibe beſtraft; die
Zunfte und Gilden aber, welche einem ſolchen
Wohlthater eines Verungtuckten den mindeſten
Vorwurf deßwegen machen wurden, ſollen aller
ihrer Privilegien, Rechte und Freyheiten verluſtig
erklart, und uberdieß die Aufwiegler und Anſtif—
ter mit nachdrucklicher Geldz oder Gefangniß— auch
dem Befinden nach mit Feſtungsbau-Strafe be

legt werden x).

Einſichtsvolle Aerzte behaupten, daß mehr
Menſchen, lebendig begraben werden; als ſich ſelbſt
ums Leben bringen nicht Verungluckte, die
man hulflos umkommen ließ, ſondern ſolche, die
mit mebiciniſchem Beyſtande verſehen, an einer
Krankheit geſtorben zu ſeyn ſchienen y). Wenn
nun gleich andere Aerzte die Gefahr, lebendig be
graben zu werden, nicht fur ſo groß halten, als
meiſtentheils geglaubt wird; ſo konnen ſie ſie doch
unmoglich zollig ablaugnen, und jeder Menſch
hat das unbeſtrittene Recht, zu fordern, daß er

vor volliger Gewißheit ſeines Todes nicht begra
ben

x) Daſelbſt ſ. 7. Willich III. 73.
y) Vergl. Frank med. Policey Band 4. Abth. 2.

Abſchn. 5. Von der Gefahr, lebendig begrahen zu
werden.
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ben werde. Da nun die Medicinalpoliceyh das
zu ſpate Bearaben der Todten nicht duldet und
nicht dulden darf; ſo iſt ſie auf ver andern Seite
auch verpflichtet, dafur Sorge zu tragen, daß
Riemand lebendia begraben werde Eben ſo
wenig kann wohl bezweifelt werden, daß Jeder—
manu befugt iſt, durch zweckmaßige Verfugungen
ſich ſelbſt agegen die Gefahr lebendig begraben zu
werden, ſo viel moglich ſicher zu ſtellen 2).

Die gewohnlichſte Vorkehrung, welche die
Policen zur Verhutung des Lebendigbearabens
trift, iſt die Beſtimmung einer aewiſſen Zeit, vor

deren Verfluß die Beerdigung nicht geſchehen darf

24, 36, ag Stunden nach erfolgtem Tode a),
der denn freylich auch nur ſcheinbar ſeyn, und alſo
einen Lebendigen dem Grabe uberliefern kann,

mwenn dieſer nicht fruher wieder Zeichen des Lebens

von ſich giebt.

Man hat daher fur zweckmattiger gehalten,
nebſt dieſer allgemeinen Zeitbeſtimmung, einen
deuilichen Unterricht von den Kennzeichen des To

des

n) Auch Religionsmeinungen durfen von der Erful—
luna dieſer Pflicht nicht abbalten. Denn der Staat
darf auch keinen indirecten Mord erlauben. Will
man fagen: volenti von fit iniuria; ſo iſt die
Pflicht der Policey gegen Selbſtmord hinlangliche
Antwort.

2) Ein Beyſpiel dieſer Art ſ. Scherfs Beytrage VII.
Samml. 2. S. 78. f.

a) Krank a. d. O. S. 71t. Verhandlungen des
Munſterſchen Colleg. med. uber dieſen Gegenſtand,
veranlaßt durch eine Vorſtellung der Landſtande,
ſ. Scherfs Beptr. Vl. Sammli 2. S do f,
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des zu verbreiten, eine ſorgfaltige Todenbeſchau
zu veranſtalten, in zweifelhaften Fallen ſorgfaltige
Verſuche anzubefehlen, und erſt hiernach, nicht
aber bloß nach dem geſetzlich beſtimmten Zeitver—
fluß die Beerdigung zu verſtatten b). Viele
Sachkundige haben auch dieſe Vorkehrungen nicht
fur hinreichend gehalten, und auf die Errichtung
von Leichenhauſern gedrungen, als wodurch al
lein vollige Sicherheit verſchaft werden konne C).

Zum

b) Vergl. Heſſen-Caſſelſche Verordn. wie es mit
Beſichtigung der todten Korper zu Erforſchung,
ob ſie wirklich tod oder noch einige Kennzeichen
des Lebens an ihnen zu ſpuren ſind, zu halten ſey.
1787. Scherfs Beytragel. Samml. 1. S. 1. f.
Churſachſ. Mandat die Behandlung der Leichen,
und die, damit nicht todſcheinende Menſchen zu
fruh begraben werden, auch ſonſt dabey zu beob—
achtende Vorſicht betreffend. 1792. Daſelbſt IV.
Samml. 1. 53. Hiernach Jnſtruction der Lei—
chenfrauen in Leipzig. Daſ. V. Samml. 1.
S. 120. Eine ahnliche Vorſchrift fur die Leichen—

frauen in Heilbronn. Scherfs Archiv IV. Abth. 1.
S. 133. Konigl. Preuſſ. Verordn. im FJurſten—
thum Ansbach v. 1793. Scherfs Beytr. V.
Samml. 2. S. 81. Unterricht uber die gewiſſen
und ungewiſſen Kennzeichen des Todes, im Herzogth.
Weimar, als Verordnung bekannt gemacht 1794.
Daſ. Vll. Samml. 1. G. 61 f. Von der To
denbeſchau in Wien und den Oeſterreiſchen
Staaten uberhaupt' ſ. Frank a. a. O. S. 736.
Udens und Pyls Mag. il. z36. Pyls neues
Mag. l. 312. Scherfs Beytr. VIl. Samml. 2.
GS. 50 f.ec) Ueber dieſe ganze Materie und insbeſondere uber

die Verſuche mit Leichenhauſern, die eine ſehr ge—
naue Aufſicht erfordern durften, wenn ſie ihrem
Zweck entſprechen ſollen, ſ. Krunitz Encyclopa—
die LXXIli. 121. 180. 276. 315. 351. 367. 734.
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Zum Schluſſe noch eine kurze Bemerkung! VI.
Die vorſtehende Skizze zeigt, wie viel in Teutſch
land im Fache der Geſundheitspolicey durch ge—
ſetzgebende und anordnende Gewalt bereits ge—
ſchehen iſt. Allein uber die vollziehende Ge—
walt werden von vielen einſichtsvollen Aerzten nicht
unerhebliche und leider! auch nicht ungegrundete
Beſchwerden gefuhrt.

Die Juriſten und Cameraliſten, ſagen ſie,
verſchaffen ſich nicht die nothigen Kenntniſſe von
den vielfachen Gegenſtanden der Medicinalpolicey
und nehmen daher einen um ſo weniger lebhaften
Anthell daran, je uvvollſtandiger ihrer Einſicht
von der Wichtigkeit derſelben ſey; anſtatt der guten
Sache thatig unter die Arme zu greifen und die
Medicinalgeſetze mit Achtſamkeit und Nachdruck
zu vollſtrecken, wollen ſie gewohnlich mit gedruck
ten Generalrecepten, mit leerem Papier und mit
Dinte und Feder helfen. Die Nerzte werden, wie

zunftige Handwerksleute nur zur Erſtattung ihrer
unſtmaſigen Gutachten aufgefordert, die dann

ad acta gelegt und in den Archiven von den Mot,
ten verzehrt werden, wahrend ihre Verfaſſer nichts
zu thun hatten, als anzufehen, wie alle ihre Vor
ſchlage nicht befolgt werden, und anzuhoren, wie
alle Hulfsquellen verſtopft ſeyen, ſo bald fur die
Medicinalpoliceh etwas gethan werden ſoll
u. ſ. w. ch).

Man
q) Dieß ſind ungefahr die Klagen, die neuerlich bey

Gelegenheit der Viehſeuche und auch ſonſt ſchon
ofters bey anderer Veraulaſſung gefuhrt worden
ſind. Der wurdige Hofrath Kauſt hat ſie recht

v. Bergs Policeyr. Th. 2. O vor
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Mancher Rechtsgelehrte nimmt freylich an
nichts ſo ganz lebhaft Theil, wo nicht ſein V. R.
W. hinten hin paßt. Jndeſſen wird doch auch
nicht ſelten von den Obrigkeiten verlangt, ſie ſol—
len mit Gewalt zufahren, wo ſie, als Sach—
kundige, wiſſen konnen, daß Gewalt nicht taugt,

und bisweilen maa ein braver Mann, der auf ſei
nem Steckenpferde mediciniſche Policeh
raſch vorwarts trabt, von einer Kammer Geld
uber Geld verlangen, die doch wohl am beſten
wiſſen muß, ob es nicht an Mitteln zu noch no—
thigeren Dingen fehlt; zugegeben ubrigens, daß
mancher Aufwand, der Veranlaſſung zur Zerrut
tung der Geſundheit giebt, uuſtreitig beſſer fur die
Geſundheitspolicey verwendet ſeyn wurde.

Der Vorwurf, womit man wohl einen oder
den andern Arzt, der zu laut uber die kaltblutige

Nachlaſſigkeit der Juriſten werden wollte, abzufer
tigen ſuchte es ſey Herrſchbegierde, die ihn ſo
warm mache, mag auch nicht immer ganz ohne
Grund ſeyn. Gie iſt es ja gerade, die im Streite
der Facultaten der juriſtiſchen die heftigſten Feinde
macht. Jndbdeſſen hier mußten die Aerzte allerdings
einigen Antheil am Regieren erhalten. Da, wo
es auf Beſtimmung des Rechtes unter Parteyen
oder auf die Anwendung, einer geſetzlichen Strafe
ankommt und die zu beurtheilenden Thauſachen
dem Richter durch das Gutachten der Aerjte vol
lig deutlich gemacht werden muſſen; da ſind dieſe

freylich nichts mehr und nichts weniger als Kunſt

d Ver
vor dem großen Publicum wieder rege gemacht.
Reichsanzeiger 1799. N. 134.
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verſtandige, die blos ihre Meynung uber den ih
nen vorgelegten Fall nach den Regeln ihrer Kunſt
zu ſagen haben, die aber die Anwendung der Ge—
ſetze auf dieſen Fall weiter nichts angeht. Hin—
gegen, wenn es auf die Ausfuhrung ſolcher An
ſtalten und Vorkehrungen ankommt, die das all
gemeine Geſundheitswohl betreffen und wobey nur
die Frage zu beantworten iſt, ob der Zuſtand der
offentlichen Geſundheit dieſe oder jene Vorkehrung
erfordere; da muß das Urtheil der Aerzte allein
entſcheidend ſeyn, und die Obrigkeit hat weiter
nichts zu thun, als auf ihr Verlangen und unter
ihrer Aufſicht vollſtrecken zu laſſen, was der Zweck

der Geſundheitspolicey erfordert.

O 2 Vier
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Viertes Hauptſtutc.

Recht der Policey der hauslichen Ordnung.

Erſte Abtheilung.

Recht der Ehe-Erziehungs- und Vormundſchafts—
policey.

1. Policey der hauslichen Ordnung uberhaupt. 11. Ehe—
frieder 111. Erziehungspolicey. iV. Vormundſchaftspolicey.

c1. Dhne Ordnung im Jnnern der Familie kann
die Ordnung im Staate nicht beſtehen. So un
laugbar dieſer Erfahrungsſatßz iſt; ſo unſtreitig
folgt daraus die Befugniß des Regenten, auch
auf die hausliche Ordnung ſeine Aufmerkſamkeit
zu richten und die Storungen derſelben ſo viel
moglich zu verhuten zu ſuchen.

Die Policey der hauslichen Ordnung
beſchaftiget ſich mit allenm, was von der hausli—
chen Geſellſchaft aus auf die Staatsgeſellſchaft

Einfluß haben kann, ohne deßwegen in das Jn—
nere der Familien ſpionenartig einzudringen, oder
uberall mit Gewalt durchzugreifen. Sie kann
auch hier großten Theils im Stillen und unbe—
merkt unendlich viel Gutes wirken, ohne durch
Jnquiſitionen und ewiges Hofmeiſtern, wozu frey

lich
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lich manche Policeybehorden nur allzugeneigt ſind,
laſtig zu werden.

Hauptſachlich muß aber die Policey der haus—
lichen Ordnung aller unberufenen Einmiſchung in
Familienangelegenheiten ſich enthalten. Sie muß
nie vergeſſen, daß auch ſie jeden Hausvater, als
Herrn in ſeinem eigenen Hauſe zu ehren verbun—
den iſt; daß es mit zu den Obliegenheiten der
Policeygewalt gehort, Jeden bey ſeinem Haus
rechte nachdrucklich zu ſchutzen.

Der Landesvater muß ſeine Kinder wenigſtens
als erwachſene Kinder behandeln, die ihren eige—
nen Heerd haben und die jeder vernunftige Vater
ihren Weg fur fich gehen laſſen wird, wenn er
nur nicht offenbar zum Verderben fuhrt. “Nur
wiſſen zu wollen, was in Prixrathauſern vorgehet,
iſt in der That ſchon unter der Wurde eines Re
aenten, und ſetzt ihn in Gefahr, ſich bald mit
Ohrenblaſern und Verleumdern umgeben zu ſehen,
eben dadurch aber die Liebe und das Vertrauen der

Unterthanen zu verliehren. Geht das nun vol
lends ſoweit, daß der Landsherr bis in jede Hei
rath oder andere Privatangelegenheit ſeiner Un—
terthanen Einfluß haben will; ſo entſteht daraus
eine ſolche Einſchrankung der naturlichen Freyheit,
welche viele andere Vortheile wieder verdunkelt
und uberwiegt, und bald jedermann ſcheu machen
wird, in einem ſolchen Lande zu wohnen a)'.

O 3 Das5) putter Beytrage J. Z48.
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Das housliche Leben des Staatsburgers hat

auf das offentliche Wohl einen weit großzeren Ein
fluß, als man gewohnlich glaubt. Die Zufrie—
denheit, die er in der ehelichen Geſellſchaft findet,
verbindet ihn enger mit dem Staate, der ihm den
ruhigen Genuß derſelben ſichert; ſo wie im Ge—
gentheil hausliche Unzufriebenheit den Charakter
verderbt, von einer ruhigen Lebensweiſe abfuhrt,
und ſelbſt die Anhanglichkeit an das Vaterland
vermindert.

Die Policeh hat daher allerdings Urſache,
die Hinderniſſe der hauslichen Zufriedenhelt hin
weg zu raumen, ſo weit es ihr nur immer moglich
iſt. Aber dieſer heilſame Zweck giebt ihr kein
Recht, in das Junere der Hauſer ſpionenmaßig
ſich einzuſchleichen, in jede kleine. Zwiſtigkeit ſich
einzumiſchen und ſchulmeiſterartig das verbundene
Paar durch Furcht vor der Zuchtigung in der Ord
nung zu erhalten.

Die Policey der hauslichen Ordnung kann
am beſten mit Hulfe der Unterrichts- und der Sit
tenpolicen den Geſchmack am hauslichen Leben be
fordern; zugleich muß ſie aber auch den verfuhreri
ſchen Reitzen zu auſſerhauslichen Vergnugungen,
beſonders ſolchen, welche den Ehemann von ſeiner
Familie trennen, entgegen arbeiten. Hausliche
Zwiſtigkeiten, welche einmahl vor den Richter ge
bracht ſind, werden nicht leicht mehr vollig geho
ben. Aber in jedem Falle mußn der Richter von
Amts wegen ſie beyzulegen ſuchen b).

Den
b) Verordn. hieruber ſ. z. E. Willich l. öz8. Preuſſ.

Landr. Thl. 2. Tit. 1. J. 714.
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Den Predigern liegt gewööhnlich die Verbind-
lichkeit ob, den Frieden unter ſtreitenden Eheleu—

ten wieder herzuſtellen, und ſie konnen allerdings,
wenu ſie mit der gehorigen Klugheit verfahren,
der Policey die wirkſamſte Hulfe leiſten. Haben
ſie ſich das Zutrauen ihrer Gemeindeglieder er—
worben; werden ihre Ermahnungen und Rath—
ſchlage nicht als Amtshandlungen, ſondern als
Ergießungen eines freundſchaftlich beſorgten Her
zens aufgenommen; wird ihrem guten Rathe we—
niger aus furchtſamen Reſpect vor der geiſtlichen
Autorität, als aus zutrauensvoller Ueberzeugung

gefolgt: ſo kann man von ihren Bemuhungen,
auch bey dem minder gebildeten Volkstheile der
ehelichen Verbindung die ihr gebuhrende Wurde
zu verſchaffen und eheliche Zufriedenheit zu erhal—

ten und zu befordern, den glucklichſten Erfolg er—
warten. Auch die Policeyobrigkeit muß mehr
durch Belehrung und Ermahnung, als durch
Strafe zu wirken ſuchen und vorzuglich ihr Au—
genmerk darauf richten, daß durch Denuntiationen
der Eheleute gegen einander der Ehefriede nicht
auf ewig geſtort werde

O 4 Die
Jn einem kleinen Bezirke Teutſchlands ſorgt Pri—

.vatpolicey auf eine ſonderbare Weiſe fur die Er—
haltung des Ehefriedens. Der furchterliche Tata
im Wirtembergiſchen, an der Furſtenbera—
Stuhlingiſchen Grenze, iſt bekannt, ſ. Ephemeri
den der Menſchheit 1784. St. 7 S. ſo9. 110.Journal v. u. f. Deutſchl. 724. B. 2. S. atz.
Jm Fuldiſchen wird Ehemannern, die ſich von

ihren Weibern ſchlagen laſſen, des Dach abaedeckt.
Journ. v. u. f. Deutſchl. 1784. B. 1. SG. 136.Daſſelbe war auch ehemahls im Nainziſchen ge—
wohnlich. Daſelbſt 1787. B. 1. S. 194.
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J III. Die hausliche Erziehung legt den erſten und
J

feſteſten Grund zu allen geſelligen und burgerlichen
Tugenden. Die Eltern ſind daher zu der ſorgfal—

J tigſten Erziehung ihrer Kinder verpflichtet und
dem Staate deßwegen verantwortlich c). Sie
muſſen ſie zu brauchbaren Gliedern des Staates
durch Anleitung zur Arbeitſamkeit, durch Unter—
richt in nutzlichhen Gewerben, Kuuſten und Wiſ—

ſenſchaften bilden g). Die Wahl der kunftigen
J Lebensart der Sohne ſteht zwar dem Vater zu,

jedoch ſo, daß er auf die Neigung, Fahigkeiten9 und korperlichen Umſtande derſelben Ruckſicht zu
J nehmen verbunden iſt. Gegen willkuhrliche Ver—
J fugungen darf ihnen der obrigkeitliche Schutz nicht

hiß entſtehen e). Vorzuglich muſſen die Eltern dafur
J ſorgen, daß die Kinder nicht muſſig und larmend
uhl auf den Straßen ſich herumtreiben, ſondern viel—
J J mehr theils auf eine nutzliche Weiſe beſchaftiget,
I theils auch beh ihren erlaubten Zeitvertreiben nicht
ijf ohne die nothige Aufſicht gelaſſen werden ſ).

J Die
c) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 2. J. 75. Badi

ſche Synodal-Verordn. v. 25. May 1736. Fi
ſcher Cameral- und Policeyrecht l. 138. G. H.
Aurer de bona educationis cura, veluti praeci-
puo ſirmiſſimoque omnĩs legislationis funda-
mento Gött. 1773. Heuman ius polit. cap X.
Joh. And. Hofmanns Entwurf von dem Um
fange c. des Policeyweſens 9. 4. 76.

d) SFiſcher a. a. O. S. 139.
ej Preuſſ. Landr. a. a. O. g. 1oo f.

F) Heuman ius pol. ſ. 79. Siſcher a. a. O.
S. 144.
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Die Eltern ſind berechtiget, fur den Zweck
der ihnen obliegenden Erziehung alle unſchadlichen
Zwangsmittel anzuwenden, alſo auch nothigen
Falls die Kinder zu zuchtigen und durch Gelbſt—
hulfe den ihnen ſchuldigen Gehorſam und Reſpect
zu erhalten. Die Obrigkeit iſt verpflichtet, ſie
hierbey von Amtswegen zu unterſtutzen g), und
nach einigen Policeygeſetzen, ſollen ſogar die Nach
baren gehalten ſeyn, den Ungehorſam und die Wi—

derſpenſtigkeit der Kinder gegen ihre Elteru der
Obriakeit anzuzeigen h). Wenn hingegen die El—
tern ihr Zuchtigungsrecht mißbrauchen und ihre

Kinder grauſam mißhandeln; ſo iſt die Obrigkeit
gleichfalls verbunden, ſich derſelben von Amts we
gen anzunehmen, und wenn es die Umſtande er—
fordern, ihre Erziehung andern zuverlaſſigen Per—

ſonen auf Koſten der Eltern anzuvertrauen ĩ).

Die Staatspoliceh iſt ohne Zweifel zur Auf—
ſicht uber die hausliche Erziehung berechtiget. Aber,
ſagt Moſer kh), “die Hauskinderzucht iſt ja frey
lich, je nachdem dieſelbige gut oder ubel beſchaffen

O 5 iſt,g) Churbraunſchw. Verordn. v. 2o. Nro. 1735.
Willich IIl. 209.

h) .Corp. Conſt. Mareh. T. 1. S. 1. p. 318. Heu-
mann ius pol. ſ. 77.
Preuſſ. Landr. a. a. O. J. go. gr. Siſcher a. a.
O. S. 143. Herm. Langenbeck de caſtigatione
moderata ad Stat. Hamb. P. IV. Art. 4s.

h) Von der Landeshoheit in Policeyſachen S. 48.
Hohentkal (Lib. de pol. pag. 43) geht noch wei
ter und unſtreitig zu weit, indem er ſagt: priva-
ta educatio, quam parentes et tutotes ſusci-
piunt, a ſoro politiae omnino eximitur.
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iſt, der Grund vieles Gutens oder Boſens im
gemeinen Weſen. Alllein ſie gehort wohl mit un
ſtreitig unter diejenigen Dinge, quibus respublica
impar eſt; dahero man auch wenige dahin einſchla—
gende Geſetze antreffen wird. Kann indeſſen ein
Regent etwas dabey thun, hat er ſowohl ein
Recht „als eine Schuldigkeit darzu“.

Allerdings kann die Aufmerkſamkeit der Er
ziehunagspolicey hier wenigſtens etwas thun, wenn
ſie ihr Augenmerk darauf richtet, daß die Eltern
die hausliche Erziehung und Kinderzucht nicht ver
nachlaſſigen, wenn ſie daruber durch die nachſten
Obriakeiten, beſonders aber durch die Prediger,
von Zeit zu Zeit Erkundigung ·einzieht l), diejeni
gen, die durch gute Kinderzucht ſich auszeichnen,
lobt und belohut, die Nachlaſſigen ermahnet, warut
und beſtraft m); wenn ſie dem Strafenlaufen und
Larmen nachdrucklich ſteuert, wenn ſie zur nutzli—
chen Beſchaftigung der Jugend Anleitung giebt:;
wenn ſie endlich zum Vortheil derer, die die Er
ziehung ihrer Kinder allein nicht beſorgen konnen,
fur die Bildung geſchickter Erzieher Sorge tragt
und wohlgeordnete Erziehungsinſtitute beſchutzt und

begunſtigt, zugleich aber auch, wozu ſie hochſt ver
pflichtet iſt, uber. dieſelbe eine genaue Aufſicht

fuhrt,

H Jm Badiſchen ſollen die Prediger nicht nur in
ihren offentlichen Vortragen die Eltern an ihre
Erziehunaspflichten fleiſſig erinnern, ſondern auch
bey Hausbeſuchen nachſehen, ob ihre Erinnerun—
gen wirkſam ſeyen. Gerſtlacher Samml. J.
81. 82.

m) ſ. die eben angef. Badiſche Verordn. Gerſt—
lacher S. 82.
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fuhrt, und Auſtalten, die ohne ihrein großen und
woslthatigen Zwecke zu entſprechen, auf bloßer
Finanzſpeculation beruhen oder darinn ausarten,
ſchlechterdings nicht duldet*).

Auch iſt es Pflicht der Erziehungspoliceh,
dahin zu ſehen, daß Kinder durch ſchlechte Bey
ſpiele ihrer Eltern und Erzieher nicht verfuhrt und
verderbt, vielmehr nothigen Falls von denſelben
hinweg genommen und beſſern Erziehern uberge

ben werden n).
Oef—

Wer in den Preuſſiſchen Staaten eine Privater
ziehungs- oder ſogenannte Penſionsanſtalt errichten

will, muß bey derjenigen Behorde, welcher die Auf—
ſicht uber das Schul-und Erziehungsweſen des Orts
aufgetragen iſt, ſeine Tuchtigkeit zu dieſem Ge—
ſchafte nachweiſen und ſeinen Plan, ſowohl in
Anſehung der Erziehung, als des Unterrichts, zur
Genehmigung vorlegen. Auch ſind ſolche Erziehungs—
anſtalten der Aufſicht dieſer Behorde unter—
worfen, welche von der Art, wie die Kinder ge—
halten und verpflegt, wie die phyſiſche und mora—
liſche Erziehung derſelben beſorgt und wie ihnen
der erfotderliche Unterricht gegeben weede, Kennt—
niß einzuziehen befugt und verpflichtet iſt. Schad—
liche Unordnungen und Mißbrauche, welche ſie da
bey bemerkt, muß ſie der dem Schul- und Erzie—
hungsweſen in der Provinz vorgeſetzten Behorde
zur nahern Prufung und Abſtellung anzeigen.
Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. h. Z. 4. 5.

n) S. z. E. Preuſſ. Landr. T. 2. Tit. 20. J. og92. f.
Nach badiſchen Geſetzen ſollen Eltern, Geſinde
und erwachſene junge vreute, die den Kindern ein
Aergerniß geben, auſſer der Beſtrafung vom welt—
lichen Richter, deßwegen noch beſonders von der
Kirchencenſur abgeſtraft oder doch dem Oberamt
und Specialat angezeigt werden. Gerſtlacher

Saminl.
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ww. Oefters tritt der Fall ein, daß Kinder und
Minderjahrige ihre Eltern verlieren oder daß dieſe
ſelbſt unfahig ſind, fur die Erziehung derſelben
und fur die Verwaltung ihres Vermogens Sorge
zu tragen und manchmahl konnen ſelbſt Volljahrige
durch zufallige Umſtande fur ihre Perfon und ihre
Angelegenheiten zu ſorgen, auſſer Stand geſetzt

ſeyn. Der Nachtheil, welcher nicht nur fur die
Perſonen, welche aus einem oder dem anderen
Grunde fur ſich ſelbſt nicht ſorgen konnen, ſondern
auch fur das gemeine Weſen daraus entſtehen
wurde, wenn ſie ganz hulflos oder der Sorgfalt

fremder Perſonen, ohne beſondere Aufſicht des
Staates, uberlaſſen wurden, fallt von ſelbſt in
die Augen. Der Staat iſt daher befugt, theils
Vormunder zu beſtellen, theils diejenigen, welche
durch Vormundſchaft, Teſtament oder Vertrag

zur Fuhrung einer Vormundſchaft verpftichtet und
berechtiget ſind, zu beſtatigen, und uber ihre Ver—

waltung die Aufſicht zu fuhren. Hierauf beruht
das Obervormundſchaftsrecht, oder, was
daſſelbe iſt, die Bormundſchaftspolicey; denn
dieſer Nahme gebuhrt eigentlich jenem Rechte, da
es offenbar in dem Zwecke der Policey ſeinen
Grund hat o).

Jn

Samml. J. 82. Jnhalt der badiſchen Geſetzge
bung. S. 341. Durch eine badiſche Verordn.
iſt fogar beſohlen, daß Kinder ihre Eltern
nicht duzen ſollen, weil hieraus Nichtbeobach-
tung des kindlichen Reſpects entſpringe, weßwe—
aen die Vorgeſetzten darauf Acht tragen ſollen.
Znhalt d. bad. Geſetzg. S. 342.

o) Fiſcher Cameral- und Policeyrecht J. 163.

J J
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Jn Anſehung der unmittelbaren Reichsalie—
der ſtehet die Vormundſchaftspolicey dem Kaiſer
zu, der ſie theils durch die hochſten Reichsgerichte p),
theils vermoge eines beſtandigen Auftrages durch

die reichsritterſchaftlichen Directorien, jedoch unter
der ſtrengſten Aufſicht des Reichs-Hofrathes q)

ausuben laßt. Selbſt fur Mittelbare ſorgt die.
kaiſerliche und Reichs Vormundſchaftspolicey in
dem Falle, wenn die Gerichtbarkeit uber ſie zwi
ſchen zwey oder mehreren Obrigkeiten ſtreitig und

deßwegen zu beſorgen iſt, daß die Vormund—
ſchaftsbeſtellung entweder ganzlich vernachlaſſiget
oder doch unwirkſam werden muochte r).

Die teutſchen Reichsſtande haben vermoge
der Landeshoheit das Recht der Vormundſchafts—

policeh uber die mittelbaren Reichsglieder. Die
Reichs-Policeygeſetze verpflichten ſie, fur die Be
ſtellung lund Beſtatigung der Vormunder Sorge
zu tragen und darauf zu ſehen, daß ſie den ihnen
vorgeſchriebenen Pflichten getren nachkommen s).

Jn ſehr vielen teutſchen Staaten iſt durch be
ſondere Geſetze das Vormundſchaftsweſen ange—

ord

p) M. Grundriß d. reichsgerichtl. Verfaſſung und
Praxis J. 99.

q) Kerner reichsritterſchaftl. Staatsrecht II. 373f.

r) Deput. Abſch. v. 16oo. g. 26. Gerſtlacher
Handbuch der t. Reichsgeſetze X. 1813. f.

1) Reichopoliceyordn. v. 1548. Tit. 31. ſ. J. 2. 3.
v. 1577. Tit. 32. J. 1. 2. 3. Gerſtlacher a. a.
O. S. 1783. f.
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ordnet t), und die allgemeine Aufſicht uber daſſelbe
eigenen Collegien-Tutelar- oder Pupillenrathen
oder Collegien, Oberpflegſchaften, Obervormund
ſchaftsämtern u. ſ. w. ubertragen u). Jn den
ehurbraunſchweigiſchen Staaten werden im
Weſentlichen die angefuhrten Reichsgeſetze und die
fremden recipirten Rechte in Vormundſchaftsſachen
befolgt, auch dieſe durch die ordentlichen Gerichts—

bofe beſorgt v).

Die unmittelbare Ausubung der Vormund
ſchaftspolicey ſteht in der Regel den Ortsobrigkei
ten, alſo in den Stadten, den Magiſtraten, auf
dem Lande den Aemtern und Gerichten, zu w).
Die Lehensverbindung und die Gutsund Leibherr—
ſchaft giebt zwar auch obervorinundſchaftliche Rech
te x) ohne jedoch die landesherrliche Oberaufſicht
ganzlich auszuſchließen.

t) Ein Verzeichniß ſ. Fiſcher Eameral- und Poli
ceyrecht J. 159

u) Daſ. S. 172.
v) p. Selchow Braunſchweig: Luneburgiſches Pri—

vatrecht ſ. 299 f.
wy) Siſcher am angef. Orte S. 173.
x) Daſelbſt S. 174. 175. Da die Lehre vou

den Vormundſchaften ſo ſehr bearbeitet iſt, und
beynahe uberall vorkmmt; ſo mag dieſer Grund
riß der Vormundſchaftspolicey, die doch einmahl
gegrundeten Anſpruch auf eine Stelle im Policeyr
rechte hat, hinreichend ſeyn.

Zwevte
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Zweyte Abtheilung.

Recht der Hauswirthſchafts-Policey.

J. Zweck und Rechtsgrund der Hauswirthſchaftspolicev.
il. Hinwegraumung der Hinderniſſe der Jnduſirie. lu. Ver—
hutung aemeinſchadlicher Verſchwendnung uberhaupt. iv Jns—
beſondere: durch Kleiderpracht, Hausgerathe c. V. Durch Eſ—
ſen und Trinken; Vl. Durch Uebermaß bepy feyerlichen Gele—
genheiten. Vil. Durchs Spiel. vin. Lotto.

corgloſe Unthatigkeit und leichtſinnige Ver1.
ſchwendung, ubertriebener Luxus und uner—
mudetes Streben nach ſinnlichem Genuſſe untergra
ben die korperlichen und Geiſteskrafte der Staats—
burger, entziehen der Staatsverbindung alle Ener—

gie, beladen ſie mit unnutzen und zweckloſen La
ſten, und fuhren ſie allmahlich einer unvermeidli—
chen Zerruttung zu. Die hausliche Oecono—
mie der Staatsburger iſt daher ein wichtiger Ge—
genſtand der Aufmerkſamkeit der Staatsverwal—
tung, welche unſtreitig berechtiget iſt, die dabey
zu beſorgenden gemeinſchadlichen Uebel durch zweck—
maßige Vorkehrungen abzuwenden.

So ſehr nun auch die Staatspolicey die Frey
heitsrechte der Burger ehren und ſchutzen muß;
ſo ſehr ſie ſich vor deſpotiſcher Einmiſchung in ihre
hauslichen Angelegenheiten huten; ſo ſorgfaltig
ſie ſich einer uberlaſtigen Vormundſchaft enthalten
muß: Jo wenig kann ihr doch die Befugniß abge—
ſprochen werden, dahin zu ſehen, daz durch zweck—

widriz
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widrige Erwerbmittel und unſichere Nahrungs—
zweige, welche die Staatsburger ergreifen konn—
ten, oder gar durch grobe Vernachlaſſigung der
hauslichen Oeconomie und durch Verſchwendung

aller Art, das gemeine Weſen keinen Nachtheil
leide.

Freylich konnte der leichtſinnige Verſchwender
und der nachlaſſige Hauswirth mit ſcheinbar ge—
rechtem Unwillen ſagen: was geht es die Policeh
an, wenn ich mein Vermogen fruher oder ſpater
aufzehre wenn ich es nicht ſo ſorgſam, wie an
dere, zuſammenhalte, wenn ich weniger  er
werbe, als dieſer oder jener? Kann ſie mich zwin
gen, wohlhabend, reich und nach ihrer Meinung
glucklich zu ſeyn? Darf ſie meine individuelle Ue—
berzeugung von Zufriedenheit und Lebensgluck nach
ihrer Anſicht beſtimmen und ordnen? Darf ſie
mich, der ich langſt zu meinen Jahren gekommen
bin, wie einen unmundigen Knaben behandeln?

Das alles darf und will ſie nicht. Aber ſie
iſt dem Weibe und den Kindern Schutz ſchuldig,
die von dem Ehemann und Vater Unterhalt for
dern konnen; ſie iſt der Gemeinde Abwendung ei
ner Laſt ſchuldig, die die Pflicht auch fur den in
Armuth verſunkenen Verſchwender GSorge zu tra
gen, ihr ſchon in der Ferne zeigt; ſie iſt es den
ubrigen Mitburgern ſchuldig, ein Beyſpiel, das
um ſo gefahrlicher iſt, je weniger Muſſiganger
und Verſchwender ohne Geſellſchaft leben konnen,

nicht. zu dulbden. Mit Recht fordert das gemeine
Weſen von ihr die Erhaltung eines brauchbaren

Burgers nicht gerade durch Zwangsmittel al—
lein,
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lein, ſondern auch durch Aufmunterung, Beleh
rung und Warnung Denn auch hier darf
man das Eigenthumliche der Policey nicht aus
dem Auge verlieren, daß ſie weit weniger unmit—
telbar als mittelbar zu wirken ſucht; weit lieber
die Hinderniſſe des Guten hinwegraumt, als dieſes

ſelbſt durch poſitive Mittel erzwiugt. Und auch in
dieſer Ruckſicht fallen manche Einwendungen gegen
die Nechtmaßigkeit der Hauswirthſchafis-Policey
von ſelbſt hinweg.

Jndeſſen ſteht insbeſondere den meiſten Auf—
wandsaeſetzen vorzuglich die Bedenklichkeit entae—

gen, daß ſie durch ihre Allgemeinheit bey der ſo
großen Verſchiedenheit des Vermogens der Staats—

„burger denn nur darnach kann Uebermaß des
Aufwandes rechtlich beurtheilt werden, nicht nach
Standesverſchiedenheit nicht vollig der Gerech
tigkeit gemaß zu ſeyn ſcheinen. Eigentliche Ver
ſchwendung freylich, in ſo fern ſie auf den Staats—
zweck Einftuß haben, alſo. ein Gegeunſiand der
Policey ſeyn kann, hangt lediglich von dem Ver—
haltniſſe der Einnahme zur Ausgabe ab; nicht

aber blos unnutzer Aufwand, der theils nach ſei
nem Zwecke, theils nach ſeinem Einfluß auf An—

dere durch Beyſpiel und Verfuhrung, theils nach
ſeiner Wirkuna auf die Staatsoconomie, beurtheilt,
fur gemeinſchadlich geachtet, und daher durch all—

ge
n; Vergl. Heyne uber die Vortheile, die dem ge

meinen Weſen durch dit bhausliche Sparſamkeit,
beſonders in der Vermehrung der Einwohner er—
wachſen; Hann. Mag. 1766. S. 705. f. 7a1. f.
737. f. 753. f.

v. Bergs Polic eyr. Ch. 2. P
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gemeine Verordnungen eingeſchränkt werden kann.
Vielleicht iſt es auch nicht unbillig, daß der reichere
Burger einer Einſchrankung ſich unterwerfe, die
fur ſeine weniger wohlhabenden Mitburger noth—
wendig iſt, und die auch um deßwillen nicht naher
beſtimmt werden kann, weil ſonſt beynahe in jedem

einzeluen Falle eine hochſt laſtige Wermogensangabe
oder Uüterſuchung erforderlich ware.

Die Hauptſorge der Staatspolicey muß alle
zeit dahin gehen, die Hinderniſſe, welche der Jn—
duſtrie des Volkes entgegen ſtehen, welche die
mannigfaltigen Erwerbmittel und die Ergiebigkeit
der verſchiedenen Nahrungszweige vermindern, ſie
mogen nun in auſſeren zufaälligen Umſtanden oder
in den Geſinnungen und Neigungen des Volkes
ihren Grund haben, aus dem Wege zu rau
men y).

7

Wenn nun die Policey auf der einen Seite
die Erwerbmittet .auf jede ſchickliche Weiſe zu ver

mehren ſucht und ſie den Unterthanen zur zweck—
maßigen Benutzung darbietet; ſo iſt ſie auf der
audern Seite wohl berechtiget, die unverhaltnißz
maßige Concurrenz bey einzelnen Nahrungszwei
gen durch einſchrankende Verordnungen zu verhin

dern 2). Auch iſt ſie verpflichtet, der Wahl
zweckwidriger Erwerbmittel und unſicherer Nah
rungszweige moglichſt zu ſteuern. Sie muß daher

auf

y) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 149. Vergl. A. Wagemann uber die Bildung
des Volks zur Jnduſtrie. Gottingen 1791.

7) Mmoſer a. a. O. S. 91.
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auf leichtſinnige Speculanten und Schuldenmacher
ein aufmerkſames Auge haben, und ſie bey Zeiten

waruen. Jal! wenn ſie ſiqh aberaglaubiſcher oder
anderer unvernünftigen Erwerbmittel bedienen
wollen; ſo kann ſie ſie davon durch rechtmaßigen
Zwang abhalten. Schatzgraber, Geiſterbanner,
Goldmacher u. ſ. w. verdienen in dieſer Hinſicht
entweder als Betruger oder als Betrogene die
vorzugliche Aufmerkſamkeit der Hauswirthſchafts—

Policey a).

Auſſer den Hauptnahrungszweigen, welche
die Policey der hauslichen Oeconomie auf alle Weiſe
begunſtiget, ſucht ſie auch zu nutzlichen Nebenver—

dienſten Gelegenheit zu verſchaffen und aufzumun
tern. Freylich kann und darf ſie ſich dabey keiner
Zwangsmittel bedienen; aber durch die Ueberſicht
des Ganzen kann ſie leichter maucherley bisher uber—

ſehene Erwerbmittel auffinden, das Publicum
darauf aufmerkſam machen, die damit verbunde—
nen Vortheile zeigen, die beſte Benutzungsart an—
geben, theils unmittelbar, theils mittelbar durch
die Ortsvorgeſetzten und ſelbſt durch angeſtellte
Verſuche ſie einpfehlen. Das ubrige, und aller—
dings das Meiſte muſſen Erziehung und gute
Beyſpiele thun b).

Kommt

2) Vergl. Thl. 1. S. aoo.
b) Vergl. die intereſſante Abhandl. uber neben—

verdienſtliche Arbeiten, im teutſchen Muſeum
1777. lJ. 510. Mehr davon in dem Rechte der
land- und ſtadtwirthſchaftlichen Policey.

P 2
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Kommt zu der Vernachlaſſigung nutzlicher

Erwerbmittel noch leichtſinnige Verſchwendung
hinzu; ſo hat die Hauswirthſchafts-Policey die
dringendſten Urſachen, ihre Aufinerkſamkeit zu
verdoppeln. Wer durch unbeſonneue und unnutze
Ausgaben, oder durch muthwillige Vernachlaſſi—
gung ſein Vermogen betrachtlich vermindert, oder
ſich in Schulden ſteckt, der iſt als ein gemeinſchad
licher Verſchwender (H zu betrachten e), und
ohne auf die Unterſuchung der Vortheile oder
Nachtheile des Luxus einzugehen, kann man wohl

mit vollem Rechte behaupten, daß Verſchwendun
gen dieſer Art durch die Policey geſteuert werden

muß und darf d).

Das Hauptmittel, welches man von jeher
der gemeinſchadlichen Verſchwendung entgegenſetzte,

waren Aufwandsgeſetze; ſo wehl im allgemei—
nen, als insbeſondere in Ruckſicht auf Kleidung,

Hausgerathe, Eſſen und Trinken, feſtliche Gele—
genheiten, geſellſchaftliche Zeitvertreibe u. ſ. w.
ein Mittel, das gewohnlich mehr Gerauſch machte,
als wirklichen Nutzen brachte. Seit mehr als
drey hundert Jahren eiferu die Reichs-Poli—
ceygeſetze gegen die Koſtlichkeit in Kleidungen von
Grafen und Herren und ihren Hausfrauen und

Kindern an bis herab auf unehrliche Welber,
Rachrichter und Juden; gegen ubermaßige Koſten
mit Gaſtungen und Schenkungen zu Hochzeiten,

Kinbtaufen, Kindbetten, Faſtnacht, Begrabniſ—
ſen

e) Vergl. Preuſſ. Laudr. Thl. 1. Tit. 1. ſ. zo.
q) de Hohenthal de politia pag. 172. Heumann ius

pol. pag. 232. 238. a39.
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ſen und Kirchweihen; uberhaupt gegen Banqueti—
ren und andere Ueppigkeiten e) und wie weea
nig hat ihr Eifer gefruchtet!

Landſtande forderten in altern und neuern
Zeiten ihre Regenten auf, der uberhand nehmen—
den Verſchwendung Ziel und Maß zu ſetzen. So
ſtellten noch im J. 1770 die Braunſchweig—
Wolfenbutteliſchen Laudſtande dem Herzoge vor,
wie es eine hohe Nothwendigkeit ſeyn wolle, daß
dem eingeriſſenen Luxus und unmaßigen Aufwande
ein billiger Einhalt geſchehe, wozu ſie dieuſame
Vorſchlage zu thun ſich erbleten f). Aeltere und

neuere Landes-Policeygeſetze kundigten der Ver—
ſchwendung und Ueppigkeit den Krieg an g), der

mit ungleichem Erfolge bis auf dieſe Stunde fort
gefuhrt wird.

Ein anderes und gewiß wirkſameres Mittel
iſt Einſchrankung des Credits nach Verhalt
nißz der Perſonen und der Gegenſtande. Wer

Minderjahrigen, oder Großjahrigen, die unter
Vornuundſchaft oder vaterlicher Gewalt ſtehen, ein

P3 Dar
e) Gerſtlacher, Handbuch d. t. Reichsgeſetze IR.

1334.

f) Moſer a. a. O. G. 105.
t) Runde Beytrag zur Geſchichte der Aufwandsge—

ſetze. Heſſ. Beytr. J. 280 f. Hofmann Eur—
wurf v. d. Umfange rc. des Policeywelens S. 63.
Mainziſche Verordn. gegen den uberfluſſigen Auf—
wand ſ. Schlözer Staatsanz. Heft 14. S. 156 f.
Heſſen-Darmſtadt. Aufwandsgeſetze ſ. Schlett—
weins Archiv Il. 499. III. 14.
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Darteihen oder ſonſt unerlaubten Eredit giebt,
wer noch dazu wiſſentlich zur Schwelgerey, Uep—
pigkeit, oder Verſchwendung leiht oder borgt;
wer Perſonen von bekaunter unordentlichen Lebens—
art zu einer vorhabenden liederlichen Verſchwen—
dung Geld oder Sachen wiſſentlich und vorſatz—
lich aus eigennutzigen Abſichten giebt; wer auf
gleiche Weiſe eine verheurathete Frau ohne Vor—
wiſſen ihres Mannes in ihren heimlichen Verſchwen

dungen nnuterſtutzt der verdient mit Recht ne
ben dem Verluſte der Forderung noch nachdruck—
liche Strafe h). Auch kann uberhaupt verordnet
werden, den Unterthanen in Ruckſicht auf Gegen—

ſtunde des Luxus, beſonders aber fur Zehrung in—
den Wirthshauſern, keinen großeren Eredit zu ge

ben, als durch das Geſetz beſtimmt iſt. Nach
churbraunſchweigiſchen Geſetzen ſoll den Wir
then, die Branntweinstrinkern Credit geben, durch
die Gerichte zu mehr, als einem Thaler ihrer
Forderung, nicht verholfen werden i).

Das kraftigſte und durchgreiſendſte Gegen
mittel, weniagſtens in Beziehung auf den großeren—
Theil der Staatsburger, iſt jedoch genaue Auf—
ſicht der Obrigkeit auf die hausliche Oeconomie
ihrer Untergebenen, und ſchleunige Vorkehrung ſol—

cher

Inh) S. z. E. Preuſſ. Landr. Thl. 2. Tit. 20.
J. 1310 f. Es fallt von ſelbſt. in die Augen,
daß dergleichen Verordnungen lediglich auf Poli—
ceygrunden beruhen.

i) Willich J. a31. Vergl. Gerſtlacher Samml. d.
badiſchen Geſetze lIl. 158 f. Corp. Conit. Ceil.
Cap, 4. p. G38.
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cher Anſtalten, wodurch der Zerruttung derſelben
Einhakt gethan wird*). Die Vorſchriften, welche
in dieſer Hinſicht in den badiſchen Landen befolgt
werden, erſchopfen alles, was eine aufmerkſame
Landespolicey hierbeh thun kann und darf. Die
Ortsvorgeſetzten ſollen auf ihre Untergebenen ein
fleiſſiges Aufſehen haben, und wenu unter ihnen
ſich welche befinden, die ihre Guter ganz oder zum
Theil ungebaut liegen oder ihre Gebaude ohne Re—
paration verfallen laſſen, oder liegende Guter ohne
Wiederanwendung des Geldes und ohne wahr—
ſcheinliche Urſache verauſſern, oder vhne Noth
oder gehabte Unalucksfalle mehrere Schulden ma
chen, oder dem Mufſigang Spiel oder Wirths—
hausſitzen ergeben ſind; ſo ſollen ſie den Oberum
tern und Aemtern jahrlich davon pflichtmäßig An—
zeige machen, dieſe die Sache genau unterſuchen,
die Angezeigten vorfordern, ernſtlich zurechtweiſen
und mit der Entſetzung von der Vermogensver
waltung bedrohen, und wenn dieſes nicht wirkt,
ſie mit Gefangniß- oder offentlicher Arbeitsſtrafe

P 4 ĩ be
Die unmittelbare Reichsritterſchaft hat hier

uber ſehr zweckmaßige Geſetze. Die Misſchmneund Rathe ſollen auf die verſchwenderiſchen Ad
glieder ein aufmerkſames Aug haben, ſie zuerſt
freundſchaftlich unter Zuziehung ihrer Verwandten
von ihrem ſchlechten Lebenswandel abzulaſſen,
warnen, wenn ſie aber nichts deſtoweniger von ih—
rem vorigen Wandel nicht abſtunden, dieienigen
Mittel und Wege einſchlagen, durch welche dem
ganzlichen Verderben derſelben vorgebeugt werden
konne ihnen euratores bonorum verordnen und
bis zu ihrer Beſſerung nur die nothwendigen Ali—
mente verabfolgen laſſen. Kerner reichsritter—
ſchaftl. Staatsr. lI. 381. 282.
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belegen, ihnen einen Pfleger, ohne deſſen Einwil—
ligung ſie weder liegende Grunde verauſſern noch
Schulden machen durfen, beſtellen, ſodann nach

Verfluß eines Jahres die Ortsvorgeſetzten und
den angeordneten Pfleger vernehmen, ob binnen
dieſer Zeit dauerhafte Beſſeruug gezeiat worden
ſey. in welchem Falle die bisherige Einſchrankung
der Vermogensverwaltung wieder aufaehoben wird,
dahingegen, wenn keine Beſſerung erfolgt iſt, die
Anzeige bey der Regierung geſchehen und von die—
ſer die Prodigalitatserklarung verfugt werden muß,
zu welchem Ende jahrlich an Pfingſten von jedem
Amte mittelſt vorſchriftmaßig abgefaßter Tabellen

Bericht erſtattet werden muß Kk).

So ſehr dieſe Einrichtung allgemein zu ſeyn
verdiente; ſo wenig iſt ſie es dennoch. Gemeinia

Uch, wenn ein ſchlechter Haushalter ſich nicht recht
auffallend auszeichnet, erwartet man ruhig den
Concurs, ſtraft auch dann die muthwillige, und
ſelbſt die betrugeriſche Verſchwendung uur ſelten,

wie ſie's verdient, und kaum anders, als wenn
ſie ſich mit Handen greifen lafßßt, und noch ſeltener
bedient man ſich der gemeinrechtlichen Policeymaß—
regel, einem Verſchwender die Verwaltung ſeines
Wermogens zu entziehen und ihn fur das zu erkla

ren,

x) Gerſtlacher Samml. III. 144. f. Jnhalt der,
badiſchen Geſetzgeb. S. 182. 574 f. Badiſche Hof
rathsinſtr. v. 1794. F. 124. 125. Vergl.
Bairiſche Verordn. wegen der liederlichen Haus—
wirthe rc. v. 21. Jan. 1763. Samml. bairiſcher
Generalien v. 1771. S. 448. Moſer von d. Lan—
deshoheit in Policeyſachen S. 110.
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ren, was er iſt. Die Predigalitatserklarung
zu rechter Zeit angebracht und ohne Nachſicht durch
geſetzt, mußte nothwendig von weſentlichem Nutzen
ſeyn.

Verſchwendung durch Kleiderpracht, durch IV.
Bedienten, Equipagen u. d. m. iſt ein vorzug—
licher Gegenſtand der meiſten, beſonders alteren,
Aufwandsgeſetze l)I. Man wollte dadurch die Un
terthauen voin uberfluſſigen Aufwand abhalten,
den Paſſivhandel des Landes vermindern und zu—
aleich einen auſſerlichen Unterſchicd unter den ver—
ſchiedenen Standen erhalten m). Jn neueru Zei—
ten hat man in den meiſten teutſchen Staatennn)

den Fortſchritten des Luxus und der Moden freyen

Lauf gelaſſen.

A P 5 UeberDaß dieſe, ſo ſehr ſie auch Policeymaßregel iſt,
doch nicht anders, als nach vorheriger genaner

Unterſuchung und durch rechtliches Erkenntniß er—
folgen darf, verſteht ſich von ſelbſt. Uebrigens
erfolgt ſie, wie ſo manche Policeyvorkehrung,
meiſtentheils zu ſpat.

H S. Heumann ius pol. pat. 235. Da der practi—
ſche Gebrauch dieſer Geſetze nicht groß iſt; ſo kann
eine detaillirte uud erweiterte Anzeige derſelben

ub rdenwoy) un ergangen we e.
1 m) Moſer 'v. d. Landeshoheit in Policeyſachen48 S. 166.

n) Jn Baiern erſchien noch in der Mitte dieſes
Jahrhunderts 1749 Welt- und Staatsſpiegel v.

1749. S. 1257 und in Hildesheim in der letz
ten Heifte deſfelben 1779. Schloözers Briefwech—
ſel XLVIi. 321. eine neue Kleiderordnung. Es
ware gut, von der Wirkſamkbeit derſelben nahere
Nachricht zu haben.
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Uebertriebene Pracht und Koſtbarkeit im

Hausgerathe o), Uebermaß der Hausdienerſchaft,
Pracht und Menge der Equipagen p); und was
ſonſt zu einer großen und alanzenden Haushaltung
gehort, kann freylich mit Recht in gewiſſe Gren
zen eingeſchraukt werden q); allein Verſchwendun
gen dieſer Art erhalten ſich meiſtens in dem Cirkel
der Reicheren und bringen im Ganzen dem gemei
nen Weſen weniger Schaden, als eine zu ſtrenge
Policey wvielleicht thun wurde. Jn den neueren
teutſchen Aufwandsgeſetzen findet man daher hier—
uber nur ſolche Verorduungen, die nicht ſowohl auf
Verhutung gemeinſchadlicher Verſchwendung, als
viel:nehr auf Standesverſchiedenheit ſich beziehen.

Larus im Eſſen und Trinken, theils durch
die Menge der Lebensmittel, die unnothiger Weiſe
verzehrt werden, theils durch den Gebrauch uber—
fluſſiger und ſeltener Speiſen und Getrauke, kaun
ſehr leicht zur Zerruttung des Hausweſeus fuhren.
Die Reichs-Policeygeſetze machen es den teut
ſchen Landesherrn zur Pflicht, die Verſchwendung
in Mahlzeiten und und im Banquetiren einzuſchran
ken r). Es fehlt auch nicht an Landesgeſetzen,

welche

„o) Die R. P. O. verbietet z, E. das Vergolden an
Kupfer, Eiſen, Holz und Geſtein; jedoch ohne
den Churfurſten und Furſten und dem, was zur
Ehre Gottes geſchieht, Maß zu geben. R. P. O.
v. 1577. Tit. 14. h. 6.

p) Die R. P. O. v. 1530. Tit. 17. ſ. 1. v. 1548.
n. 1577 Tit. 14. ſ. 1. verbieten die uberfluſſiegen Unkoſten in Pferdegezeugen.

q) Moſer a. a. O. S. 107.
1) R. P. O. v. 1530. Tit. 23 .v. 1548. Tit. 15.

9. 1. 2. 3. v. 1577. Tit. a5. ſ. 124.
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welche alles Uebermaß in dieſem Puncte ſtreng
verbieten 8).

Viele ſuchten insbeſondere dem unmaßigen
Genuß geiſtiger Getranke Grenzen zu ſetzen t).
Trunkenbolde ſollen nach den meiſten Policepae—
ſetzen, von Amtswegen vorgefordert, ermahnt,
und wenn ſie ſich nicht beſſern, beſtraft werden u).
Die churbraunſchweigiſchen Geſetze verordnen,
daß die unmaßigen Branntweinstrinker von ihrer
Obrigkeit mit dreytagigem Gefanauiß zu Waſſer
und Brod beſtraft, und bey nicht verſpurender
Veſſerung dem Befinden nach peiulich behandelt
und mit Karreu- Zucht- oder Spinnhaus-Strafe,
die Wirthe aber, welche Trinkgelage dulden, mit
einer anſehnlichen Geldſtrafe belegt werden ſollen v).
Nach einer cheſſen Caſſelſchen Verordunung ſol—
len die Branntweinszecher zu keinerleh Ehrenſtel—

len in den Stadten und- Dorfern gelaſſen, mit
Geld- und Gefangnißzſtrafs beleat, und, wenn
dirſe nicht fruchtet, als untuchtige und dem Staate

zu

1) Moſer a. a. O. S. 1oß. Vergl. Schmieder
churſachſ. Policeyverf. J. 28

t) Moſer a. a. O. G. ioz. Vergl. die Reichs-Po
liceygeſetze gegen das ubermaßige Trinken. Gerſt—
lacher Handb. 1X. 1178 f. Jn einigen Lan—
dern muß ein ſogenannter Saufgulden bezahlt
werden, der, wenn man es, wie ofters geſchieht,

Ddabey bewenden laßt, wie ein Diſpenſationsgeld aus
ſieht, auch nicht ſelten dafur angeſehen wird.

u) S. z. E. Jnhalt d. badiſchen Geſetzgebung
S. 573v) Verordn. v. 28. Nov. 1691. 5. Dec. ls. Wil—

lich l. 430. 4ʒi.
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zuletzt zur Laſt fallende unuutze Glieder aus dem
Lande hinweg gewieſen werden w).

Jn Landern, die nicht eigenen Weinwachs
haben, ſucht die Policeh wenigſtens den großeren
Theil des Volkes von dem haufigen und gewohn—

lichen Genuſſe des Weines abzuhalten. Jn dieſer
Hinſicht iſt in den churbraunſchweigiſchen
Landen der Weinſchank auf dem platten Lande ganz—

lich verboten, und den Krugern bey Strafe der
Confiſcation und 20 Rthlr. unterſagt, Wein ein
zunehmen, weßwegen die Beamten von Zeit zu
Zeit eine unvermuthete Viſitation anſtellen laſſen
ſollen x).

Um das Zehren in den Wirthshauſern we
nigſtens moglichſt abzukurzen, iſt beynahe uberall
eine gewiſſe Zeit beſtimmt, wo die einheimiſchen
Gaſte ihre Sitzungen beſchließen und ſich nach Hauſe
begebeu muſſen. Man ſollte kaum glauben, datz
gegen eine ſo zweckmaßige und ſelbſt fur die offent-
liche Ruhe und Gicherheit nothige Verordnung,
als Eingriff in die naturliche Freyheit der Unter—
thanen, Beſchwerde gefuhrt werden konnte, Den
noch kam einſt ein Beyſpiel dieſer Art bey dem
kaiſerlichen und Reichskammergerichte vor, wo die
graflichEriechingiſchen Unterthanen daruber klag

ten, aber wie naturlich, abgewieſen wurden Y).

Ein
vv) Hofmann Entwurf ec. S. 86.
x) Verordn! v. J. Dec. 1764. Willich IIl. 451.

452.
y) Der Policeyordnung, heißt es in dem Came

ral Urtheil v. 5. Apr. 1763, daß des Winters,
Abends
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Ein auslandiſches Getrank, das ſich nach
und nach in Teutſchland eingeſchlichen hat, und
endlich zu einem gewohnllchen Nahrungsmittel ge—
worden iſt, der Caffee, iſt langſt aus politiſchen
und mediciniſchen Grunden, als ein aemeinſchad
liches Uebel betrachtet worden 2). Mehrere Re—
giernnaen a) haben den haufigen und allgemeinen
Gebrauch deſſelben durch Geſetze einzuſchranken
geſucht, “weil dadurch die Unterthanen, neben
der Schwachung ihrer Geſundheit, in merklichen
Verfall ihrer Nahrung gerathen“. Jn den chur—
braunſchweigiſchen Staaten iſt der Handel mit
Caffee und ſelbſt das Ausſchenken des gekochten
Caffees auf/ dem platten Lande ganzlich verboten;

in

Abends um 9 Uhr, des Sommers aber um 1o Uhr
die Retraite- Glocke gelautet werde, worauf ſich
Jedermann aus den Wirthshauſern ſtill hinweg
zu verfugen hat, ſollen ſich ſammtliche Untertha—
nen gehorſam unterwerfen“. v. Cramer Wetz—
lar. Nebenſtunden Th. 100. S. 129.

2) Eine gedrangte Darſtellung der Grunde gegen den
Caffee, ſ. in Hrn. v. Dohms vortrefflichen Abh.
uber die Kaffeegeſetzgebung, im teutſchen Mu—
ſeum 1777. il. 123.

2) Moſer a. a. O. S. 109. Heſſen Caſſelſches
Caffeeverbot v. 1766. Samml. VI. au3. 677.
6o. 761. 827. o97. Preuſſ. Verorbnungen v. 1778.

Bergius Samml. Ill. 68. v. 1781. 1784. 1787.
Schloözers Briefwechſel XLVI. 210. Goth. Han—
delszeit. 1784. S. 218. Schlettweins N. Urchiv
IV. 4o9. Heſſeni:-Darmſt. Verordn. v. 1766.
1775. 1777. Bergius Samml. 1V. 74. 78. f. Hil
desheimiſches Caffeeverbot v. ikpbßs v. Cramer
Wetzl. Nebenſt. Thl. 1o3. S. 4t1 Bergius
Samml. IV. 75. f. v. 1781. Schlozers Brief
wechſel XLVI. auz. f.
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in Stadten und Flecken aber ſoll kein gebrannter
und gemahlener Caffee, und von rohem, unge—
brannten nicht unter einem Pfunde verkauft wer—
den b). Die Rechtmaßigkeit ſolcher Verordnun—
gen iſt wohl keinem Zweifel unterworfen e) Als
im Jahr 1763 im Hildesheimiſchen eine Ver—
ordnung gegen den Mißbrauch des Caffeetrinkens
ergieng, uud mit Nachdruck vollzogen wurde, ap
pellirte Burgermeiſter und Rath zu Peina dage
gen an das Reichs-Kammergericht; erhielt aber
auf Bericht und Gegeubericht ein abſchlagiges De
cret d). Jndeſſen, ſo ſtreug auch die Verbote ge
gen den Caffee waxen, ſo mancherley Mittel) ihn
zu verdrangen, man verband, er hat bey
nahe uberall geſiegt. Noch gilt in vollem Maße,
was Dohm vor 22 Jahren ſagte: “Allen medi
ciniſchen und politiſchen Beweiſen und Declamatio

nen gegen den Caffee in Journalen, Wochenſchrif
ten, u. ſ. w. allen Verboten, Strafen, Aufla
gen, allen Heeren von Zoll- und Acciſebedienten
zum Trotz wird noch immer eine erſtaunende Menge
Caffee jahrlich in Teutſchland vertrunken
Uiſonſt haben ſich Geſetzgeber, Philoſophen und
Aerzte verbunden, umſonſt das mediciniſche und
politiſche Anathema ausgeſprochen; noch immer
hat ſich das braune Zaubergetrank glucklich erhal—
ten, der Geſchmack hat uber die Vernunft, die
Mode uber die Geſetze geſiegt e)“.

Der
b) Verordn. v. 24. Oct. 178o. Willich II. 10o. f.
.Rern. 1783. 1784. 1788. Willich Suppl. S. 183.
e) Vergl. v. Cramer Wetzl. Nebenſt. Thl. 38.

S. 183.
q) Daf. Thl. 1oz. S. aoz f.
e) Teutſches Muſeum 1777. II. 124.
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Der Aufwand aller Art zeigt fich am meiſten VIJ.
bey fenerlichen Gelegenheiten, weßwegen auch die
Aufwandsgeſetze hauptſachlich dieſe zum Gegen
ſtande haben f). Die alten Teutſchen pflegten je—
des traurige oder“ freüdige Ereignißz mit einem
Schmauße zu kronen; ihre Enkel folgten dieſem
Beyſpiele bis zur Uebertreibung und trieben neben—
her noch mancherley unnutzen Lurus in Geſchen—
ken, Kleidern u. ſ. w. Verlobniſſe, Hochzeiten,
Kindtaufen, Todesfalle, Begrabniſſe und Trauer

waren und ſind haufig noch an vielen Orten
eben ſo viele Aufforderungen zur Verſchwendung.

Bey manchen anderen Feyerlichkeiten Kirch—
weihen, Schutzenhofen, Scheibenſchießen, Faſt
nacht, Zunftverſammlungen u. d. m. wurde
nach und nach der Aufwand immer mehr ubertrie—
ben. Schon langſt eifern. die Reichspoliceygeſetze
dagegen g), und altere n) und neuere i) Landes—

ge
f) Moſer a. ä. O. S. 10os.
s) Schmauſereyen bey academiſchen Promotio

nen und Disputationen konnen mit Recht auch
hieher gerechnet werden. Jn Gottingen ſind ſie
durch eine Verordnung v. 20. Aug. 1751 abge
ſtellt. Bergius Saminl. Ill. 4a7. Hann. Anz.
1751. St. 72.
Gerſtlacher Handb. IX. 1335. f.

h) Heumann ius pol. ſ. 188. 190.
i) Allgemeine ſ. z. E. Ordnung, wie es im Furſten—

thum Altenburg bey Verlobniſſen, Hochzeiten,
Kindtaufen, Begrabniſſen und Trauern gehalten
werden joll 1785. Staatswiſſenſchaftl. Zeitunq
1790. St. 137. S. 1096. 1106. Oettingiſche
Hochzeit-Kindtaufen- und Leichenordn. 1785.

.Journal v. u. f. Teutſchl. 1785. J. 330. Ein
der neueſten Verordnungen wegen der Mißbrauche

bey
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geſetze, ſtimmen mit ihnen uberein. Hauptſach—
lich hat man in neueren Zeiten dem ubermaßigen

Luxus bey Begrabniſſen und Trauern den Krieg
angekundigt k). Jn manchen Gegenden hat man
denſelben durch freywillige Privatubereinkunft hochſt
vernunftiger Weiſe abgeſtellt

Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten
ſoll bey den Begrabniſſen und dem Detrauern

der

bey Hochzeiten iſt die Osnabruckiſche v. 1780.
ſ. Beckmanns Samml. JV, 14t. wegen der
Kindtaufen und Gevatterſchaften die Herzogl.
Sachſen-Hild burghauſiſche v. 1783. Staats
wiſſenſch. Zeitung a. a. O. S. 1093.

ko Heſſen-DNDarmſtadt. Trauerordn. v. 25. Jan.
1769. Bergius Samml. W 242 K. Preuſſi—
ſche fur Oſtfriesland v. 19. Aug. 12772. Daſ.1. z23. Heſſen-Caſſelſche v. 13. Aug. 1777
Samml. Vl 807. 917. Reichsſtadt Heilbronni
ſche v. 17. Sept. 1782. Beckmanns Samml.
lik zzi. Ephemeriden der Menſchheit 1784 VII.
85. Fuldaiſche v. 3. Apr. 1783. Beckmanns
Samml. V 22. Wirzburgiſche v. 6. Aug. 1783.
Daſ. Vlll. 92. v. 12. Dec. i785 Daſ. SG. 87.
Vergl. Schlozers Staatsanz. XXXVI. 460o.
Hohenlohe-VJndgelfingiſche Leichen-u. Trauer
ordn. 1794. Journal v. u. f. Teutſchl. 1785 J.
525. Heſſen-Caſſelſches Vervot der Trauerklei—
der v. 2. May 1786. Beckmanns Samml. VIlll.
z6 Schloözers Staatsanzeigen XRXVlil. 211.
Brandenburg-Anſpachiſche Verordn. v. 19.
Jan. 1780. Staatswiſſenſchaftl. Zeitung 1789.
St. 53. S. 420 f.

H S. z. E. Verbindung gegen die Trauerkleider zu
Celle in den Annalen der Braunſchweig- Lunebur—
giſchen Churlande Jahrg. l. St. 3. S. 168. zu
Burgtorf Daſ. St. 4. S. 155. zu Goöttingen.
Daſ. Jahrg. 2. St. 2. S. 178.
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der verſtorbenen Anverwandten aller unnutze Auf—
wand, insbeſondere das Drappiren der Kutſchen
und Pferde, der Zimmer und Meubeln mit Trauer
zeugen, und das Kleiden der Dienſitboten in
Trauer m) wie auch das koſtbare Tractiren n)unter

laſſen werden. Auch ſind die Gaſtereyen bey
Kindtaufen verboten o). Nicht weniger ſoll al
ler unnutze Aufwand bey Verlobniſſen und Hoch—
zeiten ganzlich vermieden werden p). Jnsbeſon
dere iſt der Misbrauch des Branntweins bey Hoch
zeiten, Kindtaufen und andern Zuſammenkunften
bey nachdrucklicher Ahndung unterſagt q).

Fur das Herzoathum Lauenburg iſt eine
neuere Verordnung gegen den unmaßigen Auf—
wand bey Verlobniſſen, Hochzeiten, Kindtaufen

und Begrabniſſen ergangen r). Beny Verlob
niſſen in den Stadten ſollen von burgerlichen
Perlſonen nicht, uber zehen Gaſte, mit Einſchluß
der nachſten Verwandten, eingeladen, und nicht
uber vier Gerichte gegeben werden, auch die Gaſte
des Sommers nicht uber elf, des Winters nicht

uber

m) C. C. Cal. Cap. a p. io28. Willich III 278.
C. C. Cell c 4 p igot Vergl. der Herzogth. Bre
men und Verden Policeyordn. etc. 1732. S. 19.

n) C. C. Cell. e 4 p 8v9.
o) C. C. Cell c. 4 p. 87. 88. i49. Bremiſche

Policey c. Ordn. S. 187.
p) C. C. Cell e. 4. P. 71. 151. Brem. Policey c. Ordn.

S. 976.
q) Willich l 432.
1) 1774. 4. Febr. Beckmann Samml. lIII. 143 f.

v. Bergs Policeyr. Th.a Q
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uber zehen Uhr des Abends beyſammen bleiben.
Braut- und Brautigamsageſchenke ſollen zuſammen
die Summe von vierzig bis ſechszig Tyalern nie
uberſteigenn, und zum Verlobungstag keine neuen
Kleider beſonders angeſchaft werden. Auf dem
Lande ſteht es zwar jedem vom Bauernſtande frey,
ſich an den Orten, wo es hergebracht iſt, vor dem
Prediger im Pfarrhauſe zu verloben; es iſt aber
nicht erlaubt, die Verlobniſſe bey einem angeſtell—
ten Gaſtmahl und mit Ausholung des Predigers
zu halten. Eltern oder Vormunder der Verlob—
ten und die nachſten Verwandten nebſt zwey Man
nern als Zeugen durfen jedoch zur Berichtigung der
Eheberedung zuſammen kommen;, aber nur des
Nachmittags und in allem, mit Einſchluß der
Verlobten, nicht mehr, als zehen Perſonen, und
nur bey einer Viertel-Tonne Bier hochſtens und
zwey Eſſen.

Bey Hochzeiten in den Stadten iſt die
Aunzahl der Gaſte und der Gerichte nach drey Elaſ
ſen beſtimmt. Die erſte Claſſe (Magiſtratsper—
ſonen, Advocaten und Procuratoren, Geiſtliche
und Schulbediente, Kauf-und Handelsleute, auch
andere angeſehene Einwohner, die ohne Gewerbe
von ihren Mitteln leben), darf nicht mehr als
dreyſſig Gaſte und acht Gerichte; die zweite Claſſe

(Brauer, Hocker, Kramer, Handwerker und
Profeſſioniſten), nicht mehr als zwanzig Gaſte
und ſechs Gerichte; die dritte Claſſe (Taglohner

HNund Einlieger, Handwerksgeſellen, Schiffsknechte
und ubrige Handarbeiter) nicht mehr, als funfze
hen Gaſte und vier Gerichte haben. Jſt das
Hochzeitmahl Mittags gehalten worden; ſo dur

fen
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fen des Abends nur kalte, des Mittags ubrig ae—
bliebene Speiſen gegeben werden. Uebrigens
werden Hochzeiten beh Wein und Kuchen, ohne
Mahlzeiten, empfohlen. Keine Hochzeit ſoll lan—
ger als einen Tag, und die Mahlzeit nicht uber
drey Stunden wahren, und die Hochzeitaeſellſchaft
nicht langer, als bis zwey Uhr nach Mitternacht
bevſammen bleiben. Hochzeitmuſik iſt erlaubt;
der Aunsgeber der Hochzeit ſoll ſie aber ohne einigen
Beytraa der Gaſte bezahlen. Das Verſchleppen
der Eßwaren und des Getrankes, ſo wie der Zu—
lauf der Kinder und des Geſindes iſt verboten.
Am Kirchgangstage durfen nicht mehr als zehen
Perſonen, mit Einſchluß der jungen Ehereute,

mit vier Gerichten des Mittags, und des Abends
mit kalter Speiſe, auch ohne Muſik bewirthet wer—
den. Bey Hochzeiten aufidem Lande iſt
das Geſoffe vor und nach dem Kirchengehen ganz—
lich verboten. Zwey Tage ſind zur Hochzeit ver—
ſtattet, und bey ganzen und halben Stellen dreyſ—
ſig Gaſte, bey andern die Heifte. Auch ſind die
Hochzeitsgerichte nach dieſem Verhaltniß beſtimmt.
Aller Zulauf der Kinder, Knechte und Magde iſt
auch hier verboten. Muſik iſt erlaubt. Die
Gaſte ſollen ſpateſtens Morgens drey Uhr aus

einander gehen. Beym Kirchgana ſoll es wie in
den Stadten gehalten werden. Wenn eine Herr

ſchaft ihrem Geſinde freye Hochzeit aeben will, ſo
mußs ſie ſich dabeh nach ihrem Staunde richten.
Hochzeitsgeſchenke in den Stadten ſollen den Werth
von zwey Thalern, auf dem Lande den Werth von
einem Thaler nicht uberſteigen, die Geſchenke der
Eltern und Geſchbiſter jedorch ausgenommen, die

deren eigenem Ermeſſen uberlaſſen bleiben. Ge—

Q 2 ſchenke
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ſchenke an Dienſtboten ſind, ſo wie die SGammlung
fur den Koch, ganz verboten.

Bey Kindtaufen ſollen nicht uber dreh Ge—
vattern ſeyn. Kindelbier und Taufmahlzeiten ſind
abgeſtellt. Gevattergeſchenke, aufler von den

Nnuachſten Verwandten, oder wenn die Eltern der
Pathen arm ſind, ſollen nicht gegeben werden.
Beym Kirchgang ſollen hochſtens zehen Perſonen
mit drey bis vier Gerichten bewirthet werden.

Jn Ruckſicht auf Leichenbegangniſſe bleibt
es im Ganzen bey der Trauerordnung von 1730.
Bey Einlegung der Leiche ſollen keine Zuſammen—
kunfte und Mahlzeiten gehalten werden. Bey
dem Sarge und der Einkleidung ſoll alle Ver—
ſchwendung vermieden werden. Leichenkronen,
Trauermahle ſind verboten; auch iſt bey Leichen
des zweyten und dritten Standes das Parentiren
nicht erlaubt. Bey Leichenbegangniſſen auf dem
Lande ſoll jeder Begleiter nicht mehr, als einen
Sechsling oder Schilling weiß Brod und hochſtens
eine Kanne Bier erhalten.

Das offentliche Scheibenſchießen wurde
in den churbraunſchweigiſchen Staaten ganz
lich verboten, weil es nur zu Geſoff und anderü
liederlichen Handeln Anlaß gebe s); iſt aber nach
her, damit die Unterthanen im Gebrauch des Ge—
wehres ſich zu uben, und zugleich eine erlaubte Er
gotzlichkeit zu genießen, Gelegenheit haben mogen,

unter

s) Verordn. v. 7. Jul. i710. C. C. Cal. cap. 4.
p. 1or6. 1o17. C. C. Cell. cap. 4. P. 1881. ig83.
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unter der Bedingung, daß dabey alle Exceſſe und
Unordnungen vermieden werden, weswegen die
Amtsbediente ſich dabey jedesmal zu rechter Zeit
einfinden ſollen, wieder verſtattet worden t).

Geſellige Vergnugungen wird jede kluge vu.
Regierung gerne ſehen, denn durch ſie wird die
Zufriedenheit des Volkes befordert und erhohet.
Aber Vergnugungen, die die Sitten verderben,
die, anſtatt die Reigung und die Krafte zur Ar
beit zu ſtarken, ſie vielmehr ſchwachen, die Un—
ordnung, Uneinigkeit und Zerruttung in die Haus—
haltungen bringen, die zum Betrug, zum Muſſig
gang, zur Schwelgerey verleiten, die die verderb—

und ſich zu ernahren, begunſtigen Vergnugun
Uiche Sucht, ohne Muhe und Arbeit zu gewinnen

gen dieſer Art ſind die gemeinſchadlichſten Uebel,
gegen welche die Policey alle ihre Krafte aufbie

ten muß.
Hazardſpiele ſind die gewohnlichſten und

verderblichſten dieſer Vergnugungen, die, zuerſt
zum Zeitvertreib erfunden, endlich zum gewohn
lichen Hulfsmittel einer ſchandlichen Habſucht ge
worden ſind. Gegen Spieler von Gewerbe und
gegen falſche Spieler muß die Sicherheitspolicey
ſchutzen u).

Q 3 Die
t) Verordn. v. zo. Sept. 17a1. v. 18. Aug. 1746.

v. 2. Jul. 1751. Willich IIl. 151.

u) S. Th. 1. S. 399.
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Die gemeinen Rechte enthalten mannigfaltige

Policeyverfugungen gegen den verderblichen Mifßz—
brauch des Spielens. Sie betrachten die Glucks—

ſpiele als Vergehungen gegen die burgerliche Ord
nung und verbieten ſie bey ſcharfer Ahudung v).
Der Spieler kann ſeinen Gewinn der Glaubi—
ger, der wiſſentlich zum Spiele geliehen hat, kann
ſeine Forderung nicht einklagen. Vielmehr kann
der Spielverluſt binnen funfzig Jahren noch zu
ruckgefordert werden. Das Haus, welches Spie
lern eingeraumt wird, iſt dem Fiſcus verfallen.

Sollten dieſe Geſetze, beſonders in Ruckſicht
auf bloße Hazardſpiele, nicht noch jetzt iit vollem
Rechte in Anwendung gebracht werden konnen;
hochſtens nur die letztberuhrte Confiſcationsſtrafe
allenfalls ausgenommen, die bey der aanz veran
derten Criminalgeſetzaebung doch wohl einer aus—
drucklichen Beſtattigung bedarf? Die ubrigen Ver
ordnungen hingegen ſtehen mit den Eigenthumlich
keiten der teutſchen Civilgeſetzgebung, und der Po

liceyverfaſſung insbeſondere, ſo wenig im Wider
ſpruch, daß ſie vielmehr in jeder Hiuſicht voll—
kommen paſſend ſind. Nur, da die Arten der alt
romiſchen und der teutſchen Spieler ſo ſehr ver—
ſchieden ſind, mußten billig die Spiele, wobeh

Lei

v) l. 3. C. de aleat. Nov. 123. cap. 10. Vergl.
Th. I. S. 61.

e) Vergl. Reuter und Fußknechts Beſtallung v.
1570. Art. 211.: “Es ſoll auch keiner. e oweiter dann er baar Geld hat, ſpielen. Wo aber
einer dem andern viel oder wenig auf Borg abge—
winne, ſolle ihm der andere nichts darumb zu
zahlen ſchuldig ſeyn“.
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Leibesbewegung oder Uebuna der Urtheilskraft
Hauptſache iſt, und die nicht durch unverhaltniß—

mafiige, aufs Spiel geſetzte Summen zu Hazard—
ſpielen werden, billig ausgenommen ſeyn
Eine entgeagengeſetzte allgemeine Obſervanz in
Teutſchlaud kann nicht erwieſen werden, und wenn
gleich der Spieler, der verliert, keine beſſere Sache
hat, als der, welcher gewinnt ſo iſt doch
hier der Policeygrund uberwiegend, den alſo der
ſonſt richtige privatrechtliche Grund: vbi et dantis

et accipentis turpitudo verſatur, repeti non po-
teſt, auch in Anſehung des Ruckforderungsrech—
tes eiues Spielverluſtes, billig weichen muß. Die
romiſchen Policehverordnungen gegen die Glucks—
ſpiele haben ohnehin die Vermuthung des allge—
meinen Gebrauches fur ſich, und muſſen daher ſo
lang aügewendet werden, bis gezeigt werden kann,

daß das Gegentheil durch neueres geſchriebenes
oder ungeſchriebenes Geſetz eingefuhrt iſt w).

OQ4 Jn) Die romiſchen Geſetze machen ſelbſt einen ſolchen
Unterſchied C. de aleat. Nur ſoll nach dem
Verhaltniß des Vermogens der Spieler nicht zu
hoch geſpielt werden. So mußte z. E. das Bil—

lard nicht ſchlechterdings zu den verworfenen
Glucksſpielen gerechnet, ein maßiger Gewinn

nicht als uneinklagbar betrachtet werden. Ande—
rer Meynung iſt Struben Rechtl. Bed. Thl. 5.

.Bed. 9. S. 16. Doch ſcheint in dem dort beruhr
ten Fall die Billardſchuld ziemlich betrachtlich ge—
weſen zu ſeyn.vrn) Auf dieſe beiden Grunde berufen ſich hauptſach—
lich die teutſchen Gegner der romiſchen Spielge—
ſetze. Sie konnen jedoch ſchwerlich fur hinreichend
geachtet werden.

w) Voet ad Tit. D. de aleat n. G. Huber ad d.
tit. n. 5. ſtinher. T. 2. P 9. Obſ. 214. Ber-

ger
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Jndeſſen ſind meiſtentheils durch die Landes—

policeygeſetze vollſtandige und beſtimmte Verfugun—
gen in Anſehung der erlaubten und unerlaubten
Spiele getroffen werden, wovon jedoch manche
mit den romiſchen Geſetzen in den Hauptpuncten
ubereinſtimmen. Nur ſind die verſchiedenen Ar—
ten der Spiele naher angegeben, und ihre Zulaſ—
ſigkeit iſt haufig nicht blos nach ihrer eigenthumli—

chen Beſchaffenheit, ſondern auch nach den Stan—
des- und Vermogensverhaltniſſen der Spieler feſt—
geſetzt worden.

Zuforderſt wird zwiſchen Hazardſpielen
ſolchen, die von Gluck und Zufall hauptſächlich
abhangen, und wovon gewohnlich die ganabarſten
angegeben werden x), und anderen geſellſchaftli—

chen Spiclen, in welchen der Ausgang ganz oder
doch aroſitentheils von dem Verſtande und der Ge—
ſchicklichkeit des Spielers abhangt (Commerzſpie—

len), genau unterſchieden yſ. Nur jene, ſo wie
alle Wetten beym Spiele ſind verboten 2;. Doch

ſol

Fer Oec. iur. Lib. 3. tit. io. th. 7. n. 4. Leij-
ſer Med. ad Pand. Vol 2. med. 126. n. a. Stru
ben Rechtl. Bed. Thl. 4. Bed. 131. Eiſenhart
Rechtshandel Thl.“8. n. 8. Plittmann Liem. iur.
crim. ſ. 547. Quiſtorp peinl. Recht Thl. 1.
J. 430.x) Baſſette, Lansquenet, Faraon, Cinq et Neuf,
Quincze;, baſſe à dix. Quindici, Trente et Qua-
rante, Biribi, (Rouge et noir), Lotto, Triſcha
ken, Wurfeln.Y) S. z. E. Churſachſiſches Mandat v. 20. Dec.
1766. Art. z. Schmieder l. 202. ſ. 10.

2) Churbraunſchw. Verordn. v. 21. Sept. 1770.
Willich Il. 54. Ehurſachſiſches Mandat. Art. 1.

Schmie—
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ſollen auch geſellſchaftliche Spiele nicht zu hoch
ſeyn a). Dagegen wird in einigen Geſetzen ſehr
billig auch bey Hazardſpielen auf die Beſchaffeu
heit der ſpielenden Perſonen, des Eiuſatzes und
der ubrigen Umſtande Ruckſicht genommen, um
darnach zu beurtheilen, ob ſie aus Gewinnſucht
geſpielt werden, und folglich fur unerlaubt zu hal
ten ſeyen oder nicht b).

Auf die Verletzung der Spielverbote iſt ge—
wohulich eine hohe Geldſtrafe geſetzt c), die mei—
ſtens fur die, welche Bank halten, fur die bloßen
Mrriſpieler, und fur die, welche ihre Zimmer dazu
her geben, von verſchiedener Große iſt d), und
in Auſehung der beiden erſtern ſich manchmahl
nach der Beſchaffeuheit des Spieles, der Hohe

des Einſatzes und der Große des geſuchten uner—
laubten Gewinnes ſich richtet e). Auſſerdem
wird auch offentlichen Beamten, welche ſich dem

Q5 HaSchmieder J. 2o0r. Spalding Repertor. iur.
Mecklenburg pag. 364. Faſt alle Policeyge-
ſetze ſtimmen hierinn uberein. Vergl. Runde
teutſches Privatrecht h. 211.

a) S. z. E. Churſachſiſches Mandat Art. 3.
Schmieder J. 202.

b) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 20. ſ. 1298.
6) Nach churbraunſchweigiſchen Geſetzen 10o.

Species Ducaten ad pios ulus Willich ll. 34.
q) Nach churbraunſchweigiſchen Geſetzen wird

der, welcher Hazardſpiele in ſeinem Hauſe durldet,
beſonders um. 100. Rthlr. geſtraft. Willich a.
a. O.

e) Preuſſ. Landr. a. a. O. J. 1300. 1301.
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Hazardſpiele ergeben, die Dienſtentſetzung ange
droht k). Einige Landesgeſetze haben auch die
gemeinvechtlichen Verordnungen gegen die Glucks—
ſpiele ausdrucklich beſtatiget und erneuert g).
Denjenigen, welche Hazardſpiele anzeigen, wird
eine anſehnliche Belohnuug verſprochen h). Jn
den badiſchen Landen iſt den gemeinen Unter—
thanen d. h. jedem, der nicht zu den furſtlichen
Bedienten und den in den Stadten befindlichen
vorzuglichen Profeſſionsverwandten und Einwoh—
nern gehort, alles Karten- und Woürfelſpie—
len ohne Unterſchied verboten i).

vnil. Die Zahlenlotterien (Lotto, Lotto di Ge-
nova) ſind unter allen Hazardſpielen die gefahrlich—
ſten, verderblichſten und gemeinſchadlichſten. Der
Vortheil den die Lottocaſſe von den Einſatzen der

ESpieler hat, iſt ſo ungeheuer groß k), daß ein
ſol—

f) Daſelbſt F. 1307. Mecklenburg. Verordn.
v. 8. Dec. 1762. Spalding Repertor pat 365.

8) S. z. E. Churſachſ. Mandat Art. 4. f. Schmie—
der l 203z. f.

b) Nach der churbraunſchweigiſchen Verordn.
erhalt der Denuntiant den dritten Theil der ein—
kommenden Strafgelder. Willich II. 55.

i) Gerſtlacher Samml. d. badiſchen Geſetze lIl.
160-166. Jnhalt der badiſchen Geſetzgebung
S. 324. f.

k) Die Caſſe gewinnt auf ſimple und beſtimmte Aus
zuge 16 Procente, auf Amben 37, auf Ternen 54,
auf Quaternen a8. Gegen einen Treffer der erſten
Art ſind 17 Nieten, der zweyten Art 399, der

dritten 11747, der vierten z11037. Putter uber
die Rechtmaßigkeit der Lotterien, inſonderheit der

Zah
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ſolches Spiel in wahren Betrug ausartet, und
das um ſo mehr, je ſorafaltiger man das richtige
Verhaltniß verheimlicht, nur die gezogenen Ge—
winne mit Pomp offeutlich bekannt macht, die
zahlloſe Menge der Nieten aber verſchweigt, und
ſo das unwiſſende Volk zum Einſetzen reitzt. Die—
ſer Reitz iſt um ſo gefahrlicher, je mehr durch die
Moalicht it auſſerſt geringer Einſatze das Spliel
erleichtert wird. Auch wird er dadurch verſtarkt,
dafg das Spiel oft wiederhohlt und heimilich getrie—
ben werden kinn. Die verfuhreriſchen Reitze des
Lottoſpiels haben in vielen teutſchen Staaten die
Moralitat, den Wohlſtand und die Zufriedenheit
des Volkes auf eine furchterliche Weiſe untergra—
ben und die edelſten Krafte deſſelben zerſtort
wovon ſich auch nach der Aufhebung des Lottiv noch
lapae Zeit die unglucklichen Wirkungen erhielten.
Die Zaylenlotterien ſind folglich hochſt gemeinſchad—
lich und konnen mit offentlicher Treue und Glau—

ben

Zahlenlotterien oder des ſogenannten Lotto. J. XIV.
XV. in d. Erbrterungen i. 481. f.

h) Dieſe traurige Erfahrung muſten alle Regierun—
gen einroaumen, welche das Lotto einige Zeit dul—
deten. Es habe, ſagt der H. v. Wirtemberg
bey deſſen Aufbebung, einen ſehr nachtheiligen
Einfluß in mancherley Betracht auf das Publicum
und die Wohlfarth der Untertkanen gehabt; es
ſey dadurch eine allgemeine Zerruttung angerichtet
worden; auſſer der ganzlichen Abſchaäffung ſey
kein anders Mittel, um dieſem zu faſt unerſttzli—
chen ſchlimmen Ausbruchen bereits angeſtiegenen
in die hochſte Landespoliceyverfaſſung ſo tief ein—
greifenden Unweſen Einhalt zu thun“. Die Stande
des frankiſchen Kreiſes erkennen in einem offentl.
Patente die peſtartige Schadlichkeit des grundver
derblichen Lottoſpiels.
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ben nicht beſtehen. Sie privilegiren, mare offen
barer Mißbrauch der landesherrlichen Gewalt w),
welchem die Reichs-Policeygeſetzgebung durch ein
allgemeines Verbot vorzubeugen wohl befugt
ware n).

Die Kreispolicey hat ſich, ſoviel wenigſtens
von Einen Reichskreiſe bekannt iſt, der Sache
ernſtlich angenommen. Eine Verordnung des
frankiſchenKreiſes verbietet alle Zahlen und Wett
lotterien, ſelbſt die minder ſchadlichen Claſſenlotte—
rien o), nur, leider! nicht ganz mit einem voll—
ſtandig glucklichen Erfolge. Von einzelnen Lan
des-Policeyverordnungen gegen die Zahlenlotterien

konnen hier ruhmliche Beyſpiele angefuhrt werden,

von Churſachſen p), Wirtemberg q), Chur
trier r), Sachſenmeinunggen s), Beuß—
Plauen t), Heſſen-Caſſel u), Hamburg v),

Winds

m) Putter a. a. O. g. XVI. XXXIV. S. 486. f.
Runde teutſches Privatrecht ſ. 212.

n) Putter a. a.O. J. XLI- XLill. S. zob6 f.
o) Patent v. 18. Dec. 1787. Journ. v. u. f. Deutſchl.

1787. II. 439 f.
p) 1770. Schmieder J. a9ß. II. 1294.
q) 1779 Schlozers Briefwechſel XXV. 18 f.

r) 1784. Journal v. u. f. Teutſchl. 1784. Il. 179.
Die Landſtande mußten aber eine Entſchadigung
dafur bewilligen.

5) 1784. Journ. v. u. f. Teutſchl. 1785. J. 253.
t) 1785 Teutſcher Zuſchauer IIl. 382.

u) 1785. Journ. v. u. f. Teutſchl. 1785. II. Z51.
v) 1785. Beckmann Samml. V. 95.
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Windsheim w), Hildesheim x), Nordhau—
ſen y), Wirzburg z), Brandenburg-Ans—
bach a), Braunſchweig b), Salzburg c),
Schwarzenbertp d), Sachſen-Gotha und
Altenburtt und Anhalt- Zerbſt e). Jn den
churbraunſchweigiſchen Staaten ſind die Zah
lenlotterien dadurch von ſelbſt verboten, daß Samme
lungen zu fremden Lotterien in der Regel nicht
ſtatt haben, im Lande ſelbſt aber eine Zahlenlotte
rie nicht zugelaſſen wird

Von den Zahlenlotterien oder dem Lotto di
Genova ſind die anderen Lotterien, wo das Ver—
haltniß zwiſchen Gewinn und Verluſt bey weitem
nicht ſo ungleich, als bey jenen iſt, und auch auf
keine Weiſe verheimlicht wird, ſehr verſchieden.
Dennoch iſt ihre Unſchadlichkeit nichts weniger,
als unbeſtritten g). Auch ſind ſie in verſchiedenen
Landern, ſo gut, wie die Zahlenlotterien, ver—
boten.

Da
wv) 1785. Journ. v. u. f. Teutſchl. 1785. II. 170.

x) 1786. Daſ. 1786. J. 188.
1786. Daſ. 1786. J. z51.

2) 1786. Beckmann Samml. VIII. 113.
a) 1787. Journ. v. u. f. T. 1787. II. 142.

b) 1787. Daſ. II. 438.
c) 1787. Daſ. I. Go.
d) 1787. Daſ. J. ba.

e) Putter a. a. O. J. XXXIX. S. 504.
f) S. Willich J. 854. f.
z) Vergl. Chriſt. Frid. Roſcher von dem verderbli—

chen Einfluß des Lotterieweſens auf den Staat.
keipz. 1795.
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Da jedoch ihr politiſcher Werth nur beſtritten,
ihr politiſcher Unwerth ulcht ſo, wie ben den Zah—
lenlotterien, offenbar erwieſen iſt; ſo hangt es
von dem Ermeſſen jedes Landesherrn ab, ob er
in ſeinem Lande dergl'eichen Lotterien zulaſſen will

oder nicht. Dabey verſteht es ſich jedoch von ſelbſt,
daß den Unterthanen keine Looſe aufgedrungen wer—

den durfen, wenn gleich der Ertraa der Lotterie
zu noch ſo wohlthatigen Zwecken beſtimmt ware.
Ohne landesherrliche Erlaubniß darf ohnehin keine
Lotterie errichtet werden; ehe dieſe jedoch ertheilet
wird, muß der Plan der Lotterie ſorgfaltiginge—

pruft, und wenn ſie verſtattet wird, fur die ge—
naue Befolgung deſſelben durch landesherrliche Auf—
ſicht geſorgt werben h). Auch kann das Einle—
gen in fremde Lotterien und das Collectiren fur
ſie, mit oder ohne Ausnahme verboten wer
den i).

Privatlotterien fur einzelne Gegenſtande,
Ausſpielgeſchafte k) aller Art werden billia der
Policeyaufſicht unterworfen und ohne obrigkeit—

liche Erlaubniß nicht verſtattet Jn den chur—
braun

h) Putter a. a. O. ſ. II- Vi. S. 476. Moſer v.
d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 485.“

i) Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten iſt
das Sammeln fur auswartige, nicht nahmentlich
ausqenommene Lotterien, bey 1oo Rthlr. Straft
verboten Willich l 855.

k) Grolmann Verſuch einer Entwickelung der
rechtlichen Natur des Ausſpielgeſchaftes. Gießen

1797.
h) S. z. E. Churſachſiſches Generalt v. 18. Febr.

1784. Schmieder lil. 1217.

5
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braunſchweigiſchen Staaten ſind Privatlotte—
rien und Ausſpielnugen bey Verluſt der Einſatze
und der auszuſpielenden Sachen, welche zur Halfte
dem Denuncianten und zur andern Halfte der Ar—

mencaſſe zugetheilt werden, unterſagt, woneben
noch derjenige, welcher in ſeinem Hauſe eine ſolche

Ausſpielung geſchehen laſſet, mit einer Geldſtrafe
von zehen Thalern belegt wird m).

m) Willich III. 334. Hann. Anz. 1795. St. 95.

Dritte
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Dritte Abtheilung.
Recht der Geſindepolicey.

J. Recht der Geſindepolicey uberhaupt. I1, Geſindeordnun
gen. ſii. Aufſicht uber das Geſindeweſen. iv Voruehrungen
gegen den Mangel an gutem Geſinde. V Geſindenidaler.
Vi. Miethzeit. VII. Miethgeld. Lohn. Villi. Pflichten des
Geſindes. 1R. Verfahren gegen ſchlechtes Geſinde. Zuchti—
gungsrecht. R. Pflichten der Herrſchaft.

8—ie rechtlichen. Verhaltniſſe der Herrſchaften und
des Geſindes beruhen ihrer Natur nach auf dem
Miethvertrage, und hiernach ſcheinen ſie lediglich
ein Gegenſtand der Civil-Juſtizgewalt zu ſeyn n).
Veide Theile mogen unter einander nach Gutbefin
den uber ihre gegenſeitigen Rechte und Pflichten
ubereinkommen, oder, wenn, ſie das nicht wollen,
die Verordnungen des gemeinen Rechtes ſich ge—

fallen laſſen. Warum ſoll die Policey beh dieſem
Zweige des hauslichen Geſellſchaftsrechtes beſon
dere Verfugungen zu treffen ſich herausnehmen?
Allenfalls, konnte man ſagen, iſt es Sache der
Civil-Geſetzgebung, die Lucken, die in den vor—
handenen Geſetzen bemerkt werden, auszufullen
und die rechtlichen Grundſatze zu beſtimmen, die
in dem Falle angewendet werden ſollen, wenn
die Parteyen nichts beſonders unter ſich verabredet
haben.

Als—

nm) Vergl. Thl. 1. S. 181. f.
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Allein dieſe Sorgfalt der Eivil Geſetzgebung
iſt hier nicht hinreichend. Die eigentbumliche Be
ſchaffenheit des Geſindeweſens erfordert zur Ver—

hutung vieler gemeinſchadlichen Uebel genaue Be—

ſtimmungen deſſen, was, auſſer den rechtlichen
Wirkungen des Miethvertrages, von Herrſchaft

und Geſinde geſchehen muß oder geſchehen

darf.

Der Veyſtand des Geſindes iſt ein allgemei—
nes Bedurfniß fur behnahe jede Haushaltung.
Mangel an Geſinde iſt nicht nur fur alle, die deſ
ſen bedurfen, hochſt beſchwerlich, ſondern auch
dem Nahrungsſtande hiuderlich. Faule, lieder—
liche, trotzige, ungehorſame, ungetreue Dienſtbo—
ten gehoren unſtreitig zu den großten Plagen, die
das hausliche Leben treffen konnen, und haben ge—
wiß auf den hauslichen Wohlſtand den nachtheilig—
ſten Einfluß. Uebertriebene Steigerung des Ge
ſindelohns kaun endlich in eine Art betrugeriſchen
Wuchers ausarten, gegen den der Einzelne, der

JHeinmahl ſchlechterdings Geſinde haben muß, ſich
nicht ſchutzen kann. Bloßze, ſtrenae Erfullung
der Verbindlichkeiten, die der Miethvertraa auf—
legt, kann ſehr oft hochſt unbillig gegen die Herr

ſchaft oder gegen das Geſinde ſeyn. Autch iſt
zur Erhaltung der hauslichen Ordnung das ver
tragsmaßige Verhaltniß offenbar nicht hinreichend.

Denm Dienſtherrn kann eine Art hausvaterlicher
Gewalt kaum abgeſprochen werden. Aber aegen
die Mißbrauche derſelben muß das Geſinde Schutz

erhalten.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. R Alle
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Alle dieſe und ſo manche andere, in der
Folge noch zu beruhrende Gegenſtande“), bezie—
hen ſich doch offenbar nur darauf, daß durch die
Mangel und Gebrechen des Geſindeweſens, die
hausliche Ordnung nicht geſtort, der Wohlſtand
der Barger nicht untergraben, der hausliche Fleißß
nicht gehindert, und ſomit die reichhaltigſte Quelle
des offeutlichen Wohlſtandes nicht verſtopfet, folg—
lich eine Reihe gemeinſchadlicher Uebel glucklich ver

hutet werde. Und dafur Sorge zu tragen iſt
Pflicht der Geſindepolicey.

Es

Die Hauptpuncte ſind ſehr treffend geſchildert in
dem Eingange der Osnabruckiſchen Geſindeord—
nung vom 3. Marz 1766. “Man habe, heißt,es,
aus verſchiedenen vorgekommenen Klagen und Be—
richten mißfalligſtr vernommen, daß Herren und
Frauen oder Wirthe und Wirthinnen, welche eini
ges Geſinde halten, ſich vielfaltig die Dienſtboten
einander durch allerhand Verſprechungen abſpen—
ſtig machen, dieſerhalb ſich an keine ſichere Mieth—
zeit, vielweniger an ein aewiſſes Miethgeld oder
Jahrlohn binden, das Geſinde ſowohl dadurch,
als durch Verſtattung mehrerer Freyheit, wie auch

mit Eſſen und Trinken, Thee und Caffee verwoh—
nen, und ſolchergeſtalt oftmahls einem geringern
Nachbar, allezeit aber gewiß ſich ſelbſt und dem
gemeinen Weſen ſchaden; im Gegentheil aber auch
die Dienſtboten ein ubermaßiges Lohn und Dienſt
aeld fordern, oftmahls von mehreren Herren ein

Dienſtgeld annehmen, ſich hernäch den beſten wah—
len und ohne Noth von einem zum andern laufen,
oder doch ſich auſſer der gewohnlichen Zeit vermie—
then, und dadurch zu allerhand Unordnungen Ge—
legenheit geben“). Beckmann Samml. auserleſe—
ner Landesgeſetze IV. 121.



Recht der hauslichen Policey. 259

Es iſt alſo kein Eingriff in die Rechte der dn

Civil-Juſtizgewalt, wenn das Geſindeweſen der
Obſorge der Policey uberlaſſen wird, wobeh es
ſich ohnehin von ſelbſt verſtehet, daß blos privat—
rechtliche Verhaltuiſſe zwiſchen Herrſchaften und
Geſinde, ſo wie die Policeyverhaltniſſe, welche ſich
zu junimäßigen Policeyſachen o) qualificiren, dem
Wirkunastreiſe der Juſtizgewalt nicht entzogen
werden konnen p).

Durch die Policeygewalt werden in Anſehung Il.
des Geſindeweſens thells Auſtalten zur Aufſicht,

Zzur Erleichterung des Miethens und Vermiethens,
zur Erhaltung der Ordnung u. ſ. w. getroffen,
theils Verordnungen erlaſſen, welche die Verhu—
tung oder Abſtellung der Mangel und Gebrechen
im Geſindeweſen zum Zwecke haben. Sind die
verſchiedenen darauf ſich beziehenden Vorſchriften

Hin Ein Geletz zuſammengefaßt: ſo wird daſſelbe
Dienſtboten- oder Geſindeordnung?) genannt.
Die Geſindeordnungen ſind aber entweder allge

mei

o) S. Th. 12 S. 133 f.
p) Ueber das Geſindeweſen uberhaupt ſ. Krunitz

Geſindeweſen nach Grundſatzen der Oeconomie und
Volicey. Berlin 1779. und deſſelben Encyclopa—
die XVli 565. Joh. Lor. Dorn ausfuhrl. Abh.
des Geſinderechts. Erlangen 1794. Heumaun lus

pol. ſ. 185.
u) Von der Beſchaffenheit guter Geſindeordnungen,

deren Promulgation uno Vollſtreckung ſ. Dorn
Geünderecht ſ. 3z6-38. G. 79 f. Vergl. Claproth
Entwurf einer Geſindeordnung, in ſeinem Ent—
wurfe eines Geſetzbuches S. 611 f.

R 2

J—
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meine, oder beſondere fur eine einzelne Provinz
oder Stadt, indem naturlicher Weiſe die Localver—
haltniſſe, beſonders in groſſeren Stadten, manche
beſondere Verfugungen nothwendig machen. Gie
werden nicht nur offentlich angeſchlagen, ſondern
es wird manchmal auch den Dienſtherren die (bey

Sfterem Geſindewechſel ziemlich beſchwerliche) Ver—
bindlichkeit auferlegt, ſie auf ſeine Koſten jeden
Dienſtboten zuzuſtellen q).

Die Reichs-Policeygeſetze machen es jeder
Obrigkeit zur Pflicht, in ihrem Gebiete eine zweck
maßige Geſindeordnung abzufaſſen, und ſelbſt die
benachbarten Kreiſe ſollen daruber mit einander be
rathſchlagen und einer gemeinſchaftlichen Ordnung
ſich vergleichen r). Allerdings wurde dieß fur
das Ganze ſehr heilſam und der. landesherrlichen
Policeygewalt unnachtheilig ſeyn. Allein auch die
ſer Wunſch der Reichspoliceh war, wie ſo man
cher andere, vergeblich.

Jn mehreren teutſchen Landern haben die
Landſtande, beſonders in alteren Zeiten, die Ab
faſſung der Geſindeordnungen aufs eifrigſte betrie—
ben, auch wohl derſelben ſich ſelbſt unterzogen und
ſie ſodann der landesherrlichen Beſtatigung unter

wor

q) S. z. E. Brnunſchweigiſche G. O. J. 24.
r) R. P. O. v. 1530. Tit. 21. hJ. 2. v. 1548.

Tit. 24. ſ. 2. v. 1577. Tit. 25. 9. 2. Reichs
ſchluß wegen der Handwerksmißbrauche von 1731.
Art. 15. Gerſtlacher Handbuch der teutſchen

Reichsgeſetze IX. 1332. 1333.
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worfen s). Jm allgemeinen kann ihre Befugnißz,
den Landesherrn um ein ſo nutzliches Geſeßz zu bit—
ten, nicht bezweifelt werden; ihre Theilnabme an
deſſen Abfaſſung häängt jedoch von der beſondern

Landesverfaſſung ab t).

Es fehlt ſchwerlich irgend einem teutſchen Lande
an Verordnungen uber das Geſindeweſen. Sie
ſind theils einzela, theils vervunden mit den Po—
liceyordnungen erſchienen, und ſelten rein policey—
maßia, ſonderu haäufig mit blos privatrechtlichen

Beſtimmungen vermiſcht. Auch fehlt es nicht an
allgemeinen Geſindeordnungen, wovon Moſer u),

Fiſcher v), heumann w), RKrunitz x) und
Dorn y) weitlaufige, aber freylich nicht vollſtaus
dige Verzeichniſſe gegeben haben. Zu den aus
fuhrlichſten und brauchbarſten Geſindeordnungen
gehoren die Preuſſiſchen 2), die Churſachſi—
ſche a), die cheſſen-Caſſelſche b), und die

R 3 Hers) Beyſpiele ſ. Moſer von der Landeshoheit in Poli
ceyſachen S. 96. Den Mecklenburg. Landtag

Ff. d. J. 1798. S. 24. 27.
t) Th. J. S. 191 f.
u) a. a. O. G. 96. 97.
v) Cameral und Policeyrecht J. 852 f.

w) lus polit. p. 228. 229.
x) Enecyclopadie XVIl. 695.

y) Geſinderecht ſ. 82 12. S. 28 f.

2) Krunizz a. a. O. S. 696. Vergl. Preuſſ.
Landr. Th. 2. Tit. 5.

2) Schmieder J. zt.
b) Samml.  d. Heſſen-Caſſel. Ordn. IV. 41o. V.

57. VI. 143.
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Herzoglich Braunſchweigiſche e). FJur die
Chunbraunſchweig- Luneburgiſchen Laude
iſt im Jahr 1732 eine vortrefliche Verordnung we
gen des Betragens der Dienſtboten gegen ihre
Herrſchaft und des herrenloſen Geſindes er—
gangen d).

III. Sobild die Ordnung im Geſindeweſen als
eine offentliche Angelegenheit betrachtet wird und
b'trachtet werden mutz; ſo darf die Erhaltuug der
ſelben dem gewohnlichen Gange der Privatſtreitig
keiten nicht uberlaſſen, ſondern ſie muß durch eine

genaue und beſtandige Aufſicht und Leitung
beſorgt werden.

Jm Augemeinen liegt dieſe denjenigen Colle
gien ob, welche die Landrspoliceh verwalten, und
im Einzelnen den ihnen untergeordneten Policeyh—
behorden, Magiſtraten und Amts-oder Gerichts—
obrigkeiten, die dann wieder die ihnen zugegeb. nen
Unterbedienten dabey gebrauchen. Dieſe muſſen

insbeſondere auf die im Geſindeweſen vorfallenden
Unordnungen ſorgfaltig Acht haben und ſie jur
ſchlennigen, von Amts wegen zu verfugenden Ab—
ſtellung der Behorde anzeigen. Die Denunclanten
erhalten zu ihrer Aufmunterung gewiſſe. Denuncia
tionsgebuhren

Jn

c) Leipz. Samml. 1760. S. Za6 f.
d) Willich l. 581.

S. z. E. Churbraunſchweig. Verordn. v. 28.
Marz 1732. ſ. Zo. Willich!. 595. Vergl. Dorn
a. a. O. g. 214. S. 530. 531.
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Jn einigen groſſeren Stadten Deutſchlands6

ſind eigene Geſindeamter beſtellt, welche nicht
nur die Aufficht uber das Geſindeweſen fuhren, ſon—
dern auch die in Geſindeſachen vorkonnnende Strei—

tigkeiten entſchelbden. Bey ihnen muſſen in der
Regel alle Geſindeſachen angebracht werden und
ihre Policey? und Civilaerichtbarkeit in dieſen Sa—
chen erſireckt ſich uber alle Dienſtboten, ſie mogen

dienen bey wem ſie wollen e).

Alle- Geſindeſachen muſſen ſummariſch
behandelt werden f), und ſind gewohnlich frey
von Gerichtsgebuhren g). Daurch die chur—
braunſchweigiſchen Geſetze iſt ausdrucklich ver
ordnet, daß ſie ohne alle Weitlaufigkeit nnd Ab—
forderung oder Erlegung einiger Gerichtsſporteln
aufs kurzeſte abgethan werden ſollen h). Unter
der Sportelnfreyheit iſt auch die Freyheit von Fis
cigebuhren mit begriffen. Wenn aber in Dienſt
botenſachen die Acten verſchickt werden; ſo muß
die Erſtattung der auswartigen Urtheilsgebuhren
nach den gewohnlichen Grundſatzen geſchehen. Nicht

weniger muſt bey Concurſen, wo ruckſtandiger
dLohn oder Koſtgeld gefordert wird, der Contra—

Ra4 dictor
e) Die ſehr zweckmaßige Einrichtung im Preuſſi—

ſchen ſ. Krunitz Encyclopadie XVII. 689 f.
ZSiſcher Cameral- und Policeyrecht J. 875. Vergl.
Dorn a. a. O. ſJ. 211. 212. S. zag. f.

f) Claproth Summniar. Proc. ſ. 2. 4. Dorn a. a.

O. ſ. 213. S. 326. f.
g) Claproth a. a. O. ſ. 4. Note g. Dorn 9. 214.

S. z30 f.
n) Verordn. v. 28. Marz 1732. ſ. 11. Willich J.

586. 589.
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dictor ſeiner Seits die ordnungsmaßigen Gebuh
ren erlegen. Auch. iſt diejenige Partey, welche
in einer Geſindeſtreitigkeit zur Erſtattung der auſ
ſergerichtlichen Koſten verurtheilt worden iſt, in
Anſehung der dieſer Koſten halber weiter ergehen—
den gerichtlichen Verfugungen nicht ſportelfrey i).
Aus dieſer beſonderen Beſtimmung erhellet, dafßß
die Gportelfreyheit nur alsdann ſtatt hat, wenn
bey einer Geſündeſache das Jntereſſe der Geſinde—
policey mit in Betrachtung kommt, daß ſie hinge-
gen hinwegfallt, ſo bald das Privatintereſſe der
Parteyen allein in Frage iſt.

J

Die Geündepolicey muß vor allen Dingen
dem Mangel an gutem Geſinde vorzubengen
und abzuhelſen ſuchen. Da der Geſindemangel
zur ubermäßigen Steigerung des Geſindelohns
hauptſachlich beytragt, und dadurch das Publicum
in Gefahr geſetzt wird, durch uberſpannte, un—
billige Forderungen betrogen zu werden; ſo muß
ſchon die Eigenthums SEicherheitspolicey dafur
Sorge tragen,. daß es ſo wenig als moglich an
Leuten fehle, die zun Dienen geſchickt und willig
ſind. Mehrere in dieſer Hinſicht getroffene Ver—
fugungen ſind daher bereits angefuhrt worden k),
deren erwunſchte vollſtandige Wirkfamkeit jedoch
nicht mit Unrecht bezweifelt wird 1).

Jſt
i) Erlauternde Verordn. v. 27. Nov. 1780. Willich

Ilſ. ooz. Go4.
k) Th. 1. S. 3a6 f.
H Vergl. Dorn a. a. O. C. 22- 201 S. z0o f. Hier

findet man auch mancherley Vorſchlage zur Ab
wendung der Geſindenoth.
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Jſt es ſchwer, den Geſindemangeluberbaupt
zu verhuten; ſo iſt es unſtreitia nech weit ſchwe—
rer, dem Mangel an gutem Geſinde vorzubeugen

uud abzuhelfen. Die Erriehungs-Unterrichts—
und Sittenvolicey muſſen das meiſte thun, und
in dieſer Hinſicht ſind zahlreiche Vorſchlage zu ei—
ner allerdings hochſt wunſchenswerthen Verbeſſe—

rung des Geſindes gemacht m), wenige aber aus—

geſuhet worden.

JWoeun genaue und wahrhafte Zeuaguiſſe von
dem Vexhalten der Dienſtboten ausgeſtellt weroen,
nerd darauf bey der Annahme derſelben eruſllich
gReockſicht genommen-wird; wenn auf Verfuhrer
des Geſindes ein aufmerkſames Aune gehalten und

gegen ſie mit nachdruckücher Ahndung verfahren
wird; wenn dagegen antes, treues Geſinde offeut—
lich belohnt wird: ſo konnen davon ſchon manche

heilſame Wirkungen erwartet werden.

Die Reichs-Policeyordnungen, ſo wie die
meiſten Landes: VPoliceygeſetze wollen, dafi kein

Dienſtbote ohne ein wahrhaftiges Zeugniß we—
gen ſeines Verhaltens Dienſtbotenabſchied,
Dienſtſchein, Geſindeerlaſſungsſchein weder
entlaſſen noch angenommen werde, damit eines

Re5 Theils
m) Dorn a. a. O. S. 74. Note u. und deſſen eigene

Gedanken uber die Beſſerung des Geſindes S. 71f.
Veral. Patriotiſcher Aufruf und herzliche Bitte

un daldige Errichtung einer zweckmaßigern Ge-
ſindepolicey. Helmſt. i798.

In) R. P. O. v. 1530. Tit. 21. S J. v. 1548. Tit. 24.
g. 1. v. 1577. Tit. 25 ſ. 1. Gerſtlacher Handb.
d. t. Reichsgeſetze IX. 1332.
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Theils die Herrſchaft geſichert ſey, gutes und reb
liches Geſinde in Dienſt zu bekommen, andern
Theils aber das Geſinde deſto eher bewogen werde,
ſich bey ſeiner Herrſchaft wohl aufzufuhren o).
Nach den churbraunſchweigiſchen Geſetzen
muſſen die Dienſtboten bey ihrer Entlaſſung ein
Zeugniß ihres Wohlvoerhaltense und daß ſie zu
rechter Zeit ihrer damahligen Herrſchaft aufgeſagt
haben, ſich ertheilen laſſen, welches ihnen ohne
hinreichenden Grund nicht verweigert werden darf
Dieſes muſſen ſie da, wo ſie eiuen neuen Dienſt
ſuchen, vorzeigen, und niemand darf ſie ohne ein
ſolches Zeuaniß in Dienſt nehmen. Wer ein fal
ſches Zeugviß ausſtellt, wird mit einer willkuhrli—

chen, auſehnlichen Geldſtrafe belegt p).

Die Verfuhrung. des Geſindes zu Aus—
ſchweifungen, Untreue, Widerſetzlichkeit und Un—

ge

0) Krunitz a. a. O. S. 370. f. Dorn a. a. O.
9. o8-70. S. 138 f.

u) Jſt der, welcher das Zeugniß ausſtellen ſoll, des
Schreibens unerfahren, oder ein Bauer; ſo muß
er bloß auf mundliche Nachfrage auch mundliche,
wahr- und gewiſſenhafte Antwort ertheilen.
Vergl. Dorn a. a. O. S. 160.

an) Wird die Herrſchaft, die auf das Zeuqniß hin
einen Dienſtboten angenommen hat, durch eine

verſchwiegene ſchlinime Eigenſchaft 2c. deffelben in
Schaden geſetzt; ſo muß ne nach einigen Verord—
nungen durch den Ausſteller des unrichtigen Zeug—
niſſes entſchadiget werden. Preuſſ. Landr.
Th. 2. Tit. 5. F. 174. Sachſen-Coburg. G.
O. 9. 23. Heſſen Caſſel. G. O. ſ. 4. u. a. m.
Dorn a. a. O. S. 162. Note 5.

p) Verordn. v. 28. Marz 1732. g. 4. z. 6. Wil—
lich l. 385. 586.
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gehorſam verdient die ſorgfaltigſte Aufmerkſam—
keit der Geſindepoliceh. Die churbraunſchwei—
giſchen Geſetze bedrohen Jeden mit Geld- oder
Leibesſtrafe, der einen Dieuſtboten verfuhrt, ihn,
wenn er ſeiner Herrſchaft entlauft, wiſſentlich auf—
nimmt, oder ihm ſorſt Vorſchub thut, und noch
ſtrenager ſollen Dienſtboten beſtraft werden, die
unter einauder zu pflichtwidrigen Handlungen ſich

verleiten M.

Jn einigen, aber leider! bey weitem nicht in
allen teutſchen Landern iſt anch fur die Belohnung
austjezeichneter Dienſttreue geſergt. Theils
erhalien Dienſtboten, die cine lange Zeit bey einer
Herrſchaft allein treu ardient haben, eine beſtimmte
Geltſumme, theils wird ihnen das Burgerrecht
unentgeldlich ertheilt, theils auf den Fall, wenn
ſie nicht mehr dienen konnten, vorzugliche Unter—
ſtutzung zugeſichert r). Jn den meiſten Stadten
der churbraunſchweigiſchen Lande iſt es herge—
bracht, daß ſolchen verdienten Dienſtboten, wenn
ſie das Burgerrecht verlangen, die Burgergelder
ganz oder zum. Theil nachgelaſſen werden, welches
durch ausdruckliche landes herrliche Geuehmigung

beſtatiget iſt

Zur Erleichterung des Miethens und Ver
miethens der Dieuſtboten werden vorzuglich in groſ—

ſeren

q) Daſ. ð. 13. 14. Willich J. z90. Vergl. Dorn
a. a. O. J10b. 107. S. 274 f.

»nr) Dorn a. a. O. g. iy8. S. 493.
2) Verordn. v. 28. Marz 1732. 8. 23. Willich l.

592.
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ſeren Stadten, gewiſſe Perſonen mannlichen oder
weiblichen Geſchlechts beſtellt, welche dabeyh als
Unterhandler gebraucht werden konnen, Ge—
ſindemackler oder Macklerinnen, in einigen
Gegenden auch Geſindevermiether, Knechte—
vater und Magdemutter, Zubringerinnen,
Tandlerinnen genannt t). Sie wervden iu der
Regel von der Pouicenobrigkeit beſtellt, mit einer.
Juſtruction verſehen nud auf derea getreue Beob—
achtung beeidiget. Auch wird ihnen fur ihre Be—
muhung eine von Dienſiboten und Herrſchaften zu
leiſteude billigmaßige Belohnung bewilligt. Auſ—
ſer ihnen darf ſich alsdann Niemand mit Geſinde—
mackeln abgeben.

Jhre aus der Ratur ihres Geſchaftes fließen—
den Verbiundlichkeiten beſtehen darinn, daß ſie,
Dienſtboten und Herrſchaften, die ſich bey ihnen
melden, ihre Dieuſte bereitwillig gegen die vor—
ſchriftsmaßige, willkuhrlich nicht zu ſteigernde Ge
buhr leiſten, nach den Perſoneu, die durch ihre
Vermittelung in Dienſte kommen wollen, und ins—
beſondere, ob ſie nach den geſetzzlichen Vorſchriften,

ſich zu vermiethen berechtiget ſind, ſich ſorgfaltig
erkundigen, und den Herrſchaften, welchen ſie
Dienſtboten vorſchlagen, die Eigenſchaften derſel—
ben getreulich und uach ihrem beſten— Wiſſen anzei—

gen, widrigenfalls fur den durch wiſſentliche Em—
pfehlung untauglicher oder untreuer Dienſtboten
veranlaßten Schaden haften muſſen, ubrigens aber
Geſinde, welches ſchon in Dieuſten ſteht, unter

kei
t) Dorn a. a. O. ſ. 61. 62. S. 136. Fiſcher Ca

meral- und Policeyrecht J. dös.
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J

keinerley Vorwand zur Annehmung anderer Dienſte
aureitzen durfen u).

Dieſe Anſtalt hebt jedoch die Befugniß der
Herrſchaften, ſich ſelbſt nach brauchbarem Geſinde
zu erkundigen, und der Dienſtboten, ſich ohne
Veyſtand eines Geſindemacklers zu vermiethen,
nicht auf; ſondern ſoll nur zu mehrerer Bequem—
lichkeit und Sicherheit beider Theile dienen

Nach der Ratur des Miethvertrages hangt vI.
es lediglich von den vertragſchließenden Theilen ab,
zu welcher Zeit und auf wie lange ſie ihn ein
gehen wollen. Da aber dadurch vielerley Unord—

nungen und Verwirrungen veranlaßt werden kon
neu; ſo iſt die Geſindepolicey berechtiget, durch
beſtimmte Vorſchriften denſelben ſoviel moglich
vorzubeugen.

Jn dieſer Abſicht werden gewiſſe Mieth- und J

Loskundigungszeiten v) feſtgeſetzt, wie z. B. J

„in den churbraunſchweigiſchen Landen in An—
J

J

und

ſehung des ſtadtiſchen Geſindes die vier Quar
Jtale: Oſtern, Johannis, Michaelis und Weh n

nachten. Auf dem Lande muß ein Vierteljahr

u) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. ſ. 14 f. ſn

Krunitz a. a. O. S. 576 f. 2J

Jn Churſachſen iſt die Verfugung getroffen, daß
man bey jeder Ortsobriakeit von dienſtſuchendem n

ſ

ceſinde unentgeldliche Nachricht erhalten kann.
Vagegen iſt alles Geſindemackeln bey Gefang— u
nißſtrafe verboten. Geſindeordn. v. 1769. n

Tit. 1. J. 4. 5. 6. Schmieder J. 54. 535.
v) Dorn a. a. O. ſ. 71. 72. S. 172.
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6und vierzehen Lage, in den Stadten vierzehen

Tage vor dem Ablaufe der Dienſtzeit von einem
oder dem andern Theil aufgekundigt werden. Ge—
ſchieht dieß nicht; ſo dauert die Dienſtzeit noch ſo

lauge, als nach den verſchiedenen Verhaltniſſen der
Dienſtboten, ihre kurzeſte Dauer gejetzlich beſtimit

iſt. Die kürzeſte Dauer der Dienſtzeir, welche
verabredet werden darf, iſt aber nach churbraun—
ſchweigiſchem Rechte bey einer Dienſtmagd in
der Stadt weniaſtens ein halbes Jahr, bey einem
Vedienten oder Knechte in der Stadt, ſo wie bey
Ackerknechten und Dienſtmagden auf dei platten

Lande ein ganzes Jahr w).

Die Falle ſind nicht ſelten, daß Dienſtboten,
die ſich vermiethet haben, zur beſtimmten Ein—
trittszeit ausbleiben und den Vertrag zu erfullen
ſich weigern. Geſchieht dieß ohne erhebliche Ur—
ſachen ſo verſtarkt gewohnlicher Weiſe die
Geſindepolicey die gemeinrechtlichen Hulfsmittel,
welche dem Dienſtherrn zu Gebote ſtehen, durch
Strafverordnungen, um dem nur zu allgemeinen
Leichtſinne des Geſindes in dieſem Puncte deſto nach

druck.

v) Verordn. v. 28. Merz 1732. ſ. Z. Willich J.
584. Jn Anſehung der Ackerknechte und Dienſt—

magde auf dem platten Lande iſt es bey dem
an jedem Orte ublichen Termine belaſſen'worden.

v, Dieſe ſind nach churbraunſchweigiſchem Recht
Krankheit, wirkliche, conſtitutionsmaßige Ehever—
lobung, oder ſonſt bevorſtehendes Gluck, wobey
kein Verzug ohne Nachtheil ſtatt hat. Jn jedem
Fall muß aber das Hinderniß ungeſäumt angezeigt
werden. Angef. Verordn. d. 7. Willich 1. 387.
Vergl. Dorn a. a. O. 9. 177. f. S. 447.
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drucklicher vorzubeugen. Die Strafe wird noch
erhohet, wenn ſich ein Dieunſtbote gar boshafter
Weiſe zweyen Herren verſpricht V).

Vor dem Ablaufe der geſetzlich beſtimmten
oder vertragsmaßig verabredeten Dieuſtzeit darf
ohne erhebliche Urſachen weder Dienſtbote noch
Dienſtherrſchaft aufkundigen y). Geſchieht es
dennoch; ſo findet zwar auch dagegen eine Klage
aus dem Miethvertrage ſtatt. Allein auch hier
ſorgt die Geſindepolicey fur wirkſamere Hulfsmit
tel. Glaubt ein Dienſtbote gegrundete Urſachen
zu haben, vor der Zeit aus dem Dienſte zu gehen,
und will ſeine Herrſchaft ſie nicht anerkennen, ſo

muß er ſie der Prufung und Entſcheidung der
Obrigkeit unterwerfen. Thut er das nicht; ſo iſt
er, wenn er gleich in der Hauptſarhe Recht hat,
dennoch ſtraffalligg. Verlaßt er aber gar ohne ge—

grundete Urſache ſeinen Dienſt zur Unzeit; ſo ver—

dient er noch ſcharfere Strafe. Daneben muß er,
wie ſich von ſelbſt verſteht, zur ganzlichen Erful—
lung des eingegangenen Vertrages nach Vorſchrift
der Geſetze angehalten werden 2).

Jn

x) Die churbraunſchweigiſchen Geſetze verordnen
in dieſen Fallen Gefangniß bey Waſſer und Brod.
Angef. Verordn. 9. 7. 8. 9. Willich 1 587. 588.
Vergl. uberhaupt Dorn a. a. O. J. 74. S. 182.
g. oo. S. 133.

y) Dorn a. a. O. S. 175 f. S. 4at. ſ. 162. 163.
S. ato f.“

7) Dorn a. a. O. J. Io4. S. 263 f.
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Jn den churbraunſchweigiſchen Landen
iſt fur den erſten Fall Gefanguißſtrafe, fur den
zweyten geſcharfte Gefangnißſtrafe beh Waſſer und
Brod und wenn ein in Livree ſtehender Dienſtbote
mit dieſer entlauft, Verluſt des ruckſtandigen Loh—
nes, Ausſtellung am Strafpfahl und bey erſchwe
reuben Umſtanden, Karrenſchieben auf willkuhr—

liche Zeit vorgeſchrieben a). Nothiget eine Herr—
ſchaft einen Dienſtboten vor Ablauf der Dienſtzeit
ohne erhebliche Urſachen den Dienſt zu verlaſſen;
ſo iſt ſie ihm nicht nur volle Entſchadigung ſchul—

dig, ſondern ſie wird auch nach Befinden der Um—
ſtande mit einer Policeyſtrafe belegt b). Nach
churbraunſchweigiſchem Recht wird die Ab—
ſchaffung vor der Zeit mit Bezahlung des vollen
Lohnes gebußt c).

Nur allzuoft tritt der Fall ein, daß Mitbur—
ger und Nachbarn einander das Geſinde abſpan—
ſtig zu machen ſuchen; eine Niedertrachtigkeit, die
zu dem Verfalle des Geſindeweſens ſehr viel bey—
tragt. Das gemeine Recht giebt gegen dieſes
ſchandliche Verfahren eine Schadloshaltungs—
klage d); die Reichs-Policeygeſetze erklaren es
fur unerlaubt e); ſehr viele Landespoliceygeſetze bele

gen es mit einer wohlverdienten Policeyſtrafe D).
Die

a) Angef. Verordn. ſ. 11. Willich J. 588. 589.
b) Dorn a. a. O. S. ai1o.

c) Angef. Verordn. g. 22. Willich J. 592.

q) Dorn a. a. O. ſ. 108. S. 281.
e) R. P. O. v. 1577. Tit. 25. 6. 1x.
f) Dorn a. a. O. J. 109. S. 282.
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Die churbraunſthweitſiſchen Geſeßtze ſetzen dar—
auf eine Geldſtraſe von ein, zwey, ſechs bis zehen,
auch nach Befinden mehreren Thalern, wovon Nie—
mand, wes Staundes oder Wurde er ſey, ausge—

nonimen, ader lobaezahlt werden ſoll g). Ja!
auch diejenigen, welche wiſſentlich einen Dienſtbo—

ten miethen, der ſchon bey auderen verſagt iſt,
werden mit eiuer ihrem Vermogen angemeſſenen
Geldſtraſe belegt h).

Zur Vellkonmmenheit des Miethvertrages iſt VIl.
die aegeuſeitige Einwilligung der Parteyen hinrei—
chend. Eiue allgemeine Gewohuheit in Teutſch—
land hat aber ein Zeichen der erfolaten gegenſeiti-
gen Einwilligung eingeſuhrt, weleles tie Stelle
eines ſchriftlichen Miethvertrages vertritt das
Miethaeld, welches in den verſchiedenen Gegen—
den Teutſchlands ſehr maucherley Nahmen fuhrti).
Die Geſindepolicey hat dabey nur dafur zu ſorgen,

daß das Miethgeld da, wo es die Dienſtboten ne—
ben dem Lohne zu behalten pflegen, nicht unge—
buhrlich geſteigert werde, wie das beſonders im

Falle eines Geſindemangels ſo leicht moqlich iſt.
Lelchtſinnige und ſchlechte Hauswirthe machen mei—

ſtens mit Erhohungen den Anfang, denen dann
der vernunftigere Theil, er mag wollen oder nicht,
folgen mufi. Eine Tare und ein Strafverbot,
welches Herrſchaften, die mehr geben, und Dienſt—

boten,

g) Angef. Verordn. h. 12. Willich l. 590.

h) Daſelbſt g. 9. 10. Willich l. 388.
i) Dorn a. a. O. h. 63. S. 144.

v. Berge Policeyr. Th.. S
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boten, die mehr nehmen, als exlaubt iſt, auf gleiche
Weiſe trift; iſt in ſolchen Fallen das eiuzige Hulfs

mittel. Nach der churbraunſchweitjtiſchen
Verordnung ſoll beh willkuhrlicher Strafe uber
vier und zwanzig Marienaroſcheu Miethgeld weder
gefordert noch gegeben werden K).

Schwieriger iſt die Feſtſetzung einer beſtimm
ten Taxe fur den Lohn des Geſindes. Jndeſſen
iſt es doch immer Pflicht ſelbſt der Eigenthums

Sicherheltspoliceny, ubermaßige Steigerungen deſ—
ſelben zu verhuten und durch dieſe iſt, wo man eine

beſtimmte Lohntaxe nicht fur zweckmaßig gehalten
„hat, wenigſtens ein allgemeiner Maßſtab angege

ben, welcher bey der Forderung und Bewilligung
des Geſindelohns nicht uberſchritten werden darf h).

Uebrigens verdient auch die Geſindekoſt m)
und Kleidung, ſo wie die an den meiſten Orten

herr

x) Angef. Verordn. ſJ. 24. Willich J. 593. Mehrere
Policeyverordnungen dieſer Art ſ. Dorn a. a. O.
S. 146. Note u. Manche dieſer Verordnungen
unterſcheiden zwiſchen landwirthſchaftlichen und
ſtadtiſchen Dienſtboten, und beſtimmen nur in An—
ſehung der erſtern eine Taxe, uberlaſſen aber bey
den letztern alles dem guten Willen der Herrſchaft,
ſ. z. E. Churſachſiſche Geſindeordu. v. 1769.
Tit. 1. ſ. 12. Doch ſoll im letztern Fall das
Geſinde mit dem, was es bekommt zufrieden ſeyn
und ſich am allerwenigſten ſpottiſch daruber auſ—
ſern. Eine Taxe ware doch beſſer.

H Thl. J. S. 348. 349. Vergl. Dorn a. a. O.
S. 132- 141. S. zaz f.

m) S. die angef. churbraunſchw. Verordn. J. 15.:
Wenn die Dienſtboten nicht zufrieden ſeyn und

deß
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herrſchende Gewohnheit, den Dienſtboten bey ge—
wiſſen Gelegenheiten am neuen Jahre, au den
Markttagen, bey Hochzeiten, bey Kindtaufen u.
d. m. Geſchenke zu geben, die Aufmerkſamkeit
der Policey, indem dadurch ſehr leicht inittelbarer
Weiſe eine gemeinſchadliche Uebertreibnug des Ge—
ſindelohns bewirkt werden kannen). Auf der an—
dern Seite muß aber auch darauf geſehen werden,
daß das Geſinde nicht nur ſeinen Lohn richtiag er—

„halte, ſondern auch an der ihm gebuhreuden Koſt
und Kleidung nicht verkurzt werde o).

Der Miethvertrag verpflichtet das Geſinde vuli,
im allgemeinen, die verſprochenen Dienſte mit ge—
wiſſenhafter Treue, d. h. ſo gut und ſo ſchleunig

es ihm moglich iſt, zu leiſten p. Allein die Dienſt—

ul
bo

deßwegen unter einander ſich verbinden wurden;
ſo ſollen ſie und beſonders die Urheber und An—
ſtifter ernſtlich beſtraft werden. Willich l. 590.

n) S. z. E. Berlin. Bresl. Neiſſ. Clev. G. O.
Tit. G6. ſ. 5. Braunſchw. G. O. ſ. 5. Chur
ſachſ. G. O. v. 1735. 1769. Tit. 2. Schmieder
ſ. 6o. f. Vergl. Dorn a. a. O. ſ. 149. 150 151.
S. 383 f.

o) S. z. E. die angef. Churbraunſchw. Verordn.
g. 22.: “Die Herrſchaften ſollen ihren Dienſtbo—
ten genugſame, an jedem Orte ubliche und gar
gekochte Speiſen reichen; auch verſprochenen Lohn
und Kleidung richtig allſtets geben“. Willich J.
592. Vergl. Dorn a. a. O. ſ. ta 145.
S, 371 f. S. 104-2 130. S. 823. f. Krunitz a.
a. O. S. 620 f.

p) S. die angef. churbraunſchw. Verordn. h 21.
Wiillich l. 591. Dorn a. a. O. J. 81 f. S. a00.

S 2
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boten ſind Hausgenoſſen ihrer Herrſchaft; ſie ſind
Glieder der hauslichen Geſellſchaft; ſtehen mit
ihrer Herrſchaft in einer engeren Verbindung, als

bloße Lohnarbeiter, und fur dieſes Verhaltnißz
ſind die Verbindlichkeiten, die aus dem Mieth—
vertrage fließen, bey weitem nicht hinreichend.
Auch hier muß die, Geſindepolicey zu Hulfe
kommen.

Das Geſinde iſt ſeiner Dienſtherrſchaft Ge
horſam. und Ehrerbietung ſchuldig. Ruhe und
Ordnung des Hausweſens ware ohne das gehorige
Anſehen der Vorſteher deſſelben ganz unmoglich.

Daher ſtimmen auch alle Policeygeſetze, die das
Geſindeweſen betreffen, in der nachdrucklichſten
Unterſtutzung dieſer fur den hauslichen Wohlſtand
ſo weſentlichen Autoritat vollig uberein q).

Den Dienſtboten muß, der Natur ihrer Ar—
beiten nach, vieles uberlaſſen und anvertraut, ih—
nen, als Hausgenoſſen, muß es in ſehr vielen
Fallen leicht werden, ihre Dienſtherrſchaft, oſters
unbemerkt, in Schaden zu ſetzen oder von ihr ei—
nen Nachtheil abzuwenden. Daher wird ihnen
noch zur beſondern Pflicht gemacht, nicht nur die
ihnen anvertrauten Sachen wohl in Acht zu neh
men, ſondern auch allen Schaden der Herrſchaft,
beſonders beym Einkoufe oder Verkaufe fur die
ſelbe, nach Vermogen abzuwenden 1).

Ge
q) Churbraunſchw. Verordn. v. 1732. ſ. 1. Dorn

a. a. O. 8. 76. 77. 76. S. 188 f. Vergl.
Preuſſ. Landr. Th. 2, Tit. 5. ſ. 7o f.

r) Churbraunſchw. Verordn. v. 1732. S 18. 20.
Willich J.591. Dorn a. a. O. J. 87. f. S. 215 f.

Die
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Gewohnlich werden auch mancherley boſe Ge—

wohnheiten des Geſindes Neigung zur Trun—
kenheit, zu Zankereyen und Schlagereyen, zu
Complotten gegen die Herrſchaft, Verwahrloſuu—
gen durch Feuer und Licht u. ſ. w. mit erhoheten
Strafen bedroht s).

Geaen ungehorſames, nachlaſſiges, unor- 1R.
deutliches Geſinde muß fur ſchleunige und durch—
greifende Mittel geſorgt ſeyn; denn die Erfahrung
lehrt, daß ewiges Verklagen oder Wegſchicken des

Geeſindes gleich wenig Nutzen bringt. Das Ver—
haltniß zwiſchen Dienſtherrſchaft und Geſinde er—

fordert ein freylich nicht unbeſchranktes Zuchtignngs
recht der erſtern, welches auch ſchon in der Natur
der hauslichen Geſellſchaft gegrundet zu ſeyn
ſcheinet t).

S 3 Es
Die blos aus dem Miethvertrage fließenden Ver—
vbindlichkeiten und die durch die Geſindepolicey er—
weiterten und verſtarkten Pflichten des Geſindes
muſſen ubrigens wohl unterſchieden werden. Nur

J
die letztern kommen hier in Betrachtung.

1) Angef. Churbraunſchw. Verordn. 9. 13. 16.
 Ê —4—

t) Lauterbaek Coll. theor. praet. Pand. Lib. 1.
tit 5. J. 19. Alevins ad ius Lubec. P. 3. Tit. g.

Jart. 9. n. 13. 15. 16. Ludovici de iure et iuris-
pr. domeſtica cap. a4a. S. 9. Struben Rechtl.

Bed. Band 3. Bed. 39. S. 153. Berger Orcon.
iur. laib. 1. tit. 3. th. 2. Leuſer Vol ß Sece.
546. med. 13 14. Hommel Rhapſ Veol 6 Obl 738.
Hopfner Commentar uber die Jnſtitutionen ſ. 7o.
Dorn a. a. O. g. 114 117. S. 297 f.
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Es verſteht ſich jedoch von ſelbſt, daß ein
ſolches Zuchtigungsrecht weiter nicht, als auf ge—
ringere hausliche Vergehungen uud Unordnungen,
keinesweges aber auf großere Vergehungen oder
gar auf Verbrechen ſich erſtrecken kann u). Je
doch kommt auch hier auf die beſondern Verhaltniſſe

und Rechte der Dienſtherrſchaften vieles an, wie
denn in manchen Staaten die Gutsbeſißzer ein ziein—
lich ausgedehntes Zuchtigungsrecht in Auſehung
ihrer Dienſtvoten hergebracht haben v).

Jn mehreren Landesgeſetzen iſt den Dienſt
herrſchaften ein maßiges Zuchtigungsrecht ausdruck
lich verſtattet w), in andern wenigſtens nicht ab—
geſprochen x). Doch fehlt es nicht auch an ſolchen,
welche demſelben uberall nicht ſtatt geben y).

Alle
u) Dorn a. a. O. ſ. 110. 111. S. 287.
v) Beckmann de iure fam. hod. G. zi. So iſt in

den churbraunſchweigiſchen Landen ausdrucklich
verorduet, daß denen von Adel und andern

Freyen, welche die Befugniß haben, ihr in ih—
rem Lohn und Brod ſtehendes Geſind ſelbſt zu be—
ſtrafen, ſolches undenommin bleiben ſoll. Angef.
Verordn. d. 1. Willich 1 aga. Dieß beruüht aber
auf qanz andern Verhaltniſſen, als das allgemeine
hausvaterliche Zuchtigungsrecht.

vr) Berlin. G. O. Tit. 5. Fo124. Vergl. Preuſſ.
Landr. Th. 2. Tit.7. G. 227. f. Oberlaufitz. G.
O. Tit. 5. C 2. Braunſchw. G. O. ſ. a1. u. a.
m. Churſachſ. G. O. Tit. 4. Schmieder l. 71.

x) Dorn a. a. O. G. 1ra. Note t. Dieß wird
auch von den churbraunſchweigiſchen Geſetzen ange—

nonmmen. Struben Rechtl. Bed. Th. 3. S. 155.

y) Dorn a. a. O. S. 293 Note u. Nur iſt das,
was dort von der churſachſiſchen G. O. geſagt
wird, nicht richtig.
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Allezeit mufß aber das Zuchtigungsrecht mit
Maßigung ausgeubt werden. Der erſte Grad
iſt Beſtrafung mit Worten. Wohlerzogene
Leute werden dieſe ohnehin der Sache gemas ein—
richten und ſich nicht zu Schimpfworten herablaſ
ſen. Geſchahe dieſes jedoch aus ubereilter Hitze;
ſo ſind allemahl ſolche Schimpfworte, die den ehr—
lichen Nahmen des Geſindes angreifen, unerlaubt,
und dieſes kann deßwegen Genugthuuna fordern 27).

Korperliche Zuchtigungen durfen nie bis zur Ver—
letzung gehen, widrigenfalls nicht nur das Ge—
ſinde Genugthuung erhalt, ſondern auch die Herr
ſchaft mit einer willkuhrlichen Strafe belegt wird a).
Wegen anhaltender ubler Auffuhruung kann das
Geſiude vor der Zeit ohue Aufkundigung und ohne

Abſchied weggejagt werden b).

S 4 Uebri
2) Striyk de iure domeſt. e. 4. 2. Dieſer rech

net zu den erlaubten Scheltworten: Ganns,
Rindvieh, Einfaltspinſel ec. Vergl. Churſachſ.
Geſindeordn. Tit. 4. ſ. 4. “IJn Anſehung derer
gebrauchten Schimpfworte, hat der Dienſtbote
zwar in dem Fall, wenn er ſich wegen eines im
beygemeſſenen infamirenden, jedoch nicht zu er—

Jweiſenden Verbrechens, kunftiger Vorwurfe zu be—
ſorgen hatte und dadurch an feinem Fortkomnten
gebindert werden durfte, Genugthuung zu ſuchen,
ſich aber anſtazt der Abbitte und Ehrenerklarung,
mit einem bloßen, auch allenfalls auſſergerichtli—
chen Bekenntniß uber ſeine Unſchuld, zu ſeiner Le—
gitimation zu befriedigen'. Schmieder l 72 13.
Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. 9. 78. 97.

a) Dorn a. a. O. ſ. 118. S. zos f.
b) Daſelbſt g. 186. S. ab1 f.
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Uebrigeus iſt die Policeyobrigkeit verpflichtet,

den Dienſtherrſchaften aegen das ungehorſame, wi—
derſpenſtige, grobe Geſinde mit Nachdruck beyzu

ſtehen e), und es iſt ſehr zweckmäßig, wenn zu
dieſem Ende eine ausgezeichnete, zum Beyſpiele
und zur Warnung dienende Policeyſtrafe eingefuhrt
wird. Jn dieſer Hinſicht iſt in den churbraun—
ſchweitziſchen Landen verordnet, daßß in allen
Gerichten zur Veſtrafung des mnthwilligen, fre—
velhaften Geſindes ein Strafpfahl ſur boſe
Dienſiboten errichtet werden ſoll dj.

X. ESo weniga in Ruckſicht auf die Pflichten der
Dienſtboten die rechtlichen Wirkungen des Mieth—
vertrages fur hinreichend geachtet werden kons
nen; eben ſo wenig darf auch die Dienſtherrſchaft
ſich blos auf die aus dieſem Vertrage eutſpringen—

den Verbindlichkeiten beſchranken. Die Dienſtbo—
ten muſſen als Glieder der hauslichen Geſellſchaft,
mit mehr Aufmerkſamkeit und Sorafalt behandelt
werden, als dieß in Anſehung bloßer Lohnarbeiter
der Fall ware. Dazu iſt die Dlenſtherrſchaft nicht
allein um des Geſindes, ſondern auch ſelbſt um

des gemeinen Beſten willen verpflichtet. Die Bil—
dung

c) S. z. E. die angef. churbraunſchw. Verordn.

9. J. Willich 1. agt. z82. d
d) Daſ. Ju1t. Willich l. 389. Ausſchr. v. 13. Nov.

1732 Willich i. 595.
s) Die Pflicht Lohn, Koſt, Kleidung u. ſ. w. zu

rechter Zeit und.in gehoriger Gute zu geben, keine
ubermaßige Arbeit zu fordern, den im Dienſt ohne
Verſchulden erlittenen Schaden zu erſetzen u. ſ. w.
fließt aus dem Vertrage und bedarf hier keiner
beſondern Erdrterung.
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dung kunftiger Hausbater und Hausmutter, ihre
Arbeitſamkeit, Geſchicklichkeit, Ordnnnaslicbe,
hangt ſo oft von der glucklichen Benukung ihrer
Dieuſtjahre und freylich auch von dem Zuſall, der

ſie in dieſen oder jenen Dienſt fuhrte, aroßten—
theils ab. Die Gelindepolicey iſt daher in jeder
Hinſicht berechtiget, dasjenige durch Vorſchriften
zu erſeßen, was in dem vertragsmaftigen Verhalt—
niſſe zwiſchen Herrſchäft und Gelinde vermißt wird

und was ohne Nachtheil des Ganzen nicht auſſer
Acht gelaſſen werden darf.

Die Dienſtherrſchaft iſt ſchultig auf ihr Ge—
ſinde auch auſſer dem Dienſte genaue Aufſſicht
zu halten. Unſittlichkeit, Unordnungen é), Aus
ſchweifungen, ſchlechte Geſellſhaft nicht zu dulden,
vielmehr daſſelbe zu einem ordentlichen Lebenswan—
del: insbeſondere zu Abwartung des offentlichen
Gottesdienſtes anzuhalten k).

Das Geſinde macht gewiſſermafien einen Theil
der Familie aus, und ſo muß auch ivn die wohl—
thatige Aufmerkſamkeit und Sorgfalt des Haus

Ss5 vaters
e) So iſt z. B. in dem Herzogth. Bremen und Ver—

den den Dienſtherrn aus drucklich zur Pflicht ge—
macht, keine liederliche Zuſammenkunfte und Ver—

ſammlungen des Geſindes zur Schlemmerey zu
dulden, noch dazu durch Auszablung einiger Gel—
der in Abſchlag des Lohns oder ſonſt Vorſchub zu
thun. Verordn. v. 3. Aua. 1733 Fernerweiter
Anhang zu der 1732. auſgelegten Policey 2c. Ordn.

S. 289. 290.

f) S. z. E. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. ſ. 84.
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vaters und der Hausmutter zu ſtatten kommen.
Gewohnlich ſind es ſehr junge Perſonen, welche
fruhzeitig aus der elterlichen Zucht entlaſſen, ſich

in Dienſte begeben. Jhre Erziehung und Bildung
iſt norh unvollendet; ihr Eintritt in fremde Dieuſte
kann und darf nur Uebergang von einer Hauszucht
zu der andern ſeyn. Eltern, Vormunder und
ſelbſt der Staat konnen von der Dienſtherrſchaft
mit Recht erwarten, daß ſie durch Lehre und Bey—
ſpiel fur die zweckmaßige Bildung ihrer Dienſtbo—
ten zu nutzlichen Gliederu der Staatsgeſellſchaft

Sorge trage g).

Auch die nach gemeinem Rechte zweifelhafte
Verbindlichkelt der Dienſtherrſchaft, fur ihr kran

kes Geſinde zu ſoraen h), iſt in mehreren Lan
dern durch die Geündepolicky zweckmaßziig beſtimmt
und der hulfloſe Dienſtbote gegen die Hartherzig—

keit maucher Dienſtherrn in Schutz genom—
men werden i).

Ueberhaupt muſſen die Dienſtherrſchaften die
mit der Rothwendigkeit „fremden Dienſten ſich zu

widmen, verbundenen Unannehmlichkeiten nicht
durch Uebermuth und Unterdruckung uoch vermeh

ren,

s) Dorn a. a. O. ſJ. 123. S. 318. S. 164. 165.
S. 416 f.

n) Dorn a. a. O. ſJ. 155. S. 397 f.

i) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 5. h. 86 f.
Dorn a. a. O. S. 399.
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ren, ſondern, wie die Geſindeordnungen ein—
muthig ſie erirnern, gegen ihre Dienſtboten ſol—
chergeſtalt ſich bezeigen, wie es chriſtlich, recht
und aleich iſt, und ſie es vor Gott und ihrer
Obrigkeit ſich zu verantworten getrauen K).

k) S. z. E. die angef. churbraunſchweig. Verr
ordn. v. 1732. S. 22. Willich J 592.

Funftes
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Funftes Hauptſtſtuck.

Recht der Religionspolicey.

l. Religionspolicey uberhaupt, und Verſchiedenheit von
der Kirchenpolicen n Voliceyrechte in Anſehung religioſer
Meyvnungen der Staatskurger, unn. in Anſehung der Reli—
gionsgeſellſchaften 1V. Recht der Reliqionspolicey bey der in
nern Regierung der Religionsgeſellſchaften. Grenzen der kirch—
lichen Regierung. Placitum tegium. Kirchenviſitationen. Kirch—
liches Strafrecht. V. Religionspolicey in Anſthung des Got—
tesdienſtes, der Kirchenbeamten und geiſtlichen Gemeinheiten.
Vi. Oberaufſicht der Religionspolicey uber die Kirchenguüter.

cDie Relitgionspolicey J hat den Zweck, die
Nachtheile und Geſahren, die aus Religionsmey—
nungen und Religionsgeſellſchaften, ſo wie aus
Unglauben und Jrreligioſitat, fur den Staat ent
ſtehen konnen, zu verhuten und abzuwenden. Die

Religion an ſich iſt zwar kein Gegenſtand der höch—
ſten Gewalt im Staate; der Religlonsglaube iſt
uber alle menſchliche Macht erhaben, und die Ge
wiſſensfreyheit iſt ciu aungebornes, unverauſſerli—
ches Recht des Menſchen, welches die, Staatsge—
walt ohne Verletzung des allgemeinen Zweckes der
Sicherheit nicht angreifen kann. Allein da der
Einfluß der Religion auf das burgerliche Leben ge

wiß

h) Vergl. Hohenthal de politia p a8. ſeq. Heumann
ins pol. cap. i6. p. 133. ſeq. Siſchers Came-—
ral- und Policeyrecht J. 317. f. Kretſchmanns
Lehrbuch des teutſchen Staatsrechts. S. 14l f.
Dieſer bebandelt das teutſche Kirchenſtaatsrecht
blos als einen Theil der Policeygewalt:
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wiſt und allezeit hochſt wichtig iſt; ſo kaun auch in
Buckſicht auf die Religion der Staatsburger die
Pflicht und die Befugniß des Staates, dahin zu
ſehen, daß das aemeine Weſen keiuen Schaden
leide, nicht bezweiſelt werden.

Hierauf grundet ſich der beh weitem großte
Theil des Majeſtatsrechtes uber Religion,
welches alſo in Ruckſicht auf ſeinen Hauptzweck:
gemeinſchadliche Uebel in Anſehung der Religion
zu verhuten, zu den Rechten der Staats-Poli—
ceygewalt gehort. Der Staat, ſagt ein beruhm
„ter Theolog, iſt berecheigt und verpflichtet, auf

„den Fall, daß wirklich aus der Reliaion ſeiner
„Burger Nachtheil und Gefahr fur gemeine Si
„cherheit und Wohlfarth entſteht, der Quelle die
„ſes Uehels nachzugehen und entweder ſie zu ver—
„ſtopfen oder doch ihren verderblichen Ausfluſſen
„Schranken zu ſehen. Wie das geſchehen muſſe
„iſt eine ſehr erhebliche und in den melſten Fallen
„ſehr ſchwere Aufgabe der Staatsklugheit. Aber

„uoch von großerem Gewicht iſt die Frage, wie
„der Staat die Aufſicht uber das Religionsweſen
„zu verwalten habe, um daſſelbe zugleich fur ſei—
„uen Hauptzweck wohlthatig, zur Stutze der ge—
„ſellſchaftlichen Ordnung, zur Forthulſe des ge—
„meinen Wohlſtandes zu machen. Hieraus ent—
„ſteht ein doppeltes Recht des Staats in Abſicht
„der Religion ein negatives, Schaden

„zu verhuten, der aus Religion entſtehen
„mag; ein po ſitives, allen Vortheil ſich
„zuzueignen, der aus ihr ſich ziehen laßt m)“.

Das
m) Henke in Haberlins Repertorium des teutſchen

Staats-und Lehenrechts IV. 744.

J—
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Das erſtere gehort offenbar in den Umfaung der
Policey, und muß daher hier naher euntwickelt
werden

Mit der Religionspolicey wird ſehr oft
die Kirchenpolicey verwechſelt. Dieſe beſchafti—
get ſich lediglich mit den Beſtimmungen zur Befor
derurg der gemeinſchaftlichen Religlonsubung und
zur Erhaltung der innern Ordnung der Religions—
geſellſchaften; gehort zu den Beſtandiheilen der
Kirchengewalt, und mithin als ein bloßes Geſell—
ſchaftsrecht der Kirche, nicht hieher. Es muß
aber vorzuglich in Teutſchland um ſo mehr auf die—
ſen Unterſchied geachtet werden, da bey den geiſt
lichen Reichsſtanden, ſo wie beyh den proteſtantiſchen
uberhaupt die Verwechſeluug beider Rechte auſferſt

leicht iſt.

Die religioſen Meynungen einzelner Staats—
burger konnen nur dann Gegenſtand der Reli—
gionspoliceh ſeyn, wenn ſie eutweber bereits nach
theilige Wirkungen auf das burgerliche Leben auſ—
ſern, oder wenn dieſe mit hochſter Wahrſcheinlich—

keit wenigſtens zu beſorgen ſind n). Jau dieſem

Falle

Jedoch mit moglichſter Kurze, da das Recht der
Religionspolicey, in ſtaatsrechtlicher Hinſicht, in
den Lehrbuchern des teutſchen Staatsrechts und
des teutſchen Kirchenrechts, freylich unter einem
andern Nahmen, aber doch hochſt vollſtandig be—
bandelt iſt.

n) S. z. E. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 11. ſ. I.
2. Z.: „Die Begriffe der Einwohner des Stckats
von Gott und gottlichen Dingen, der Glaube und

der innere Gottesdienſt konnen kein Gegenſtand von
Zwangs
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Falle kann die Religionspolicey die Verbreitung
gemeinſchadlicher Grundſatze verbieten und beſtra—
fen, auch nothigen Falls jeden, der dadurch die
offertliche Ruhe ſtoren wollte, entfernen. Das

auſſerſte Sicherheitsmittel iſt aber nicht der
Scheiterhauſe, ſondern ein Auswanderungs—
befehl o).

Die Reichsgeſetze ſcheinen jede andere Reli—
gion, als die romiſchkatholiſche oder die der Auas—
burgiſchen Confeſſionsverwandten fur gemeinſchad

lich zu erklaren p), und man hat es gar als eine
Obliegenheit der kaiſerlichen oberſten Policeyauf
ſicht anſehen wollen, dafur zu ſorgen, daß kein
Andersdenkender) der ſeine Meynungen offent

lich

Zwangsgeſetzen ſeyn. Jedem Einwohner im
Staate muß eine vollkommene Glaubens- und—
Gewiſſenofreyheit geſtattet werden. Niemand iſt
ſchuldig uber ſeine Privatmeynungen in Religions—
ſachen Vorſchriften von Staate anzunehmen“.
Vergl. Daſelbſt Tit. 20. ſ. 220 f. wo gegen
aberalaubige Handlungen, Verbreitung aber—
glaubiger Meynungen, und insbeſondere ſolcher

Lehrſatze, welche die Ehrfurcht gegen die Gottheit,
den Gehborſam aegen die Geſetze, oder die Treue
gegen den Staat offenbar angreifen, oder das
Volk zu Laſtern geradezu verleiten, die nothigen
Verfugungen getroffen ſind.

o) Wieſe Grundſautze des gemeinen in Teutſchland
ublichen Kirchenrechts F. 24. und in beſonderer
Hinſicht auf Teutſchland ſ. Z35. und 459.—

p) l. P. O. Art. 7. ſ. 2. ipraeter religiones ſupra
nominatas nulla alia in S. Imperio R. toleretur
vel.recipiatur“.

v) Nur die Juden ausgenommen, die man, wie
Majer ſagt, als eintragliche Sclaven nicht

gern
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lich bekennt, auf dem Reichsboden aeduldet werde q).
Allein die reichsgeſetzliche Veſtimmung eutzieht nur
jeder andern Religion die Hoffnung, von dem
geſammten KReiche ofſertlich aufgenommen oder

auch nur geduldet zu werden, keinesweges aber
der Landespoliceygewalt die Befugniß, ein
zelne Anhauger einer andern Reiigion oder auch—
gar.ze Religionsgeſellſchaften, nach augeſteulter
Pruſung der von ihuen angenommeneun Gruudſatze,

aufzunehmen oder zu dulden, und die Meichspoli
cey iſt nicht befugt, ſich in dieſe blos die innere
Landesregierung betreffende Augelegenheit zu mi—

ſchen.

Jn Ruckſicht auf die Religionsmeynungen
der Staatsburger iſt wohl ſoviel aewis, daß Jr—
religioſitat, Unglanbe und Verachtung der Reli—
gion ſo wie Aberglaube und Schwarmerey

ohne

gern aufgab und alſo ſtillſchweigend duldete. Ma
jer geiſil. Staatsrecht il 72.

q) Darauf beruhete das bekannte Reſeript, welches
der kaiſerl. Reichshofrath im J. 1778 an den Gra—
fen (jetzt Furſten) von Leimingen-Dachsburg
gegen den D. Babrd von Amts wegen erließ,
worinn dieſem, wenn er nicht binnen zwey Mo—
nathen die von ihm geaäuſſerten den allgemein an—
genommenen Lehrbegriffen der drey im Reich be—
ſtebenden Religionen in mancherley Betracht zuwi
der laufenden Satze widerrufe, angedroht
wird, daß er auf lebenslang aus den Grenzen des
Reichs unnachſichtlich verwieſen werden ſoll. Mo
ſer Zuſatze zu ſ. Siaatsrecht l. S14.

vd Jn der badiſchen Hofrathsinſtruction v. 28.
Jaul. 1794. ſ. 10. 11. iſt in dieſer Hinſicht der
Auftrag enthalten, daß jeder Burger derjenigen

Reli
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ohne gemeinſchadliche Folgen nicht bleiben konnen.
Dagegeu ſind alſo vorzuglich die Bemuhungen der

Religionspolicey gerichtet. Strafgeſetze, ſo er—
laubt ſie auch an ſich ſeyn mogen, werden jcdoch
immer zweckmaßigen Auſtalten zur Bglehrung
nachſtehen muſſen und nur als das letzte Nothmit
tel gebraucht werden konnen. Ob die Religions—
policeh einzelne Staatsburger zur auſſeren Reli—
gionsubung zwingen, alſo auch zur Beſuchung des
Gottesdienſtes anhalten durfe, iſt ſehr beſtrittenv

49
obgleich die Praxis der meiſten Staaten dafur iſt.
Man wird jedoch. dabey hauptſachlich auf die
Grunde, weßwegen der offentliche Gottesdienſt
verſaumt wird, Ruckſicht nehmen muſſen v

Die Religionspoliceh iſt berechtiget und ver—
pflichtet, darauf zu ſehen, daß reliaioſe Verbin
dungen vorzuglich dazu benutzt werden, den Mit—

gliedern derſelben Ehrfurcht gegen die Gottheit,
Ge

Religion gemas lebe, zu welcher er ſich bekennt,
damit nicht durch eine ganzuiche Unaufnierkſamkeit
der Staatsobrigeeit eine die Grundveſte der Staa
ten untergrabende Jrreligion einreiſſe, weßwegen
die. Regierung in vorkommenden Fallen mit den
Conſiſtorien oder den katholiſchen Ordinarioten
communiciren ſoll. Uebrigens enthalten die

meiſten teutſchen Landes- Policeyordnungen weit—
laufige Ermahnungen zur Gottesfurcht, auch wohl

S.ttrafgeböte. Daß Religioſität kein Gegenſiand
des Zwaunges i ſeyn kann, verſteht ſich von ſelbſt.

Dagegen iſt E. LH Föhmer in iure pra-
roch. S. 4 c. 1. 5. Dafur ſind die meiſten
alteren Rechtsgelehrten.

sn) Veirgl. Cramer Wetzl. Nebinſt. V. gi. f.

v. Vergs Policeyr. Th.. T
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Gehorſam gegen die Geſetze, Triue gegen den
Staat und ſittlich qute Geſinnungen gegen ihre
Mitburger einzufloßen, zu dieſem Ende Religions—
grundſatze, welche von Staatsburgern angenom—

men und befolgt werden, zu prufen, und deren
mundliche und ſchriftliche Verbreitung entweder zu

verſtatten oder zu unterſagen r).

Der Religionsſchwarmerey, die meiſtentheils die

Kopfe verwirrt, ihre Anhanger fur das burger
liche Leben unbrauchbar macht und nicht ſelten die
offentliche Ruhe ſtort, iſt, nach den meiſten teut
ſchen Policeygeſetzen, zuforderſt mit Unterricht
und Belehrung, dann aber mit Strafverfugungen
und endlich mit Entfernung aus dem Lande zu be

geagnen s). Es iſt aber hierbey gioße Vorlſicht,
Schonung und Milde nothig, und hauptſachlich
nur darauf zu ſehen, ob ein wahrer Nachtheil fur

den Staat, der mit der herrſchenden Kirche ja
nicht zu verwechfeln iſt, von der Duldung ſolcher
Leute zu beſorgen iſt. Jſt dieß nicht; ſo mochte
weder Strafe noch Zwang zur Auswauderung ſich
vor dem Richterſtuhle der Gerechtigkeit rechtferti-
gen laſſen. Das Urtheil der Politik kann in ei—
nem. ſolchen Falle ohnehin nicht zweifelhaft ſeyn.

Auch
r) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 11. ſ. 13. 1à. 15.

Veigl. l. 1. Moſer de officio principis eires reli-
gionem et ſalutem ſubditorum aeternam. Franetf.
1738.

s) S. z. E. die churbraunſchweigiſchen Verord
nungen gegen Pietiſten, Schwarmer, Enihuſia-
ſten, Fanatiker, Separatiſten u. ſ. w. Willich
II. yorf.
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Auch ſcheint die Religionspolicey zu weit zu
gehen, wenn ſie Hausviſitationen zur Unterſu—
chung des Chriſtenthums, als Zwangsanſtalt,
anordnet t), obgleich nicht gelaugnet werden kann,

daß ſie im Weſentlichen großen Nutzen ſtiften kon—

nen, wenn ſie in der Form freundſchaftlicher Be—
ſuche der Religionslehrer angeſtellt werden.

Reliaionsgeſellſchaften erfordern doppelte Auf—- 11l.
merkſamkeit der Staatspolicey, da naturlicher

Weiſe ihr Einfluß auf das gemeine Weſen weit
groößer iſt, als derjenige, den die religioſen Mey—
nungen einzelner Burger haben konnen. Den
teutſchen Landesherren ſteht das Recht zu, Reli—

gionsgeſellſchaften in ihren Staaten aufzunehmen
und zu dulden, inſofern nicht Reichs- oder Lan—
desgeſetze entgegen ſtehen u). Die Toleranz iſt
geboten durch Recht und Billigkeit, und, was
freylich ſicherer wirkt, durch Jntereſſe. Die neuere
Geſchichte der Toleranz in Teutſchland iſt in vier
len Hinſichten auſſerſt wichtia und belehrend, ins—
beſondere, wenn die verſchiedenen Toleranzgeſetze,
ihre Veranlaſſungen und Wirkungen zur Verglei—
chung ueben dinander geſtellt werden v).

Das

t) Eine ſolche Anſtalt iſt im Badiſchen eingefuhrt,
ſ. Gerſtlachers Samml. der Badiſchen Geſetze

J. 122. f.
u) Piüt.er Inſt. inr publ C a27 ſeq. Majer

Geiſtl. Staatsrecht li. 56 f. iusbeſ. S. 159 f.
v) S. z. E. uber die Toleranz in den oſterreichiſchen

Staaten Schloözers Briefwechſel Xii. 320 L.
132. LII. 257. Deſſelben Staatsanz. Heft 2.

.T 3.
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Das in den Reichsageſetzen anerkannte landes—

herrliche Reformationsrecht w) beruhet auf dem

Hauptzwecke, allen Nachtheil von dem Staate zu
entfernen, der aus der Aufnalzme einer kirchlichen
Geſellſchaft entſpringen konnte x), und iſt alſo of
fenbar in der Staats-Policeygewalt gegrundet,
aber nach den in Teutſchland beſtehenden verſchiede—

nen Religionsverhaltniſſen verſchieden beſtimmt y).
Vermoge deſſelben Zweckes der Religionspolicey

iſt der Staat berechtigt, von dem; was in den
Verſammilungen einer Kirchengeſellſchaft gelehrt
und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen und
wenn etwas dem gemeinen Weſen nachtheiliges
bemerkt wird, dagegen die nothigen:Verfügungen

zu treffen 2).

Eben daher ſind auch die in dem State beſte—
henden Religionsgeſellſchaften der beſtandigen Auf
ſicht der Religionspolicey unterworfen, damit al
ler fur den Staat etwa zu beſorgende Nachtheil
bey Zeiten verhutet werden konne a)J.

Die innere Regierung der Kjrchengeſellſchaf—

ten, die Ausubung ihrer Geſellſchaftsrechte ſteht
zwar ihnen allein ausſchließend zu, und der Re—

gent,

3.!6. 8. 9. Ephemeriden d. Menſchheit 1782. J.
86. VII. Go. VIil. 188. 251. X. 432. XAl. Goz.

vy) J. P. O. Art. 5. g. Zo. 39.
x) Wieſe Kirchenrecht g. 26.

y) Pütter l. c. ſ. aag. ſeq.
2) Wieſe a. a. O. g. 28. 325. S. z. E. Preuſſ.

Landr. Th. 2. Tit. 11. 9. 33.
Preuſſ. Landr. ar a. OD. Fe Z2.



Recht der Religionspolicey. 293

gent, als ſolcher, hat daran keinen Theil. Aber
auch ſie iſt der Aufſicht und Einwirkung der Kir—
chenpoliceh unterworfen

Jn Anſehung der proteſtantiſchen Kirchen in
Teutſchland kann in dieſer Hinſicht auch nicht der
geringſte Zweifel eintreten b)d. Nur die katholi—
ſche Religion ſcheint durch ihre hierarchifche Regie—
rung und beſonders vermoge der Concordaten mit
dem pabſtlichen Stuhle der Religionspolicey engere
Greuzen zu ſetzen. Allein gerade wegen ihrer
uber die Grenzen des Staates hinausgehenden
Verbindung, wegen ihrer ſo hochſt wichtigen aus
wartigen Verhaltniffe iſt doppelte Aufmerkſamkeit
der Religlonspolicey nothig c).

Sowohl das ReichsOberhaupt, als die
Landesherrn ſind berechtiget und verpflichtet, da—
hin zu ſehen, daß die geiſtliche Obrigkeit keine Ein

griffe in die weltlichen Regierungsrechte unterneh—
me, dadurch die Ordnung der Staatsverwaltung

T3 nicht
So heißt es z. E. in der churbraunſchweig.

Reſolution wegen der katholiſchen Religionsubung
zu Hannover v. 10. Febr. 1710.: es ſey keie

neswegs die Meynung, den Katholiſchen Maße zu
geben, wie ſie in der zu Hannover zu erbauenden
tatholiſchen Kirche den offentlichen Gottesdienſt zu
fuhren, ſondern nur gewiſſe und billige Schranken
zu ſetzen, wie die Katholiſchen mit den Evangeli—
ſchen daſelbſt dergeſtalt einig und unanſtoßig zu
leben, daß alle ſolcher wegen ſonſt zu beſorgende
Jrrungen verhutet werden“. Wiillich lll. go,

b) Wieſe a. a. O. J. a6ba4. Abʒ.
e) Henke a. a. O. S. 745.
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nicht ſtore, den Gang der Rechtspflege nicht hemme,

durch unſtatthafte Anmaßungen das Auſehen des
Regenten nicht kranke und uberhaupt durch Ueber—

ſchreitung der der kirchlichen Regierung geſetzten
Grenzen das Verhaltniß der Kirche zum Staate
nicht verrucke d).

Die kirchliche Geſetzgebung kann nur unter
der Aufſicht des Staates ausgeubt werden und die
Vollziehung kirchlicher Verordnungen hat nicht
eher ſtatt, als bis ſie von dem Regenten gepruft
und gebilliget ſind, damit nichts, was dem Staate
nachtheilig ſeyn konnte, in Ausubung komme.
Hierauf beruhet das Recht des Kaiſers, pabſtliche
Verordnungen, welche ſich auf das geſammte Reich
beziehen, durch die Ertheilung oder Verweigerung
des ſogenannten placiti regii entweder zu bekraf—

tigen oder unwirkſam zu machen e), ſo wie daſſelbe
Recht den teutſchen Landesherrn in Ruckſicht auf

ihre Lander, nicht nur in Anſehung pabſtlicher,
fondern auch biſchoflicher Verordnungen zuſtehet ſ).

AnJ

d) Wahlcap. Art. 14. F. 3. Plitter J. c. ſJ. ai9.
aro Wieſe a. a. O. K. 327. 332. 334. Vergl.
Churbraunſchweig. Reſolution wegen der katho—
liſchen Religionsubung zu Hannover'v. 25. Apr.
1713. F. 13. Daß deßwegen keine kathol. geiſtl.
Gerichtbarkeit ſtatt habe, ſondern ſolche dem Lan
desherrn allein zuſtehe. Willich Ill. io2.
Struben Rechtl. Bed. IIl 273. Moſer v. d.
Landeshoheit in Geiſtlichen S. 889.

e) (Veraſtraßer) merkwurdige Reichshofraths—
Gutachten Ill. 169. f.

ſ) Daſelbſt S. 19ö. Vergl. Wieſe g. 328. Vergl.
Preuſſ. Landr. a. a. O. 9. 117. 118. 135.
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Au den Kirchenviſitationen ſind die weltlichen
Regenten vermoge der Kirchenpolicey Theil zu
nehmen befugt, ſowohl um Eingriffe in die Staats
gerechtſame zu verhindern, als auch die Abſtellung

der Mißbrauche zu befordern g). Auch die Aus
ubung des kirchlichen Strafrechtes ſtebt unter ih
rer Aufſicht und ſie ſind berechtiget, demſelben die
um des gemeinen Beſten willen nothigen Schran
ken zu ſetzen, auch alle Misbrauche deſſelben zu

verhindern h).

Die. Religionslehren ſelbſt ſind, in ſofern es v.
auf die Beurtheilung ihrer Wahrheit und Richtig
keit ankommt, deren Einſicht und Anerkennung

nicht geboten werden kann, ſondern der individuel—
len Erkenntniß und Ueberzeugung uberlaſſen wer
den muß, von der Religionspolicey ganzlich uns
abhangig. Aber in ſofern ſie zum Nachtheil des
Staats, zur Storung der burgerlichen Ordnung,
Ruhe und Sicherheit, zu Streitigkeiten verſchiede—
ner Religionsparteyen unter einander, mißbraucht
werden konnen, ſind ſie der Oberaufſicht des Staa
tes unterworfen. Eben das gilt von den weſent
lichen Religionshandlungen ĩ).

T 4 Zu
g) Wieſe a. a. O. ſ. 329.

h) Daſ. J. Z30.
i) Schnaubert uber Kirchen und Kirchengewalt

S. 158. f. Hufeland uber das Recht proteſtan—
tiſcher Furſten, unabanderliche Lehrvorſchriften

feſtzuſetzen Abſchn. q. Wieſe a. a. O. G. 336.
459. Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
GS. 40.
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Zufallige Religionshandlungen bönnen von
der Religionspolicey, jedoch mit Zuziehung der geiſt—

lichen Obrigkeit, dem Zwecke des Staats gemaß
angeordnet werden. Hieher gehoren insbeſondere
die Aufſicht uber Religionsvortrage R), und die
Beſtimmuigen wegen der Feſt- und Feyertage H,
deren Verminderung, Vermehrung, Feyer u. ſ. w.

Bey der Beſtellung der Kirchenbeamten
iſt die Religionspolicey verpflichtet. und befugt,
dahin zu ſehen, daß keine untauglichen Perſonen
beſtellt werden und daß ſie darch ihren Lebenswan
del und ihre Amtsfuhrung, dem auch fur den
Staat ſo hochſt wichtigen Zwecke ihres Berufes
entſprechen, weßwegen, im Falle einer Saumſe—
ligkeit von Seiten der geiſtlichen Obrigkeit, ver
moge der Religionspolicey nicht. nur auf die den
Umſtanden angemeſſenen Verfugungen gedrungen,
ſondern auch nothigen Falle dasjenige, was zur
Abſtellung gemeinſchadlicher Aergerniſſe u. ſ. w.
geſchehen muß, verfugt werden darf m).

Jn

E) Vergl. Preuſſ. Landr. a. a. O. J. 33. und Mu—
ſter einer weiſen ernſtlichen und wirklamen Kan—
zelpolicey in zwey Verordnungen Konig Friedrich
Wilhelms in Preuſſen. v. Moſer patriot. Archiv
B. 7 S. 524.

Hh Vergl. Preuſſiſch. Landr. a. a. O. g. 34. 35.
S. auch Edict der churmainziſchen weltli—

Dchen KRegierung, die Heiligung des Sonntages
betr. v. 17690 Moſer v. d. Landeshoheit in Po
licenſachen S. 43.

m) Vergl. Preuſſ. Landr. a. a. O. J. 6b. f.
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Ju Anſehung geiſtlicher Gemeinheiten iſt die
Kirchenpolicet berechtiget dafur zu ſorgen, damit
nicht durch eine zu große Zahl der Mitalieder n),
oder durch Verbindungen mit auswartigen Obern o)

das gemeine Weſen Schaden leide p).

Endlich iſt auch die Oberaufſicht uber die VI.
Kirchenguter und die Sorgen daß ſie nicht zum
Nachtheil des Staates, ſondern zum Beſten der
Kirchen und zum Vortheil des gemeinen Weſens
getreu verwaltet und verwendet werden q), als ein
Beſtandtheil der Religionspolicey zu betrachten.

Dieſe verhindert die ubermaßiige, zweckwi—
drige und. gemeinſchadliche Vermehrung des Kir
chenvermogens r); giebt nicht zu, daß ohne lan—
desherrliche Erlaubniß Kircheneinkunfte auſſer Lan—
des verabfolgt werden 5):; ſorgt dafur, daß das

1 T5 vorn) Vergl. oben S. 25. 26. S. auch Preuſſ. Landr.
a. a. O. ſ. 116o. f.

o) Vergl. Churbaieriſche Verordn. die Separation
der inlandiſchen Kloſter von auswaärtigen Provin
zen betr. v. zo. Dec. 1769. Samml. Bairiſcher
Generalien S. 510. f. K. K. Verordn. wegen
der Kloſter, die Aufhebung ihrer auswartigen
Verbindungen und ihre Unterwurfigkeit betr. v.
1781. Ephemeriden d. Menſchheit 1781. Xl 6Gob.
1782. IlI. 333. Schlozers Briefwechſel Xl. ViIlIl.
354. Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 135. 1o6r 10obgʒ.

p) Wieſe a. a. O. ſ. 339.
J

q) Vergl. Wieſe a. a. O. ſ. 348. 467.

r) S. z. E. Preuſſ. Landr. a. a. O. J. 194. 197 f.

s) Daſ. ſ. 195. 961.
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vorhandene Kirchenvermogen erhalten, und regel—
maßig verwaltet werde t).

Hierzu iſt ſie insbeſondere auch durch aus—
druckliche Verordnung der Reichs-Policeygeſetze
verpflichtet, welche bey der Verwaltung der Kir—

chenguter dieſelbe obrigkeitliche Vorſicht beobach
tet wiſſen wollen, welche in Anſehunglder Pupil
lenguter vorgeſchrieben iſt u).

Vermoge dieſes Theils der Religionspoliceh
ſind die teutſchen Landesherrn auch berechtiget, bey
Kirchenviſitationen in Anſehung der ſogenannten
Temporalien zu concurriren, ſo. wie eben dieſes
Recht bey unmittelbaren Stiftern dem hochſten
Reichs-Oberhaupte zuſtehet.

t) Daſ. ſ. 217 f.
u) R. P. O. v. 1348. Tit. 31. ſ. 4. v. 1577.

Tit. 32. ſ. 4.: “Und dieweil mit der Kirchen
„Renten, Gefallen und Gutern, zu Zeiten auch
„gefahrlicher und betruglicher Weiſe durch die
„Pfleger gehandelt wurde, ſo wollen wir den
„Obrigkeiten, denen ſolches gebuhret, hiemit auch
„befohlen haben, daß ſie gleichergeſtalt auch Ein
„ſehens thun, und verfugen, daß die Kirchenpfle—
„ger und Furſteher mit Eyden und Gelubden be—
„laden werden, die Kirchen getreulich furzuſeyn,
„und jahrlich Rechnung zu thun, wie obſtehet“.

Ecchtes
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Sechstes Hauptſtuck.

Recht der Unterrichtspolicey.

J. Recht der Unterrichtspolicey uberhaupt. 11. Lehranſtal—
ten. Elementarſchulen. Volksunterricht in Kirchen. Volks- und
Anduſtrieſchulen. Burgerſchulen. Lateiniſche Schulen. Univerſi
täten. Beſondere Auſtalten fur die hoheren Stande uberbaupt.
Lehranſtalten fur einzelne Zweige des offentlichen Dienſtes.
Academien, Societaten der Wiſſenſchaften. 111. Recht der Un
ordnung, Beſiellung, Geſetzgebung und Aufſicht in Anſehung
der verſchiedenen Lehranſtalten. 1v. Veſondere Vorſchrifren
fur kunftige Staatsdiener. V. Schuliwang. I. Schulzucht.
Vin. Univerſitätszwang. VIii. Einſchrankung des Studirens.
jx. Univerſitatsdiseiplin X. Lebrpolicey. XJ. Bucherpolicev.
Necht derſelben ubtrhaupt. Xli. Reichs-Vuchergeſetze. Xlni. Kai—
ſerliche Oberaufficht. Buchtrcvmmiſſariat. XIV. Landesherr—
liche Bucherpolicey. XV. Leſebibliotheken und Leſegeſellſchaſten.

8—er Staatsburger iſt berechtiget, zu fordern, h
daßß ſeinen Bemuhungen fur Geiſtesausbildung
und Aufklarung weder von dem Staate ſelbſt noch
von Anderen im Staate Hinderniſſe in den Weg
gelegt werden, und dieſe abzuwenden und zu ent

fernen iſt Pflicht der Sicherheitspolicey.

Die Geiſtesausbilbung eines jeden Vurgers
fur ſeinen Beruf iſt aber fur den Staat, ſelbſt in
Beziehung auf den Hauptzweck der Sicherheit,
zu wichtig, als daß er bey der bloßen Entfernung
abſichtlicher Hinderniſſe derſelben ſtehen bleiben
ſollte. Denn, wenn der Burger richtige Begriffe
von ſeiner Beſtimmung von ſeinen Rechten und
Pflichten ſich erworben hatz; ſo werden die Arbei—
ten der hochſten Staatsgewalt unendlich erleichteet,
die gemeinſchaftlichen Vemnuhungen fur die Errei

chung
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chung des Staatszweckes werden verſtarkt, die
meiſten Hinderniſſe des offentlichen Wohls werden
mit weit leichterer Muhe aus dem Wege ge—
ranint v).

Eine verkehrte und zweckwidrige Verfahrungs—
art in Auſehuna der Bemuhungen fur Geiſtesaus—

bildung und Aufktarung, es ſey durch eigeuen oder
fremden Unterricht, muß nothwendig auch fur den
Staat gemeinſchadliche Folgen haben. Dieſer iſt
daher berechtiget und verpflichtet, dahin zu ſehen,
daß die dabey zum Grunude liegenden Fehler und
Mifßbrauche vermieden werden, zugleich aber auch
einen eben ſo gemeinſchadlichen Maugel an Hulfs—

mitteln und Anſtalten zum Unterricht zu verhuten.
Beides gehort zu den Obliegenheiten der Unter—

richtspolicey.

Jn der erſten Hinſicht begunſtiget ſie zwar
die Privatanſtalten und Unternehmungen zur Be—
forderung des Unterrichts in allem, was dem
Menſchen und Burger uberhaupt, insbeſondere
aber Jedem in ſeinem eigenthumlichen Verhaltniß
und Beruf wichtig und nutzlich ſeyn kann. Sie
ſorgt aber zugleich durch beſtandige Aufſicht da—
fur, daß weder in Lehranſtalten noch in Schriften
Auweiſungen ertheilt werden, welche dem gemei
nen Beſten entgegen ſeyn konnten.

Jn der zweyten Hinſicht hat ſie das Recht
und die Pflicht, vffentliche Lehranſtalten zů errich

ĩ ten,

.v) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung rc.
Se a11 f.
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ten, ſie mit geſchickten Beamten zu beſetzen, ihre
auſſere und innere Einrichtung anzuordnen; ſie
auf offentliche Koſten zu uuterhalten, und fur ihre
zweckmagige Wirkſamkeit durch genaue Aufſicht
Sorge zu tragen vr).

Hlerzu kommt noch ein fur den Staat ganz
beſonders und unmittelbar hochſt wichtiger Ge—
genſtand die Bildung brauchbarer Staatsdiener
in Ruckſicht auf die ſo mannigfaltigen und verſchie—
denen Zweige der Staatsverwaltung. Der Staat
iſt unſtreitig berechtiget, eines Theils beſondere
Anſtalten fur dieſen gemeinnußigen Zweck auf of—
fentliche Koſten zu treffen, andern Theils denjeni—
gen, welche ſich dem Dienſte des Staates fur eines

oder das andere Fach der Staatsverwaltung wid
men, die Gegenſtande naher zu beſtimmen, auf
welche ſie nach Maßgabe ihres ſelbſt gewahlten
Berufes bey der Benutzung der allgemeinen offenta
uchen Lehranſtalten beſonders Ruckſicht zu nehmen

haben.

Die Unterrichtspolicey ſucht dem. Mangel II.
an Hulfsmitteln zum Unterricht hauptfachlich durch
Lehranſtalten ſowohl fur beide Geſchlechter in
jedem Alter, als auch fur jeden Stand und fur
die verſchiedenen Gewerbe vorzubeugen x).

Diew) Vergl. Benſen Staatslehre IJ. 181.

x) Verql. Benſen a. a. O. S. 195 f. Eine
Statiſtik der teutſchen Unterrichtspolicey mußte
Jochſt intereſſant ſeyn. Vollſtandig iſt ſie wohl
nicht moglich. Selbſt ein Verſüch wurde hier zu
weitumfaſſenb, und der Verf. geſteht es offenher—
zig, jetzt ihm nicht einmahl moglich ſeyn. Eine

hie
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Die allgemeinen Lehranſtalten ſind theils
Vorbereitungs- oder Vlementarſchulen fur
die heranwachſende Jugend, theils Anſtalten zur
Fortbildung der Erwachſenen, wozu bey der
gegenwartigen kirchlichen Verfaſſung der meiſten
Staaten hauptſachlich die gottesdienſtlichen Ver
ſammlungen benutzt werden konnen und muſſen y).
Fur das weibliche Geſchlecht ſind in beſonde
rer Ruckſicht auf die Bildung zur Hauslichkeit be
ſondere Unterrichtsanſtalten nothwendig Z).

Die bey weitem großte Zahl der Staatsbur
ger erwartet ihren Unterricht und ſelbſt einen großen

Theil ihrer Erziehung zur Sittlichkeit durch die
Volksſchulen, deren zweckmaßige Einrichtung
eine vorzugliche Angelegenheit der Unterrichtspo

Utcey ſeyn muß a). Die meiſten teutſchen Staa—
ten und viele edle Privatmanner bi haben, haupt
ſachlich ſeit der Mitte dieſes Jahrhunderts, mit

ein

hieher gehorige ſehr wichtige Schrift iſt Ruhkopfs
Geſchichte des Schul- und Erziehungsweſens /in
Teutſchland (Bremen 1794 Th. 1.), wovon die
Fortſetzung ſehr zu wunſchen iſt.

y) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung ec.
S. 209. 352.

2) Von der Tochterſchule zu Deſſau ſ. Journal v.
u. f. Teutſchl. 1786. ll. 330. von der Freyſchule
fur arme Madchen zu Hanau daſ. 1784. il. ox.
Die Hofſchule zu Hannover iſt in die Sohne—
und Tochterſchule ſehr zweckmaßig eingetheilt.

a) M. angef. Schrift S. 196. f. 340 f.
d) S. z. E. des verdienſtvollen Herrn v. Rochow

Geſchichte meiner Schulen. Schleswig 1795.
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einander gleichſam gewetteifert, die Volksſchulen
durch Verbeſſerung der Lehrart, durch Vermeh—
rung der Lehrgegenſtande und beſonders auch durch

Richtung des Unterrichts auf die fruhe Bildung
der Jugend zur Induſtrie e) ihrem wichtigen
Zwecke immer naher zu bringen d). Vietes iſt
jedoch noch zu thun ubrig. und bey weitem nicht
alle teutſche Staaten haben hierinn gleichen Schritt

gehalten.

Aeuſſerſt wichtig iſt die Bildung guter Schult
lehrer, weßwegen auch in verſchiedenen Landeru

eige

c) Vergl. uberhaupt A. Wagemann uber die Bil—
dung des Volks zur Jnduſtriel 228 f. und Kru—
nitz Encyclopadie Th. o1. 62. Art. Landſchule,
der auch beſonders abgedruckt iſt. Jm 62. Theile
wird umſtandlich von den ſo nutzlichen Induitrie—

:ſchulen gehandelt, und eine intereſſante Geſchichte
derſelben, großtentheils aus Wagemanns

Goöttingiſchem Magazin fur IJnduſtrie und
Armenpflege, mitgetheilt. Jn Gottingen

iſt vorzuglich durch die Bemuhnungen des ver—
dienſtvollen Hrn. Superintendenten Wagemann,
die erſte Jnduſtrieſchule errichtet worden.  Kru
nitz Th. 62. S. 59.. Dieß wohithatige Weyſpiel

hat nicht nur durch hohere Unterſtutzung ſehr vor—
theilhaft auf die churbraunſchweigtiſchen Lande,
ſondern auch auf andere teutſche Staaten gewirkt.

S. Krunitz a. a. O. S. bo f.
qd) S. z. E. Von den Normalſchulen in Oeſter
reich Schlozers Briefwechſel XVIII. 341. LV.

2h. Staatsanzeigen R. 2602. Von der Normal
ſchnle in Prag und-den Landſchulen in Boh—
men. Ephemeriden der Menſchh. 1783. Xll. 70oz.
1784. Vili. 231. 1786. il 245. IX 321.
Vergl. Freymuthige Beurtheilung der oſterreichi—
ſchen Normalſchulen und aller zum Behuf derſel—
ben gedruckten Schulſchriften. Berlin 1763.
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eiagene Schulmeiſter-Seminarien errichtet
ſind e). Das Schulmeiſter-GSeminarium zu
Hannover, wozu der Patriotismus eines Pri
vatmannes, Ernſt Chriſtoph Bottchers, den
Grund legte, hat ſchon im Jahre 1750 ſeinen
Anfang genommen und auf die Verbeſſerung der
Volksſchulen den wohlthatigſten Einfluß gehabt f).

Zur Erlernung nutzlicher Gewerbe, Kunſte
und Handwerke wird in wohleingerichteten Bur—
gerſchulen, Realſchulen, Bunſtſchulen c.
der Grund geleat g). Fur das Studium der
bildenden Kunſte wird durch beſondere Lehran—
ſtalten Sorge getragen h). Zu

e) F. Herzberg Gedanken uber die zweckmaßige
Bildung der Landſchullehrer in Seminarien. Ber—
lin 7789. Von dem Schulmeiſterſeminarium
im Badiſchen ſ. Gerſtlachers Samml. J. 169 f.
Jm Heſſen- Caſſelſchen Samml. d. Heſſ. Ver
ordn. Vl, 985. Reglement fur das Konigl. Schul
meiſter- Seminarium zu Breslau und deſſen
zweckmußige Einrichtung. Breslau 1787.

F) Von dem Urſprung und der Einrichtung des
Hannoveriſchen“ Schulmeiſter-Seminparii
und andern die Verbeſſerung der niedern Schulen
betreffenden Anſtalten ſ. Annalen der braunſchweig—
Luneburgiſchen Churlande, Jährgang 2 und Z.

C) S. z. E. kurzgefaßte Nachricht von der Berlini—
ſchen Realſchule. Berlin 1773. Hecker Ent—

wurf einer neuen Einrichtung der Kunſtſchule
der K. Realſchule. Berlin 1785.

h) S. z. E. Weinkopf Beſchreibung der K. K.
Academie der bildenden Kunſte. Wien 1783. Ue
ber die Anſtalten bey der churſachſiſchen Acade—
mie der Kunſte; N. Biblioth. d. ſchonen Wiſſen
ſchaften 1V. 338 f.



Recht der Unterrichtspoliceh. 305

Zu einer eigentlich gelehrten Bilduung ſoll die
Jugend in lateiniſchen Schulen (Lrivialſchu—
len) und in Gymnaſien 2rc. vorbereitet werden.
Doch kann auch mit dieſen Lehrauſtalten durch
zweckmaßige Einrichtung un“ AÄbtheilung der Plan
eigentlicher Burgerſchulen auf eine gemeinnutzige
Weiſe verbunden werden, wie dieſes erſt neuerlich
in Gottingen geſchehen iſt i). Von dieien Schu—
len erfolgt der Uebergang in die hoheren Schulen
Academion, Univerſitaten; die nnturlicher
Weiſe nach ihrem Zweck und Umfaunge nicht Ge—
genſtand der Unterrichtspoliceh in jedem teutſchen

Staate ſeyn konnen. Vielmehr ſtehen dieſe in
Teutſchland immer noch zahlreich genug vorhande
nen  offentlichen Anſtalten auch dem Fremdlinge
zur Venutzung frey. Zunachſt iſt freylich der
Zweck Unterricht und Bildung der Landeskin—
der zu brauchbaren Staatsburgern und Staatsdie—
nern; aber gerade dadurch zeichnen ſich ſo viele

tentſche Lander und Regierungen aufs ruhmlichſte
aus, daß ſie ſich auf dieſen Zweck nicht einſchran—
ken, ſondern auch, wenn gleich mit einem große—
ren Aufwande von Muhe und Koſten, auf die

Bedurfniſſe der Auslander mit nicht geringerer

Sorg
N) Heyne Neue Schulverfaſſung und Schulor dnung

fur die Stadtſchule zu Gottingen. Auf Verord—
nung und mit hoher Beſtatigung Konigl. Landes—
regierung abgefaßt von der Schulinſpection. Aus—
gang des Mays 1798. Von der vorzuglich
guten Einkichtung des Jlefeldiſchen Padago—
giums ſ. Heynes Nachricht von der gegenwarti—
gen Einrichtung des konigl. Padagogii zu Jlefetd.
Gott. 1780.

v. Bergs Policeyr. Th. 2. u
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Sorgfalt Ruckſicht nehmen. Was in dieſer Hin—
ſicht zum allgemeinen Beſten der Wiſſenſchaften
vorzuglich fur Gottingen mit koniglicher Freyge—
bigkeit geſchehen iſt und noch immer geſchieht, iſt
allgemein bekannt k).

Beſondere Lehranſtalten, fur die hoheren
Stande, beſonders fur den Adel, theils uberhaupt,
theilsnin Ruckſicht auf ſeine Beſtimmung fur den

Staatsdienſt, findet man in mehreren teutſchen
Staaten 1); in den churbraunſchweigiſchen
Landern insbeſondere die Ritreracademie zu Lu
neburg m) und das neu geſtiftete Georgianum
zu Hannover.

Zur Bildung fur beſondere Theile des offent
lichen Dienſtes im allgemeinen ſind in einigen teut

ſchen

S. Putters academiſche Gelehrtengeſchichte von
der Georg-Auguſtus; Univerſitut zu Gottingen
Th. 1. 2. Gott. 1765. 1788. Der ſeit dem letz—
ten Jahre verfloſſene Zeitraum liefert wieder zahl—
reiche Beyſpiele von der unermudeten koniglichen
Vorſorge fur die moglichſte Gemeinnutzigkeit der
academiſchen Anſtalten.

H Z. E. das erneuerte Thereſianum in Wien; das
Padagogium zu Halle c. Niemeyers Nachricht
von der Verfaſſung und Einrichtung des Padago—
aiums zu Halle 1796. Die Milikaracademie zu
Wieneriſch- Neuſtadt. Schlozers Briefwechſel
LV.i. 154. Die orientaliſche Academie zu Wien
daſ. XLit 184.

m) Von deren Einrichtung ſ. Annalen der braunſchw.
luneburg. Churlande Jahrg. 1. St. 4. S. 89 f.
Journal v. u. f. Teutſchl. 1786. J. 210. 1787.
ll. 377 f. Vergl. v. Selchow Braunſchw. Luneb.
Privatrecht F. 433. f.
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ſchen Landern eigene Lehranſtalten errichtet, wie
z. E. die churpfalziſche Cameral obeſchule
zu Heidelberqg; die churſachſiſche Dergacademie
zu Frepberg; die verſchiedenen Miltrarſchulan—

ſtalten in den meiſten großeren teutſchen Staaten
u. d. m.

Fur die Cultur der Wiſſenſchaften im allge—
meinen oder in einzelnen beſtimmten Zweigen hat
Teutſchltand mehrere gelehrte Verbindungen Aca
demien, Societaten der Wiſſenſchaften c.
die durch die Vereiniqung gelehrter Manner in
und auſſerhalb Teutſchland und durch die Bekannt—

.1machung ihrer Unterſuchungen fur Aufklarung und

Geiſtesbildung in dem moglichſt ausgedehnten
Wirkungskreiſe thatig ſind.

Die Errichtung offentlicher Lehranſtalten ju. J
(ih gehort zu den Rechten“) und Obliegenheiten
der Unterrichtspolicey, und ſelbſt Privat- Lehr—
anſtalten durfen ohne Vorwiſſen und Genehmi—
gung derſelben nicht errichtet werden n).

Der Religionsunterricht, der immer bey den
meiſten Lehranſtalten Hauptzweck war, hat Ver—
anlaſſung gegeben, daß man ſie als geiſtliche Jn

ſtitute

es Man giebt zwar gewohnlich Landſtadten das
“gRecht, niedere Schulen zu errichten, (Zakn
politia muncip L. 2. c zo Fiſcher Cameral— f
und Policeyrecht l 147); allein auch dazu wird
doch immer die Genehmigung des Staats erfor—
derlich ſeyn.

n) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. J.

uU 2
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ſtitute und Geſellſchaften betrachtet, ihre Errich—
tung von der biſchoſlichen Bewilliguna abhänaig
gemacht, und ſie ſelbſt der Oberaufſicht des Bi—
ſchofs und der Gerichtbarkeit derſelben unterwors
fenhat o). Selbſt die hohen Schulen ſind hiere
von nicht ausgenommen.

Auch in proteſtantiſchen Landern haben dieſe
Grundſatze noch fortdauernde Wirkung. Die Schu—
len ſind der Kirchenregierung untergeordnet. Jhr
ſteht die Prufung der auzuſtellenden Schullehrer
und die beſtandige Aufſicht uber ihre Amtsverwal—
tung zu p). Nur die hohen Schulen ſind mei—
ſtentheils, wenn ſie auch ihre alte Form beybehal—
ten haben, der geiſtlichen Gewalt entzogen, und
der weltlichen unterworfen worden q).

Wollte man die offentlichen Lehranſtalten nur
in ihrem Verhaltniß zur Kirchenregierung betrach—
ten; ſo wurden ſie, als SGegenſtande der Kirchen
policeh, nicht hieher gehoren r). Allein die hohen

und

o) C I1. 3. 3. X de magiſtris. J. P. O. Art. 3.
g. 35. Art. 13. ſ. 4. 25. Art. 7 G. 1. Fiſcher
Cameral- und Policeyrecht J. 147. G. 184. Vergl.
Putter vom Unterſchied zwiſchen offentlichen und
Privatſchulen, inſonderheit im Hochſtift Osnabruck.
Gott. 1778.

p) Vergl. die ehurbraunſchweigiſchen Landesge
ſetze bey Willich ll. 373 f.g

q) Mellman reliquiarum uris canoniei ĩn regimine
ſene laſtico exeuſfſio Kiel 1784. Liusd. Tt. de
politia Academiarum olim hierarchica. Hamb.
1790

1) S. oben S. 286.
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und niedern Schulen ſind nicht blos kirchliche Jn—
ſtitute; ſie ſind ihrer Beſtimmung zum Religiors—
unterricht ungeachtet (denn auch dieſer iſt Ge—
genſtand der weltlichen Gewalt der Reliaionns—
policey) vorzuglich als Veranſtaltungen des
Staates zu betrachten, welche den Unterricht der

Jugend zu nutzlichen Kenntniſſen und Wiſſenſchaften
zum Zwecke haben s5), und ſelbſt in ihrer alther—
gebrachten Eigeuſchaft kirchlicher Jnſtitute ſind ſie
der weltlichen Hoheit des Landesregenten unterwor—

fen, deſſen Rechte uber ſie die Unterrichtspoliceh
in ſich begreift t).

21

Jn Ruckſicht auf die Errichtung der verſchiea
denen offentlichen Lehranſtalten (1I1) haben die teut—
ſchen Reichsſtande meiſtentheils vollig freye Hande,
auſſer daß bisweilen die Landſtande, beſonders
wenn von ihnen Koſtenbeytrage verlangt werden,
dabey einigen Einftluß erhalten u). Nur bey
Univerſitaren, wo es auf die allgemein guültige
Kraft der academiſchen Wurden ankommt, iſt ein
kaiſerliches Privilegium nothiag v); aber auch nur
aus dieſem Grunde, indem ubrigens das Recht,
hohe Schulen zu errichten, in der landesherrlichen

us Po
s) S. Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 1.
t) Schnaubert Kirchenrecht der Proteſtanten in

Teutſchland ſ. 267. Siſcher Cameral: und Po—
liceyrecht 1 147. d. 185. Ayrer S R. l. prin-
ceps politiam circa ſtudia commercia civium
rite adornans. Gött 1747.

u) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 50. 54.

v) Puttter Inſt iur. publ. G. 226. 259. Moſer v.
d. Landeshoheit in Policeyſachen S. z3 f.
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Policeygewalt gegrundet iſt w); ſo wie von dieſer
die Errichtung anderer gelehrten Anſtalten und ſol—
cher Jnſtitute, die die Beforderung der ſchonen
Kunſte und Wiſſenſchaften zum Zwecke haben, oh—
nehin ganz all in abhangt, ohne daß es dabey ei—
ner beſonderen kaiſerlichen Mitwirkung bedarf.
Jn dieſer Hluſicht verdient, ein Fall, der im Jahr
1784 beym kaiſerlichen Reichshofrath vorkam,
wenigſtens um ſeiner Seltenheit willen, bemerkt zu
werden. Der Erbtruchſeß, Graf Joſeph von
Zeil-Wurzach bat um ein in der That uberfluſ-
ſiges kaiſerliches Privilegium zu Errichtung,
einer Academie der ſchonen Bunſte, erhielt
aber abſchlagige Reſolution 8).

J.Das Recht „Schulordnungen zu erlaſſen, iſt

in der Regel ein Theil der landes herrlichen Poli
ceygewalt y), ſo wie ohnehin die Beſtellung der

offent

w) vs. Kreitmayr teutſch. Staatsr. C. 95. S. 166.

Cotta Kaiſerl. und Standiſche Befugniſſe bey
Errichtung hoher Schulen. Tub. 1786.

x) Reuß Staatskanzley XVIII. 349.
y) Siſcher a. a. O. J 183. Moſer v. d. Lanbes

hohett in Policeyſachen. S. 49. Verzeichniſſe von
Schulordnungen ſ. Heumann ius pol ſ. 89. E
ſtor burgerl. Rechtsgel. B. 1. G. '151. B. Z.
S. 297. Vergl. Bremen und Verdenſche Land—
ſchulorda. v. 1752. Lauenburgiſche v. 1757.
Beckmann Samml. auserleſ. Landesgeſetze Ill.
127 f. Von der Schulordn. fur die Churf. Braun
ſchw. Luneburg. Lande Gott. 1738 und deren
Gebrauch ſ. Willich lll-164. Churbairiſches
Mandat wegen des Schulweſens. Samml. Bai—
riſch. General. 1771. S. 475. Allgemeine Schul
ordn. fur die teutſchen Normal-Haupt- und Tri

vial
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offentlichen Lehrer, ober, wenn dieſe Privatper
ſonen im Staate zuſtande, deren Prufuna und
Beſtatigung, und die Aufſicht uber ihre Amts
fuhrung in dem Rechte der Unterrichtspolicey ent
halten iſt, zu welchem Ende theils die Gerichts
obrigkeiten jeden Orts, theils die Policeymagi—
ſtrate, theils beſondere Collegien, oder die Con
ſiſtorien und Landesregierungen, auch, vorzuglich
bey hohen Schulen, eigene Curatoren) das No—
thige zu beſorgen haben 2z).

Jedem Staatsburger ſtehet es gewohnlicher W.
Weiiſe frey, nach ſeiner eigenen Wahl dem Stu—
dium einer Wiſſenſchaft, womit er kunftig ſeinen
Mitburgern und dem Staate zu nutzen hoft, ſich
zu widmen, ohne daß die Unterrichtspolicey dar—
uber ſich einer Leitung oder Verfugung anmaßen
darf. Beſtimmt er ſich aber fur den offentlichen
Dienſt; ſo iſt dieſelbe allerdings zu einer beſonde
ren Aufſicht, um des allgemeinen Wohls, willen,
vollig berechtiget, und es konnen mit vollein Rechte

beſondere Vorſchriften in dieſer Hinſicht ertheilt
werden (ſ).

Zweckmaßige Vorbereitung, grundliche nicht
ubereiite Erlernung der Wiſſenſchaften, regel—
maßige, anſtandige Auffuhrung wird billig von

unq4 de
vialſchulen in den ſammtl. K. K. Erblandern.
Wien 1774.

Gottingen hat immer zwey Obercuratoren aus
dem Mittel der Konigl. Geheimenrathe. Landes—
herrl. Privilegien Art. 26. Willich lil. z16.

2) Siſcher a. a. O. J. 185. Vergl. Preuſſ. Landr.
a. a. O. h. y f.



z312 Buch lll. Abſchn. 2. Hauptſt. 6.

denen gefordert, welche zum offentlichen Dienſte
angeſtellt zy werden wunſchen. So ſind allen,
wel he in den churbraunſchweigiſchen Landen
Dienſte zu ſuchen gedenken, grundliche. Schulſtu—
dien und gelehrte Sprachen ernſtlich empfohlen,
und zu den academiſchen Studien wenigſtens drey
Jahre vorgeſchrieben, deren nutzliche Verwendung
ſie mit hinlanglichen Zeugniſſen.“) darthun muſ—

ſen a).

Wer zu hoheren Bedienungen ſich qualificiren
will, und mit den erforderlichen Mitteln verſehen

iſt, dem, wird insbeſondere auch empfohlen, ſich
eine practiſche Kenntniß der Verfaſſung des teut—
ſchen Reichs nach deſſen innern politiſchen und oco—
nomiſchen Umſtanden, und des Reichsproceſſes zu
erwerben, wie deun die zu ſolchem Ende anzuſtel—
lende Reiſen bey kunftigen Beforderungen mehr in
Betrachtung gerogen werden ſollen, als die Rei
ſen, welche in fremde Lander vorgenommen wer
den, obaleich auch dieſe, wenn ſie mit Nutzen
und zu einem guten Zwecke geſchehen, nicht miß—
billiget werden b).

Die
v) Jn den Preuſſiſchen Staaten muß jeder Landes—

eingeborne, der ſich zur Uebernebhmung eines Am—
tes oder ſonſt zur Ausubung ſeiner Wiſſenſchaft
qualificiren will, ein vorſchriftmanig eingerichtetes
Zeugniß von einer inlandiſchen Academie vorle—

gen. Preuſſ. Landrecht a. a. O. ſ. 127. 128.
129. 1.

2) Verordn. v. 20. Sept. 1771. Eing. u. F. J.
Willich i. 474. Erlauternde Verordn. v. 10. Oct.
1788. Willich Supplem. S. 91l.

b) Die angef. Verordn. v. 1771. 9. 3. Willich J.
47 5.
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Diejenigen, welche in Amtsbedienungen an—
geſtellt zu werden wunſchen, ſollen ſich, auſſer
dem grundlichen Studium der Rechte, auch auf
Oeconomie, Naturkunde, und die mathemuatiſchen
Wiſſenſchaften, beſonders die Meßkunſt und Ei—
vilBaukunſt legen c).

Die theologiſchen Candidaten ſollen nac vollen-
deten academiſchen Studien ſich in ihren kunftigen
Verufsgeſchaſten unter Auleitung des Superin—
tendenten oder des Stadtminiſterui, fleiſſig uben ch.

Die Unterrichtspolicey kann jedoch naturlicher V.
Weiſe Niemanden vorſchreiben, welchen Wiſſen—
ſchaften er ſich vorzugalich widmen ſoll. Nur de—
nen, welche ſich zu offentlichen Dienſten vorbereiten
wollen, kaun ſie die Keuntuiſſe zum voraus bezeich—
neu, welche ſie, nach ihrer verſchiedenen Beſtim—
tnung, von ihnen erwartet, und von deren Er—
werbuug ihre Beforderung hauptſachlich abhangen
ſoll (V). Dazu hingegen iſt ſie vollkommen be—
rechtiget, den Staatsburgern die Verpflichtung
aufzülegen, daß ſie ihre Kinder an den gehorig

c—eingerichteten allgemeinon Lehranſtalten oheil neh—
inen lafſen, weun ſie nicht den zweckmaßigen Un
terricht derſelben in ihrem Hauſe beſorgen konnen

Uns oderJ

Verordn. v. 23. Jun. 1273. Willich J. 473.Vergl. Chulmain;iſche Verordn. wegen grund—
liche Erlernung der Cameralwiſſenſchaften v. Z.
Apr. 1765. Beckmanns Samml. J. 326.

d) Verordn. v. 27. Sept. 1735. 16. Merz 4736.

Willich J. 4bo.
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oder wollen e). Die Eltern ſind vermoge der ih—
nen obliegenden Erziehungspflicht verbunden, aüch—
fur den Unterricht und die Geiſtesbildung ihrer
Kinder Sorge zu tragen, und die Policey iſt al—
lerdings befugt, die hulfloſen Kinder, deren El—
tern dieſe ihre Obliegenheit vernachlaſſigen, zu ver

treten und ſie bey ihrem Rechte zu ſchutzen.

Alle teutſche Landes-Policeygeſetze legen den
Eltern die Verpflichtung auf, ihre Kinder fruhzei—
tig zur Schule zu halten, einige vom vierten l),
andere vom funften g), andere endlich vom ſechs
ten Jahre ihres Alters an n), wobey jedoch auf
die Erinnerungen der Sanitatspolicey billig Ruck—
ſicht zu nehmen iſt ĩ).

Die Dauer des Schulunterrichts iſt meiſten
theils ſo beſtimmt, daß die Kinder bis zu ihrem

vier—

e) Heumann ius pol. F. 72. Moſer v. d. Landes
hoheit in Policeyſachen S. 4s8. Fiſcher Cameral—
und Policeyrecht J. 146. Benſen Staatslehre Il.
182.

f) S. z. E. H. Braunſchweig-Wolfenbuttelſche
Schulordn. v. 1753.

g) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. az. Chur
ſachſ. Verordn. v. 24. Jul. 1769. Schmieder
J. 10. Fuldaiſche Schulordn. v. 1775. 9. 1.

kh) Corp Conſt Cell. e l. p. 450 iozo. Lauen
burgiſche Schulordn. Cap. 3. ſ. 1. Hier wird
ſehr zweckmaßig darauf geſehen, ob die Kinder
zur Schule uber Feld gehen muſſen oder nicht.
Jm erſten Fall kann ein Jahr langer zugewartet
werden. Badiſche Schulordn. J. 1. Gerſt-
lacher Samml. J. 271.

i) Oben S. 177.
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vierzehnten Jahre zur Schule angehalten werden
ſollen. Am zweckmaßigſten ſcheint jedoch die Vor—
ſchrift zu ſeyn, daß der Schulunterricht ſo lang
ſortzuſetzen ſey, bis ein Kind, nach dem Befund
ſeiues Seelſorgers, die cinem jeden vernunftigen
Menſchen ſeines Standes nothwendigen Kenntniſſe

gefaßt hat k).

Fur Landleute, beſonders die armern unter
ihnen, iſt die fruhzeitige Hulfe der Kinder bey ih
ren hauslichen Geſchaften aäuſſerſt wichtig, und dießß

Bedurfniß muß nothwendig mit dem Veſuche der
Schule manchmahl in Colliſion kommen, und nicht
immer kann ohne Unbilligkeit die Entſcheidung fur
die Schule ausfallen. Es muß daher eines Theils
nur dem Mißbrauche geſteuert, andern Theils fur
einigen Erſatz der dem Unterrichte entgehenden
Zeit geſorgt werden. Ju dieſer zweyfachen Hin—
ſicht ſind in den churbraunſchweigiſchen Ge—
ſetzen die Falle beſtimmt, in welchen es den Eltern
erlaubt ſeyn ſoll, ihre Kinder zu Hauſe zu behal
ten, und bey ihren Arbeiten, mit Verſaumung
der Schule, zu gebrauchen l), zualeich aber auch
gewiſſe Zeiten feſtgeſetzt, wo die Schulen dennoch

be
1 J

k) Preuſſ. Landr. a. a. O. C. 46. Eine ahnliche
Vorſchrift ſ. Churbraunſchw. Verordn. v. 9.
Oct. 1ast. Willich l as7. Nachher iſt das 14.
Jahr aäls Entlaſſungstermin aus der Schule ange—
nommen. Willich i. a88. 489. Freylich entſchei
det das Alter nicht allein; aber es konnen doch
viele Unbequemlichkeiten vermieden werden, wenn
nur der Grad der erworbenen Kenntniſſe ent
ſcheidet.

N Verordn. v. 31. Aug. 1736. Willich J. g9yz f.
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beſucht werden muſſen m). Nach den Preuſſi—
ſchen Geſetzen ſoll zum Veſten derjenigen Kinder,
welche wegen hauslicher Geſchafte die ordinaren

Schulſtunden, zu gewiſſer nothwendiger Arbeit
gewidmeten Jahrszeiten, nicht mehr ununterbro—
chen beſuchen konnen, am Sonntage, in den Feyer—

Runden zwiſchen der Arbeit und zu andern ſchickli—

chen Zeiten beſonderer Uuterricht gegeben werdenn).

Die Schüllehrer muſſen ihre Schuler zu Fieißz,
Aufmerkſamkeit und auftandiger Auffuhruug an
halten, und ſind berechtiget, ſich zu dieſem Ende
angemeſſener Zwangsmittel zu bedienen. Die Un—

terrichtspolicey muß ſie eines Theils dabey gegen
die uügebuhrlichen Einmiſchungen und Storungen
unverrunftiger Eltern ſchutzen, andern Theils aber
auch darauf ſehen, daß das Recht der Schulzucht
zu Mißhandlungen nicht mißbraucht werde.

Jn der erſteren Hinſicht wird den Eltern
nicht verſtattet, die. Schullehrer wegen der Aus—
ubung dieſes Rechtes auf elue ünſchickliche Weiſe

zu Rede zu ſtellen, ſie vielleicht gar deßwegen zu
beleidigen und durch lauten Tadel das ſo nothige
Anſehen derſelben bey den Kindern herabzuſetzen o).
Um dieß zu vermeiden, ſind in einigen Landern
beſtimmte Vorſchriften ertheilt, wie die Eltern
ihre Beſchwerden gegen die Schullehrer anzubrin

geu

m) Verordn. v. q. Oct. rözi. Willich J. 489. An
gef. Verordn. v. 1736.

v) Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 45.
o, Se yk de iure praecentorume 2. n. 17 Fi—
ſcher Cameral- und Policeyrecht J. 147. S. 185.
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gen haben, wenn ſie dafur halten, daß ihre Kin—
der von denſelben unrecht behandelt worden ſeyen p).

Die Schulzucht darf nicht in Schuldespotis—
mus ausarten. Strafarten, die der Geſundheit
nachtheilig ſind, muſſen ohnehin uberall abgeſchaft
werden und ſind es auch in mehreren Landern q).
Aber auch die erlaubten Strafarten muſſen nie
ubertrieben werden r). Sehr zweckmaßig iſt,
auf den Fall, wenn ein Schullehrer glaubt, durch
geringere Zuchtigungen konne der: eiugewurzelten
Unart eines Kindes, oder dem uberwiegenden
Hange deſſelben zn Laſtern und Ausſchweifungen
nicht hinlanglich geſteuert werden, die Vorſchrift,
daß alsdann der Obrigkeit und dem geiftlichen
Schulvoorſteher davon Anzeige gemacht, und von
dieſen, mit Zuziehung der Eltern oder Vormun
der, die Sache naher gepruft und zweckmaßige
Verfuguug getroffen, aber auch dabey die der el—
terlichen Zucht vorgeſchriebene Grenzes) nicht uber—
ſchritten werden ſollt).

Von dem ſehr nothwendigen und heilſamen VIl.
Schulzwange (V) iſt der Univerſitatszwang
weſentlich verſchieden. Dieſer legt zwar Nieman

den die Verpflichtung auf, Univerſitaten zu beſu—
chen; er ſchranket aber die, welche hohe Schülen

be

p) S. z. E. Badiſche Verordn. v. 8. Jan. 1773.
Gerſtlacher Sammk l. 319
q) S. oben S. 177. 178.
t) Siſcher a. a. O. S. 150. ſ. 190.

2) S. Th. J. S. At.
t) Preufſſ. Landr. a. a. O. ſ. 502 53.
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beſuchen wollen, auf gewiſſe Univerſitaten ein.
Ein Landesherr kaun allerdings wichtige Grunde
haben, ſeiuen Unterthanen das Beſurhen auslan
diſcher Univerſitäaten zu unterſagen, und ihm kann
alsdaun das Recht nicht abgeſprochen werden, ſie

anzuweiſen, ohne ſeine Erlaubniß, auf keinen an—
dern, als innlandiſchen hohen Schulen zu ſtudiren,
wenn nur dieſe gehorig eingerichtet und mit ge—
ſchickten Lehrern hinreichend beſetzt ſind u). Da
das Studium auf Univerſitaten zur unmittelbaren

Vorbereitung zu offentlichen Dienſten dient; ſo
darf man eine ſolche Verordnung ohne Unbilligkeit
nicht bloßſen Finanzzwecken zuſchreiben, obgleich
nicht zu laugnen iſt, daß eine allzuſtrenge Hand—
habung des Univerſitarszwanges in mancherley
Ruckſicht nicht nur druckend, ſondern auch in der
That gemeinſchadlich werden kann.

„Jn einigen teutſchen Staaten iſt das Stu
dinm auf innlandiſchen Univerſitaten nur auf eine
gewiſſe Zeit vorgeſchrieben und zur Bedingung kunf—

tiger Beforderung gemacht v). Jn den Preuſſi
ſchen

.u) Moſcr v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. 92.

v) S. z. E. Churſachſiſche Verordnung, daß Lan—
deskinder zwey Jahre entweder zu Leipzig oder
Wittenberg ſtudiren ſollen. v. 19. Febr. 1573—de Hohenthal de politia p. 66. Nota m. Heſ—
ſen; Caſſelſche Verordn. daß alle auf die Studia
ſich applicirende Landeskinder wenigſtens zwey
Jahre zu Marburg oder Rinteln ſtudieren,
widrigenfalls aber zu einer Promotion nicht die
gerinagſte Hoffnung haben ſollen. v. 12. Jun. 1731.
Samml. iV 53. ern. 12. Merz r771. Samml. VI.
bo5. u. I. Jul. 1782. Daſ. S. 1066.

4
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ſchen Staaten iſt das Beſuchen auswartiger Uni—
verſitaten bey ſcharfer Ahndung verboien w).

Den churbraunſchweigiſchen Unterthanen
ſtehet es frey, auslandiſche Univerſitäten zu beſu—
chen x); jedoch genießen diejenigen Landeskinder,
welche zu Gottingen ſtudieren, einige Vorzuge.
eDie ſtudierende Landeskinder und Unterthanen,
heißt es in den Privilegien der Unlverſitat y),
ſollen zwar auf eine geſetzliche Weiſe nicht verbun

den ſeyn, wider ihre Convenienz und Willen die
Unlverſitat zu Gottingen abſlolute zu frequentiren,
und ſie ſollen eben wenig, wenn ſie das nichtge
than haben, von aller Beforderung ausgeſchloſſen
ſeyn; immittelſt iſt allen Landeskindern, welche zu
Gottingen ihre ſtudia academica getrieben und ent
weder offentliche ſpecimina ihres Fleiſſes und ih—
rer Geſchicklichkeit abgeleget, oder von der Uni—
verſitat ein gutes Zeugniß ihrer Erudition und
Wohlverhaltens aufzuweiſen haben, verſprochen,
daß ſie bey vorfallenden Gelegenheiten vor andern,
zu denen Bedienungen, zu welchen ſie qualificirt,
befordert werden ſollen“.

Wer ein brauchbares und nutzliches Mitglied viI.
der burgerlichen Geſellſchaft werden will, der mußz
die Kenntniſſe, die einem jeden vernunftigen Men—
ſchen ſeines Standes nothwendig ſind, ſich zu er

were

w) Fiſcher Eameral- und Policeyrecht J. 1354.
x) Beweis, daß Gottingen keine gelehrte Sperre

ſey; in Schlöözers Staatsanzeigen Heſt 36.
S. 480.

y) Art. 22. Willich III. 314.
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wexben ſuchen. Dazu ik aber das Studiren, im
gewohnlichen Sinne des Waortes, nicht nothig,
und ſo ſehr unſchadlich, ja viel mehr heilſam es
auch zu ſeyn ſcheint, recht viele geſchickte und ge
lehrte Leute in einem Staate zu haben, ſo gemein—
ſchadlich iſt doch die Ueberbevölkerung im Gelehr—
tenſtande z). “Es iſt ein Verderben des gemei—
nen Weſens, ſaat Moſer a) ſehr richtig, wenn
allzuviebe Leute ſich auf das Studliren legen, weil
ſie alsdann ihr Brod nicht dabey finden, mit oder
wider Willen Muſſigaanger werden, und weder
ſich ſelbſten zu rathen wiſſen, noch dem Staat et
was nutz ſiud. Dahero iſt es landesvaterlich ge—
handelt, wenn ein Regent nicht leidet, daß jeder
ohne Unterſchied ſtudiere, er mag Gaben und
Mittel dazu haben oder nicht“.

Denm unuberlegten, ubertriebenen, gemein—
ſchadlichen Zuerangen zu dem Gelehrtenſtande darf

und muß alſo eine gewiſſe Grenze geſetzt werden.
Aber es iſt ſchwer, dießz ohne einige Harte und
Urnbilligkeit gegen die ubrigen, beſonders die niedri—
geru Stande zu thun.

Eine Verordnung, die die Forderungen des
gemeinen Wohls und der Billigkeit alucklich zu
vereinigen ſcheint, iſt folgende: da es ohue— hinrei
chende Mittel faſt nicht moglich ſey, bey den Stur
dien etwas rechtes zu thun, folglich die Eltern

oder
.2) M. Schrift uber Teutſchlands Verfaſſung c.

S. 283.
a) v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 91. Vergl.

GQugler ae interaictioue ſtadiorum. Luneb. 1757.
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oder Vormunder ihre Kinder oder Pflegbefohlene
weit biſſer verſorgen, wenn ſie, aunſtatt des Stu
dierens, dieſelben ein tuchtiges Handwerk und an—

dere Kunſte, Schreiben und Rechnen, oder die
Haushaltung und Oeconomie grundlich lernen laſ—
ſen; ſo werden ſie dazu ermahnt. Vorzuglich
fahige Kinder armer und unbemittelter Leute, weiche
zum Studieren Luſt bezeigen, ſollen davon und
von aller Beyhulfe nicht ausgeſchloſſen werden.
Nur muſſen ſie vor dem 14. Jahre von beſonders da
zu verordneten Commiſſarien gepruft werden, die
nicht blos auf gewohnliche, ſondern auf vorzugliche
Talente ihr Augenmerk zu richten haben. Finden
ſie dieſe nicht; ſo ſoll der Candidat in aller Stille
abgewieſen werden. Wird hingegen der Candidat vor
zuglich talentvoll und geſchickt gefunden; ſo ſoll der
Erfund in ein beſonders dazu beſtimimtes Buch
eingezeichnet und der Geprufte mit einem Zeugniß
daruber verſehen werden, womit er ſich ſodann ge—
hörigen Ortes melden ſoll. Hierauf muß er unach

zuruckgelegtem achtzehnten Jahre ſich noch einmahl

bey den ernanuten Commiſſarien zur Prufung ſtel
len, von deren Erfolg ſo wie von des Candidaten
ſonſtigem Wohlverhalten es abhangt, ob er nicht
nur zum Studieren zugelaſſen, ſondern auch dabeh
ſo viel moglich unterſtutzt werden ſoll b).

Die Preuſſiſchen Geſetze ſcheinen, abwei
chend von alteren auf Standesverſchiedenheit ge

grun

h) Churbraunſchweig. Verordn. 9. 25. Nov. 1744
Willich llI. 214.

v. Berge Policeyr. Th. a. X
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grundeten Vorſchriften hiermit im Weſentli
chen ubereinzuſtimmen, indem ſie bey der Aufnahme

der Studirenden blos auf die Beſchaffenheit der
erworbenen Kenntniſſe und das ſittliche Verhalten
Ruckſicht zu nehmen verordnen d).

Auf denſelben Grundſatzen beruht eine Her
zoglich-Wirtembergiſche Verordnung e) welche
zwar ſelbſt die minderfahigen Junglinge nicht
ſchlechterdings vom Studieren zuruckweißt, hinge—
gen diejenigen, welche bey der in Schulen, Klo
ſtern. und Gymnaſien vorzunehmenden Prufungen
keine vorzuglichen Gaben und Kenntniſſe gezeigt ha
ben, daher zur Erwahlung einer andern tauglichen
Lebensart ermahnt worden ſind, und. dennoch ſich
von dem, Studieren nicht haben abhalten laſſen,
nachher aber bey einer abermahligen ſtrengen Pru
fung nur mittelmaßig oder gar untuchtig erfunden
werden, nicht nur von der Ausubung ihrer Wiſ—
ſenſchaft, ſondern auch von allen offentlichen fur
ihren Stand beſtimmten Aemtern auf immer aus

ſchließt.
Dieſe Verordnung zeichnet ſich aber beſonders

dadurch aus, daß die Nothwendinkeit, die Er

walh
c) C. C. Marek. T. 1. Abthl. 2. p. 174. Circulare

an ſammtliche Landrathe in Schleſien v. 16. Oct.
1765. Bergius Samnil. auserleſener Landesge—
ſetze III. 448.

dq). Preuſſ. Landr. a. a. O. ſ. 64.77. Vergl. Ans
bach-Bayreuthiſche Verordn. v. 7. Jun. 1775.
de Hohkenthal de politia p. 6o. Nota d.

e) v. Jun. 1789. Staatswiſſenſchaftl. Zeitung 1789.
Nro. LX. S. 475 f.
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wahlung eines Standes aus den arbeitenden Volks—
claſſen durch zweckmaßige Anſtalten und durch ver—
nunftige Schatzung annehmlicher zu machen und zu
erleichtern, anerkannt wird, indem dadurch aller
dinas die Studierſucht gar ſehr vermindert wer—
den kann. Jndem. Wir, ſagt der Herzog am
„Schluſſe jener Verordnung, auf dieſe Art das Zu—
„dringen ſo vieler, beſonders unfahiger, Subjecte zum
Studieren und derSchreiberey zu verhindern bedacht

„ſind, werden Wir es auf der andern Seite zum
„vorzuglichen Augenmerk Unſerer Landesvaterli—
„chen Vorſorge machen, nicht nur den zur Schrei
„berey beſtimmten fahigern Kopfen mehrere Hulfs—
„mittel, und beſonders durch den Entwurf eines
„fyſtematifchen Lehrbuchs einen Leitfaden zum eige—

„nen Nachdenken, und Erganzung des ihnen
„manchmal abagehenden beſſern Unterrichts in die

„qHand zu geben, ſondern auch jungen Leuten aus
„allen Standen durch zweckmaßige Anſtalten, de—

„ren Ausfuhrung Wir nach Zett und Umſtianden
„ſoviel moalich zu beſchleunigen gedenken, die Er—
„wahlung eines Stands aus den arbeitenden Volks—
„klaſſen, als des Kunſtlers, Fabrikanten, Pro
„fgfeſſioniſten 2c. annehmlicher zu machen, und ſie
„dardurch zu freywilliger Erfullung Unſerer beſige—
„meinten Wunſche und Abſichten zu vermogen.
„Es wird Uns dabey eine eben ſo angenebme
„als angelegene Pflicht ſeyn, den Kunſtler,
„Proſeſſioniſten und Handwerker ſowohl,
„als den Landmann, welchen wir immer

„als das nuzlichſte und wichtitzſte Glied des
„Staats anſehen, durch Aufmunterunggen
„jeder Art fuhlen zu laſſen, wie ſehr Wir
„ihren Stand ſchatzen, und ihnen Unſere

X 2 „Ver
IT
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„verdiente Achtung werkthatig zu bezeugen
„ſters bereit ſeyen“.

Andere Landesgeſetze beſtimmen die Zulaſſig
keit zum Studieren hauptſachlich nach dein Unter—
ſchiede des Standes k). So ſoll, nach einer
Heſſen-Caſſelſchen Verordnung g) kein Burger
oder Bauer, noch auch ein herrſchaftlicher Livre—
bedienter ſeine Kinder zum Studieren oder zu dem
Stande der ſogenannten Honoratioren erzichen,
er habe denn vorher hinlangliche Atteſtate von de
xen Fahigkeit, Talenten und daß ſie ſich zu dem
erwahlten hoheren Stande ſchicken, beygebracht
und die landesherrliche Einwilligung dazu erhalten.
Durch eine ſpatere Berordnung (Cvon 1793) iſt
feſtgeſetzt, daß nur die hoheren Stande, bis auf
die furſtlichen Rathe herab, ihre Sohne ohne
landesherrliche Erlaubnißt ſtudieren laſſen durfen;
die Prediger nicht mehr, als Einen Sohn. Wer
ubrigens die landesherrliche Erlaubniß nachſuchen

will,

Bey Unterthanen. der Gutsherrſchaften hat dieß
allerdings ſeinen guten Grund. So verordnet z.
E. das Preuſſiſche Landrecht (Th. 2. Tit. 7.
g. 171. 172): “Kinder der Unterthanen muſſen
in der Regel dem Bauernſtande und dem Gewerbe
der Eltern ſich widmen. Ohne ausdruckliche Er—
laubniß der Gutsherrſchaft konnen ſie zur Erler—
nung eines burgerlichen Gewerbes oder zum Stu
dieren nicht gelaſſen werden“. Es ſetzt aber J. 176.
hinzu: “Wenn ein Kind, nach dem Befunde ſach—
kundiger Manner, zu einer Kunſt oder Wiſſenſchaft
vorzugliche Talente und die erforderlichen Hulfs-—
mittel zu deren Erlernung beſitzt; ſo darf ihm
auch dazu die Erlaubniß nicht verweigert werden“.

2) v. 2. Jul. 1774. Samml. VI. 769.
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will, muß ſeinen Sohn oder Pflegbefohlenen vor—
her bey den Gymnaſien zu Caſſel, Marburg,
Hersfeld oder Hanau, oder bey der lutheriſchen
oder reformirten Schule zu Rinteln prufen laſſen
und das daruber erhaltene Zengniß beybringen h).

Der chauptzweck des academiſchen Studiums 1X.
iſt Bildung furs practiſche Leben; Vorbereitung
zum offentlichen Dienſt des Staates. Hochſtwich
tig iſt daher die Aufſicht uber die Sitten, den Fleiß
und das Betragen der Studierenden und die Be
muhung, ſie von Vernachlaſſigung ihrer Studien
und von einer unordentlichen Lebensart abzuhalten.

Dieß iſt die Beſtimmung der Univerſitatsdisci—
plin i), mit welcher zu dieſem Ende eine eigene
Policeygerichtbarkeit, und das Recht, gewiſſe Disci
plinarſtrafen zu erkenuen, verbunden iſt k). Auch
haben bey weitem die meiſten academiſchen Geſetze

die Disciplin zum Gegenſtand.

Die Univerſitatsdisciplin auf die hochſte
Stufe der Vollkommienheit, die ſie erreichen konnte,
zu bringen, iſt das gemeinſchaftliche, aber lange

X 3 noch
h) Verordn. v. 20. Dec. 1797. Journal fur Predi—

ser B. 36. S. 212. 213.

i) Fiſcher Cameral und Policeyrecht J. 153. Hof
rer v. d˖ Policey an Univerſitatsorten; in ſ. Bey
trägen zum Policeyrecht d. Deutſchen Th. 1. Nro. 7.
Joh. Andr. Hhofmanns Abh. v. d. Policeyanſtal—
ten an Univerſitäatsorten. Vorrede zu ſ. Entwurf
von dem Umfange re. der Policey. Marburg 1765.

k) Daſelbſt S. 154.
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noch nicht erreichte Ziel der hohen Schulen l). Die
zahlreichen Probucte der academiſchen Geſetzge—
bung“) ſtimmen im weſentlichen faſt alle mit ein—
ander uberein. Auf die Verwaltung kommt aber
das meiſte an. Nur dieſe kann einen gewiſſen
Gemeingeiſt, einen. eigenen ſittlichen Character der
academiſchen Burgerſchaft bilden, der inehr wirkt,
als alle Geſetze.

Die Gegenſtande der academiſchen Disciplin
vereinigen ſich alle in den beiden Fleiß und
Sitilichkeit der Studierenden. Geſellſchaftliche
Verbindungen, Orden, Landsmannſchaften rc. die
haufig beiden aefahrlich ſind, Schwelaerehen,
Spielſucht, Verſchweüdunag und Schuldenmache—
rey **J, die nachſten Queuen des Unfleiſſes und

der

h) S. uber die Univerſitaten in Deutſchland, beſou—
ders in den Konigl. Preuſſiſchen Staaten. Mit
ausfuhrlichen Vorſchluaen, wie ſie von Grund
aus verbeſſert werden konnen. Von einem ſachkun—
digen Mann. Berlin 1798.

vn) Jede hohe Schule hat naturlicher Weiſe ihr eige—
nes Geſetzbuch, das von Jahr zu Jahr an Umfang
zunimmt. Die neuen der gegenwartigen Zeit mehr
angemeſſenen Geſetze fur die Studierenden zu Got
tingen ſind vom Jahr 1796.

vn) Gegen dieſe ſind die faſt auf allen Univerũtaten
gewohnlichen Ereditedicte gerichtet. Das neue
Gottingiſche iſt vom 26. Oectober 1796. Auf
einigen Univerſitaten hat man beſondere Anſtalten
zur Verhutung des Schuldenmachens getroffen,
die nicht immer der Erwartung entſprechen. Eine
Einrichtung dieſer Art, die im Jahre 1787 in
Halle gemacht wurde, findet ingn vollſtandig und
vom Herrn Prof. Buſch ſehr grundlith beurtheilt

in
4
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der Unſittlichkeit, ſucht man moglichſt zu unter
drucken. Gegen die erſtern hat ſelbſt die Reichs
policey noch vor kurzem ſich erhoben m). Die
Unfleiſſigen werden gewarnt, ermahnt, ihren El—
tern oder Vormundern angezeigt, endlich, als un
nutze und durch ihr Beyſpiel ſogar gefahrliche Glie—
der der academiſchen Burgerſchaft, hinweggewie—
ſen; ſollten es wenigſtens ohne Unterſchied werden.

Ein ſtarker Antrieb zum Fleiſſe und zu einer
regelmaßigen Auffuhrung wurde die großere Wirk—
ſamkeit wahrhafter und unpartehiſcher academi—
ſchen Zeugniſſe (IV. ſeyn. Jnu dieſem Falle muß
ten ſie aber auch eine ganz andere, als die bisher
gewohnliche Einrichtung erhalten. Jn einigen
Staaten. muſſen ſie von der academiſchen Obrig
keit ausgeſtellt oder wenigſtens bekraftiget werden n).
Von den Heſſen-Caſſelſchen Univerſitaten ſol

len ſogar halbjahrig von allen dort Studierenden
genaue Conduitenliſten an den Landgrafen einge
ſchickt werden, auf welche bey Vergebung von Frey
tiſchen, Beneficien, und kunftigen Bedienungen
ganz vorzugliche Ruckſicht genommen werden ſoll o).

X.4. Zuriin den Hamburgiſchen Addreß-Comtoir—
Nachrichten 1788. N. 29. bis 33. Vergl.

uberhaupt  Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. h. ogf.
mw) Reichsgutachten wegen der academiſchen Orden

1793. Haberlin Handbuch d. t. Staatsrechts
I. 516.

n) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. 1272 129.
Churſachſ. Verordn. v. 4. Nov. 1768. Cod. Aug.
Art. J. 251. de Holientkal de politia pag. 64.
Nota j.

Oo) Verordn. v. 21. Jun. 1782. J. 8. Samml. VI.
1065.
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Zur Aufmunterung des academiſchen Fleiſſes

dienen auh ganz vorzuglich ſolche Einrichtungen,
welche Gelegenheit geben, offentliche Proben deſe
ſelben abzulegen und dadurch ſich Auszeichnung

und Belohnung zu erwerben. Dieſem wohlthati—
gen Zwecke entſpricht im vollſten Maße die vor
trefliche Stiftung, durch welche die Univerſitat
Gottingen in den Stand geſetzt iſt p), den Stu
dierenden aus allen Facultaten jahrlich gewiſſe
Preisfragen zur Beantwortung vorzulegen, und
durch offentliche Belohnung der Sieger den Ge—
buristag ihres Koniges, des großmuthigen Stif—
ters dieſer gemelunutzigen Auſtalt, auf die edelſte
Weiſe zu feyevn.

Unordnungen und Exceſſe muſſen vorzuglich
durch die genaueſte Aufmerkſamkeit und Sorgfalt
verhutet werden, was dem, der jugendliche Leb
haftigkeii, beſonders wenn ſie durch Geſellſchaft
erhoht iſt, zu handhaben weiß, ſo ganz ſchwer
ulcht iſt, als es ſcheint. Daher iſt auch ein von
manchem fur unbillig geachtetes Geſetz nicht zu ver
werfen, welches die academiſche Obrigkeit fur alle
entſtandene Unordnungen, welche durch genauere
Aufmerkſamkeit und Sorgfalt hatten vermieden
werden konnen, verautwortlich macht q).

Die Verhutung der Duelle iſt insbeſoundere
eine der wichtigſten und ſchwierigſten Aufgaben der

Unie
p) Seit 1784. ſ. Gotting. gelehrte Anzeigen 1784.

S. 1881. Dazu iſt 1795 noch ein homiletiſcher
Preis gekommen ſ. Daſ. 1795. S, 1345.

q) Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. ſ. 86.
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Univerſitatsdisciplin. So lang noch Ein Stand
iſt, bey dem die Politik dieſe Rellquie des Fauſt—

rechts wenigſtens dulden zu muſſen glaubt, wird
kein Strafgebot ſie von dem academiſchen Boden
vollig verbannen konnen. Ein Vergehen gegen
die offentliche Ordnung, das aus einem ſo feſt ein—
gewurzelten Vorurtheile der Ehre entſpringt, und
woruber noch immer ſo viele Menſchen, oft ſelbſt
die Richter der Duellanten, ſo hochſt verſchieden
denken und ſich auſſern, wird nur einem hoheren
Grade von Aufklärung und allgemeiner Silttlich—
keit weichen, nur nach und nach ſeltener werden,
bis es endlich ganz aufhort. Die Duelledicte kon—
nen nie mehr, als Palliativmittel enthalten, un—
ter denen vielleicht die Aufmerkſamkeit auf vorge—
fallene Streitigkelten und die Sorgfalt, Ausfor—
derungeu.und verabredete Schlagerehen fruhreitig
zu entdecken, das heilſamſte iſt. Ueber den Rutzen
academiſcher Ehrengerichte r) entſcheiden Theo
rie und Erfahrung nicht mit zuverlaſſiger Sicher
heit 5).

Die academiſchen Disciplinarſtrafen muſſen
ihrem eigenthumlichen Charakter ſo viel moglich ge
treu erhalten werden den Studierenden, nicht

Ddie Elten treffen, in der Regel alſo keine Geldſtra
fen ſeyn t)) ihu an ſeinen Studien nicht hin

X 5 dern,
r) Vergl. Th. 1. S. azz f.
5) Von dem academiſchen Ehrengericht zu Kiel ſ.

Schleswig-Holſteiniſche Blatter fur Policey und
Cultur 1799. B. 1. S. 113 f. und die damit ver
bundene Schleswig-Holſtein. Chronik N. z. S. 123.

t) Vergl. Preuſſ. Landr. Th. 2. Tit. 12. 9J. 94. 95.

J
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dern, alſo, wenn es Gefangnißſtrafen ſind, wo
moglich ſo beſtimmt werden, daß ſie das Ausſetzen
der Collegien nicht nothwendig machen u); endlich
uber das academiſche Leben nicht hinauswirken,
wenn nicht ganz beſonders wichtige Umſtande ein
treten, die aber alsdann uicht mehr blos vor die

Univerſitatsdisciplin. gehoren. Daher hat auch
in der Regel die Verbindung. der Jnfamie mit der
Relegation nicht mehr ſtatt v).

X. Die Unterrichtspoliceh muß uberhaupt, vor
zuglich aber auf hohen Schulen dafur Sorge tras
gen, daß die Lehrvortrage, wenn gleich frey von
dem Zwange druckender Lehrvorſchriften und.nur

den Geſetzen einer vernunftigen Lehrfreyheit unter
worfen, doch allezeit dem Zwecke des offentlichen

lUluterrichts gemas eingerichtet, daß ſie. von jedem
Lehrer in ſeinem Fache mit Fleiß und mit ſſteter
Aufmerkſamkeit auf die wahren Bedurfuiſſe ſeiner
Zuhorer gehalten, daß beſonders diejenigen Ge—
genſtande, welche fur das kunftige practiſche Leben

in

u) Daſelbſt g. 87.
v) Siſcher a. a. O. S. 154. Die bekannte Ko—
nigl. Preuſſ. Verordu. v. 23. Jul. 1798 wegen
Verhutung und Beſtrafung der die offentliche Ruhe

ſtorenden Exceſſe der Studierenden auf ſammtlichen
Academien in den K. Preuſſ. Staaten ſchien in
der Univerſitatsdisciplin eine wichtige Revolution
wenigſtens fur die Preuſſiſchen Staaten, zu be—
wirken was jedoch der Fall nicht ſeyn wird,
wenn, wie ein Berliener Schriftſteller ſagt, dieſe
Verordnung ihrer Natur nach nur auf hochſt ſel—
tene oder faſt nicht eintretende Falle ihre An
wendung findet. Denkwurdigkeiten der Mark
Brandenburg. Februar 1799. S. 218.
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in den verſchiedenen Standen unmittelbar noth—
wendig ſind, nicht vernachlaſſiget, daß vielmehr
die durch das Studium der Theorie bereits hin—
lauglich vorbereiteten Studierenden, ſo viel mog—
lich, in ihrem Fache zur Praxis ſelbſt angeleitet
werden, und daß es uberhaupt, vorzualich aber
in Beziehung auf den letzgedachten Zweck Lehrern
und Schulern an den nothigen Hulfsmittein und
Eiurichtungen zur grundlichen Darſtellung und Er—
lernung der Wiſſenſchaften nicht fehle. Dieſer
Theil der Unterrichtspolicey kann fuglich mit dem
Nahmen Lehrpolicey bezeichnet werden, und
ſchicklicher wenigſtens, als wenn man darunter
blos eine Art Cathederdisciplin vorſtehen will, die
ſich blos auf Erhaltung des innern Friedens unter
den Lehrern bezieht w).

Die Lehrpolicey iſt ohne Zweifel berechtiget,
die Gegenſtande zu beſtimmen, welche vorzuglich
gelehrt werden ſollen, beſonders in ſofern ſie zur
Vorbereitung fur den Dienſt des Staats nutzlich
und nothwendig geachtet werden. Sie kann Vor
ſchriften in Anſehung der Methode ertheilen, ſo
bald ſie bemerkt, daß der Unterricht durch zweck—
widrige Weitlaufigkeit, durch Einmiſchung fremd—
artiger Nebendinge, oder durch andere, ofters
nicht nach dem. wahren Jmtereſſe der Zuhorer be

rech

vy) So nimmt Siſcher (Cameral- und Policeyrecht
J. 155.  den Begriff der Lehrpoliceyh an. Die
Profeſſoren ſollen ſich auf offentlichen Cathedern
nicht verkleinern, einander nicht hamiſcher Weiſe

durchziehen noch ihre Arbeiten verachten, iſt
nach ihm ihr Grundſatz. Daß ſo etwas gebo—
ten werden mußl
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rechnete Einrichtungen, eine fur das Ganze nach
theilige Wendung nimmt. Uebrigens aber muß
ſie der Lehrfreyheit, ſo lang ſie nicht durch den
Vortrag ſolcher Grundſatze, deren Gemeinſchad—
lichkeit allgemein anerkannt iſt, mißbraucht wird,

ihren ungeſtorten Lauf laſſen wenn ſie nicht
den offentlichen Unterricht zu einer elenden Tage
lohnersarbeit, die kein wahrer Gelehrter uberneh—
men wird, herabwurdigen will. Jhre Achtung
nund ihr Zutrauen gegen die beſtellten offentlichen
Lehrer wird ihr nicht erlauben, die Vortrage der—

ſelben einer mißtrauiſchen Nachforſchung und einer
geheimen, eben deßwegen aber doppelt gefahrlichen
Eenſur zu unterwerfen. Jeder offentliche Lehrer
wird dieß als ein Recht fordern konnen, ſo lang
er nicht durch eigene Schuld ſich deſſen verluſtig
macht.

Der Fleiß der Lehrer in ihrem Beruſe verdient
gleiche Aufmerkſamkeit der Unterrichtspolicey, wie
der Fleiß der Lernenden. Auf den meiſten hohen
Schulen ſind in dieſer Hinſicht zweckmafige, an—
ſtandige und liberale Verfugungen getroffen x).

Die

Die Reichsgeſetze empſehlen den Obrigkeiten be
ſondere Aufmerkſamkeit darauf, daß nicht gegen

den Paſſauiſchen Vertrag, den Religionsfrieden
und den Weſtphaliſchen Frieden gelehrt und dis—
putirt werde. 1. p. O Art. 5. J. zo. Was
fur ſonderbare Pratenſionen die Religionsparteyen
darauf qgrundeten ſ. M. Staatswiſſenſchaftl. Ver

ſuche ll. z26.
x) S. Hakentkal de politia pug. 6a. Nota g.
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Die Hulfsmittel und Anſtalten zur Er eich—
terung des Studiums und des Unterrichts ſind ſo
zahlreich und von ſo mannigfaltiger Art, daß ihr
Daſeyn und ihr Umfang freylich nicht blos von dem
guten Willen der Lehrpolicey, ſondern meiſtentheils
vorzuglich von der Ergiebigkeit der fur offentlichen

Unterrichtsanſtalten vorhaudenen Fonds abhangt.

Eine offentliche Dibliothek darf naturlicher
Weiſe auf einer hohen Schule nie fehlen. Ueber
die Art und Weiſe ihrer Benutzung muſſen die no
thigen Vorſchriften ertheilt werden y). Die ubri
gen von der Vorſorge der Lehrpolicey abhangenden
oſfentlichen Anſtalten, die einer hohen Schule theils
nothwendig, theils nutzlich ſind, ſollen hier nur
genannt werden, ſo wie ſie Gottingen beſitzt:
1. all gemeine, außer der Bibliothek, das
Muſeum, die Modell und Maſchienenkam—
mer und die Eemahlde- und Rupferſtich
Sammlung; 2. bey der theologiſchen
Facultät: das Paſtoralinſtitut, das Pre—
digerſeminarium; das Bepetentencollegium;
3. bey der mediciniſchen Facultat:
der botaniſche Garten, das anatomiſche
Theater, das chemiſche Laboratorium, das
Accouchirhoſpital, das Krankenhaus, das
cliniſche Jnſtitut; 4. bey der philo ſo phi
ſchen Facultaät: das philologiſche Semi
narium, der phyſicaliſche Inſtrumeutenap
parat, die Sternwarte, der oconomiſche

Gar
y) Einen Auszng der Gottingiſchen Bibliothek

geſetze v. 1782. ſ. Willich Suppl. S. 73 f.
Sie ſind indenen (1794) erneuert und in einigen
Puneten abgeandert und vermehrt worden.

1
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Garten. Anſtalten fur korperliche Uebungen:
Reitbahn, Fechtboden, Tanzboden fehlen
ohnehin nicht leicht einer Univerſitat, wenn man
etwa die erſtere ausnimmt, die ſich zwar nicht
uberall findet, die aber beſonders dadurch, daß,
wie dieß in Göttingen der Fall iſt, eine Anſtalt
zum Unterricht in der Thier-Arzneykunſt damit
verbunden wird, an Gemeinnutzigkeit gar ſehr ge—

winnen kann.

Den großten Wirkunaskreis zum Unterricht
hat der Schriftſteller. Jhm muß es, ſelbſt wenn
nur Unterhaltung, Zeitvertreib und Vergnugen
der Leſer ſein Zweck zu ſeyn ſcheint, doch immer
vorzuglich darum zu thun ſeyn, durch offentliche
Mittheilung ſeiner Gedanken zur Geiſtesausbil—
dung ſeiner Mitburger, zur Erweiterung und Be
richtigung ihrer Begriffe, Meynungen und Grund—
ſatze beyzutragen. Der Sauie, den derj Schrift
ſteller ausſtreuet, ſey er auch an ſich noch ſo we
nig fruchtbar, trift doch hin und wieder ein em—
pfangliches Land, und ſelbſt der kleinſte Wurf,
den er doch immer nur aufs Ungewiſſe hin waat,
iſt fur die Cultur der Sitten und Wiſſenſchaften
wichtig, wenigſtens nie gleichgultig.

Wenn dem Staat an der Geiſtesausbildung
ſeiner Burger, ſelbſt um ſeines Zweckes willen,
gar ſehr gelegen ſeyn muß; weun er berechtiget
iſt, den gemeinſchadlichen Folgen vorzubeugen,
welche eine verkehrte und zweckwidrige Verfahrungs

art in Anſehung der Bemuhungen fur Geiſtesaus—
bildung und Aufklarung mit ſo vielem Rechte be
ſorgen lazt h; wenn er ſchuldig und befugt iſt,

nicht
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nicht nur offentliche Anſtalten zum Unterricht zu
befordern, ſondern auch Privat- Lehranſtalten
ſeiner Aufſicht zu unterwerfen (J. III): ſo giebt
ihm der noch weit ausgebreitetere Umfang des Un
terrichtes durch Schriften, der allem Volke, der
jedem Alter, jedem Geſchlechte, jedem Stande
dargeboten wird, wohl unſtreitig ein Recht, ſich
darum zu bekummern und dahin zu ſehen, daß
dadurch das gemeine Weſen keinen Schaden nehme.
Derjenige Zweig der Staatsgewalt, dem die Ans—
ubung dieſes Rechtes gebuhrt, heißt die Bucher—

policey.

Das Recht zu denken und ſeine Gedanken
Audern mitzütheilen, iſt ein angebornes Recht des
Menſchen. Jenes iſt unverauſſerlich und ſeiner
Natur nach frey und unabhangig; es kann und
darf weder durch Gebote (Glaubensregeln), noch
durch Verbote eingeſchrankt werden. Dieſes iſt
im Ganzen gleichfalls unverauſſerlich, d. h. es

ann und darf' nie vollig und unbedingt aufgege—
ben werden; es iſt aber nicht unbegrenzt frey und
unabhangig, d. h. es wird wegen ſeiner auſſeren
Wirkungen durch die Rechte Anderer beſchrankt.
So darf ich, auch auſſer dem Staat, meine Ge

danken uber einen Dritten nicht mittheilen, um
von ihm eine boſe Meinung zu erwecken oder ihn
an Erwerbung des guten Nahmens zu hindern.

Jm Staate iſt das Recht, ſeine Gedanken
Andern mitzutheilen, die Lehr- und Schreib—
freyheit (Preßfreyheit, Publicitat), dem

Staats-
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Staatszwecke untergeordnet z). Jeder, der dieſes
Rechtes ſich ſo bedient, daß er dadurch dem Zweck
des Staates entaegen haudelt, die Ruhe uud Si—
cherheit deſſelben ſtort, die rechtmaßige Wirkſam

keit der Regierung, die Rechte ſeiner Mitburger
verletzt, ihren guten Nahmen antaſtet, ſie be
ſchimpft, verlaumdet, beleidiget, muß Genug
thuung und Sicherheit fur die Zukunft leiſten.
Auch iſt der Staat unſtreitig befugt, ſo gemein
ſchadlichen Mißbrauchen durch Strafgeſetze zu be
gegnen, und dieſe in vorkommenden Fallen in An
wendung zu bringen.

Der Staat darf alſo beſtimmen, welche of—
fentliche Aeuſſerungen, welche Gedanken, die der
Schriftſteller dem Publicum mittheilen konnte, er
fur ſo geartet halt, daß ſie, als gemeiuſchadlich
d. h. dem Staatszwecke hinderlich, nicht bekannt
gemacht werden ſollen; er darf der Preßfreyheit
Grenzen ſetzen. Daß er dieſe nicht enger machen

ſoll
2) Vergl. M. G. Birckner uber die Preßfreyheit

und ihre Geſetze. Kopenhagen 1797. Cremutius
Cordus, oder uber die Bucherverbote; von J. E.
Gruner Leipz. 1798. Ein in Wuckſicht auf
Grundlichkeit und anaenehme Darſtellung gleich
vorzugliche Schrift! Jutereſſante rechtliche Unter—
ſuchungen uber die Preßfreyheit findet man auch
in der ſtaatswiſſenſchaftlichen und juriſtiſchen Lit—
teratur B. 2. S. 164. Auf dieſe, die Birckneri—
ſche und die Gruneriſche Schrift iſt in der nach—
folgenden Erorterung hauptſachlich Ruckſicht ge
nommen. Die zahireiche Litteratur uber Preß—
rreyheit und Cenſur hier einzurucken, ſchien dem
Verf. zweckwidrig; ſ. ubrigens Putters Littera
tur d. t. Staatsrechts III. 594. und Rlubers
Zortſetzung S. 453.
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ſoll und muß, als es der Staatszweck wirklich er

fordert, verſteht ſich von ſelbſt, weun es gleich
nicht immer ſo verſtanden werden mag.

Der Staat darf auch die Gegenſtande beſtim
men, aun wrlchen man ſich vorzualich durch Miß—
brauch der Preſifreyheit vergehen kann. Seine
Ruhe, und die Sicherheit, die Ehre und der gute
Nahme der Gtaatsburger und Einwohner ſind un—
ſtreitig die erſten. Religion und Sitten, ſouſt
immer damit verbunden, will man neuerlich dem
Forum des Staates aganz entziehen. Sie gehen
ihn unichts an. Nichts? auth wenn die im Staate
aufaenvinmenen Religionsgeſellſchaften beleidigt,
wenn die Staatsburaer durch Gotteslaſterungen
geargert, wenn die Sitten unteraraben, die Nei
gungen zu Ausſchweifungen gereitzt, geſtarkt, die
Mittel zu ihrer Befriedigung gelehrt und empfoh—
len werden? Werden nicht die Rechte der Eltern
durch die Verfuhrer ihrer Kinder, die gerade hier
keine Vorſicht vollig ſichern kann, verletzt? Wird
nicht dem Staatszwecke gerade auf dem gefahrlich—
ſten Wege eñtgegen gearbeitet? Nein! die Geſetze
uber Schreib— und Preßfreyheit haben recht, wenn
ſie nicht nur Schriften geagen den Staat und die
Ehre und den auten Nahmen eines Dritten, ſon—

dern auch Schriften, die geagen die Religionsge—
ſellſchaften iin Staat, gegen eine allkgemeine auf—
geklarte Religion und aegen aute Sitten anſtoßen,
mit dem Stempel der Verwerflichteit bezeichnen.

Vage Beſtimmunaen, allgemeine Bezeichnune
gen gelten aber hier nicht; deun darnach kann kein
Richter das Geſetz auf eine gegebene Thatſache

v. Bergopoliceyr. Th. 2. 9 an
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anwenden; weder zuchtigen noch loslaſſen. Er
kann thun, was er will, und das ſoll kein Rich
ter können. Es iſt eine ſchlechie und eine unge
rechte Politit, wenn man unbeſtimmte Geſetze
uber Schreib- und Preßfreyheit giebt; ſie iſt er
niedrigend, wenn man ſie gieht, um zu ſeiner
Zeit finden zu kunnen, was man ſucht.

Das alles aber iſt nicht Sache der Policey;
ſondern des burgerlichen oder peinlichen Geſetzge—

bers und Richters. Soll und darf nun auch die
Policey mit ihrer vor ſorgenden Achtſamkeit, mit
ihrer abwendenden, verhutenden Haud hinzutre—
ten? Soll und darf ſie die enge Grenze des Rechts
mit einer weiteren Schutzwehr zur Sjcherheit um
geben? Soll und darf ſie Huter und Wachter daran
ſtellen, damlt Riemand leichtſinnig oder boshaft
ſie uberſchreite? Soll und darf ſie, wenn ſie das
Schreiben und Drucken nicht verhuten konnte, das
Leſen verhindern, oder gar verbieten?

Sie ſoll nicht, meynen Viele, weil das Al—
les mehr das Gute hindere, als das Boſe ver
hute; laſtig ſey, ohne zu nutzen, und, in Teutſch
land beſouders, bey den immer wechſelnden Ge
bieten und Regierungsmaximen, vergebliche Muhe
und Arbeit. Die ſtrengſte Cenſur konne nicht
mehr thun, als die verworfene Handſchrift in eine
fremde Preſſe treiben, und alle Bucherverbote,
die noch dazu die burgerliche Freyheit, das Recht
ſelbſtſtandiger Menſchen, zu leſen, was ihnen gut
daucht, aufs bitterſte kranken, wirken doch nur ſo
viel, daß deſto eifriger heimlich geleſen werde, was
man offentlich nicht leſen durfe, und die Verzeich

niſſe
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niſſe verbotener Bucher ſeyen nicht ſelten verfuhre—

riſcher, als die Bucher ſelbſt. Auch ſeny der Des—
potismus der meiſten Bucherrichter in der gelehr—
ten Republik nicht zu dulden.

Sie durfe nicht, weil Denk- und Preßfrey
heit unzertrenulich, dieſe, wie jene, unverauſſer—

lich ſey. Kein Volk konne ſie bey der Vereiniqung
zum Staat haben aufgeben wollen, denn ſie ſey
nothwendiges Mittel ſeiner foriſchreitenden Cul
tur; der Staat durfe ſie ihm alſo auch nicht neh
men. Fur dieſen ſey es aenug, daß er den
Scvriftſteller, der in der Ausubung der Preßfrey
heit ungerecht oder burgerlich ungehorſam ſey, vor
Gericht ziehen und beſtrafen konne. Den ungeſit
teten und gewiſſenloſen Schriftſteller muſſe er den
Strafen ſeines eigenen Gewiſſens und der Verach
tnng derer uberlaſſen, die ihn als einen ungeſitte—

ten und gewiſſenloſen Scribler erkennen. Und
dazu, daß dieß von den Meiſten geſchehe, diene
die offentliche Critik. Die Verheimlichung eines
ſtrafbaren Verfaſſers durfe nicht zum Vorwand
ſtrengerer Maßregeln dienen, denn auch bey ſo
manchen andern Vergehungen muſſe das Gericht
erſt den Urheber erforſchen, ehe es ihn zur Rechen
ſchaft ziehen konne. Das unſchuldige Buch durch
Confiscation oder Verbot zu ſtrafen, ſey wivber—
ſinnia und ungerecht. Der Schriftſteller, der be
ſtimmte Perſonen, vielleiczt aar die Vorſteher
und Verwalter des Staats offentlich angeariffen

hat, muſſe zum Beweiſe aufagefordert, der Grund
ſeines Augriffes unterſucht, und das Reſultat die
ſer Unterſuchung eben ſo offentlich bekannt gemacht
werden. Seyen ſeine Vorwurfe wahr; ſo bleibe

V2 das
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das Buch, das ſie enthalte eine wohlthatige Ur
kunde; ſeyen ſie falſch, ſo konne das Buch, deſſen
Juhalt, als unerwieſen, offentlich bekannt gemacht

ſey, weiter keinen Schaden thun. Wenn aber
keine beſtimmte Perſon angegriffen und beleidiget
ſey; ſondern wenn blos im allgemeinen die Grund
ſatze des Rechts, der Sittlichkeit, der Religion
unterſucht, behauptet, oder aelaugnet, oder ge
laſtert werden; ſo. werde doch durch das Ablaugnen
aller Grundſatze, auf welche der Menſch ſeine
Wurde, ſeine Hoffnung, ſeine Beruhigung ſetzt,
Niemand wirklich beleidigt; es werde Keiner an
ſeinem Rechte, an ſeiner Freyheit gekrankt. Den
Jrxrenden muſſe in dieſem Falle allein Belehrung,
nicht Haß und Verfolgung werden. Belehrung
aber ſtehe vom Staate nicht zu erwarten, da ihm
die Richtung und Bildung unſeres Geiſtes gar nicht
ubertragen werden konne. Hier vorzuglich muſſe
die Critik ihre wohlthatigen Wirkungen auſſern.

Ob es rathſam ſey, Cenſuranſtalten zu er—
richten, um den Mißbrauch der Preßfreyheit zu
verhuten, und Bucherverbote ergehen zu laſſen,
um den nachtheiligen Wirkungen eines bereits ge

ſchehenen Mißbrauches vorzubeugen? Dieſe Frage
laßt ſich ſchwerlich aus allgemeinen Grundſatzen
beantworten. Der Politiker mutz dabey nothwen
dig auf die jedesmahlige Lage der Litteratur, auf
die Perſonen, welche ſich der Preßfreyheit bedie
nen wollen, auf  die Haufigkeit oder Geltenheit
der Mißbrauche derſelben, ſelbſt auf die Zeitum
ſtande und auf die Richtung, die der Gemeingeiſt
und die Denkungsart des Volkes nimmt; er muß
auf die Art der Schriften, auf ihren Gegenſtand

und
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und auf ihren Einfluß auf das Publicum, Ruck
ſicht nehmen. Vucherverbote werden hiernach nur
ſeltene Ausnahmen  von der. Regel, nnr Nothbe—
helfe und abgedrungene Zeichen offentlichen Miß—

billigung ſeon. Man weiß ja wohl,“ daß ſie nie
vollig wirkſam ſind Aber es iſt keinesweges ſo
ganz richtig, was mancher Schriftſteller zu ſeinem
Troſte glaubt, daß verbotene Bucher. nur deſto
mehr geſucht werden. Mancher. zwar, der ſonſt
nicht darauf geächtet hatte, wird ſie leſen; die
meiſten aber, die, wenn es ohne Unbequemlichkeit
hatte geſchehen konnen, ſie angeſchaft hatten, wer
den es nun dabey bewenden laſſen. Geleſen werden
ſie vielleicht eben ſo haufig werden, als ſonſt; Aber

weniger gekauft. Und damit trift den Verfaſſer
und den Verleger wenigſtens eine indirecte Strafe,
die, da eine andere oſt nicht moglich iſt, doch
nicht ganz unnutß ſeyn mag.

Daß Preßfreyheit in Preßfrechheit ausarten
konne, raumt Jedermann ein. Aber man ſoll
jene ungekrankt laſſen und nur dieſe beſtrafen.
Warum nicht auch verhuten? Warum ſoll gerade
hier die Policey unthatig bleiben, hier, wo die
Gefahr fur das gemeine Weſen ſo unverkennbar
groß iſt? Kann man nicht lauugnen, daßz Mißbrauch
der Preßfreyheit ein gemeinſchadliches Uebel iſt;

ſo muß man auch zugeben, daß Verhutung deſſel—
ben gemeinnutzig iſt. Und dieſe wird allein durch
die Cenſuranſtalten bezweckt. Sie ſollen keine
Tribunale ſeyn, um die Gute und Zweckmaßigkeit
der Schriften zu beurtheilen, und der Cenſor, der
ſſich zum Cruiiker macht, iſt ſeiues Amtes unwerth

und muß auf Verlangen des Verfaſſers wegen ei—

zw Oz3 gen
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genmachtiger Anmaßungen beſtraft werden. Die
Eenſur ſoll nur der  Prefffrechheit einen ſtarken
Damm entgegen ſtellen; ſoll nur ein Vorbeugungs
mittel ſeyn; kein Rormalinſtitut, das alles uber
Einen Leiſten zwangt. Nur wenn ſie das jeyn
will, iſt ſie den Fortſchritten der Geiſtescultur
und Aufklaruug wahrhaft gefahrlich. Aber der
mogliche Mitzbrauch hebt ja den auten Gebrauch
nicht auf. Dieſen wird der Schriftſteller, dem es
ernftlich nur um Wahrheit und Recht zu thun iſt,
hochſt ſellen zu furchten brauchen. Und dieſer

Schriftſteller, denn man kennt, deſſen Bemuhungen
der Staat ehven muß, ſollte ihm nicht auch der
kleine Zwangz den die Cenſur unvexmeidlich nach
ſich ziebt, vollig erlaſſen werden?

Gey es ubrigens auch immerhin wahr, daß,
beſonders in Teutſchland, die Cenſur ihrem Zwecke

nie vollſtandig entſpreche; einigen Rutzen hat ſie
gewiß, vorzuglich an den Hauptortern des teut
ſchen Buchhandels, wo doch immer eine betracht
liche Anzahl von Schriften gedruckt und verlegt

werden. Freylich ſucht der Schriftſteller, der
ſeiner ſchlechten Sache ſich bewußt iſt, gleich an
fangs eine Druckerey, die auch der Preßſrechheit
ungeſtort dienen kann, und dann iſt freylich Can
fiscativn oder ein ſtilles Verbat des Verkaufs
denn Leſeverbote und Verzeichniſſe verbotener Bu
cher taugen gewiß nie ein Nothmittel, das
doch immer etwas nutzt. Die Cenſur deßwegen
abſchaffen, weil ſie nicht alles Uebel verhutet, was
die Preßfrechheit ſtiften kann, hieße eben ſo viel,
als die Gerichtshofe eingehen laſſen, weil es ihnen
nicht moglich iſt, alle Verbrecher zu ſtrafen.

Wur
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Wurde jeder WVerfaſſer oder Verleger ſich
nennen; ſo konnte man vielleicht die Cenſur aanz
entbehren. Einige Beyſpiele von ſtrenger Ahn
dung der mißbrauchten Preßfreyheit wurden dann

mehr wirken, als ein zehenmahl verſagtes lmpri-
matur. Allein da dieß nicht erzwungen werden
kann, und auch in anderer Hinſicht nicht einmahl
rathſam iſt ſo bleibt eine gemaßigte Cenſur
immer nutzlich. Dem Despotismus der Cenſoren
kann und muß begegnet werden.

Die rechtlichen Grunde gegen die Bucherpo
licehy uberhaupt und gegen Cenſur und Bucherver
bote insbeſondere, beruhen hauptſachlich auf dem
unverauſſerlichen Rechte des Menſchen, ſeine Ge
danken Andern mitzutheilen und die Gedanken An
derer ſich mittheilen zu laſſen. Was das letztere
betrift; ſo hat allerdings eine Geiſtesvormund
ſchaft, die, wenn ſie gleich nicht gebieten kann,
was man leſen ſoll, doch zu verbieten ſich anmaßt,
nicht ſtatt. Jn das Jnnere der Wohnungen ein
dringen, die Lecture der Staatsburger unterſu
chen, ihnen vorſchreiben, was ſie nicht leſen ſollen,
verbotene Bucher hinweg nehmen, ihre Beſitzer
beſtrafen; das alles waren unertragliche Eingriffe
in die burgerliche Freyheit. Leſeverbote und Bu
cherviſitationen ſind, wie Keuſchheitswachen, Mit
tel, die offenbar mit dem Zwecke in keinem Ver
haltniß ſtehen und daher unerlaubt ſind; nicht zu
gedenken, daß ſie auch ihrem Zwecke nie entſpre
chen konnen.

Y 4 Dere) Vergl. Birckner a. a. O. S. 235. f.
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Der Verkanf, gedruckter Vucher ſteht aber

mit Recht unter der Aufſicht der Policeh, ſo qut
wie der Verkauf anderer Waaren, deren willkuhr-J

liche Ueberlaſſung ann das Publicum gemeiuſchad
liche Folgen haben kann. Wenn ein Schriftſteller
das Recht, ſeine Gedanken andern mitzutheilen,
gemitzbraucht, wenn er die naturlichen und geſetz
maßigen Grenzen dieſes Rechtes uberſchritten
hat; ſo tritt die Befuaniß des Staats ein, die
bey jeder unerlaubten Haudlung ſtatt hat, das
Geſchehene ſoviel moglich ungeſchehen zu machen,
die Folgen der Haupluug, ſo viel moglich, zu ver
mindern oder abzuwenden. Dazu dient Ver—
bot des Verkaufes und der Verbreitung einer ge—
meinſchadlichen Schrift und, wenn es die Umſtande
erfordern, Confiscation derſelben. Zu dieſem
Ende iſt aber die Cenſur gedruckter Schriften un
entbehrlich.

Die Frage, ob eine Schrift dem Drucke uber
geben und dadurch ſo weit, als moglich, verbreitet

werden durfe, mußte freylich jeder Schriftſteller
nach den nothwendigen Grenzen der Schreib- und
Preßfreyheit, ſi.h ſelbſt gewiſſenhaft beantworten,
und darnach haundeln. Da aber dieſes nur allzu—
oft der Fall nicht iſt; ſo muß die Vorſorge der
Policey eintreten. Der Staat nimmt die Schreib
und Preßfreyheit Keinem, der nicht gemeinſchad
liche Gedanken dem Publicum mittheilen will. Je
mehr aber die Erfahrung lehrt, wie leicht dieſes
geſchehen kann, und daß es auch nicht ſelten ge—
ſchieht; deſto gegrundeter iſt das Recht des Staa
tes, einem ſo ſchadlichen Mißbrauch der Preßfrey

heitv) G. oben S. 336. 337.
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heit entgegen zu arbeiten. Daher iſt er befugt,
von Jedem, der innerhalb ſeiner Grenzen das
Recht der Preßfreyheit ausuben will, zu fordern,
daß er ſich deſſen nicht zur Verbreitung gemein—
ſchadlicher Grundſatze bedbiene und daß er deßwe
gen vor allen Dingen den Staat ſicher ſtelle.
Dieß kann aber nur durch Vorzeigung ſeiner Hand
ſchrift und deren vorlaufige Prufung auf die ein
fachſte und kurzeſte Weiſe geſchehen.

Eine blos auf die Forderungen des Staats
zweckes beſchrankte, nicht willkuhrlich ausgedehnte

Cenſur kann unmoglich fur rechtswidrig gehalten
werden. Durch ſie wird die Preßfreyheit ſo we
nig verletzt, als die Handelsfreyheit durch die Ge
ſundheitspolicey, die den Verkauf vergifteter Le—
bensmittel nicht duldet. Aber es muß ſchlechter—
dings aufs genaueſte beſtimmt. werden, worauf
die Cenſur eigentlich und ausſchließend ihr Augen—

merk zu richten hat. Der Preßfrechheit ſoll ſie
Zaum und Gebiß anlegen, verhindern, daß keine
Aufforderungen zum Ungehorſam und zur Wider—
ſetzlichkeit gegen die Obrigkeit, keine Angriffe ge—
gen eine allgemeine aufgeklarte Religion, keine die
Gittlichkeit zerſtorende Grundſatze, keine boshaf—
ten Anfalle auf die Ehre und den guten Nahmen
der Staatsburger verbreitet werden. Aber es
darf nicht der willkuhrlichen Deutung eines Cenſors
uberlaſſen ſehn, was er dem Staate, der Religion,
den Sitten, dem guten Nahmien eines Dritten ge—
fahrlich und nachtheilig glaubt. Die Begriffe und
Kennzeichen muſſen in den Cenſurgeſctzen deutlich

angegeben ſeyn damit nicht der Cenſor fur

V 5 ſtaato6) Birckner a. a. O. S. 269.
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ſtaatsgefahrlich halte, wenn der Schriftſteller das
Hofleben unſicher und gefahrlich nennt; nicht glaube,
die Religion ſey angegriffen, »wenn ein Vater ſei—
nen Sohn zu einem vernunftigen Chriſten bilden
will; nicht fur ehrenruhrig halte, wenn man eine
Koniginn nicht ſchon, ſondern nur auſſerſt liebens
wurdig findet, oder wenn man erzahlt, daß vor
2000 Jahren irgendwo der Adel vertrieben wor
den ſeh“). Die Wahl eines Cenſors muß mit
auſſerſter Vorſicht geſchehen und nie muß es dem

inappellablen Richterſtuhle Eines Mannes uber
laſſen bleiben, ſeine vielleicht einſeitige Anſicht zum
Grund einer unwiderruflichen Entſcheidung zu
machen. Willkuhrliche Abanderungen, critiſche
Verbeſſerungen u. ſ. w., muſſen als pedantiſche
Anmaßungen, nie geduldet werden Nur

eine

Solche Mißgriffe machte einſt die Furchtſamkeit
Eines Cenſors kurz hinter einander. Jn den let—
tres de Madame du Montier ſteht: bey Hof iſt
der Abgrund ſteiler und gefährlicher, als auf den
Alpen. Das ſtrich der Cenſor, als bedenklich
aus. Jn eben dieſen Briefen wird von der da
mahligen Konigin von Sardinien geſagt, ſie ſey,
ohne ſchon zu ſeyn, hochſt liebenswurdig. Der
Cenſor ſtrich es, als bedenklich aus. Jn dem
Vorbericht, den ein Gelehrter zu einer Probeſchrift
ſeines Sehnes ſchrieb, ſagt der Vater, er wolle
ſein Kind zu einem vernunftigen Chriſten bilden.
Vernunftig ſtrich der Cenſor aus. Eben ſo vorſich—
tig verfuhr er bey einerUeberſetzung einer Horaziſchen

Stelle, wo geſagt wird, die boni waren aus der
Stadt verjaat worden. Der Ueberſetzer hatte fur
boni geſetzt Üdeliche. Der Cenſor giaubte, das
konne den Adel beleidigen. S. teutſches Muſeum
1784 ll. 323.

o*) So beſchwert ſich z. E. Moſer, daß ihm en
Cenſor verſchiedene Mahl grammaticaliſche Aus-—

drucke
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eine nach feſten und allein durch die nothwendige
Sicherſtellung aegen gemeinſchadliche Mißbrauche
der Preßfreyheit beſtimmten Grundſatzen ange
ordnete Cenſur kann, als ein rechtmaßiges und
nutzliches Jnſtitut der Staatspolicey betrachtet
werden.

Ungerecht hingegen ſind alle Cenſurauſtalten,
die ihre naturlichen Grenzen uberſchreiten, die
die frehye Erforſchung der Wahrheit hindern, die
fur den Staat furchten, nicht wenn der Staat
ſelbſt in einer Schrift angegriffen, verrathen, durch
Aufforderung der Unterthanen zum Ungehorſam
in Gefahr gefetzt wird, ſondern wenn beſcheidene
Urtheile uber Staatsverfafſung und Staatsver—

waltung offentlich geſagt werden; die die Reli
gion augefochten glauben, wenn Religionsſatze auf

eine ruhige, anſtandige Weiſe wiſſenſchaftlich ge
pruft und unterſucht werden; die gute Sitten
mit aberglaubiſchen Gewohnheiten, Satyren mit
Pasquill verwechſelu; die nach dem Druck-oder
Verlagsort, nach dem Nahmen des Verlegers
oder Verfaſſers, nach dem Titel des Buches ver
dammen oder begnadigen, die Rubrikenweiſe ver—
bieten, ohne zu leſen, die nicht, um Mißbrauche
ber Preßfreyheit zu verhuten, ſondern, um dieſe

ſelbſt

drucke geändert, auch wohl verlangt habe, Quan
titaten, die mit Zahlen angegeben waren, ſollen
mit Buchſtaben ausgedruckt werden, und derglei
chen zudringliche Pedantereyen mehr. Moſer v.
d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 70. Ueber
haupt iſt ein Cenſor. nie berechtigt, ohne Ruck—
ſprache mit dem Verfaſſer etwas abzuandern! und
doch geſchieht das ſo oft! Vergl. Hegewiſch an
Deutſchlands Patrioten. Kiel 1793.
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ſelbſt zu unterdrucken, Schriftſteller und Leſer,
ſoweit ihr Arm reicht, mit eiſernem Scepter re—
gieren.

Ju. Die Reichs-Policeygeſetze a) haben, um
den Mißbrauchen der Prefßfreyheit vorzubeugen
oder Einhalt zu thun, verordnet, daß Buchdrucke—
reyen nirgend anders, als in Reſidenzen, Univer
ſitaten, oder anſehnlichen Reichösſtadten angelegt
werden und alle Winkeldruckereyen verboten ſeyn b);
daß die Buchdrucker angeſeſſene, ordentliche und
ehrbare Leute ſeyn, von den das Bucherweſen be
treffenden Reichs-Policeyordnungen wohl unter
richtet, und auf die genaue Befolgung derſelben
beeidiget e); daß alle Druckſchriften der landes—
herrlichen Cenfur ubergeben d) und mit dem Nah

men des Verfaſſers, des Buchdruckers und des
Druckorts verſehen e) werden ſollen.

Schrif

2) S. Gerſtlacher Handbuch der teutſchen Reichs
geſetze IX. 1188 f.

b) R. A. v. 1570. J. 135. R. P. O. v. 1577. Tit: 35.
g. 6. Kaiſ. Edict.v. 1715.

c) Kaiſerl. Edict v. 1725. R. A. v. 15370. ſ. 156.
d) R. A. v. 1529. h. 9. v: 133o. h. 88. iR. A. v.
1570. J. Izh.

e) R. A. v. 1530. J. 38. R. P. O. v. 1548. Tit. 34.
J. 1. R. A. v. 1570. ſ. 156. R. P. O. v. 1577.
Tit. 35. h. 1. Kaiſerl. Edict v. 1715. Dieſe

Vorſchrift wird bekanntlich nicht beobachtet und
ſelbſt der Kaiſerl. Reichshofrath giebt Privilegien
uber Bucher, deren Verfaſſer ſich nicht nennen.
Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 66.
der dabey ſehr richtig bemerkt: „Und:hatte der

Reichsfiscal Jahr aus und ein genug zu ?thun,
wenn
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Schriften, welche zur Storung der offentli—
chen Ruhe Veranlaſſung geben konnen, welche ge—
gen den Staat, die Religion und gute Sitten ge—
richtet ſind, welche insbeſondere die fur das teut
ſche Reich ſo wichtige Einigkeit zwiſchen den verſchie—

denen Religionsverwandten zu ſtoren drohen, und
die Religionsfriedensſchluſſe anfechten, Laſter- und
Schmah-Schriften-, Bucher- und Kupferſtiche,
ſollen von der. Cenur zum Drucke nicht zugelaſ—
ſen, und, wenn ihre Verbreitung dennoch verſucht

wurde, ſogleich conſfiscirt, auch die Urheber,
Schreiber, Drucker, ſo wie diejenigen, welche ſie
zum Verkaufe herumtragen und ausbreiten, nach
Beſchaffenheit der Sachen und der Umſtande an
Gut, Leib, Ehre und Blut, unnachlaßlich be—
ſtraft werden ſ).

Ju der Wahlcapitulation K. Leopolds des
Zweyten:iſt noch die beſondere Vorſchrift enthal—
ten, daß keine Schrift geduldet werden ſoll, die
mit den ſymboliſchen Buchern bei—
derley Religionen, und mit den guten
Sitten nicht vereinbarlich ſey, oder wodurch
der Umſturz der gegenwärtigen Verfaſſung

oder

wenn er alle die actioniren wolle, wo kein Ort,
.noch Verleger oder Buchdrucker gemeldet, oder

etwa nur geſettzet wird, Frankfurt und Leipzig.
Indeſſen hat man doch Beyſpiele, daß es geahn
det worden iſt“). Ein ſolches Beyſpiel v. 1760
wird denn auch angefuhrt.

f) R. A. v. 1529. ſ. N v. 1530. ſ. 58. v. 1541.
40. v. 1570. ſ. 154- 158. R. P. O. v. 1548.

Tit. 24. J. 12 4. v. 1577. Tit. 35. ſ. 1 5. Kai
ſerl. Edict v. 1715. Kaiſerl. Patent v. 1746. ſJ. J.
Rahlcap. Art. 2. ſe G. v.
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oder die Storung der offentlichen Ruhe be—
fordert werde 5) eiune Vorſchrift, deren erſter
Punkt mit den Grundſatzen der auasburgiſchen
Eonfeſſionsverwandten, mit dem Geiſt und Zweck

der Reformation und mit den Reichsgeſetzen ſelbſt h)
ſich auf keine Weiſe vereinigen lafzt, welchem da
her auch von den evangeliſchen Churfurſten nicht

beygeſtimmt worden iſt. Ueber die verbindliche
Kraft dieſer Stelle der Wahlcapitulation kaun kein
bundigeres und richtigeres Urtheil gefallt werden,
als im Jahr 1791 bey einer ſonderbaren und un
erwarteten Veranlaſſung von dem Koniglich
Preüſſiſchen Departement der auswartigen Ge
ſchafte geſchehen iſt i). Die Stimmenmehrheit
der katholiſchen Churfurſten konnte dem evangeli
ſchen Religionstheile und den zu demſelben gehori

gen Reichsſtanden keine Vorſchrift aufdringen, die
in jeder Hinſicht unpaſſend, der Denk- und Ge
wiſſensfreyheit gefahrlich und mit dem Syſteme
der Proteſtanten unvereinbarlich iſt.

Bey
t) Wahlcap. Art. 2. K. 8.
n) Jn eben der Stelle der Wahleap. iſt von neuen

Editionen der Augsburgiſchen Confeſſionsverwand-
ten librorum ſymbolicorum, ſo ſie vor oder nach
dem Religionsfrieden dafur angenommen oder noch

annehmen mogten, die Rede. Wie reimt ſich das
mit einer ganzlichen Unabanderlichkeit und Unver
letzlichkeit eben dieſer Bucher? Vergl. Gahler
de librorum eccleſiae ſymbolicorum et legis re-
giae pro tuenda eorum auctoritate Leopoido II.
ſcriptae iuſta ratione ad libertatem coetibus e-
vangelicis propriam. Altdorf i791.
Als der Miniſter v. Wollner jene neue Vorſchrift

der Wahlcapitulation in Anwendung bringen
wollte.

i) Haberlin Geſchichte der Wahlecapitulation Leo
polds il. S. 67 f.
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Bey der Abfaſſung eben der Wahlcapitula—
tion, welche dieſen Zuſatz erhielt, kam auch eine
weitere Einſchrankung der Preßfreyheit zur
Sprache, wobey es vorzuglich darauf angeſehen
zu ſeyn ſchien, daß den Landesherren, die nach ih
rer Einſicht bisher die Grenzen derfelben beſtimm
ten, durch ein allgemeines Reichsgeſetz die Hande
zum Nachtheil der Preßfreyheit mehr, als durch
die bisherigen Reichsgeſetze geſchehen iſt, gebun—
den werden ſollten. Ein churfurſtliches Collegial
ſchreiben wurde an den neuen Kaulſer erlaſſen,
worin geſagt wird, „Seiner k. Majeſtat allerer
leuchteſten Einſicht und Beherzigung konnen die
auſſerſt bedenklichen Folgen keinesweges entgehen,
welche ſich in unſern Tagen durch eine grenzenloſe

Preß-und Druckfreyheit uber das ganze teutſche
Reich zum Nachtheil der allgemeinen Wohlfarth
verbreiten durften. Da nun dieſem Uebel und den
weiteren verderblichen Fortſchritten deſſelben auf
keine andere Weiſe, als durch ein allgemeines und
auf die gegenwartigen Zeitumſtande paſſendes
Reichsgeſetz das erforderliche Ziel geſteckt werden
moge; ſo werde der Kaiſer erſucht, uber dieſen
fur die gegenwartigen Zeitumſtande ſo wichtigen
Gegenſtand eine reichstagliche Berathſchlagung zu

veranlaſſeun“. Bisher iſt jedoch nichts, erfolgt und
der ganze Antrag kann leicht das Schickſal der

meiſten Gegenſtande haben, die beym woeſtphali

ſchen Frieden nicht erledigt werden konnten, und
auf den kunftigen Reichstag verſchoben wurden.
Denn das Reichsgutachten vom 18. Hornung 1793,
welches etwas uber ruheſtorende Schriften enthalt,

(ſ. v. Eggers teutſches Magazin 1793. Apr.
50o9 f.), bezieht ſich nur, wie es in der Auf—

ſchrift
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ſcchrift heißt, auf die jetzmahligen Volksver—

fuhrer und Ruheſtorer! Und wie viele
Reichsſtande wurden ſich durch ein Reichsgeſetz die

Hande wirklich binden laſſen?

Rllnl. Denm hochſten Reichs Oberhaupte ſtehet die
Aufſicht uber das Bucherweſen inm Reiche zu und
die Sorge fur die Beobachtung und Befolgung der
daſſelbe betreffenden Reichs-Policeygeſetze K).

Dieſe Geſetze zu erneuern und deren Beob
achtung durch offentliche Edicte einzuſcharfen, iſt
der Kaiſer unſtreitig befugt, wenn er uur keine
einſeitigen Abanderungen und Zuſatze macht. Ge
ſchieht aber dieſes, enthalten ſolche Edicte neue,
den beſtehenden Reichsgeſetzer nicht gemaze Vor
ſchriften, werden dadurch die Rechte der reichs
ſtandiſchen Landeshoheit, oder eines Religions—
theils gekrankt, oder die Grenzen der Preßfrey
heit auf eine mit den Reichsgeſetzen nicht uberein

ſtimmende Weiſe eingeſchrankt; ſo ſind weder die
Reichsſtande zur Befolgung ſolcher neuen Verord
nungen verpflichtet, noch die Reichsgerichte berech
tiget, darauf zu erkennen, weil der Kaiſer allein
nicht befugt iſt, neue Reichsgeſetze zu machen ſ).

Das Recht der kaiſerlichen Oberaufſicht wird
theils durch das Buchercommiſſariat zu Frankfurt,
theils durch den kaiſerlichen Reichshofrath, theils
durch beide hochſte Reichsgerichte ausgeubt.

Schon

x) Von dem kaiſerlichen Bucherregal, von dem kai—
ſerlichen Buchercommiſſariat u. ſ. w. 1780. 4.

H Woſer v. d. kaiſerl. Regierungsrechten und Pflich

ten 728. 729.
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Schon Marimilian J. hatte einen Gencial—
Superintendenten uber das Vucherweſen im Reiche
angeordnet, es aelang ihm jedoch nicht, ſeine Ab—
ſicht zum Nachtheil der laudesherrlichen Policeh

gewalt durchzuſetzen m). NRur in Beziehuna auf
die einſt ſo blutzende Frankfurter Buchermi ſſe
wurde! die Aufſicht daruber dem Maaiſtrat zu
Frankfurt am Main uberlaſſen, und endlich in
dieſer Reichsſtadt von Rudolf Il. einem eigenen
Commiſſariat, welches aus einem dort wohnenden
Commiſſar und dem Reichskammergerichts- Fis—
eal beſtehet, ubertragen. Dieſes Commiſſariat
ſoll zunachſt auf alle Verletzungen der kaiſerüchen
Druckprivilegien ſorafaltig acht haben, ſodann
auch ſeine Aufmerkſamkeit auf die Beobachtung
der Reichs- Policevgeſetze in Anſehung des Bu
cherweſers richten Jhnwn muſſen daher von je—
dem Buche, welches auf die Frankfurter Meſſe
gebracht wird, einiage Exemplare zur Beurthei
lung ubergeben werden. Es iſt berechtiget,
die Verbreitung derjenigen Vucher, welche aegen
die Reichs vuchergeſttze anſtoßen, zu verbieten
und ſie nach Umſtanden ſogar zu confisciren. Jahr

lich

m) J. P. v. Ludewig vom kaiſerlichen Generalſu—
perintendenten aller Buchdrucker des romiſchen
Reichs; in d. Halliſchen Anzeigen 1740. N. 14.
18. Putter vom Buchernachdruck h. 170. S. 174.

Kaiſerl. Patent v. 15. Merz 16og. Gerſtlacher
Handbuch d. t. Reichsgeſetze IX. 1197 f.

or) Drey eines fur den Kaiſer, eines fur Chur
mainz, und eines fur das Commiſſariat.

eur) Eigentliche Cenſur vor dem Druck hat das Com

miſſariat nicht vorzunehmen.
v. Bergs Policeyr. Th. 2. 8
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lich muß von ihm ein Hauptbericht an den Reichs—
hofrath erſtattet, auch auſſerdem bey beſondern
Veranlaſfungen von dieſem hochſten Reichsgerichte
Jnſtruction und Verhaltungsbefehl eingehohlt
werden n).

Der kaiſerliche Reichshofrath fuhrt uberhaupt
die allaemeine Aufſicht uber das Bucherweſen, im
Reich, erlaßt Officialverfugungen nicht nur an
das Buchercommiſſariat zu Fraukfurt, ſondern
auch an einzelne Reichsſtande, fordert vorzuglich
von jenem bey vorkommenden Fallen Bericht, zieht
es wegen begangener. Nachlaſſigkeiten zur Verant
wortung, und ertheilt ihm die noöthigen Vorſchrif
ten und Anweiſungen o).

Jn dieſer Hinſicht handelt der Reichshofrath
lediglich als kaiſerliches Regierunagscollegium und
das Reichs Kammergericht kann hierbey auf keine
Concurrenz mit ihm Anſpruch machen. Allein,
da auch die bey beiden Reichsgerichter beſtellten
Fiscale auf gleiche Weiſe angewieſen ſind, gegen
die Uebertreter der Reichs-Bucheraeſehze zu ver—
fahren p); ſo iſt kein Zweifel, daß fiscaliſcht Kla

gen

In) Moſer a. a. O. G. 729 f.

o) Moſer a. a. O. S. 733. Deſſ. Abhandl. ver
ſchied. Rechtsmat. St. 6. Nro. 5.

p) R. P. O. v. 1548. Tit. 34. v. 1577. 9. 4. Kai
ſerl. Edict v. 1715. K. G. O. Th. 2. Tit. 20.
F. 4. Vergl. Rob. Well Beantwortung der Frage:
wie weit geht das Recht eines Reichsfiscals in An
ſehung der Vuchercenſur? 1757.
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gen dieſer Art auch bey dem Reichs-Kammerge—
richt angebracht und entſchieden werden konnen q).

Bey der Ausubung des Rechtes der Aufſicht
uber das Bucherweſen muſſen die Reichsgeſetze ge—
nau beobachtet, keine willkuhrliche und parteyiſche
Urtheile gefallt, die Schriften blos nach den in
den Reichs Buchergeſetzen beſtimmten Erforder—

niſſen beurtheilt und, wenn daran kein Manget
erſcheint, weder fiscaliſche Klagen angenommen
noch Confiscationen verfugt werden r).

Ju beſonderer Hinſicht auf die verſchiedenen
Religionsverwandten im teutſchen Reiche iſt es

dem Kaiſer zur Pflicht gemacht, weder den
Reichsgerichten nach dem Buchercommiſſa
rius zu Frankfurt am Main zu verſtatten, daß
jene auf des Fiscals oder eines Andern Augeben
in Erkennung, Fortſetzung und Aburtheilung der

Pro
q) Moſer v. d. t. Juſtizverf. l. i1o56b. Malblank

Anleitung zur Kenntniß der teutſchen Gerichtsverf.
und Praxis IV. 113. v. Cramer Wetzl. Nebenſt.

Lilll. 120 f. und 137 f.

r) Moſer v. d. k. Regierungsrechten II 734. f.
Uebrigens, ſagt Moſer iS. 733.), hat die oft
nothige und lobliche, oft auch ubertriebene Scharfe,
das unfreundliche Betragen und die geauſſerte Par—
teylichkeit gegen (fur, die Catholiſche, dieſes kai—
ſerlichen Buchercommiſſariats verurſacht, daß zu
des kaiſerlichen Höfes ſelbſt eigenem Nachtheil der
Buchhaudel ſich faſt vollig von Frankfurt binweg
und nach Leipzig, gezogen hat, allwo man keine
kaiſerliche Buchercommiſſion erkennet noch zue
la ſſet' J

Z 2
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Proceſſe, ſodann gebuhrlicher Execution, und
dieſer in Cenſirung oder Beurtheilung und Con
fiscirung der Bucher einem Religionstheile mehr,
als dem favorriſiren s).

J. Den teutſchen Reichsſtanden ſtehet das Recht
der Bucherpolicey vermoge der Landeshoheit zu;

es iſt ihnen aber durch die Reichsgeſetze die Ver
bindlichkeit aufgelegt, alle Schriften „welche in

ihren Landen und Gebieten gedruckt werden ſollen,
zuforderſt einer genauen Cenſur zu unterwerfen,
damit keine zur Storung der offentlichen Ruhe
Veranlaſſung gebende, gegen den Staat und deſ—
ſen Verfaſſung, aegen die Religion, die Reichs
friedensſchlü ſſe und Reichsabſchiede gerichteie Schrifs

ten, keine Schmah und Laſterſchriften, Charten
und Kupferſtiche durch den offentlichen Druck be—
kannt gemacht werden. Wenn aber deſſen unge—
achtet eiwas dergleichen zum Vorſchein kame; ſo
ſoll es ſogleich unterdruckt, nach dem Verfaſſer ge
forſcht und dieſer, nebſt dem Drucker, Verleger
und Verkaufer nachdrucklich beſtraft werden t).
Sollte eine Obrigkeit hierinn nachlaſſig ſeyn, ſo
will der Kailſer ſelbſt das Nothige verfugen, oder
durch den Fiscal nach Vorſchrift der Geſetze ver—

fahren laſſen u).

Be
a) Wahlecap. Art 2. F. 7. Zu mehrerer Sicher—

heit haben die evangeliſchen Reichsſtande mehr—
mahls auſ die Beyordnung eines Commiſſars von
ihrer Religion angetragen. Moſer a. a. O.
S. 731.t) R. U. v. 1330o. g. z8. v. 1570. g. 154. R. y. O.

v. 1377. Tit. 35. d. 2. 3.
v R. A. v. 1570. C. 159. R. P. O. v. 1377. ſ. 4.

Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen
S. öʒ. 66.
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Beſonders ſind noch in neueren Zeiten ſammt—
liche Reichsſtande catholiſcher und augsburaiſcher
Coufefſion von dem Reichsoberhaupte aufaefordert

worden, auf den beſtehenden Reichsgeſctzen und
dem im Jahre 1715 verkundeten kaiſerlichen Edicte

ſteif und ernſtlich zu halten, und insbeſondere den
Preditggern und Schriftgelehrten ſowohl, als
auf Univerſitraten und Academien den Profeſ-
ſoribus und Rechtsgelehrten durchaehends ernſt
lich einſagen zu laſſen, ſich in geiſt— und weltlichen
Diugen nach dem kaiſerlichen Edict und Verbot
allertings, zu achteu, angeſehen Jhre kaiſerliche
Majeſtat durch ſolche und deraleichen gegen die
Reichsgrundteſetze, Religions und Profan
frieden, und andere kaiſerliche allertinadigſte
Reichsverordnungen laufende eigenſinnige Hitzig
keiten, und grundloſe verderbliche Schmahereyen,
daun unbeſcheibene zwiſchen Chriſten unnothige Ei—
ferungen und verkehrte Lehrſatze, das aemeine
Reichsweſen, deſſen nothwendige Ruhe und inner—
liche Verfaſſung nicht ſtoren zu laſſen, ſondern
Freundſchaft, Vertrauen, und Einigkeit,
dann einem jeden Recht und Beruhigung, ſo viel
Jhm mobalich iſt, in allen Dingen beſtandig zu
ſtiften, und zu halten, feſtiglich allergnadigſt ent—

ſchloſſen ſehyen v).

Aus dieſem allen ergiebt ſich von ſelbſt, daß
die Handhabung der Reichs-Buchergeſetze zu
nachſt jeder Ländesherrſchaft und Obrigkeit zu—
konuit, daß ſie aber der kaiſerlichen Oberaufſicht

Z3 unv) Kaiſerl. Commiſſionsdecret vom 14. Auq. 1715.
Gerſtlacher Handbuch d. t. Reichsgeſetze
1aoi. 1202.
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unterworfen und jede Obrigkeit deßwegen gegen

Kaiſer und Reich verantwortlich iſt. Hingegen
iſt die unmittelbare Wirkſamkeit der ReichsBucher
policey gegen Uebertreter ihrer Geſetze nur ſubſi—
diariſch in dem Fall, wenn eine Obrigkeit fahr
laſzig ware w). Triſt daher ein Reichsſtand ſelbſt
die aeſetzmaßlgen Verfugungen; ſo darf auch das
Buchercoimiffariat ſich nicht darein miſchen noch
dem Landesherrlichen Unterſuchungs- Straf- und
Confiscationsrecht eingreifen x). Ohnehin zeigt
ſich die Macht des Buchercommiſſars nur am Orte
ſeiner Reſidenz in voller Kraft y), wie denn auch
ſeine urſprungliche Beſtiunnung nicht ſowohl. dahin
gieng, eine allgemeine Bucheraufſicht auszuuben,

als
w) R. P. O. v. 1577. F. 4. “Wo aber einige

Obrigkeit, wer die ware, oder wie ſie Nahmen
haben mochte, in Erkundigung ſolcher Dingte,
oder ſo es ihr angezeigt, darinn fahrlaſſig
handeln, und nicht ſtrafen wurde, als dann
wollen Wir entweder ſelbſt wider dieſelbige.
auch den Dichter, Drucker, oder die Buchfubrer,
Handler und Verkaufer, ernſtliche Strafe fur—
nehmen laſſen, oder aber ſoll unſer kaiſerl.
Ziſcal Amtswegen dargegen auf gebuhrliche
Strafe procediren und handeln, welche Strafe
nach Gelegenheit und Geſtalt der Sachen unſer
kaiſerl Cammergericht zu ſetzen und zum d

o erirenMacht und Befehl hahen ſoll' Maoſer. Prae-
cognita iuris publ. cap. 3. S. 14. 16. Piltter
lnſt iur. puhl, g. 363.

x) S. z. E. Vorſtellung des Corp. evangel. an den
Kaiſer, in ßabers Staatskanzley XXXVlIII. 257.

t

y) Sein Verhaltniß aegen Frankfurt und mancher
ley Beſchwerden dieſer Stadt uüber ungebrorlicheJ

4

J Anmaßungen ſ. Orth von den Frankfurter Meſſen
J Abſchn. 13. Putter vom Buchernachdruck h. 172 f.
a! Reuß Staatskanzlen Vl. 225 f.
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als vielmehr die Frankfurter Meſſe von ageſetz—
widrigen Druckſchriften und hauptſachlich von deu

Bucherdieben, Nachdrucker genannt, rein zu hal—

ten 2).

Bey den ſo ſehr getheilten Meynungen der
9gpslitiker uber den Werth einer ganz uuneingeſchrank—

ten Preßfreyheit iſt es indeſſen naturlicher Weiſe
kein Wunder, wenn man in den einzelnen teut—
ſchen Staaten eine große Verſchiedenheit in der
Verfaſſung der Bucherpoliceh findet a). An
manchen Orten iſt, der reichsgeſetzlichen Vorſchrift
ungeachtet, gar keine Cenſur; die Reichsfiscale
wiſſen es, und ſchweigen. Der Konig von Dan—
nemark, als Herzog von Holſtein, die Herzoge
von Braunſchweig, Sachſen-Weimar und
Sachſen-Gotha und einige andere Reichsfur—
ſten haben die Ceüſur aufgehoben, und die Reichs—
policey hat ihnen kein Hinderniß in den Weg ge—
leqt, ohne Zweifel, weil man einſah, daß die
Policeyverordnungen aus dem ſechszehnten Jahr

hunderte auf die jetzigen Zeiten nicht ſo ganz unbe—
dingt mehr anzuwenden ſeyen, daß man ſie jetzt
nicht mehr als ſchlechterdinas aebietend betrachten
konue, was auch immer ihre urſprungliche Abſicht
geweſen ſeyn- mag, und daß endlich nach der er
folgten volligen Ausbildung der Landeshoheit die
Vorkehrung derjenigen Maßregeln, welche den

34 be2) Putters Beytrage l. 281.
a) Moſer v. d. Landeshoheit in Policeyſachen S. 67 f.

Vergl. die Geſetzgebung uber Preß- und Leſefrey—
heit im Erzſtift Salzburg in den ſtaatswiſſen—
ſchaftl. und juriſt. Nachrichten Jan. 1799. S. 33-
38. 422 46. 49 36.
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beſonderen Bedurfniſſen jedes Landes angemeſſen
gefunden werden, der landesherrlichen Policenge—
walt zu uberlaſſen ſey b). An andern Orten
herrſcht Preßzwang, Cenſurdespotismus und Le—
ſeſclavereh. Alle Kennzeichen einer verkehrten
Bucherpolicey treffen zuſammen. Das muß der
landesherrlichen Policey freygelaſſen werden. Die
Reichspolicey hat ſich hochſtens darum zu bekum
mern, daß die Preßfreyheit nicht zu weit gehe.

Unter den mannigfaltigen Einrichtungen der
Bucherpolicey in Teutſchland ſeh es genug, dieje—
nigen naher zu betrachten, die man gewohulich,
als zwey Extreme anſieht: die Preßfreyheit au
den Ufern der Elbe und Eider und ihr Gegen—
ſtuck an den Ufern der Donau; und dann einige,
die die Mittelſtraße halten.

Jn den Daniſchen Staaten wurde im Jahr
1770 alle Buchercenſur abgeſchaft. und eine unein
geſchrankte Preßfreyheit eingefuhrt. Aber bald
(1771) wurde dieſe nuher dahin beſtimmt, daß
kein Buchdrucker eine Schrift, deren Verfaſſer er
nicht weiß, drucken, und. daß er, wenn er den
Verfaſſer nicht angeben kann, ſelbſt fur den Jn
halt, wenn dieſer den beſtehenden Geſetzen und
Anordnungen zuwiderlaufen wurde, verantwortlich
ſeyn ſoll. Deßwegen ſoll auch jedem Buche der
Nahme des Verfaſſers oder des Buchdruckers auf
gedruckt werden. Jn der Folge (1773) wurden
auch die Gegenſtande der Preßfreyheit, beſonders

in
b) Vergl. v. Slorencourt aber Preßfreyheit; in

Haberlins Repertor. d. t. Staats- und Lehen-
rechts 1V. 246.
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in Ruckſicht auf den Staat, die Regierung und
allgemeine Anſtalten, eingeſchrankt, und deßwe—
gen die Unterſuchung und Entſcheidung den Poli—
ceygerichten, nachher aber (1790) den allgemeinen
Gerichtshofen ubertragen. Man ſieht hieraus,
daß zwar die Cenſur aufgehoben, eine aanz unein—
geſchrankte Preßfreyheit aber nicht ausfuhrbar ge—

funden wurde c).

Jn den Oeſterreichiſchen Staaten iſt nach
einer ganzlichen Abanderung der Joſephiniſchen
Geſetze uber Schreib-und Preßfreyheit eine ſtrenge
Cenſur der zum Druck beſtimmten uud der im Aus—
lande gedruckten Schriften wieder eiungefuhrt, ſo
daß ſelbſt kein innlandiſcher Buchhandler ohne vor
herige Cenſur etwas im Auslande drucken darf.
Die Verzeichniſſe der verbotenen Bucher beweiſen,

wie ausgedehnt die Grenze ſeyn muß, die zur
Verwahrung aegen gefahrliche Schriften gezogen

worden iſt. Und eben aus ihnen ſieht. man auch,
was nicht nur nicht offentlich verkauft, ſondern
auch nicht geleſen werden ſoll. Viel mogen zu der
Strenge, die beobachtet wird, die Zeitumftande
beytragen und ſelbſt dieſe Strenge weiß auch ei—
nen billigen Unterſchied zu machen, geſtattet we—

nigſtens, freylich als Ausnahme von der Re—
gel, einige Leſefreyheit und erlaubt bekaunten Man

35 nerne) Birckner, bey dem man am a. a. O. S. Jo f.
eine critiſche Geſchichte der neuern Daniſchen Bu—
chergeſetze findet, glaubt daher, daß es de inre
keine Preßfreyheit in den Daniſchen Staaten mehr
gebe, ob ſie gleich de facto, wegen der großten—
theils ſehr aemaßigten und vernunftigen Ausfuh—
rung jener Geſctze noch ſo ziemlich beſtehe.
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nern auf ihr ſchriftliches Geſuch auch den Veſitz.
verbotener Bucher. Aehnliche Einrichtungen wa—

ren ehemahls in Batern d). Der jetzt regierende
Churfurſt hat ſie auf eine der Preßfreyheit ſehr
gunſtige Weiſe abgeandert.

Durch die churſachſiſchen Geſetze iſt ver—
ordnet, daßi nichts ohne Cenſur gedruckt und dieſe
in allen Orten, wo Buchdruckereyen vorhanden
ſind, durch die beſonders dazu benannte obrigkeit—
liche oder andere Perſonen vorgenommen werden
ſoll. Doch ſtehet es dem Verfaſſer oder Verleger
frey, die Cenſur bey einer der beiden Landesuni—
verſitaten beſorgen zu laſſen, in welchem Falle die
Approbation dem Cenſor des Druckortes blos an—
zuzeigen iſt. Die Gegeuſtände, worauf die Cen—
ſoren Ruckſicht zu nehmen haben, ſind nach den
allgemeinen Grundſatzen von dem Zwecke der Ceu—

ſur feſtgeſetzt, nur vielleicht nicht mit aller erfor—
derlichen und moglichen Genauigkeit beſtimmt. Die
Cenſoren durfen ubrigens in den ihnen vorgelegten
Schriſten eigenmachtig nichts audern oder wegſtrei
chen, ſondern muſſen, wenn ihnen eine bedenkliche

ESttelle“) aufſtoßt, dieſe anmerken und die Schrift
mit der Erinnerunag, daß ſie in dieſer Meſſe die Cen

ſur nicht paſſiren konne, zuruckgeben. Die Aufſicht
uber das Bucherweſen und die Ceuſoren ſuhren die

Con

d) Moſer v. d. Landeshohtit in Policeyſachen S. bg.
Schlozers Staatsanzeigen Heft VI. 351. IX.
S. 121. Deutſcher Zuſchauer XVIIl. 310.

»m) Solche, die wirklich geſetzwidrig und ſtrafwurdig
ſtnd, muſſen der Obrigkeit angezeigt werden.
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Conſiſtorien, bey welchen auch uber Cenſurmiß—
brauche Beſchwerde gefuhrt werden kann e).

Nach den churbraunſchweigiſchen Ge—
ſetzen ſoll kein Unterthan oder Landeseinwohner,
etwas in- oder auſſerhalb Landes drucken laſ—
ſen, auch kein Buchdrucker im Lande von Frem—
den ſo wenig, als von Einheimiſchen das geringſte
zu drucken ubernehmen, das nicht vorher gehorigen
Orts, und zwar, was die Schriften uber Staats—

und Policeyſachen betrift, an die K. Geheime—
Rathsſtube, die juriſtiſchen an die Juſtizkanzley,
die theologiſchen, philoſophiſchen und philologiſchen
an das Conſiſtorium), eingeſchickt und daſelbſt
approbirt worden iſt f). Alle Schriften, die zu
Gottingen zum Druck gegeben werden, muſſen
derjenigen Facultat, in deren Profeſſion der Ge—
genſtand einer Schrift gehort, zur Cenſur uberge
ben, und durfen ohne Nahmensunterſchrift des je—
desmahligen Decans oder Cenſors nicht gedruckt
werden. Jedoch ſind die Profeſſoren in Auſehung
ihrer eigenen Schriften von dieſer Cenſur befreyet g).

Jn Ruckſicht auf die Zeitumſtande iſt die ohnehin
geſetzwidrige Verbreitung ſolcher Schriften, welche
den Zweck haben, die Meynungen und Geſinnun—
gen von Aufwiegelung der Unterthanen, Verun—
glimpfung der Obrigkelten und Umkehrung laller

bur

e) Reſcript v. zo. Sept. 1779. Schmieder III.
1029 f.

f) Edict v. 6. May 1705. ern. 1731. Willich J.
448.

g) Landesherrl. Privilegien der Univerſitat Gottin—
gen Art. 11. Willich Ill. zos.
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burgerlichen Ordnung zu empfehlen, unter Andro—
hung ſcharfer Ahndung verboten h).

xv. Der immer weiter ſich gusbreitende Geſchmack
des Publicums am Leſen, die Menge unterhalten—
der oder doch zur Unterhaltung beſtimmter Schrif—
ten, der haufig nur ephemeriſche Werth derſel—
ben, die entweder wohl uberlegte oder nothgedrun
gene Oeconomie der Leſer hat den Leſegeſellſchaften

und Leihbibliotheken. ihren Urſprung gegeben. Dieſe
Jnſtitute verdienen allerdings die Aufmerkſamkeit
der Bucherpolicey, welche jedoch in Hinſicht guf
Recht ſowohl, als auf Politik offenbar zu weit
geht, wenu ſie ſie, um allen Schaden zu verhu—
ten, ganz verbietet, d. h. das Kind mit dem Bade
ausſchuttet. Der Policeyaufſicht ſie unterwerfen,
iſt um ſo mehr billig und rechtmaßig, je weniger

man das Recht der Staatspolicey uber offentliche
Jnſtitute uberhaupt und den Einfluß dieſer Juſti—
tute auf das allgemeine Wohl insbeſondere verken
nen kann.

Jn den churbraunſchweigiſchen Staaten iſt
allen Bucherverleihern und Unternehmern von Le
ſegeſellſchaften befohlen, Verzeichniſſe ihrer Bucher
der Policeyobrigkeit ihres Wohnortes zu uberge

ben, welche darauf zu ſehen hat, daß keine als
gefahrlich bekannte oder gar verbotene Schrift in

Umlauf gebracht werde. Auch ſoll der koniglichen

Lan
b) Verordn. v. 24. Nov. 1792. Hann. Anz. 1792.

St. 96.
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Landesregierung jedesmahl eine Abſchrift der
ubergebenen Verzeichniſſe eingeſchickt werden i).

Bey allen Verordnungen dieſer Art laßt ſich
indeſſen unmoglich eine ganz beſtimmte Norm vor
ſchreiben, und das meiſte wird immer, ſo wie
bey den Buchergeſetzen uberhaupt, auf eine ver—
nunftige, liberale, und zweckmaßige Ausfuhrung

ankommen. Alsdann wird man, ſelbſt bey ſtreng
ſcheinenden Verordnungen, einer verrnunftigen
Preß- und Leſefreyheit ruhig genießen konnen.
Schade nur, daß gerade alsdann von perſonlichen
Geſinnungen, und ſchon darum vom Zufall, ſo
vieles abhangen muß! Aber wie, wenn bey der
uneingeſchrankteſten Preßfrenheit, die doch nie die
Verantwortlichkeit der Verfaſſer „Verleger und
Drucker ganz aufheben kann, wenn ſie nicht Preß
frechheit ſelbſt begunſtigen will, ein angſtlicher
Fiscal bald hier bald da gefahrvolle Grundſatze
und Aeuſſerungen findet, und bald den Verfaſſer,
bald den Verleger, bald den Drucker, oder gar
alle zuſammen, vor Gericht zieht, und ſie, ſelbſt
wenn ihre Unſchuld ſiegt, doch immer auf eine un
angenehme Weiſe beunruhiget? Auch hiervon giebt
es Beyſpiele, ſo gut, wie vom Cenſorendruck
Unvollkommenheit hier, wie dort. Es iſt Pflicht,

ihr mit allen Kraften entgegen zu arbeiten; aber
es ware Ungerechtigkeit, ſie den Regierungen zum
Verbrechen zu machen!

i) Verordn. v. 19. Dec. 1793. Hann. Anz. 1794.

St. 2. S. 30.
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